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Vorwort 

Ende 1915 wurde ich vom Auswirtigen Amt beauftragt, eine 
Darstellung der deutschen Außenpolitik vor Kriegsausbruch aus- 
zuarbeiten. Es standen mir dazu amtliche Aktenaus2:üge und 
Aktcnauäkiaiite zur Verfügung. Folgende Verabredung wurde 
getroffen: das Manuskript sollte dem Amt vor der VeröffentUchimg 
vorliegen; Strekhungen und Veränderungen sollten nach Wunsch 
vorgenommen werden; die Entscheidung, ob das so dtircfagearbeitete 
Manuskript veröffentlicht würde, sollte aber dann in meiner Hand 
liegen. Wollte ich diese letzte Fasstmg mit meinem wissenschaft- 
lichen Namen decken, dann sollte sie herauskommen; wollte ich 
sie nicht decken, ging die Arbeit als Denkschrift in den Besitz des 
Amtes über. 

Im Laufe des Jahrei. 19 16 wurden mir noch andere Aufgaben 
iiiitonscher und außenpolitischer Natur vom Auswärtigen Amte 
übertragen. Die Denkschrift über die deutsche Außenpohtik vor 
Kriegsausbruch wurde von mir fertig gestellt, der damalige politische 
.Dirigent Freiherr W. v. Stunun hat sie mit mir durchgesprochen; 
über ihre Veröffentlichung wurde aber im Jahre 1916 nichts End- 
gültiges entschieden. Im Jahre 1918 stellte ich beim Auswärtigen 
Amte den Antrag, es möchte mir die freie Verfügung über die 
Arbeit überlassen werden. Dieser Antrag wurde durch das folgende 
Schreiben des Herrn Staatssekretärs genehmigt: 

»^Auswärtiges Amt Berlin, den 10. Dezember 1918 

Sehr verehrter Herr Professor! 

Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich mitasuteÜen« daß 

ich keine Bedenken habe, Sie zur freien Verfügung über Ihre 
im Jahre 1916 ausgearbeitete Denkschrift zu ermächtigen. Dazu 
darf ich jedocli bemerken, daß diese Ermächtigung keine Be- 
stätigung der Schlußfolgerungen, die Sie aus den Ihnen seinerzeit 
vom Auswar Ligen Amte erteilten Aufschlüssen gezogen haben, 
bedeutet. Ich selbst keime Ihre Denkschrift nicht und sehe 
gegenwärtig keine M^Sglichkeit, mein Ressort mit ihrer Nach- 
prüfung zu betrauen. 

In voixfiglicher Hochachtung und bestens grüßend 

gez. Solf' 
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Durch die seitherigen AktenverSfientlichungen war meine 
ArbetC in cahlreicheo wichtigen Puakteii Qberholt. Es schien mir 

ferner unmöglich, eine Betrachtung unserer Außenpolitik mit dem 
Kriegsbegmn abzubrechen. Die Denkschrift mußte also ganz 
durchgearbeitet und erweitert werden. Seit März 1918 war ich 
ständiger wissenschaftlicher Mitarbeiter der Deutschen Liga für 
Völkerbund. Ihr geschäftsführender Vorsitzender, Professor Dr. 
Emst Jäckh, hatte sich schon im Jahie 191^ warm für die Aufgabe 
iaütuesiatttf die not dann öberttagcn wtude* Eine Daistellung 
unseier AüßeapdüiSk konnte den poiitisclien Zielen der Deutschen 
Uga für Völkerbund ntu: förderiicfa sein. Und so wurde mir auf 
meinen Antrag der archivahsche und technische Apparat der Liga 
zur Erweiterung, Dtuxharbeitung und Fertigstellung der Arbeit 
zur Verfügung gestellt. Dem Präsidium der Liga, insbesondere 
dem geschäftsfuhrenden Vorsitzenden Herrn Professor Jäckh 
spreche ich für diese Unterstützung meinen wärmsten Dank aus. 
Das Manuskript wurde am 23. Dezember 1920 abgeschlossen und 
während der Drucklegung nur unwesentUch ergänzt. 

Wenn ich mich alsa seit langem und immer wieder mit den 
Ptoblemen der Außei^poUtik Deutschlands besdiäfdgt habe, so 
fibeigebe ich meine DarsteUtmg der Öffentlichkeit doch mit dem 
sehr lebhaften Gefühl, daB sie nur den Ansprudi darauf machen 
kann, eine vorläufige Skiz» z» sein. Schon von dem bis jetzt 
bekannt gewordenen Material mag mir manches trotz meiner Be- 
mühungen entgangen sein. Das, was ich benutzte, durfte ich auch 
nicht bis ins Einzelne ausschöpfen wollen, um die Arbeit nicht 
allzusehr in Zersplitterung anschwellen lassen. Und endlich 
bringt )eder Tag neuen inländischen und ausländischen Stoff, 
der das gestern Gedruckte morgen bis m einem gewinen Grade 
useraltet sein läBt. 

Was ich wollte, ist dieses: aus einer bestinunten politischen 
Weltanschauung heraus einen Überbhck geben, mehr der leitenden 
Ziele und widerstreitenden Kräfte, als] des Ganges der Ereignisse 
und des tatsächlichen so unendlich \verschlungenen Verlaufe?;. 
Wie ein Radierer habe ich vereuifacht^und weggelassen: um dem 
Wesentlichen seine Wirkung und Wahrheit zu geben. 

Enthüllungen habe ich nicht zu bieten; der Sachkenner dürfte 
vieles neu beleuchtet finden und manciie Bereicherung des Wissens 
entdecken* Allen meinen Vorgängern bin ich zu Dank verpflichtet: 
Graf Bmst «s Reventlow, Hermann Ondcen, Paul Herre, Justus 
Hashagen, Karl Hdfferidi, B. W. von BOlow, Richard Wolff. 
BegreifUcfaerweise fühle ich mich den Fachgenossen unter ihnen 
am nächsten. Was mich besonders vom Grafen Revendow 
trennt, habe ich in meiner Kritik: „Gra£» Reventlow als 
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Geschichtsächreiber ' (Preußische Jahrbücher 1916» August) aus- 
führlich ausetnandergeseuc. 

Vitt große Antriebe aseigt die deutsche Geadttdite der neuen 
Zeit: zwei gehen vtm großen M e n sch e n aus — Friedridi dem 

Gfoßen und Bismarck; zwei gehen von großen Vottseriebntssen 
aus» 2813 und 1848. Ab der Weltkrieg begann, durfte und mußte 
unsere Generation hoffen, daß er die letzte Erfüllung brächte, 
daß Volkserlebnis und Führergenie sich jetzt endlich begegneten 
zur Vollendung grandioser Selbstbehauptung; daß das neue Welt- 
deutschtum als Offenbarung eines durch die größten geschicht- 
Uchen Werte verfeinerten Patriotismus die Sicherung zu werden 
vermöchte eines neuen Weltgleichgewidites, einer neuen Welt- 
hamonie* 

Unsero Generation ist um die Hoffiaung Ihtes Lebens betrogen 
wofden. Der Krieg wturde von Jahr zu JÄ mehr und mehr ver- 
loren durch Fehler, Imflmer und Illusionen^ die empirisch viel- 
leicht vcmieidbar, metaphysisch vielleicht zwangsläufig waren. 
Das Deutschland, auf das wir gehofft haben, ist untergegangen, 
wahrscheinlich für immer; eine verzweifelte Ländermasse ist übrig 
geblieben, die dem Schicksal für jede materielle Lebensnot dankbar 
sein muß, weil sie dann ihr grenzenloses geistiges Elend weniger 
empfindet. 

So viel wir verloren haben: die Aditung der großen Wdt 
können wir nicht entbehren« Von dieser Achtung hängt alles <bs 
wesentlich ab, was noch deutsche Zukunft heißt. Man soll von 
anderen Völkern nichts geschenkt nehmen — am wenigsten zweifel- 
hafte pohtische Grundsätze. Eine höher entwickelte Pohtik kann 
schon mit dem banal gewordenen Worte: Recht oder Unrecht 
— mein Vaterland — nichts anfangen. Für die Geschichtschreibung 
ist die Anwendung dieses Satzes aber die einzige Sünde, die ihr 
nicht vergeben werden kann. Kinder bewundem ihre Eltern 
grenzenlos; es gehört zur Reife, auch die Eltern zu sehen wie sie 
sind« Was dami bleibt, ist die große Liebe* Aus GrOnden der 
Sdbstachtui^ mfissen wir unserem Vaterlande genau so kritisch 
gi^enübertreten, wü seinen Feinden von gestern, gerade wed es 
ins Unglück gekommen ist. Und gesetzt, das deutsche Volk erweist 
sich vor der schärfsten Kritik eines Deutschen doch Verhältnis 
mäßig unschuldig, ja vielleicht am unschuldigsten, weil am weni<?5ten 
bewußt: wäre das nicht der wahre, der große, der echte Freispruch 

Ich vermag nicht zu glauben, daß der heutige internationale 
Stand der „Schuldfragc" dauerhaft ist. Seine Verewigung scheint 
mir den europäisch-amerikanischen Kuiturzusammenhang m emem 
Augenblick hofiEnungslos zu zerreißen, da die gequälten VBIker 
ihn bekennfntsmäßig z» bq'ahen mnerlschst bereic waren. Und die 
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Geschichtsforschung müBte sich als schlechte Magd einer ideen- 
losea Politik verachten lassen, wenn es ihr nicht gelänge» eine 

einigermaßen geklärte und geschlossene Auffassung der neuen 
Jugend zu überliefern. Die Erkenntnis der historischen Wahrheit 
kann allein dem politischen Willen die Brücke bauen über den 
Zwiespalt unseres heuligen internationalen Lebens. 

Dazu möchte mein Buch etwas mithelfen — gleich andern, aber 
auf seine Art. Für seinen Inhalt trage ich die aileimge und voll- 
ständige Verantwortung. Es hat keiner amtlichen Stelle nielir vor- 
gelegen und gibt memandes Ansichten wieder. 

Charlottenburg, 14. März Z92Z 
Grohnanstraße 59 A 

Pkrof citor Dr. Vcü Vakniia 
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DER WELTKRIEG ALS PROBLEM DER GESCHICHTSSCHREIBUNG " 



L Die Aufgabe 

Ein großer Waldbrand hat stattgefunden. Der Nitumal- 
iSkoaom bececfanet die GrSfie des Veilttstes für die Volkswirtschaft; 
der Jutist versucht die Ursache festmtellen und Isduidet nach . 
dem Schuldigen« Die Polizei hat einen Falschen verhaftet. Die 
Holzsammler sind unglücklich, daß sie kein Holz mehr bekommen 
können. Die Frau des Waldhüters hat ihren Mann verloren. Die 
Frau des Oberförster?; hat den ihrigen gerettet. Eine Baumschule 
bekommt Bestellungen für die Ncuanpflanzung. Viele Literaten 
haben Geld verdient durch thrc Berichte, und ein Maler hat den 
Brand von weitem angesehen und hat ihn sehr schön gefunden« 



Es gibt unwillige Gesichtspunkte, unter denen man ein 
Phänomen Wie den Weltkrieg betrachten kann. Fflr den Geschichts- 
schreiber wird er noch lac^ Zeit das große Ereignis bleiben, auf 
das alle Linien des Geschehens schon lange hinztiRlhren schetnen, 

und von dem aus unabsehbare Neuanfange ihren Ursprung nehmen. 
Aber eine wirkliche Darstellung der Geschichte dieses Ereignisses , 
ist aus vielen Gründen noch nicht möglich. Und doch hat der Zeit- 

genos«;e ein besonders großes Anrecht auf ein Wissen dnvon, nuch 
eine besonders große Möglichkeit, etwas darüber auszusagen. 
Der Versuch muß gemacht werden. Man wird ihn noch oft v/ieder- 
holen, und jeder neue Versuch wird sein eigenes Recht durch seme 
subjektive Leistung nachzuweisen haben. 

Zwei Betrachtungsweisen stehen sich zunächst diametral 
gegenüber« Wir nennen die eine die cfaaiivinisttsdie und die 
andere die humanitäre« Die chauvinistische Betrachtungsweise der 
Entstehung und des Verlaufs des Weltkrieges ist eine Überspitzung 
der fiberlieferten nachtpolitiscfaen Betrachtungsweise der Ge- 
schichte. Diese Betrachtungsweise sieht in dem politischen Ge- 
schehen im wesentlichen eine Entfaltung von materieller Macht ; jeder 
Staat beansprucht das Höchste an Macht im Hinblick auf seine 
besondere Mission^ jeder Staat setzt sich selbst als letztes Maß 
der Dinge, und er kennt für denjenigen, der ihm in den Weg 
tritt, nur das Mittel der Unterdrückung und der Vernichtung. 
Die chauvinistische Betrachtungsweise sieht diejenigen Kräfte 
des Staates als die eigentlich lebendigen an, die der reinen 

VaUntln. DeutacfalMtda AnteopoUttk 1 
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Machtentfaltung und der reinen Selbstbqahung dienen. Sie 

muß die unbegrenzte Vergrößerung des eigenen Staaten; fordern, 
und als letztes schwebt ihr der Gedanke einer Weltherrschaft vor. 
In allen beteiligten großen Staaten hat es diese chauvinistische 
Betrachtungsweise vor dem Kriege und während des Krieges ge- 
geben. War bei uns der „Alldeutsche Verband" und seine Gc- 
sitmungsgenossea YtsttaXxa, das «ufde in Pramkreidi dufch die 
»«AUiance ftm^aat**, m England durch die »»Imperial Federation 
League'^ gepredigt. Es sind imtner diesdben Mittel tind dieselben 
Ziele» oft auch dieselben Worte, die gebraudit werden — sie er- 
fahren nur eine Abwandlung infolge der jeweiligen geschichtlich ge» 
gebenen Lage der verschiedenen Länder. Es ist merkwürdig, 
daß die chauvinistische Geschichtsautfassiing eines jeden Landes 
ihre Stärkung erfährt durch die Parallelerscheinungen der Nach- 
barländer. Graf Reventlow hat z. B. das Buch von Homar Lea; 
„The day o£ the Saxon" übersetzt. Durch eine Art von 
Sympathie sind die Machtfanatiker in allen Landern miteinander 
verbunden gewesen. Man kann dieses Geistessyndikat vergleichen 
mit den sehr viel nuterielleren Verbindungen» die ebenfalls der 
Kriegsidee dienten» wie B. dem Sprengstoffsyndikat. Wenn ein 
Geschichtsschreiber mm die Äußerungen der führenden Chau- 
vinisten aller großen Länder sammelte und daraus ein Bild der 
Vorbedingungen des Weltkrieges zu gestalten versuchte, so käme 
er etwa zu folgendem Ergebnis : Der Weltkrieg war ein unabwend- 
bares Schicksal. Das Machtstreben der großen Staaten mußte 
aufeinander treffen. £s gab keine andere Löstmg als die durch 
Gewalt. 

Der chauvinistischen Betrachtungsweise setzen wir nunmehr 
die humanitSre gegenüber« In allen maßgebenden Uindem hat 
es seit Generationen Männer und Parteigruppen gegeben, die es 
^ sich zur Aufgabe machten, den Krieg als ein legitimes Mittel 
völkerrechtlicher Auseinandersetzung ZU bekämpfen. Es gab dabei 
verschiedene Richtungen, auf die es hier nicht ankommt. Ge- 
meinsam war ihnen allen die Idee: die Kulturmenschheit kann 
ein Ereignis wie einen Weltkrieg nicht ertragen; er würde zu einem 
wirtschaftlichen, sitdichen und politischen Bankrott führen. Die 
gemeinsamen Interessen der Kulturmenschheit haben jährlich zu- 
genommen; diese Interessen sind zum Teil schon international 
organäiert; eine Gesamtorganisatjon des OberstaatUchen Lebens 
ist deshalb zu fordern. Dem Kampfe» der als ein notwendiges 
Element menschlicher Entwicklung immer bleiben wird, müssen 
neue Formen gegeben werden, wie sie der wirtschaftlichen und 
sitthchen Reife der Menschheit entsprechen. Je nach der Ein- 
stellung .haben die Vertreter dieser Ideen mehr den Völkerrecht* 
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liehen oder den würlscfaaftUdien oder den leltgiäs-sittlichen G<^• 
sichtsptmkt betont. Die Bewegung ^ Werke, lie verfügte 
über große Geldmittel, sie war in allen führenden Staaten durdiatis 
einflußreich. Wenn ein Geaducbtsschreiber nichts anderes t3te, 
als die Zeugnisse dieser Bewegung vor dem Kriege zu sammeln, 
so müßte er in dem Weltkrieg einen unbegreiflichen Wahnsinn 
sehen — ein Ercignt«;, das tausendmal ennvickelten Grundsätzen 
der Vernunft, des Rechtes, der Wirtschaftlichkeit usw. in er- 
schreckender Weise widerspricht, ein Ereignis, das man deshalb 
nur als einen Ausbruch elementarer Bosheit und Zwecklosigkeit 
zu verachten genötigt wäre. 

Das sind die beiden Extreme; die Sachlage wird dadurch noch 
mehr verwickelt, daß zwischen diese beiden mög^icben GeschichtS" 
auffassungen sieb nun gleich von Begiim des Krieges an eine dritte 
Betrachtungsweise eingeschoben bat, nämlich die o£^t^tÖ8e• Alle 
beteiligten Regierungen haben den Versuch gemacht, durch Ver* 
öffentlichung von Dokumenten ihre eigene Stellungnahme poli-* 
tisch zu rechtfertigen, d. h. ihre Friedensliebe und die kriegerische 
Zerstörungswut der Ges^ner nnchziiweisen. Es ereignete sich nun- 
mehr das folgende: ein englischer Anhänger der humanitären 
Betrachtungsweise nimmt die deutschen Äußerungen dieser Rich- 
tung;, verbindet sie mit den deutschen offiziösen Veröffentlichungen 
und stellt dieses Ergebnis m Gegensatz zu den Äußerungen des 
englischen Chauvinismus. Daraus folgert er die Unschuld der 
deutschen und die Sdiuld der englischen Regierung am Kriege. 
Oder es konnte folgendes gesdiehoi: ein deutscher Anhänget der 
humanitären Betraditungsweise verölfentlicht deutsche Zeugnisse 
der Machtpoh'tik und des KriegswiUens und vergleicht sie mit der 
englischen o£&uösen Darstellung und der englischen humanitären 
Betrachtungsweise. Das Ergebnis ist die Schuld Deutschlands 
am Kriege. Das war der Fall Kurt Eisner. Noch nndere Kombi- 
nationen sind möglich. Die meisten Historiker, die bisher das 
Wort ergriffen haben, sind in der folgenden Weise vorgegangen: 
sie haben sich im wesentlichen an die offiziösen Darstellungen des 
eigenen Landes augelehnt und dazu die chauvinistischen Äuße- 
rungen der feindlidhen Länder in Gegensau gebracht. Das Er- 
gebnis war auch hkt ein Bäd, das f&: das eigene Land gfinstig 
war, ein Bild xudem, das den Eindruck kOhler bestechender Sach- 
lichkeit machen mußte, weil die humanitiiren Gesichtspunkte 
gar nicht dabei beachtet waren* Solche Versuche sind in allen 
beteil^ten Ländern gemacht worden. 

Besonders dankbar sind sie natürlich für die bisherigen Gegner 
Deutschlands. Nach einem Schillerschen Wort ist jeder Ausgang 
ein Gottesurteil. Wie einfach also für einen Engländer und Fran- 

l* 
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zoscn, den Sieg der Entente zum Ausgangspunkt zu nehmen und 
nun rückläufig nachzuweisen, daß das alles so notwendig und mit 
,,iiiäCorischein Recht*' hat kommen müssen, und daß die Regierungen 
der vefbfindeten Länder erleuchtet genug waren, den Gang der 
Ereignisse votatimiffthlen. Wir Deutsdie befinden uns dem 
gegenüber in einer wesentlich schlechteren Lage. Auch wir müssen 
notwendig den Ausgang des großen Kampfes zunächst als etwas 
Gegebenes hinnehmen und die vorherigen Ereignisse damit in 
Zusammenhang: bringen. Wir werden aber die Methode der 
Gegner schon deshalb nicht übernehmen können, weil sie allzu 
einfach ist und vor einer tieferen Geschichtsauffassung nicht be- 
stehen kann- Denn die Historie wäre ja eine sehr langweilige 
Registratur von Tai:>achen, wenn sie bei allen großen Ent- 
scheidungen und Wendepunhteii nicfat die Ms^itihlKtten des 
entgegengesetzten Verlaufe ebenso mit erwöge und mit beröcfc- 
sachtigte* Oft sind es ja nur verhältnismäBig ganz kleine Momente, 
die den Ausschlag nach einer bestimmten Richtung gegeben haben. 
Es wird also notwendig sein, gerade das Auf und Ab, das Für und 
Wider der Ereignisse sich sn vergegenwärtigen. 

In dem angeführten Schiilcrschen Wort vom Gottesurteil 
schwingt auch die Vorstellung der Schuldhaftigkeit des Unter- 
legenen schon mit. Unter allen Bedingungen des unerträglichen 
Friedensvertrages von Versailles ist sicher die schlimmste, daß 
wir uns ab die Urheber des Weltkrieges haben bekennen müssen 
(Artikel 231). Und aus dieser Urheborschalt^t dann die Verant- 
wommg für alle Verluste und Schaden gefolgert worden. Die 
Oberflächlichkeit des Meinens und Urteilens der breiten Menge, 
auf das ja jeder Machthaber gehorsam hären muß, infosern er es 
nicht beherrscht, ist gerade bei der sogenannten Schnldfrage 
besonders deutlich geworden. Es sind abwechselnd als die Schul- 
digen" einzelne Personen, Interessengruppen, bestimmte Partei- 
organisationen, und endlich ganze Staaten gebrandmarkt worden. 
Der Kaiser, der Militarismus, der Kapitalismus, die Österreichische 
Diplomatie, das ganze deutsdie Volk — so wurden die ,,Sdiuldigen" 
gekenm^eichnet» Die Einstellung auf den politischen Augenblick, 
Parteihet^e und Wahlmache haben dabei eine viel gr80ere Rolle 
gespielt, als der Drang nach der Erkenntnis der Wahrheit. Wir 
dürfen uns in Deutschland darüber schließlich nicht wundem, 
denn im Anfang des Krieges hat unsere öffentliche Meinung genau 
in derselben Weise sich die Sünder auf der Gegenseite ausgesucht, 
also etwa den damaligen Sir Edward Grey, oder überhaupt Eng- 
land oder unsere Diplomaten. 

Die Frage nach der Schuld schließt mehrere Beurteilungs- 
normen in sich, und darüber muB man sich in erster Linie klar sein. 
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Die sentimentale deutsche Veranlagung pflegt bei jedem großen 
politischen Problem, bei jeder einflußreichen Persönlichkeit zu- 
nächst die Frage zu stellen: böse oder guts" Und da wird natürlich 
derjenige, der gegen des Beurteilers Vaterland wirkt, ffir eineti 
schlechten Kerl gehalten. Sir Edward Grey galt bei uns tm 
Anfang des Kri^^ ab ein Sohn der Hölle, ebenso erging es 
später Wilson; der deutsche Kaiser wird dafür jetzt als ein 
Verbrecher an der Menschheit gebrandmarkt. Die eine Be- 
urteilung ist vom Standpunkt des Geschichtsschreibers aus so 
gleichgültig wie die andere. Wichtiger ist die zweite Beurteüungs- 
norm, nämlich die Frage nach Recht oder Unrecht. Es entspricht 
dem fortgeschrittenen Rechtsbewußtsein der heutigen Kultur- 
menschheit, daß die Verletzung des Rechts, und zwar insbesondere 
des Völkerrechts und aller jener imgeschriebenen Satzungen, die 
eine Art Sitten- und Ehrenkodex der Kulturmenschheit ausmadien, 
nicht nur an und för sidi für verwerflich gehalten werden, sondern 
auch in der großen Politik unmittelbaren Schaden fOr den Vef- 
ursacher hervorrufen, insofern sie die allgemeine Achtung vor ihm 
mindern. Und ohne diese Achtung kann heute ein Stnnt nicht 
leben. Das ist gerade das Furchtbare für Deutschland, daß es in 
den Augen der großen Weit diese Achtung zum Teil eingebüßt 
hat. Die wichtigste und entscheidende Beurteilungsnorm, die aber 
in der Frage nadi den Schuldigen steckt, ist die klassische Frage 
aller CSesdiiditsschreibung, nämlich die nach Ursache und Wirkung* 
Gegenüber dem Ethiker und dem Juristen muB der Historiker 
diese Frage als sein eigenstes Gebiet behaupten» und sein Urteil 
wird deshalb niemals lauten: böse oder gut, es wird manchmal 
lauten : recht oder unrecht — es wird aber in den meisten Fällen 
die Träger der Handlung kraftvoll oder schwach, einsichtig oder 
verblendet zu nennen h.iben. Jener Artikel im Friedensvertrag, 
der die Deutschen als die Urheber des Weltkrieges bezeichnet, 
ist vom Standpunkt des Historikers aus ein Fehlurteil ; er nimmt in 
ungewöhnlicher und verletzender Weise der Geschichtsschreibung 
eine Erkenntnis vorweg, und er wird sich deshalb gefallen lassen 
müssen» von ihr abgddmt und durch ein besseres Urteil ersetzt 
zu werdien« 

Nach diesen Ausführungen wird die allgemeine Auffassung 
dieses Buches geklärt sein. Sie ist eine historisch-politische; sie 

wendet sich gegen den Chauvinismus als eine veraltete Oberfläch- 
lichkeit. Sie identifiziert sich auf der anderen Seite aber nicht mit 
der humanitären Betrachtungsweise, weil diese zum guten Teil 
unhistorisch und dogmatisch ist. Sie will gerecht sein gegenüber 
allem, was wirklich ist. Sie geht von der Überzeugung aus, daß die 
Solidarität der eiux)päischen Völker, ja der Kulturmenschheit ein be- 



II. DIE BISMARCKSCHB ERBSCHAFT 



stimmtes und notwendiges Ziel der gegenwärtigen Geschichts- 
epoche ist, und sie findet deshalb alle Versuche der Völkerver- 
söhnung und Völkerverständigung fruchtbar und zukunftsreich, 
und alle Mächte, die sich diesen Zielen entgegenstellen, archaisch. 
Man mag das eine Tendenz schelten oder als Glauben achten — 
gleichviel. Auch der Gegner wird unserem Standpunkt zunächst 
das Recht der MeinongsäuBerting asublUigeii nitaen» Ohne emea 
derardgen Standpunkt, der hoch genommen ist und stdt dem 
Menschheithcfaen zuwendet» ist überhaupt keine Ordnung in die 
Tatsachenflut der Zeit vor dem Kriege und während des Krieges 
zu bringen. Je näher man den Ereignissen steht, depto größer ist 
die Gefnhr, daß man die Ein::elheiten überschätzt. An Hergängen 
wissen wir schon recht viel; aber ganz große Tatsachenkomplexe 
sind uns noch durchaus unbekannt. Je genauer unsere Kenntnis 
von bestiiiimten Einzclaktionen wird, desto deutlicher tritt zutage: 
auch hier ist es unmöglich, alles Stoffliche zu erfassen, auch hier 
fehlt Steher diese oder jene Aufieeicfantuig, diieses oder Jenes Tele* 
phongepräcfa, diese oder jene private Unterhaltung* ^ ist in der 
Tat so: je mehr man eifährt, desto weniger wei6 man wirklich. 
Und die Vielwisserei führt wie gewöhnlich zu ihrer eigenen Ver- 
neinung. Je mehr sich eine Darstellung auch an Einzeltatsachen 
klammert, desto sicherer wird sie schnell veralten. Es ist also nicht 
nur sinnvoller, sondern auch praktischer, wenn man das Haupt- 
gewicht auf die Tendenzen der Entwicklung und die leitenden 
Personen legt. Hier kann man, besonders auf der deutschen 
Seite, schon vieles klar sehen. 

Die innersten Kräfte, die den Weltkrieg verursacht haben» 
werden nur von wenigen heute geahnt. Sie sind unbekannt und 
unbenannt. Ich wenigstens bin überzeugt» daß wir mitten in einer 
der Weltenwende stehen, wie sie in der früheren Geschichte durch 
die Völkerwanderung, durch die Reformation und die große fran- 
zösische Revolution herbeigeführt worden Sind. Wer nach uns 
kommt» wird das besser begreifen. 

IL Die Bismardcsdie Erbschaft 

Jede ' Betrachtui^ deutsdier auswärtiger Politik muß mit 
Bismarck beginnen. Bis in unsere Tage hinein ist sein Werk die 
Grundlage des gesamten deutschen Lebens geworden. Es liegt ja 

sehr nahe, heute vieles daran unzureichend und unbefriedigend 
zu finden. Häufig macht sich deshalb ein kleinliches Tadeln und 

Kritisieren jener Epoche breit. Wir wollen uns demgegenüber 
auf den historisch-wissenschafdichen Standpunkt stellen, nach dem 
selbstverständlich jede Zeit aus ihren eigenen Voraussetzungen 
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hmiis beurteilt werden muß. Zum erstemnal seit Jahrhunderten 
ist Deutschland durch Bismarck ein Staat geworden, der in der 
Staatengemeinschaft Europas eine gro6e Stellung einnahm. Wir 
waren geachtet, und wir waren mächtig; das sind zwei Momente, 
die jede Nation immer wieder erstreben muß, und deshalb wird 
auch Deutschland irgendv/fe immer auf die Bismarcksche Leisttmg 
zurückzugreifen haben, wenn es eine Stellung unter den europä- 
ischen Mächten haben will. Welches war Bismarcks Verhältnis zu. 
den damals maßgebenden Mächten Europas Es ist charakteristisch 
für seine schöpferische Genialität, daß sich seine Lebensarbeit 
progratnmatisch überhaupt nicht festlegen Bl6t* Brhat gehandelt; 
er hat mit Österreich Kriege geführt und sich nachher mit ihm 
verbflttdet; er hat jahrelang mit Napoleon III. zusammengearbeitet 
und ihn nachher besiegt; er hat sein ganzes Werk der deutschen 
Einigung nicht vollenden können, ohne ein gutes Verhältnis zu 
Rußland, und trotzdem hat er sich v;iederholt ernsthaft gegen 
Rußland wenden müssen. Er hat durch die Kriege mit Dänemark 
und mit Frankreich, besonders auch durch die Annexion von 
Hannover England verletzt und ist trotzdem mit England in ein so 
erträgliches Verhältnis gekommen, daß er unseren Kolonialbesitz 
bqirfinden konnte. Bismarck ist in der auswärtigen Politik deshalb 
so schöpferisch, weil er kein System und kein Prinzip gehabt hat* 
Er war imstande, die Situationen des Tages und des Augenblicks 
vollkommen zu übersehen und dann das für die Stunde Klügste 
zu tun. Diese Fähigkeit, es ist die politische Genialität schlechthin, 
wird man von jedem Standpunkt aus bewundern müssen. Die 
Gegner werfen ihm die Machtpolitik vor. Da ist doch zu sagen, 
daß Bismarck sehr im Gegensatz zu Napoleon I. nicht der Träger 
einer grenzenlosen Machtpolitik war. Bei Napoleon war die Macht 
um ihrer selbst willen da; sie war schrankenlos und dämonisch. 
Bei Bismarck hat sich die Macht an den entscheidenden Punkten 
doch immer noch selbst gezfigdt: er ist der Machtpolitiker des 
Maßes. Damit sollen seine Rechtsbrüche nicht verteidigt werden; 
es soll sein, daß diese Rechtsbrüche bei ihm einen 

großen Sinn hatten. Seine Annexionspolitik von 1866 ist der beste 
Beweis dafür: er schont das 2:usammengebroc1iene Österreich und 
fügt eine Reihe von dynastischen und partikularen Staatsbildungen 
in eine größere und gesundere Ge-atntheit ein. Die nordschles- 
wigsche Frage gemäß den Bestimmungen des Prager Friedens 
entgegenkommend zu regeln, wäre Bismarck persönlich noch in 
den siebziger Jahren bereit gewesen; die Hindemisse waren 
dynastischer Natur. Wenn es nach Bismarck gegangen w3re, dann 
hätten wir 1871 sicher nicht das französische Mets und Lothringen, 
ja vielleicht nicht einmal den deutschen BlsaB von Frankreich 
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abgetrennt. Er hielt wenig von dem Doktrinansmus der Professoren 
und den Forderungeti siegestnmkencr GeneriÜe. Man woB, weldw 
langen und ernsten Kämpfe Bismatck mit den Spitzen der Armee 
vor dem Prankfisrter Frieden auszufechten hatte. Der PangemuH 
nismtis galt ihm als Deutschlands gefährlichster Feind^), 

So wie die deutschen Dinge nach der Revolution von 1848 
lagen, konnte die deutsche Einheit, wenn sie überhaupt entstehen 
sollte, nur durch ein scharfes Eingreifen von oben geschaffen 
werden. Der freie Voiksstaat von 1848 wäre vielleicht eine be- 
scheidenere, aber darum festere und dauerhaftere Bildung gewesen. 
Zum zweitenmal konnte er so nicht wohl versucht werden. Durch 
die Tatkraft eines Mannes ist dann schließlich das Retcfa von 
1871 geschaffen worden. Die Btsmarcksche Reidisgrflndung ist 
eine Tat der auswärtigen Politik; durah MachtendEdtung nach 
außen sind die widerstrebenden Kdffte im Innern auch betwungen 
worden. Bis zu seinem Abgang hat Bismarck die schwcfSten Be- 
sorgnisse wegen des Bestandes dieses seines Lebenswerkes gehabt; 
er wußte, daß ein so kraftvolles Organ m der Mitte Europas für die 
anwohnenden Staaten automatisch eine Minderung an Macht und 
Einfluß bedeutete. Ein Napoleon würde auf dem Wege der Macht- 
entfaliuug uadi iSyx sicher vorwärtsgeschritten sein. Er hätte 
Fiankre^ sicher nicht stark werden lassen; er hätte ihm sicher 
nicht gestattet, ein groOes Kolonialreich zu erwerben; er hätte auch 
wahrscheinlich auf dem Balkan etngegriffient sich vielleicbt gegen 
Rußland gewandt. Für einen Erobemwillen gab es genug zu tun. 
Bismarck hat das Gegenteil erstrebt : er hat in ebenso vorsichtiger 
wie überlegener Weise die Autorität des Reiches nach allen Seiten 
bewahrt; er hat jede weitere Vergrößerungsabsicht in Europa ab- 
gelehnt und sich darauf beschränkt, diplomatische Siege zu erringen. 
Freilich konnte er es nicht verhindern, daß die Gegenkräfte da und 
dort erstarkten. Die herrschende Auffassung preist die ßismarck- 
sche Machtstellung am Ende der achtziger Jahre als das Größte« 
was er voUbracht hat. Ich finde im Gegensatz dazu, dafi nach 
dem BerKner Kongreß von 1878 eine Abschwächung bemerkbar 
ist, daß die Kongokonferenz von 1885 wieder einen Aufstieg be- 
detitet, daß aber dann die letzten Jahre eine solche Fülle von Schwie- 
rigkeiten und neuen Aufgaben brachten, daß der greise Staatsmann 
nur mit großer Mühe seine Stellung bewahren und die Kräfte zu- 
sajriTienhalten konnte. In den achtziger Jahren macht sich schon 
die Wandlung der europäischen Verhältnisse bemerkbar, die bald 
das Deutsche Reich vor ganz neue Aufgaben stellen sollte. Die 
populäre Auffassung sagt: bis zu Bismarcks Abgang ging alles sehr 

*) Gespräch des Botschafun voa Radowiu mit Graf ^s^chiayi, 1879 
bd 6. W. Cnrti, Alexander von Battenberg, Wien ig»* 
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gut, und nachher begann das Unglück. Das ist durchaus schief; 
damit wird man weder den Personen noch den Dingen 
irgendwie gerecht- 

Das Deutsche Rekh war durch Blut imd Eiaen gesdiaffen 
worden, es war eine Schöpfung der alten Mächte der Gesellschaft. 
Es vereinigte die dynastischen Interessen mit den Wirtschafts- 
intercssen der alten Stände, es war ein militaristischer Staat mit 
überaus starker Betonung des obrigkeitlichen Charakters. Das 
deutsche Volk aber befand sich bereits in einem Prozeß der poli- 
tischen und sozialen Demokratisierung, der unaufhaltsam war. 
Die Bewegung von 1848 war schon eine groi^c Volksbewegung ge- 
wesen. Die Entwickltmg ging nun weiter. Es bildeten sich neue 
Stände; die breite Masse des Bfirgertums hob sich ab einer 
neuen, in der Entstehung befincUicfaen Schicht» der noch viel 
u mf angreicheren Arbeiterschaft. Ein antiker Historiker hat das 
Wort geprilgt: Die Staaten werden durch die Kräfte erhalteOf 
durch die sie entstanden sind. Das Deutsche Reich von 187 1 war 
eine Schöpfung der preußischen Staatsüberlieferung. Hierin lag 
eine ungeheure Gefahr. Es war die Aufgabe, diese Reichsbildung 
in Emklang zu bringen mit der deutschen Überheferung, mit den 
deutschen Bedürfnissen, die beiden Deutschland also, das humani- 
tihe, geistige, und das robuste, herrschsüchtige zu. vereinigen. 
Bismaurck hat seinem Reich das Wahlrecht der Frankfurter Paul»- 
kircfae gegeben; die Kette der Entwicklung scheint sich hier folge- 
richtig zu schließen. Aber es wurde keine neue Paulskirche in dem 
Bismarckschen Reich aufgerichtet« Preußen ging nicht in 
Deutschland auf, der Faden zwischen Frankfurt und Berlin war 
zerrissen. In dem allgemeinen Wahlrecht !ag die Notwendigkeit 
zu weiteren Folgerungen. Sie sind nicht gezogen worden. 1878 
sollte ein Parteiministerium durch das Eintreten national-liberaler 
Fülirer gebildet werden. Dieser einzige Versuch mißlang. Das 
war ein Wendepunkt in der Geschichte Deutschlands, Es war 
Bismarck unmöglich, dn erträgliches Verlältms xu den grofien 
politischen Partden herzustellen. Er trieb gewissermaßen aus» 
wärtige Politik mit ihnen, d. h.: er bekämpfte sie» um sich dann 
wieder mit ihnen zu versöhnen; er spidte de gegeneinander aus; 
er mißhandelte sie und schmeichelte ihnen. Er zeigte ihnen Ver- 
achtung und mußte ihnen nachher die Hand wieder hinstrecken. 
Diese Methode war grundfalsch. Zuerst hat der Kulturkampf das 
deutsche Volk zerrissen, dann die Politik des Sozialistengesetzes. 
Die große nationalliberale Partei wurde heruntergewirtschaftet, 
die alte bürgerhche Demokratie zur Ohnmacht verdammt, die 
sdunoUenden Konservativen schließlich doch wieder herangezogen. 
So geschah es, daß der Optimismus der ersten Jahre nach der Rdchs- 
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gründung schnell verschwand, und daß sich in den achtziger Jahren 
schon ganz deutlich eine tiefe Reicfasvetdiossenheit entwickelte. 

Der Historiker wird die Leistungen des alten Obrigkeitsstaates 
gewiß zu würdigen wissen; aber es war doch sehr verhängnisvoll, 
daß seine Wirksamkeit in breiten Schichten eine tiefe Erbitterung 
eniwickelie, und daß ein leidenschafthchcr Haii gegen seine Ver- 
treter entstand. Wenn Bismarck etwa kn Jahre 1878 abgegangen 
wäre, dann wäre seine Erbschaft schon nicht leicht zu übernehmen 
gewesen* Viel schwieriger war es aber nun X890. Gerade die letzten 
Jahre haben die Verhältnisse ungeheuer verschlimmert. Das Et^ 
gebnis ist : der Meisterdiplomat des 19. Jahrhunderts hat das Deutsche 
Reich zur Einheit und auf eine Höhe des politischen Erfolges ge- 
bracht, die von allen Saiten beneidet werden mußte. Vor dieser 
Lei-^tung der aiiswärtigen Politik beugten sich respektvoll auch alle 
Parteien. Das hatte zur Folge, daß man sich auf diese bewährte 
Leitung unbedingt verließ, daß man glaubte, mit diesen erfolgreichen 
Methoden lediglich weiter arbeiten zu brauchen, um auf der Höhe 
zu bleiben. Die Bismarcksche Meisterdiplomatie war der persön- 
liche Stil eines Einzelnen, mit dem er selbst am Schlüsse setner 
Wirksamkeit sich nur noch schwer behaupten konnte^ weil sich die 
Welt verwandelte. Jetzt wtirde dieser Stil zu einer Methode ge^- 
macht; ein Teil der neuen Jugend in den achtziger Jahren meinte, 
man brauchte sich nur recht Btsmarckisch zu geben, und dann würde 
schon alles gtir gehn. Das Bismarcksche Werk und die Bismarck- 
sche Leistung wurde dogmatisiert. Die Zukunft schien bismarckisch 
auf alle Fälle bleiben zu müssen. Wer wollte an den Aufbau dieses 
Reiches tasten?* Wer wollte die kritische Stimme erheben, etwa 
über das Verhältnis des Reiches zu den Ein^elstaaten, des Kaisers 
ZU den Fürsten, des allen überlegenen preußischen Stammes zu 
den übrigen Stämmen, Über das Verhältnis endlich der Reichs- 
regierung zu den Parteien^ Wer wollte an dem Dreibund zu rütteln 
wagen oder an dem Verhältnis zu Rußland, zu England und zu 
Frankreich, wie es sich unter Bismarck gestaltet hattet* Das beste 
war doch, hier einfach weiter zu machen ! Man sieht, wie mannig- 
faltig die Konfliktstoffe waren. Das Reich war das Werk eines 
Mannes, seine Stellung in der Welt war durch ihn gemacht. Was 
sollte werden, wenn es dieser eine Mann nicht mehr trug, wenn 
er es nicht mehr zu einer Bmheit nach innen und außen zu 
sammenballtes' 
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ni. Die neuen Aufgaben nach BismardLS Abgang 

Fürst' Bfliow «tfhh: Als der achtzigjährige Bismarck im Harn- 
tmiger Hafen auf etoem netien transatlantischen Dampfer stand« 
sagtt er tief bewegt: „Jz, das ist eine neue Zeit, eine ganz neue 
Weltr'O Bismarck wäre nicht das Genie gewesen» was er war, 
wenn er m'cht die Welt, die nach ihm kam, wohl in ihrer v5Uig 
anderen Bedingtheit erkannt- hätte. 

Die furchtbare Katastrophe, die durch den Weltkrieg über 
Deutschland hereingebrochen ist, hat in vielen Volksgenossen eine 
so große Bitterkeit hervorgebracht, daß sie nicht imstande sind, 
die Bestrebungen dieser nachbismarckischen Zeit unvoreinge- 
nommen zu würdigen. Man sagt einfach: es ist alles grundfalsch 
angefangen worden, und das Ergebnis ist diese beispiellose Nieder- 
lage. Icii stelle demgegenüber den Grundsatz auf: der Ausgang 
des Weltkrieges ist hauptsächlich eine Folge des militärischen und 
politischen Versagens währenddes Krieges. So ernst die Lage 
1914 war; der Krieg hätte keineswegs so zu enden brauchen, wie 
er tatsächlich abschloß. Schon jetzt kann man die große Anzahl 
von positiven Fehlern erkennen, die während des Krieges und vor 
allem in der Frage des Friedensschlusses von uns gemacht worden 
sind. 

Seit den achtziger Jahren d?K vergangenen Jahrhunderts ver- 
wandelte sich die Welt, Versiegen wältigen wir uns etwas näher, 
worin diese Verwandlung bestand. Schlaewortmäßig handelt es 
sich um das Zeitalter des Imperialismus, das Zeitalter der Welt- 
politik und Weltwirtschaft. Es kündigt sich in den achtziger Jahren 
an. Die überseeischen Ereignisse, die überseeischen Mächte 
gewinnen an Bedeutung und bestimmen das Verhältnis der euro- 
päischen Mädite zueinander. Was England in Ägypten» was Frank- 
reich in Tunis tut, die Ziele, die sich Rußland in Zentralasien und 
Ostasien steckt — das wird mit einem Mal wichtig. Jenseits der 
europäischen Grenzen baut sich eine neue Welt machtpolitischer 
Zusammenhänge niif; die europ"iischen Stinten regen diese Ent- 
wicklungen an, sie werden dann in sie hineini^ezogen, die K.inipfc 
und Interessen haben sich plötzlich verändert , und auch hier erweist 
sich, daß die Dinge in der Geschichte mächtiger sind als die Men- 
schen. Gegen diese Entwicklung vermag sich bald niemand mehr 
ZU stemmen. Auch Bismarck ist ja bekanntlich in seine Kolonial- 
politik wider sein innerstes WoUen hineingezogen worden. Der 
Name und Begriff des Imperialismus stammt aus England. Eng- 
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Und vait seinen überseeischen Kolonien war ja das einz^ unter 
allen europäischen Ländern, das die Vorbedingungen zu einem 

Weltreich großen Stils aufwies. Alle anderen imperialistischen 
Schulen sind mehr oder weniger gesunde Nachahmungen dessen, 
was m England etwas Naturnotwendiges, etwas Gewachsenes war. 
Die geistigen Vorkämpfer des englischen Imperialismus haben schon 
in der Mitte des 29. Jahrhunderts diesen großen Aufschwung 
vorbereitet. Disadi war 

des brittscfaen Wdtreicfaes exgnff« Die neue Aufteilung der Welt 
wurde in England als die Bedrohung einer selbstverständlicfa 

innegehabten herrschenden Position empfunden. Man befürchtete 
zurückzubleiben. Wenn sich die Handelsflotte Englands z. B. in 
den zwanzig Jahren zwischen 1870 und 1897 nm 185 Prozent 
und die Deutschlands um 250 Prozent vermehrte, so galt das als 
ein bedenkliches Symptom. 1884 wurde die „Imperial Federation 
League ' gegründet, der sich führende Persönlichkeiten der beiden 
herrschenden Parteien ansciiiossen. Von dieser Gruppe ist die 
ganze weitere poh'tische Bewegung ausgegangen: die Idee der 
Reidisverteidigung, die Idee des ReicfaszdUbundes^ der Gedanlce 
einer neuen Reicbsvetlassung für den ganzen britischen Besitz« 
Man muB diese englischen Entwicklungen als eine Einheit zu- 
sammenfassen* Es ist falsch, das Wirtschaftliche einseitig zu be- 
tonen oder auch nur von dem Eroberen-villen eines Ced! Rhedes 
oder eines Curzon zu sprechen. Es handelt sich um eine Bewegung, 
die in den Überlieferungen der englischen G^chichte und in dem 
tatsächlichen Bestand der englischen politischen Verhältnisse eine 
praktisciie Basis hatte, die mit nichu> anderem m der Welt zu ver- 
gleichen war. Natürlich gab es f&r die Ziele der Bewegung auch 
verschiedene Möglichkeiten. Es konnte geschehen^ daß pazifistisch 
eingestellte Persönlichkeiten diese ganze Neuorganisation der bri- 
tisdien Welt eben als eine Friedensgarantie wünschten und er- 
strebten. Auf der anderen Seite aber lag die Entfaltung kriege* 
rischer Mittel und die Verstärkung: der britischen Marine- und 
Militärkrafte zu diesem Zweck ja durchaus nahe. Der Imperialismus 
konnte sich friedlich geben, er konnte kriegerisch auftreten. Er 
konnte historisch-romantisch orientiert sein und eine geistige und 
kulturelle Weltherrschaft des Angelsachsentums als leute^ Ziel 
erstreben; er konnte auf der anderen Seite praktische Geschäfte 
treiben« Kolonialland erwerben« Vasallenstaaten heranziehen, poli- 
tische und wirtscfaafdidie Stationen auf der gßmm Welt sich 
sichern — auch das alles im Namen einer Idee und im Namen des 
Kulturfortschritts« In dem britischen Imperialismus ist schon deut- 
lich das, was die moderne Staatenentwicklung überhaupt so paradox 
macht : der kapitalistische ang nach Betätigung, nach Organisation, 
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na/dl Aufschiießung, nach Durchdringung — alles Ziele» die an 

und für sich sehr friedlich sind und die Mittel des Friedens ver- 
langen, Ziele aber, die naturnotwendig die Konkurrenz auf den 
Plan bringen und deshalb zu einem erbitterten Wettstreit führen. 
Dieser Wettstreit nimmt die Lebenskraft der gesamten Volkswirt- 
schaften, die beteiligt sind, in Anspruch. Er erweckt alle Instinkte 
des Selbstgefühls und der tiatioiialen Leidenschaft; er hetet die 
Volksgenossen vefschiedener Staaten nidit nur in bnttaler Weue 
atÜBtnander, sondern er bfingt es sogar fertig, in bevorzugten 
Geistern, in edlen Führern, in groß und universal angelegten 
Naturen die Überzeugung zu erwecken, auf der Gegenseite würde 
eine Bedrohung des innersten Leben?^ beabsichtict. 

Der englische Imperialismus macht Schule: Frankreich wirft 
sich auf Afrika; es beginnt seinen kolonialen Streubesitz zu einem 
einheitlichen Macht komplex zusammenzuschließen, zuerst in der 
Richtung quer durch den Kontinent, dann beschränkt auf den 
westlichen Teä. Rußland schickt sich an, den ganzen Norden 
Asiens ausEufÜIlen, es wird der Grenznachbar Indiens, Chinas und 
Japans. Sollte in dieser Situation, die dtircfaaus eine wel^ieschicht- 
liehe war, das Deutsche Reich ganz zurückbleiben, sollte es sich 
bescheiden in den überkommenen Bahnen haltend* Wenn man 
die Lage unseres Vaterlandes um das Jahr 1880 vergleicht mit der 
um das Jahr 1900, dann wird man überrascht durch die Verände- 
rung, die in seinem Wesen vorgegangen ist. Um das Jahr 1880 
ist Deutschland ein reiches Staatswesen, ruhig und sicher eingebettet 
in den europai:bchea Kontinent, nach außen gesättigt, im Innern 
wdil ernsthaft beacfaaft^ mit zahbeidien Fragen, aber doch m 
keiner Beziehung erregt, scheinbar durch nichts aus der Haltung 
zu bringen« Deutschland befindet sich damals in der Lage eines 
Mannes auf der Höhe seines Lebens, es will sich auswirken, seiner 
Stellung und seinem Ansehen gemäß; „werden** will es nichts 
mehr. Wie anders im Jahre 1900! Das Deutsche Reich ist wieder 
jung geworden. Es steht an einem neuen Anfang. Nach neuen 
Zielen wird überall gerungen, in seinem Innern gärt es. Das 
deutsche Volk ist nicht mehr „reif", nicht mehr gesetzt tmd sicher, 
nicht mehr beiiagiich und würdig wie em „gemachter Mann". 

Aus dem Innersten seines Wesens ist etwas emporgewachsen, das 
alles anders, größer und weiter will. Dieser Wüle ist elementar, 
er durchdringt den ganzen Körper der Nation — er ist einfach eine 

neue Jugendkraft. Deutschland hat in diesen zwanzig Jahren die 
tiefe Erschütterung einer säkularen Schicksalswende erlebt. Das 

deutsche Weltmachtstreben, der deutsche Imperialismus ist nicht 
eine Unruhe, die w i r als etwas Neues in die Welt gebracht haben. 
Die imperialistische Neuformung war gegeben; wir haben nur an 
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dem teilnehmen wollen, was andere taten ; wir haben nur den älteren 
und größeren Mächten auf ihren Wegen folgen wollen. Das Deutsche 
Reich konnte sich aus dem Kreis der beginnenden Weltwirtschaft 
überhaupt nicht ausschaiten. Wir wurden bereingerissen, ob wir 
wollten oder nicht. Es war damals för das deutsche Volk^ in dem 
der ganze Stolz der Bismarddschen Epoche noch lebendig war» 
unmöglich, mit Resignation %u Hause zu bleiben und zuzusehen» 
wie die anderen Nationen einen Weltmarkt nach dem anderoi 
erschlossen, ein Stück überseeisches Gebiet nach dem andern 
sich aneigneten. Wir haben gesehen, wie aus den weltwirtschaft- 
lichen Zusammenhängen der weltpohtische Wille notwendig er- 
wuchs. Auch wir mußten irgendwie mittun. Die große Frage war, 
in welcher Weise das geschehen konnte. Und hier wird die geschicht- 
liche Kritik eintusetsen haben« Nicht die Ziele unserer auswärtigen 
Politik an und fOx sich sind so falsch und verwerflich; verhängnis- 
voll war vielmehr die Methode» mit denen diese Ziele verfolgt 
wurden» Unseren europäischen Nachbarn wäre es freilich viel 
bequemer gewesen^ wenn wir auf jede weltpolitische Betätigung 
verzichtet hätten, um in der friedlichen und harm!o«:en Wci^^e 
früherer Jahrhunderte unseren Acker in der Mitte Europas zu be- 
stellen. Das deutsche Volk konnte nicht so empfinden. Es war 
damals zu gesund und zu selbstbewußt, um rückständig und lokal- 
pohLi^cli 2,iL bleiben. Jetzt, wo alles zusammengebrochen ist, kann 
man sich ja vorstellen, wie mit anderen Personen und mit anderen 
Methoden die Dinge vielleicht hätten laufen können. Kein politisdi 
empftndender Deutscher wird aber» glaube ich, heute sagen: wir 
hätten damals ruhig zu Hause bleiben sollen. Die Unbeliebtheit, 
deren wir uns vor dem Kriege erfreuten, war im wesentlichen eine 
durchaus natürliche Folge dieses Drange!^ der deutschen Nation, 
sich in der großen Welt zu betätigen. Für die Wohleingescssenen 
am Tische der großen Welt war es eben unbequem, daß der deutsche 
Neuling auch einen Stuhl haben wollte. Der Geschichtsschreiber 
weiß genaU; daß Träger neuer Gedanken, daß der Sluna einer neuen 
Generation, daß die Heftigkeit der Jugend überhaupt niemals 
beliebt gewesen ist. Jede der großen Nationen, die in Europa 
hochgekommen sind, war damals höchst unbeliebt und ein AnstoB 
fiir die älteren. So ging es den Spaniern im i6., den Franzosen 
und Schweden im 17. Jahrhundert. Freilich: das Problem der 
deutschen Unbeliebtheit hat noch tiefere Wurzeln. Es kam eine 
Unbehaglichkeit und Ungemütlichkeit bei uns herauf, Schärfe, 
Stoßkraft, Rauheit des Tones und der Geste nahmen zu, und die 
alte deutsche Verinnerlichung und Verfeinerung ging dabei vielfach 
zugrunde. Der neue Deutsche vor der Jahrhundertwende war 
ein von Ehrgeiz erfüllter, lauter tmd behender Mensch, von dem 
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man leicht annehmen konnte^ daß er sich am liebsten mit den 

Ellenbogen Platz zu schafiien geneigt war. Es ist merkwürdig, 
die Folgen des Generationswechsels hier zu beobachten. In der 
Bismarck-^chen Zeit wnren noch die Männer maßgebend, die die 
Zerfjplittcrung und das Elend des alten Deutschland ganz persönlich 
erlebt hatten. Sie trugen daher noch etwas von der Schönheit 
und Reinheit der Kampfjahre in die Zeiten der Erfüllung. Für 
die nachbismaickiscben Deutschen war die deutsche Einheit etwas 
SelbstvecstandHcfaes. Sie meinten, darum brauche nicht m^ 
gerungen werden. Sie wollten neue Ziele und gebrauchten 
daiür neue MitteL 

Die Zeit von Bismarcks Abgang bis zum Ausbruch des Welt- 
krieges wird wohl auch eine spätere Geschichtsschreibung nach 
dem Namen \X^i!helm^ IT. nennen, wenn sie eine einzelne Person 
zur Bezeichnung wählen will. Ich habe in besseren Tagen den 
Gegensatz zwischen dem alten Bismarck und dem jungen Kaiser 
zu zeigen versucht*). An meiner Auffassung ihres Verhältnisses 
habe ich aucii heute nichts zu ändern, und der optimistischen Grund- 
Stimmung dieses Buches brauche ich mich so wenig zu schämen, 
wie sonst jemand, der an eine glückliche Zukunft Deutschlands im 
Anfang des Krieges noch z» gruben vermochte* Die PersönUch- 
kett Kaiser Wilhelms II. ist vom Ausland SO sinnlos mißverstanden 
worden, daß ein Deutscher demgegenüber eigentlich nichts tun 
kann, als sie zu verteidigen. Auch hier wird man allgemein das 
Urteil zu fällen haben: es war das Verdienst des Kaisers, die Auf- 
gaben der neuen Weltepoche erkannt zu haben. Er hat den heißen 
Wunsch gehabt, daß Deutschland in den Kreis der Weltmächte 
eintreten solle. Dieses Ziel war zweifellos richtig, man kann sich 
keinen deutschen Kaiser denken, der unter .diesen Umstanden ein 
anderes Ziel verfo^ hätte. Die Mittel waren vielfach hUscht 
aber auch da witd man m unterscheiden haben zwischen dem, 
was der Kaiser wirklich persönlich tat und dem, was die leitende 
auswärtige Politik durch ihn tun ließ. Verantwortlich vor der 
Geschichte kann auf alle Fälle nicht eine einzelne Persönlichkeit 
sein, die bei dem besten Willen und bei erheblicher Begabung 
doch schlechterdings nicht imstande war, die Gesamtheit der poli- 
tischen Aufgaben zu umfassen. Gerade bei der schwierigen Natur 
des Kaisers war die Verpflichtung seiner Ratgeber und überhaupt 
aller politisch Urteilsfähigen doppelt groß. Im Jahre 1913 wurde 
Wilhelm II. von der fiberwi^enden Mehrhdt des deutschen 
Volkes und vielen maßgebenden Stimmen des Auslandes als der 
Friedensfürst gefeiert, unter dessen damals fünfundswanctgjähriger 
Regierung Deutschland einen beispiellosen Aufschwung genommen 

^) Valenttn, Btmar^ und setne Zat, S. laS, 
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liatte. Es wQide sehr uiigmclit und fdj^ aem» das 

Letstungen dieser gesaimen Zeit v61tig in den Htntcrgmnd treten 

zu lassen. Merkwürdig, daß die beiden großen Aufgaben, die von 
Wilhelm II. und seinen Ratgebern in der Friedenszeit nicht gelöst 
worden sind, die innerpoUttscfae Demokratisierung und die außen- 
politische Orientierung in einer neuen den Zeitverhältnissen ent- 
sprechenden Richtung, gerade in den ersten Jahren der Rcichs- 
kanzlerschaft Caprivis in durchaus bedeutsamer Weise ms Auge 
gefaßt wurden. Unter Caprivi begann man bekanntlich mnerpoii- 
tisch mit einer Schwenkung nach links und außenpolitisch mit der 
Annäherung an England. Aber wie schnell wurden beide Wege 
wieder verlassen! Wie fibercaschend ist es, da8 der junge Kaiser, 
der wahrhaftig kein Konservativer war und gerade von rechts her 
immer am meisten kritisiert worden ist, es doch nicht verstand, 
sich die breite Basis des sozialen Königtums Vi schaffen, sondern 
da0 er hineingeriet in eine sprunghafte, romantische Politik des 
Spiels mit den Parteien, die freilich mit der bismarckischen Partei- 
poh'tik nicht das geringste mehr gemeinsam hatte. Wenn ich von 
Bismarck gesagt habe, daß er mit den Parteien gewissermaßen 
auswärtige Politik trieb, so kann man von Wühehn IL und seinen 
Ratgebern sagen, daß sie mit den großen Mächten gewissennaßen 
Innenpolitik trieben. Das eine war auf die Dauer so verhängnisvoll 
wie das andere. 

Es gibt wenig Dinge, über die sich feinföhlige Menschen aller 
Richtmsgen von jeher so einig waren, als darüber, daß man Achtung 
haben muß vor dem Unglück* Wühelm IL ist vielleicfat der tm- 
glückh'chste Bilonarch der Neinseit; was ihn vor dem Urtci! der 
Geschichte wohl immer retten wird, ist die unzweifelhafte Tat- 
sache, daß er den Frieden um seiner selbst willen aufs aufrichtigste 
gewünscht hat. Das wird bewiesen durch seine Haltung in zahl- 
reichen europäischen Krisen, wie wir im einzelnen noch sehen 
werden: während des Burenkrieges, im russisch-japanischen Krieg, 
bei der Marokkokrise im Jahre 1905 usw. Bethmann Holl weg sagt 
rnit Reclit') : „Einem kriegerisch gesinnten Herrscher hätte Gelegen- 
heit zu militärischem Eingreifen in die Welthändel wahrlich nicht 
gefiehlt/' Auch darin ist die Entwicklung Kaiser Wilhelms IL 
seltsam, daB er in seinen späteren Jahren den Einflüssen der Militär- 
partei offenbar sug^Uiglicfaer war als vorher* Es ist überhaupt ja 
ein Nachlassen seiner persönlichen Energie und Urteilskraft wahr- 
zunehmen. In der Mattigkeit der Jahre vor dem Kriegsausbruch 
gab er sich ganz der Überzeugung hin, daß eine Koalition mit un- 
bedingten Angriffsahsichten sich gegen ihn bildete, in der Art der 
Kaunitzschen Koalition gegen Friedrich den Großen. Im Auslande 

^) Betiachtungea zum Weltkriege, S. la, 13. 
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luid 1X1 der breiten Öffentlichkeit sah man vielfach nur die robuste 
G€St6 des Obcfsceii IGn^islMiffti* Li Wiflcl£ciikeit steckte euie Aft 
Angst dahinter, schwach und friedlich, als „poition'% erscheinen 
und so den Mut der Gegner m erhöhen« Bis zuletzt war m dem 
Kaiser als innerstes Motiv doch der leidenschaftliche Wunsch 
lebendig, nicht die furchtbare Verantwortung eines Krieges auf 
sich nehmen zu müssen — ein Wunsch, der nicht so sehr polifisch, 
als rein menschhch begründet, aber gerade deshalb unbedingt 
ehrlich war. Daß ihm die Militärpartei in Deutschland, daß ihm 
der Übermut feindhcher Chauvinisten wiederholt diese Zaghaftig- 
keit" vorgeworfen hat, das ist in den Augen aller derjenigen ein 
Ehrentitel, die menschliche Dinge am liefasten auch vom Stand- 
punkt reiner Menschlichkeit aus begreäien. 

Was hat nun die deutsche auswärtige Politik letzten Endes 
gewollt^ Die Rede, die Graf Bfilow als neuer Reichskanzler am 
II. Dezember X899 im Reichstag gehalten hat, gibt wohl darfiber 
den besten und klarsten Aufschluß. Er sagte darin, daß man viel- 
leicht vor einer neuen Teilung der Erde stünde, und daß Deutsch- 
land nicht dulden könne, „daß irgendeine fremde Macht, daß 
irgendein fremder Jupiter zu uns sagt: Was tun«* Die Welt ist 
weggegeben!" Das Zweifache hat Bülow damals stark betont: 
Deutschland will keiner fremden Macht zu nahe treten; es wfll 
sich aber auch von keiner fremden Macht auf die Füfie treten lassen, 
es will sich nicht beiseite ziehen lassen, weder in politischer, noch 
in wirtschaftlicher Besiehung. Später heißt es in der Rede: „Un* 
t^g beiseite stehen, wie wir das früher oft getan haben, entweder 
aus angeborener Bescheidenheit (Heiterkeit), oder weil wir ganz 
absorbiert waren durch unsere inneren Zwistigkeiten, oder aus 
Doktrinarismus träumend beiseite stehen, während andere Leute 
sich in den Kuchen teilen, das können wir nicht und wollen wir 
nicht. Wii können das nicht aus den einfachen Gründen, weil 
wir jetzt Intefesse haben in allen Weltteilen • • *** Das ist kein 
Bfobererprogramm, und es ist keiner feindlichen Propagandastelle 
gelungen, ein Bfobererprogramm nachzuweisen, das von irgend* 
einer deutschen amtlichen Seite verkündigt worden wäre. Es ist 
sehr charakteristisch, daß der Franzose Henri Lichtenberger in 
einem Sammelwerk, das von dem späteren Präsidenten der Republik 
Paul Deschanel eingeleitet wurde, in seinem Aufsatz sich eines 
dialektischen Ktuiststückes bedienen mußte, um den Deutschen 
das Kennwort „Eroberer" anzuhängen. Er schildert da sehr ge- 
wandt den unterrichteten und disziplinierten Deutschen, der auf 
aUcn Gebieten die gut bezahlte hodiwertige Arbeit an sich reißt, 
um den andern die schlecfatbezahlte, härtere und niedrigere Arbeit 
s» lassen. So eiscfaeint nach Lichtenberger der Deutsche als ein 

▼ftltatla. DMitMUMkii AolMvoatlk. t 
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„Eroberer in der Welt der Arbeit". Früher haben die Eroberer- 
vdlker ihr Landgebiet und thten poUtbchen Btnfluß atisgebfdcet. 
Jetzt ist eine neue Poem der Broberung durch Deutschland inaugu- 
riert worden. Deutschland beansprucht, durch seine Organisatioiis- 

gabe sich einen überwiegenden ^fluß zu sichern; es wünscht das 
Gesetz der Arbeit zu geben« und darin besteht für die anderen 
Völker eine nicht weniger furchtbare Gefahr, als sie früher die 

brutale Erohenmg bedeutet hnt'). Dieses Zeugnis beweist, daß 
selbst unsere erbif tertsteii Gegner der deutschen auswärtigen Poh'tik 
vor dem Kriege keine positiven politischen Erobererabsichten unter- 
stellen können. Ganz anders verhält es sich natürlich mit einzelnen 
politischen Gruppen in Deutschland^ unter denen der ^^Alldeutsche 
Verband" in erster Linie zu nennen ist. Ganz anders haben sich die 
Dinge femer während des Krieges entwickelt, worauf später ausfOhr- 
lieh eingegangen wird. Jetzt genügt die Feststellung: Deutschland 
hatte kein Ziel auswärtiger Pöliä[» d^ letzten Endes ai2 denGebraucfa 
von Gewalt hinauslief. Es liegt ein eigentümlicher Widerspruch 
vor zwischen den tatsächlichen Aufgaben und dem Aufwand von 
Mitteln, sowie dem ganzen staadichen Stil bei uns. Aus diesem 
inneren Widerspruch i^t unser Verhängnis zum guten Teile er- 
wachsen. Besonders bedeutungsvoll ist nun die Stellungnahme 
unserer auswärtigen Leitung zn einem Tatsachenkomplex geworden, 
der als eine neue entscheidende Bedingung in das Völkerleben 
damals eintrat. 

Es handelt sich um die Frage der Seegewalt. Das Meer ist 
erst ganz allmählicfa für die europäischen Mächte zu einem maß- 
gebenden Faktor ihres Zusammenlebens geworden« Die älteten 
GfoBstaaten» Spanien» Portugal, Holland gründeten ihre Geltung 
schon wesentlich auf Seegewalt. Das Emporkommen Frankreidis 
und Englands und ihr Wettkampf spielte sich bereits zum guten 
Teil auf mnritimen Schauplätzen nb. Durchaus kontinentnl blieben 
aber die Entwicklung und das Dasein der osteuropaischen Mächte, 
Österreich, Rußland und Preußen. Frankreich, die bewegende 
Macht, der Aufrührer ni der Geschichte der Neuzeit, steht zwischen 
den beiden Gruppen, der maruimen und der koiu mentalen. Die 
epochemachende Umwälzung im Laufe des 19. Jahrhunderts ^t 
nun diese: das Meer wird aus einer gefährlichen und weiten Öde 
swiscfaen den Kontinenten ein neuer eigenartiger — Kontinent 
mit regelmäßigem Verkehr^ der häufigr billig und sicher verläuft. 
Die S^gewalt der alten maritimen Staatengruppen erstreckte sich 
nur wenig über das Kästengebiet hinaus. Jetzt wird das Meer 
selbst ein Henschaftsobjekt, ein Mittel und ein Ziel staatlicher 

*) Les Ambitions de TAlleiiiagne en Eufpp^ par Hciui Uchtenbergcr, 
S« 24, Faiis, libfatrie Alcaa, 19x8. 
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Ksak, Der Wettbewerb und das Machtstreben der Nationen 
finden hier einen neuen Tumultplatau Das Meer wird etwas ganz 
anderes» als die »^lochstrafie des Erdballs", wie es Friedrich List 

genannt hat^). Die Kontinente haben sich genähert, aus Antipoden 
sind Nachbarn geworden, die einzelnen Meertefle zwingen die 

angrenzenden Staaten zu näheren Beziehungen, die dann irgendwie 
geklärt nud politisch sinnvoll gemacht werden müssen; so war es 
schon lange an der Ostsee, so wird es jetzt an der Nordsee, im Mittel- 
meer, im Atlantischen und Stillen Ozean. Die „Wcltpolitik" ist 
in der Tat xunäciist in besonders eindrucksvoller Art Seepolitik. 

Die alte kontinentale Gruppe der osteuropSedien Staaten 
wird durch diese Entwid^lttng vor eine Schictealsfrage gestellt. 
Kleinere und schwache Mächte mit gfinsti^r Kfiste nehmen 
plötzlich unverhältnismäßig an Geltung zu. Die alten großen 
Seemächte, England an der Spitze, genießen vollauf die Gunst der 
Stunde. Es ist eine Bewesfunj^, die alle Staaten {gewaltsam ergreift: 
Italien beginnt sich wesentlich als Mitteimeermacht zu orientieren, 
Rußland, in der Ländermasse erstickt, drängt zum Meer, und es 
ist ihm beinahe gleichgültig, welches Meer es zuerst packen kann; 
Österreich leidet unter der schmalen, zudem bedrohten Basis an 
der Adria. Und PreuBen-Deutschland^ Die Weltgeltung, die 
das Deutsche Reich in der neuenWdtepoche erstrebt und erstreben 
mußte, war ohne Seegdtung nicht m denken. Aber das Deutsche 
Reich blieb doch in erster Linie kontinental, das Land mit den am 
meisten gefährdeten Grenzen. Gewiß hatte Deutschland auch eine 
Küstenentwicklung, die es auf die See hinaus wies ; aber es steckte 
doch etwas mitten drm, der Weg zum Weltmeer war schon rein 
äußerlich weit» Es war vielleicht das schwierigste Problem für die 
Leitung der deutschen Geschicke, hier das geschichtlich geforderte 
und politisch gesunde Maß zu erkennen. Die Gefahr, in einen 
InteressenkonfUkt zu kommen» war groB. Der Wirkungnaum 
der Nationen mußte weiter» mußte auch übereuropäisch werden. 
Die staatliche Kraft, die diesen Widcunginaum decken muBtit, war 
aber ein für allemal kontinental. Die stärkste politische Energie, 
die Deutschland in der Zeit von zSgo— 19x4 besessen hat, hat 
bezeichnendenveise im Reichsmanneamt gesessen. Der Ge- 
danke der deutschen Seegewalt war eme Licblmgsidee des PCaisers. 
Sie wurde aufgenommen, in einer ganz bestimmten politischen 
Richtung entwickelt und so nach und nach zu dem entscheidenden 
Faktor der deutschen politischen Entwicklung gemacht durch den 
Großadmiral von Tirpitz, der seit 1897 an dieser Stelle wirkte. 
Weit über sein Ressort hinaus hat dieser Mann Einfluß beansprucht 

') Erust von Halle, Volks- und Seewirtschaft, i, 170; Paul Dehn, Kom- 
mcfide WeltmftKfaatepolttik» Berlm, 1898. 
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und afisgefibt. Die Marine war gewissennafien ein Symbol des 
neuen Geistes und der neuen Zeit; sie entspradi alten politiscfaen 
Idealen: schon 1848 hatte sich der Reichsgedanke unmittelbar mit 
dem Flottengedanken verbunden. So schien auch jetzt wieder 
das eine ohne das andere nicht denkbar. Die deutsche mih'tärische 
Veranlagung fand hier ein neues Gebiet; gegenüber dem Landheer 
bedeutete bald die Marine die modernere und weltmännischere 
Waffe, die manchem ehrgeizigen jungen Manne große Möghch- 
keiten bot. Zunächst waren die Widerstande m den pohtisch ein- 
sichtigen Kreisen aber doch sehr groß. Die ältere Generation 
sah hier eine gefiÜirliche LieUiabereL Die linksgerichteten Kreise 
äußerten sdiarfies MiBtrauen, wenn nicht unbedingte Ablehnung* 
Es gelang dem Staatssekretär des Reichsmarineamts, nach und nach 
alle maßgebenden Kreise zu gewinnen, die bürgerlichen Parteien, 
die Professoren, die städtischen Korporationen; mit Vorträgen, mit 
einem sehr geschickt ausgestalteten Nachrichtendienst wurde rück- 
sichtslos auf das eine Ziel hingearbeitet. Auch hier wird man sagen 
müssen: nicht der Gedanke, dem Deutschen Reich überhaupt 
irgendeine Seegeltung zu verschaffen, war innerlich unberechtigt; 
grundfalsch waren aber auch hier die Methoden. Ein schwerer 
historächer Irrtum war besonders der Plan> Deuttcfaland'mit einer 
Schlacfatflotte su versehen, die in keiner Weise ja dem ursprünglich 
gesteckten Ziel, den Handel zu schützen, entsprach* Die verhäng- 
nisvolle Rolle, die besonders Großadmiral von Tirpitz gespielt hat, 
wird uns später noch ausföhrlicher beschäftigen. 

Zunächst wollen wir uns jetzt einen Überblick verschaffen 
über die Aufgaben, die unserer auswärtigen PoUtik nach Bismarcks 
Abgang gestellt wurden. Wir unterscheiden vier Kreise: die 
Kolonien, der ferne Osten, Amerika, der Orient. 



Die Erwerbung der Kolonien in den achtziger Jahren schuf 
noch keinen wirklichen Besitz^). Die Schutzgebiete waren damals 
nodi ein blauer Fledcen auf der Erdkarte; der Staat ab solcher und 
die überwi^ende ^Mehrsnihl der Nation hatte dazu ein äußern 
kühles Verhätttis, das ja ungefittir den persönlichen Gefühlen der 
älteren Diplomatengcneration gegenüber kolonialen Dingen ent- 
sprach. Eine „kaufmännische Einbeziehtmg'' tropischer Gebiete 
in das Wirtschaftsleben des Reiches, mit äußerst geringer poli- 
tischer Inanspruchnahme, wie man es sich ursprunglich gedacht 
hatte — das war jetzt nach Lage der Dinge unmöglich. Wir standen 

') VprI. Valentin, Veit, Kolonialgeschichte der Neuzeit, S. i93ff. und 
die dort angegebene Literatur; Irmer, Vöikerdäaunenmg im Stillen Ozean, 
Leipsig 19x5 (hier awfa wichtige Ifinwctse aof den fernen Osten). 
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DES KOLONIEN. ENGLANDS 



vor der Frage: sotten wir wirkliche Koloiiialpolitik treibeti» mit 
allen daraus folgenden politischen Verpflichtungen und Reibungen 
oder nichts 

Die erste große Aktion der nachbismarckischen Zeit war der 
sogenannte Helgoland-Vertrag vom i. Juni 1890; hier haben sich 
die Geister m bezeichnender Weise geschieden^). Der Vertrag 
wird heute im wesentHcheii gerechter beurteilt als von den miß- 
trauischen und wenig unterrichteten Zeitgenossen. Wir wissen, 
daß Helgolands Erwerbung sclion unter Bismarck wiederholt er- 
strebt wurde, und daB es f&r die Verteidigung zur See von geradezu 
entscheidender Bedeutung war. Wenn nun dalülr afrikanische 
Zugeständnisse gemacht wurden, so waren das sidier keine imver* 
h:iltnismäßigen Opfer. Von einer »^Überzahlung" kann keine 
Rede sein« Denn jetzt wurde tinsere wichtigste Kolonie Ostafrika 
zuerst nu«? einem Besitz von zweifelhafter Ausdehnung und von 
fragwürdigen Rechtstiteln, der zudem belastet war mit Konfiikts- 
stoffen der verschiedensten, zumeist persönhchen Herkünfte — 
eine „Kronkolonie**. Dieser bezeichnende» aus dem enghschen 
Koloniaideiiken stammende Au^idruck ist damals gebraucht worden 
und trifiE^ die Sache gut^). Das Retdi nahm damals das Gebkt 
aus der Hand der Kaufleute tmd Forächtuigsreisenden in seine 
eigene. Gegenfiber Frankreich wurde die Kolonie gesichert durch 
Anerkennung der franzüsischen Schutzhenschalt über Madagaskar. 
Die deutsche Leitung war sich, damals wohl bewußt, was sie tat; 
die Opfer, die gebracht wurden, erschienen in der Tat minimal, 
wenn die Hauptabsicht gelang, nämlich „die alten guten Beziehungen 
zu England auch auf die Zukunft zu übertragen", wie es in der 
Denkschrift vom 30. 7. 1890 heißt. Das war das Entscheidende: 
die Kolonialpolitik und die Seepoluik mußte auf jeden Fall irgend- 
wie an England orientiert werdoi. England war die ältere Kolonial- 
imd Seemacht. Zwischen England uml Deutschland hatte es noch 
keine emsthaften Konflikte gegeben* Bismarck stand auf dem 
Standpunkt, daß die Kolonien keinen Streit mit England wert 
seien. Dieser Standpunkt mußte nicht verlassen werden. Jede 
Konkurrenzmacherci mit England war nach den historisch ge- 
gebenen Verhältnissen sinnlos. England hatte schon unter Bis- 
marck und dann später infolge des italienisch-englischen Vertrags 

von Akicnsiüclteii, bctfcffcnd 

Ostafnka (Bundesrat?;drucksachcn tRgo, Nr. 8, 60, 76, Der HclRohnd- 

votiag: Weißbuch, Aktenstücke, betreffend Abmachungen des Reitzes mit 
Fiaiikreich, GsofllHrilniiiiai aome der Deutach-Ostafrikantschrn Gesellschaft 
zur Regelung der Vciliiltiiiase in Ostafrika (Bundcsiaiadnickaaeheii 1890, 
Nr. 145). 

*) Brief des Reichskommissars Schmidt an Emin Pascha vom 6. 11. 90, 
WeiSbucfa, Ostafinka, Bttodcsratyirucksachen ig^z. , 
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von iBgt ein nahes Verhältnis zum Dreiband. Diese Beziehung 
war die wichtigste, die es Oberhaupt für Deutschland gab. Aber 

nun !«^t es interessant zu sehen, wie die näheren Berührungen mit 
England m den Kolonien das Verhältnis erschweren. Die Ver- 
treter der deutschen Regierung konnten in Afrika reichh'che Er- 
fahrungen mit dem englischen Hochmut machen, der sich sowohl 
als Begönnerung, wie als robuste Feindseligkeit zu geben wußte. 
Interessant ist da etwa ein Bericht des V er wes ers des kaiserlichen 
Konsulats zu Lagos, v. Puttkamer, vom 15. Mai 1889, der an- 
schaulich schildert, wie ihn die Beamten der engliscfaen Kompagnie 
im Nigergebiet zu behandeln versuchten und die Sperrbestimmungen 
Air Kauüeute auf ihn anwenden wollten^). Ahnliche Etnbhcke 
kann man bei den Vorfallen in Witu 1890 tun^). 

Die deutsche Leitung wollte von England auf dem Fuße der 
Ebenbürtigkeit behandelt werden^). Das war ein begreifliches 
Bestreben, aber die Durchsetzung traf bei einer so alteingesessenen 
und an und für sich so spröden Macht auf große Schwierigkeiten. 
Konnte man nun den Engländern m'cht zeigen, daß man eben auch 
eine Macht war; konnte man ihnen nicht unangenehm werden, 
damit dann vielleicht aus der Spannung eine Geschäftsfreundscfaalt 
entstehen konntet* Das ist der Sinn der deutschen Afrikapolitik in 
den neunziger Jahren: zusammen mit Frankreich protestiert das 
Reich 1893 gegen den englisch-belgischen Vertragsentwurf über 
Verpachtung eines Stückes des Kongo-Staates; als England Portugal 
bei seinen kolonialen Schwierigkeiten bevormundet, gehen zwei 
deutsche Kriegsschiffe nach der Delagoa-Bai. 1896 will Deutsch- 
land Wied LT holt zusammen mit England in die Wirren an belgischen 
Kongo eingreifen — vergebens. Und in diesen größeren Zusammen- 
hang der deutschen Afrikapolitik gehört nun auch die anti-«nglische 
Burenpolitik hinein. Deutschland hat hier eine alte polittsche 
Methode verfolgt; sie besteht darin, einem großen Gegenspieler 
dadurch zuzusetzen, daß man seine kleinen Feinde so lange stärkt, 
hi<; er mürbe wird. Die deutsche Burenpolitik, deren leitender Geist 
Freiherr von Marschall war, hat etwas Machi.ivellistisches. Die 
Burenstaaten wurden von der deutschen Leituns^ nicht als politischer 
Selbstzweck behandelt. Allen populären Sympathien zum Trotz 
waren sie ja nach Lage der Dinge kein brauchbarer Verbündeter 
oder Schützling. „Wenn die englischen Kolonialfreunde in der 

^) Weißbuch, Sammltin?^ der Aktenstücke, betreffend deutsche Inter- 
essen ita Nigergebiet (BuiidcüraibUrucksachen 1889, Nr, 98). 

*) Weißbuch, Sammlung der Aktenstücke, Die Ermordung von Deut- 
aduai im Sultanat Witu betreffend (Bundcsratsdruck-^ichen 1890, Nr. 143). 

*) Vgl. Brüsseler Zirkular vomia. la.oi. Zur europäischen Politik, ed. B. 
Schwertfeger, I, S. 90. „L'Allemagne n'a sans doMte auctme pensfe agressive, 
mats eUe veut toe ea de tiait^ avec rAogtetctre aur uo pied d'^gau^. . 
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Transvaalfrage empfindlich sind, so sind es die unsrigen eben- 
falls", heißt es in dem Erlaß des Freiherrn von Marschall an den 
Botsdiafter in London Graf Hatzfeld vom z. Februar 1895^). Die 
deutsche Regierung wünschte in Sfldafnka die Erhaltung des Status 
quo und stellte sich deshalb den Vorkämiifem des englischen Im- 
perialismus in Südafrika Rhodcs und Jameson entgegen*). Trotz 
der wiederholten Betonung dieses Standpunktes ist es dann doch 
zu dem berühmten Jamcson-Einfall in Transvaal gekommen. 
Die deutsche Regierung machte damals tn scharfer Weise auf den 
Völkerrechtsbnich aufmerksam, und als England Jameson fallen 
ließ, erfolgte die bekannte Depesche des Kaisers an den Präsidenten 
Krüger vom 3. Januar 1896. Sie ist keine sf>ontane Handlung 
Wilhelms IL gewesen, sondern eine hochpohtische Aktion, die mit 
voller Absteht und mit Bewiißtsetn der ganzen Bedeutung unter- 
nommen worden ist. Die Krfigei^Depesdie ist ein Glied in einer 
ganzen Reihe von Handlungen» die aus einem emlieitlicliea Ge- 
sichtspunkt tmtemommen worden sind. Der Schlußpimkt der 
ersten deutsch-englischen Krise ist dann der deutsch-englische 
Geheimvertrag vom September 1898, das sogenannte Angola- 
Abkommen. Die Absicht der englischen Regierung, auch die 
portugiesischen Kolonien in ihr südafrikanisches Reicii einzuziehen, 
wurde damals ziemlich deutlich. Cecil Rhodes sprach das Wort 
aus, die Expropriation Portugals sei eine Maßregel von internatio- 
naler Zweckmäßigkeit. Nach den Erfahrungen des Jameson- 
RinfaHn waren plötzliche und für europäische politische Gewohn- 
heiten ungewöhnliche Entschlösse wohl m^di. Deshalb wollte 
die deutsche Leitung sich ihre A£nkarStellung rechtzeitig sidiem. 
Die Geldverlegenheiten Portugals machten die Angelegenheit 
für England zudem einigermaßen dringlich. So kam es zu Be- 
sprechungen zwischen englischen und deutschen Staatsmännern, 
deren Ergebnis jenes Abkommen war, wonach für den Fall, daß 
Portugal zn einer Liquidation seines Kolonialbesitzes schreiten 
sollte, England und Deutschland die Angelegenheit gemeinsam in 
die Hand nehmen wollten; Mozambique sollte, sei es in Form 
von Pacht oder Kauf, zwischen beiden Machten geteilt werden, 
außerdem sollte noch em Stück Angola Deutschland zufallen. 
Bs ist niclit zu bezweifeln: Deutsdiland hatte jetzt gegenüber Eng- 
land den Gedanken der Bbenbfirtigkeit und des Mitbesdmmungs^ 
rechtes dtirchgesetzt« Die große Frage war nur: wann würde die 
vorgesehene Zukunftseventualität eintretend Das Angola-Ab- 

■) Weißbuch, Bundesratsdrucksachen 1896, Nr. 23. 

•) Weißbuch, Aktenstücke, betreffend die jüngsten Vorfalle in der süd- 
afrikaujacfacn Itqnibiik (Bundesratsdrucksachen 1B96, Nr. 23); besonders: 
Fttihccr von ManchaU an Giaf Hatzfeld» 31. Dezember 1895, 6. Jaaitar 1896 
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kommen ist in dem $;!eichcn Jnhrc 1898 abgeschlossen worden, in 
dem England und Friiikreich durch die Faschoda-Krise auseinander 
gerissen wurden. Die afrikanische Geschäfrsfreundschaft zwischen 
Deutschland und England hatte also damals die große Chance, 
zu einer deutsch-enghschen Verständigung überhaupt auszu- 
wachsen. Wenn es Deutschland gelang, diese Chance auszunutzen, 
dann war seine Burenpolitik ein gutes Mfttd sum Zweck gewesen, 
dann konnte es ruhig später die Burenstaaten opfern, weil es etwas 
Gröfieres gewann: die Sicherung seiner wdtpolitiachett Fosition* 
Aber schon im Jahre nach dem Abschluß des Angola-Vertrages, 
1899, verkehrte England seinen Sinn in das Gegenteil durch ein 
Geheimabkommen mit Portugal, den sogenannten Windsorvertrag, 
der die alten Verträge über wechselseitige Besitzg^.irnntie erneuerte. 
Erist Deutschland erst kurz vor Kriegsausbruch bekannt geworden^). 

Zahlreich sind die Pläne unserer auswärtigen Leitung gewesen, 
an anderen Punkten der großen Weh koloiiiale Stützpunkte zu 
finden; genau wie in den achtziger Jahren stießen wir überall 
auf Schwierigkeiten zumeist englischer Herkunft, ob es sich nun 
um eine Kolontalstatton attf Madeira oder um die Philippinen 
handelte. Trotzdem ist es gegluckt, die koloniale Pdsition im 
Stillen Ozean zu befestigen durch den Erwerb der Karolinen-, 
Marianen- und Palau-Inseln aus der spanischen Konkursmasse und 
durch die endliche Erledigung der leidigen Samoa-Frage mit den 
andere daran interessierten Mächten, England und den Vereinigten 
Staaten. Man kann unmöghch sagen, daß diese bescheidenen Erwer- 
bungen geeignet waren, das Gleichgewicht der Mächte irgendwie zu 
stören. Koloniale Stützpunkte solcher Art haben in jener Epoche in 
erster Linie einen kolonialen Liebhaberwert für internationale Re- 
präsentationszwecke gehabt. Es war eine Prestigefrage, eben auch an 
diesen Punkten der großen Welt dabei zu sein. Sehr mit Recht ist 
darauf hingewiesen worden, dafi dem materwllen Aufwand bei den 
deutschen Kolomen ein positiver Gewinn keineswegs entsprach 
und auch in absehbarer Zeit nicht entsprechen konnte.' Die deut- 
schen Kolonien waren ja auch nur zum kleinsten Teil geeignet, 
Anskdler aufzunehmen, und bei der immer mehr abnehmenden 
Auswanderung vor dem Kriege hatte das ja auch eine verhältnis- 
mäßig geringe Bedeutung. Der Sinn der Kolonialpolitik ist eben 
von rein wirtschaftlichem und rein rationnüstischem Standpunkt 
aus nicht zu begreifen. Sie war vor allem eine Funktion des staat- 
lichen Ehrgeizes; sie bedeutete für Deutschland eine Möglichkeit, 
über die europäische Engigkeit hinaus Betätigungsziele zu finden, 
und deshalb war die Kolonialpolitik eine Lebensnotwendigkeit für 
uns« Aus der stick^ien Atmosphäre der europäischen Eifersfichte- 

1) Hammann, Zur Vorgeschichte des Weltkri^es, S. 49. 

34 



Digitized by G 



FOLGEN DES KOLONIALEN WETTBEWERBS. 
DER PERNE OSTEN 



Iden konnten wir diirdi sie hinauskommen. Gewiß trafen wir im 
StiUenOzeanundin Afrika auf konkurrierende Mächte. Beac»ders 
in Afrika sahen wir uns wieder als Nachbarn von England und Frank- 
reich« mit denen wir ein lebenswichtiges Verhältnis von jeher hatten 

und nun wegen dieses Znsammentreffens erst recht haben mußten. 

Befreiende der Kolonialpolitik für die europäischen Mächte 
konnte aber sein die Möglichkeit eines Interessenausgleichs bis aufs 
letzte. In Afrika gab es keine alten Grenzen, an denen das Blut 
längst verschwundener Generationen noch klebte. Die Gemeinsamkeit 
der Interessen der fahrenden Kultutstaaten war schon auf der 
Kongo-Konferenz betont und feierlich niedergelegt worden. Würde 
sidi nicht gerade in Übersee die europaisdbe Solidari^t starken 
müssend Es ist eine der betrübendsten Tatsachen der Epoche vor 
Kriegsausbruch, daß sich die pohtische Rivahtät der großen Mächte 
gerade in den Kolonien vielmehr entzündete, anstatt sich zu be- 
ruhigen. 

3. Derferne Osten 

Die europäische Solidarität hat sich bei den Ciuna-Unruhcn 
1898 in ättfierlich glanzvoller Weise gezeigt. Für eine Zeitlang 
schienen wirklich jene kleineren Fragen der Rivalität zurückzu- 
treten. Freilich waren die Schwierigkeiten aufierordendidi groß, 
die bis zu der gemeinsamen Aktion zu überwinden waren. Es ist 
eine paradoxe Tatsache, daß unsere Kolonialpolitik erst durch die 
Erwerbungf von Kiautschou volkstümlich geworden ist, eines Be- 
sitzes also, der weder formal je Kolonie war, noch seinem Wesen 
und seinen Möglichkeiten nach je eine Kolonie hat werden können. 
Das Tsingtau-Gebiet war ein weltpolitischer und marincstrate- 
gischer ßeobaditungsposien, der nach längeren vorsichtigen Vor- 
.bereitongen zu einer Zeit erworben worden ist, da man allgemein 
' eine Aufteilung des chinesischen Reiches unter die europäischen 
Interessenten für unmittelbar bevorstehend hielt. Das deutsche 
Interesse lief an sich einer solchen Aufteilung entgegen. Rußland 
war ja Chinas Nachbar im NofdeUf Frankreich im Süden — Eng- 
land war seit Generationen die große europäische Vormacht in 
Ostnsien — Nachbar, Schutzherr und Gewinnmacher 2ngleich. In 
diesen ungeheuren Gebieten mit ihren unberechenbaren wirtschaft- 
lichen Entwicklungsmöglichkeiten wollten die Deutschen als Kauf- 
leute mit handeln. Wenn diese kommerziellen Aussichten irgendwie 
. eingeschdbikt wurden, wenn sich jemand vor dk ,jOfiEene Tür" 
stellte^ dann hatte unsere politische Leitung die Verpflichtung, 
die Interessen des Kaufmannes zu wahren. Eine andere Politäc 
koxuiten und durften wir nicht in Ostasien treiben. Leider haben 
wir gerade in Ostasien diese Grenze, die wir uns offiziell immer 
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wieder selbst setzten, praktisch wiederholt überschritten. Als eine 
verhängnisvolle Handlung wird immer tinser Eingreifen im Jahre 
1895 denkwfird^; bletben: Japan hatte China niede i g e w o r fe n und 
ihm die drückenden Bedingungen des Friedens von Schtmonoseki 
auferlegt'^). GewtB waren dadurch politische Interessen RuBlands 
und Frankreichs gefährdet, aber nur wirtschaftliche Interessen 
des Deutschen Reiches. Trotzdem entschloß sich unsere Leitung 
zur Teilnahme an einer Einsprache bei Japan; es war eine Aktion, 
die vielmelir aus europäischen, denn aus ostasiatischen Gesichts- 
punkten ctisehen war, die also als weltpolitisch grundfalsch schon 
deshalb bezeichnet werden muß, Deutschland war durch den 
russisch-französischen Zweibund flankiert; es wollte diese Bedrohung 
durch eine kontinentale Solidarität ersetzen — eine Kombination, 
die auch noch später iviederholt erstrebt worden ist. Europa sollte 
sich gegenüber Asien mammenfmden. Die Zusammenarbeit 
mit der gegnerischen MSchtegruppe blieb aber leider immer 
durchaus ephemer. DafOr wurde aber unser Verhältm's zu Japan 
auf Jahrtthnte hinaus erschwert* Der gemeinsame Schritt der 
Vertreter der drei Mächte bekam noch durch persönlich zufällige 
Umstände insofern eine nicht notwendige und nicht beabsichtigte 
Schärfe, als gerade der deutsche Gesandte als der Rangälteste die 
Erledit^mng übernahm, der deurschc Gesandte, dessen persönliche 
Antipathie gegen Japan zudem bekannt war. Die Japaner haben 
den deutschen Schritt immer unbegreiflich und unfaßlich ge- 
funden. War doch schon zu Bismarcks Zeiten Japan mit Bündnis- 
vorschlagen an Deutschland herangetreten! Bot es sich doch auch 
weiterhin bei einer jeden Schwierigkeit mit Rufiland als selbstver- 
ständlicher Interessent an. Den Vorteil von der iapänischett AbkOh- 
lung wegen Bevormundung Asiens hatte selbstverständlich England. 

Die Erwerbtmg von Kiautschou wirkte an und für sidt auf 
Japan verstimmend; unbegreiflich war es aber, daß man nun aus 
dem Handelsstütjpnnkt ein drohendes MarineschaHstiick machte, 
durch das das militärische Selbstgefühl der Japaner aufs äußerste 
gereizt wurde. Die japanischen Zeitungen pflegten Deutschland 
mit dem Feuerdieb zu vergleichen, der einen Brand stiftet, um bei 
der allgemeinen Verwirrung nach Herzenslust stehlen zu können. 
Auch bei der China-Expedition der großen Mächte haben wir 
dann durch die unerwünschte Vorschiebung des deutschen Generai- 
fddmarschalls eine wenig glückliche Hand gezeigt. Ist doch der 
Zar gegen seinen Willen von tms als der Anreger der Wahl und . 
Entsendung Waldersees bezeichnet worden*). Den politisch Ein- 

>) Vgl. die Briefe Kmaot Wilhelme II. aa den Zaren vom 7. F^niar 
und 26. Aprü 1895. 

*) Freiherr von Bdcatdstem, Lebensermnerungm, I. S. 131, Erzählung 
des Botschafters FOisten RadoUn. 
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sklitigen galt das Tsmgtau-Gebict nach der Niederlage Rußtands 
im Krieg mit Japan als verlorener Posten, und es wurde deshalb 
in der Frankfurter Zeitung gelegentlich direkt der Rat erteilt, das 

Gebiet rechtzeitig freiwillig aufzugeben und sich von China ent- 
sprechend pekuniär entschädigen zu lassen^). Merkwürdig mutet 
uns heute ein Artikel aus dem Jahre 1907 an, den ein Japaner Chosai 
im Courier europ^en geschrieben hat. Es heißt darin: „Wenn 
DeutschLind nicht freiwillig im fernen Osten abdankt, wird die 
deutsche Politik Japan sehr unbequem, und das kann vielleicht in 
Zukunft Krieg ftthren. Aber Japan wOmcht (im Gegen- 

satz zia seiner Stelluag tu den Vereinigten Staaten) diesen Kri^ 
nicht selbst tu schlagen. Ein euroi^ltscher Krieg w3re ihm lieber, 
und es ist bereit, das trügerische Versprechen einer möglichen 
Intervention zu machen. Vielleicht bricht dann die Macht Deutsch* 
lands unter dem Druck einer Koalition neidischer Mächte zu- 
sammen."^) Bei der Erneuerung des englisch-Japanischen Bünd- 
msses, 191 1, soll m einem Geheimartikel Kiautschau Japan ver- 
sprochen worden sein. Eme deutsch-japanische Annaiierung, für 
die Graf Reventlow vor dem Kriege tätig war, wäre ohne Auf- 
opferung des Tsingtau Gebietes nicht möglich gewesen*). 

3. Amerika 

Unter allen WeltgroRstaaten gab es keinen, mit denen dns 
Deutsche Reich auf seiner neuen Bahn so wenig Reibungen er- 
warten durfte, als die Vereinigten Staaten. Hier bestand keine 
der Gefahren, wie sie allein schon aus alter geographischer Nach- 
barschaft mit einer gewissen zwangsläufigen Notwendigkeit er- 
wachsen. Das neue Nebeneinander im Stillen Ozean konnte kaum 
wichtig genug werden, um ernstere Konflikte hervormufen. 
Wieviel Gemeinsames bestand zwischen dem Deutscben Reich und 
der amerikanischen Vormadit! Eine gleiche robuste Jugendlich- 
keit, eine wirtschaftliche Entwicklung, die bei allen gegebenen 
Unterschieden zwischen alter und neuer Welt sich doch an Tempo 
und Methode auffällii^ berührte, und die vor allem die beiden Mächte 
in ein analoc;cs Verhältnis des unangenehmen Wettbewerbes mit 
Ergland brachte. Der Gegensatz zwischen England und den Ver- 
einigten Staaten war in den neunziger Jahren tmd später noch ein 



') Riegclsberger, Zur Vorgeschichte des japanischen Ultimatums an 
Deutschland, Hilfc, 3. 9. 14; Riegcisberger, Japan uiul Deutschland, Heidel- 
berg 19 14; Georg Inner, Völkerdämmerung im Stillen Ozeai^ S. io6£.; Count 
Hayashi, Secret Mcmoixs, S. 75; Dr. Ibas Plehn« Wd^politik, Berlin 1909. 

^ Schtemami, Deutschland und die grofie Foütjk anno 1907, S. agi* 

^) Graf B. zu Revcntkw, PblitiidM Voiigaaduciite des graBeo Krieges* 
S. 390 f. 
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Hauptmotiv der groBen Politik. Li Venezuela stieBen die beiden 
Mächte aufeinander; die Hochschutzzollpolitik der Vereinigten 
Staaten schädigte die englische Industrie^ ihr Eingreifen auf Mittel- 
amerika störte den englischen Interessenkreis in West-Indien. 
Während des Burenkrieges mußte England auf seine alten Rechte 
in Panama verzichten. Die geistigen Momentt schienen die Mög- 
lichkeit deutscher und amerikanischer Zusammenarbeit fordern zu 
müssen. Deutsche Art durfte immer hoffen, in den Vereinigten 
Staaten wie nirgend sonst im Ausland verstanden und gewürdigt 
ZU werden, weil in dem Deutsch-Amerikanertum eine ständige 
InteresMü- tmd Kultimrertretiing grofien Stfls vorlukodea war — 
wenn auch von amtlicher deutscher Stelle dieses Veihältnis selbst- 
verständlich niemals politisch ausgenutzt worden ist. Es ist über- 
raschend, daß es trotzdem zu einem wirklichen Freundschafts- 
verhältnis «wischen den Vereinigten Staaten und Deutschland 
nicht gekommen ist. Ein wesendicher Grund dafür liegt in inner- 
politischen Momenten. Die ältere Geschichtsbetrnchtnng befindet 
sich ja dann auf einem durchaus falsciien Wetje, daß sie die innere 
und die äußere PoHtik so strenge trennt und besonders die Fragen 
der Rivaiität der großen Mächte lediglich aus den außenpolitischen 
Umständen zu erklären versucht. Die großen Staaten sind viel- 
mehr als Volkspersönlichkeiten aufzufassen, die einem derartigen 
Schematismus durchaus feind sind. Die großen Bewegungen der 
Neu^t, die Reformation, die englische und die französische 
Revolution sind dtuchaus allgemein geistigen Ursprungs, tmd ge- 
rade an ihnen haben sich die Gruppienmgen der grofien Mächte 
wesentlich mit orientiert. So sind auch in der neuesten Zeit die 
Verfassungsfragen, das Problem der Durchführung der Demo- 
kratie, der Cäsarismus und seine Schwächen durchaus wesentliche 
Momente für Beziehungen in der auswärtigen Politik geworden. 

In der neuen Welt hat das Deutsche Reich Wilhelms II. mit Miß- 
trauen zu kämpfen gehabt, weil es eben als Vertreter eines angriffs- 
bereiten Cäsarismus galt. Es braucht hier nicht betont zu werden, 
dafi ein Verstiindnis für unsere geschichtlichen Voraussetzungen 
in der neuen Welt nur wenig verbreitet war« Aber mit Aufidärung 
ist in der grofien Politik ja nicht viel zu erreichen. Aus den In- 
stinkten» aus dem Bmpfindungsleben der Vdlker steigen die stärksten 
Mächte auf. Das amerikanische Mißtrauen gegen Deutschland war 
ein gänslich irrationeller Faktor von dunklem und viel verzweigtem 
Ursprung. Er wurde durch einzelne Vorfalle immer wieder in 
seiner Wirksamkeit bestätigt, und auch die in.nmi^f.iltigsten, 
amerikanischen Gewohnheuen mehr oder weniger geschickt an- 
gepaßten Bemühungen der deutschen amtlichen Vertreter ver- 
mochten gegen diese verhängnisvolle Macht nicht anzukämpfen. 
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Die erste Verstimmung datiert aus dem spanisch-amerikanischen 
Krieg. Die deutsche Flottenaktion vor Manila war einem Miß* 
vers^ndais entsprungen. Der deutschfreundliche amerikanische 
Gesandte Andrew White in Berlin hatte angedeutet, die Vereinigten 
' Staaten legten keinen Wert auf den Besitz der Philippinen und hätten 
gegen einen Erwerb durch Deutschland nichts einzuwenden. Diese 
Andeutung war eine Überschreitung seiner Instruktion und zog 
dem Botschafter eine Zurechtweisung zu. So kam es, daß man 
allgemein und nicht mit Unrecht an gewinnsüchtige Motive der 
deutschen Regierung glaubte, die sie ohne eine solche amenkamsche 
Anregung niemals gehabt haben würde. Es kam noch hinzu, 
daß der deutsche Admtra! vor Manila sich durch den jugendlichen 
Betätigunptrieb, der fOr die noch ungepröfte deutsche Marine 
charakteristisch ist, in der Form hatte zu weit führen lassen. Aber 
auch der amerikanische Flottenführer ist dann sehr schroff gewesen. 

Immer wieder wurde besonders von englischer Seite diese Ange- 
legenheit aufgegriffen: Deutschland mußte sich dann verteidigen 
und seine strikte Neutralität nachweisen. Wie wenig es ihm darauf 
ankam, sich in Gegensatz zu den Vereinigten Staaten zu setzen, 
geht ja schon daraus hervor, daß die deutsche Leitung gerade da- 
mals einen diplomatischen Druck auf die Vereinigten v Staaten 
abgelehnt hatte'). Die öfiientlicfae Meinung in den Vereinigten 
Staaten bohrte sich aber immer mehr in die Vorstellung ein, als be- 
absichtige das Deutsche Reich die Monroedoktrin durch eine 
Niederlassung in Amerika oder auch nur durch eine Intervention 
im nordamcrikam'schen Intercssenkreis zu verletzen. Gelegentliche 
Auseinandersetzungen mitsüd-und mittelamerikanischen Republiken 
führten deshalb zu einer für die deutsche Leitung bedrohlichen 
und beleidigenden Stimmung. Bezeichnend dafür ist der Venezuela- 
Konflikt 1902 — 1903. Zur Wahrung der deutschen Wirtschafts- 
tnteressen unternahm das Deutsche Reich zusammen mit England 
eine Flottendemonstration gegen die widerspenstige Republik. 
Die amerikanische Entrüstung machte sich damals in erster Linie 
gegen uns geltend, ganz natürlich, weil wir eben überhaupt der 
schwächere Teil waren und auch mit England nicht mehr gut stan- 
den. Fehlerhaft erscheint mir die deutsche Politik deshalb hier 
keinesfalls. Man darf sagen, daß wir unser Möglichstes get.m 
haben, um die amerikanische Weltmacht gut zu stimmen : die Reise 
des Prinzen Heinrich und mancherlei Verbindlichkeiten auf kultu- 
rellem Gebiet haben wohl in den reiferen und urteÜsfähigeren 
Kreisen gut gewirkt, konnten aber freilich ein näheres Verhältnis 
zum beiderseitigen Vorteil nicht herbeiführen. Man hat den Ein- 

0 B. Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. I, S. 98; Graf Bernstorff, 
Dratschlaod und Amerika« S. 13. 
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druckt daß in dem Jahrzehnt vor dem Weltkrieg die Vereinigten 
Staaten und das Deutsche Reich einander fremd werden. Deutsch- 
land ist tief in den europäischen Interessenwirrwarr eingeflochten: 
die Vereinigten Staaten schreiten voran auf ihrer grandiosen Bahn. 
Paradox dabei ist, daß sich in diesen Jahren bei den Vereinigten " 
Staaten immer deutlicher eine entscheidende Wandlung ihrer 
politischen Daseinsbedingungen durchgesetzt hat. Ein tiefer 
staatlicher Drang wurde in ihnen lebend^, der g ew i sserm aßen eine 
Europäisieruttg im Sinne des Machtgedankens bedeutete. Auch 
die Vereinten Staaten werden imperialistisdi; gerade das bringt 
sie in Gegenstaz ta England und auch dann zu uns. 

4. Der Orient 

Amerika und der ferne Osten sind Kreise, in denen die deutsche 
auswärtige Politik nur das Ziel des Wirtschaftswachstums und des 
Wirtschaftsschutzes verfolgen konnte. Im kolonialen Kreise, und 
zwar vor allem in Afrika war das staathche Interesse viel unmittel- 
barer und tiefer in Anspruch genommen. Und ebenso, wenn auch, 
wieder in anderem Sinne, gestalteten steh die deutschen Beziehungen 
zum Orient. Durch seinen Verbfindeten Österreich-Ungarn war 
das Deutsche Reich Nachbar der europäischen Türkei und der 
Balkanstaaten und war schon deshalb an den dortigen Entwick- 
lungen und Schicksalen in besonders starkem Maße beteih'gt. 
Die Bismarcksche Politik hat die Gegensätze zwischen Österreich 
und Rußland immer auszugleichen versucht. Sie konnte 
um ihrer Autorität willen mit beiden Seiten arbeiten und war 
doch jeden Augenblick sicher, eine überlegene Stellung zu 
bewahren. Der Tfirkei gegenüber verhielt sich die bismarddscfae 
Politik freundlich, aber reserviert; Rumänien wurde herangezogen 
und, wie man jetzt weiß, dem Dreibund angegliedert, die übrigen 
Balkanstaaten aber mit kühler Sachlichkeit und nicht als Selbst- 
zweck behandelt. Die Schwäche der Bismarckschen Spätzeit hat 
sich gerade in der Orientpolitik gezeigt. Die neue deutsche Leitung 
mußte hier einfacher vorgehen und greifbarere Ziele verfoh^cn, • 
wenn sie nicht das Feld gänzlich den älteren im Orient beteiligten 
Mächten überlassen wollte. In einem seiner ersten Berichte aus 
Konstantinopel hat Freiherr von Marschall 1897 den Gedanken 
. entwickelt^ daß Deutsdiland einer wirtschaftlidicn Attsstrednmg 
bedürfe» daß neue Absatzmärkte gewonnen werden mfißten, und 
daß zu diesem Zwecke die Tflrkei duidi Eisenbahnbauten zu 
erschließen sei'). Schon 1888 hatte der Sultan einer deutschen 
Gruppe unter Fuhrung der Deutschen Bank die Genehmigung 

') Brauer, v., A.; Freiherr von Marschall (Bettelheim, Ndcrokige, id'S)« 
H. Gcothe; Die asiatedie TOrkei und die deutschen Interesten» 1913. 
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zum Bau tsnd zum Betrieb einer Bahn von Haidar Pascha nach 
Angora gewährt. Es war ein Anfang von hoher geschichtlicher 
Bedeutung. Die Gründung der deutschen Levantelinie, die Nieset" 
lassung der Deutschen Orientbank bedeuten dann weitere Etappen 

in der Entwicklung. Von 1887 — igio verzehnfachte sich die deut- 
sche Einfuhr nach der Türkei. Der Eisenbahnbau brachte Er- 
weckung, Belebung, Inanspruchnahme von Kräften des Bodens 
und der Menschen und wurde so zu einem großartigen, wahrhaft 
deutschen Kulturwerk. Durch die Anatolische Eisenbahngesell- 
sdiaf^ die Tochtergesellschaft der Deutsdien Qank^ und die Ana- 
tolische Industrie- , und Handelsgesellschaft in Konia wurde eine 
Arbeit geleistet, die Vorbild, Voraussetzung, Grundlage des deut- 
schen Bagdadbahn-Unternehmens geworden ist, das 1899 gnmd- 
sätzlich und 1903 endgültig bewilligt wurde. Es war der deutsche 
Str<nt, der hier am Werke war, am wenigsten egoistisch unter allen 
Mitbewerbern, nber praktisch-pohtisch und von Anfang an folge- 
richtig besummten Zielen zugewandt, in denen sich die wirtschaft- 
lichen Einzelleistungen zusammenfaßten. 

Auf dem so überaus schwierigen Boden Konstantinopels 
wirkte, geschmeidig und scharf zugleidi, unser Botschafter-Freiherr 
von Marschall; an diesem Punkte, einem der wenigen der politischen 
Welt, wo ein Botschafter noch Selbständigkeit und Kraft im großen 
Stile bewähren kann, war er seit Lord Stratford Canning wieder 
der erste, den die Bewunderung der Türken und die Achtung der 
Kollegen „den Großen" nannte. Er war der Vertraute des Sultans 
Abdul Hamid und verdiente dein Deutschen Reich all die Ehre, 
die einem uneigennü.uigen Ratgeber gezollt wird. 

Über die Grenzen der türkischen Leistungsfähigkeit im Kou- 
fliktsfalle konnte sich aber freilich die deutsche Leittmg keine 
XHusionen machen und hat sie sich nicht gemacht« Das beste Zeu^ 
nis dafiQr ist ein Atsfsatz, den von der Goltz-Pascha im Oktoberh^ 
der Deutschen Rundschau 1897 veröffendicht hat*). Er erteilt 
darin den Türken den Rat» ihre »»überseeischen'% d. h. europäischen 
und' afrikanischen Provinzen selbst aufzugeben und sich auf die 
eigentliche Hochburg ihrer nationalen Daseinskraft, auf Anatolien, 
Mesopotamien und Syrien zurückzuziehen. Auch maßgebende 
türkische Politiker sahen in dem q.uropäischen Besiu eine gefähr- 
hche Last und fanden, daß Sultan Muhaniined, dem sie diesen 
Besitz verdankten, ein Eroberer gewesen sei, der das türkische 
Interesse selbst am meisten gefährdet habe. 

Aus dieser Sachlage ergaben sich die Gesichtspunkte für die 
deutsche Leitung: pach M($glichkeit eine Erhaltung der staatlichen 

^) Deatache Rundacfaatt, Oktober 1897; vgl* Jäckh: Deutschland in 
Omnt flach dem Balkaakricg, Mflachea 19x3. 
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Integrität der Tfirkei — für tmseren Verbündeten Österreich- 
Ungarn konnte es ja keinen bequemeren Nachbar geben ; ein näheres 

Verhältnis aber, das etwa zu einer Garantie des Besitzes geführt 
hätte, konnte nicht im deutschen Interesse liegen. Bei jeder 
Gele^^enheit betätigte aber die deutsche Leitung ihre freund- 
schaftlichen Gesinnungen gegenüber der Türkei. Während des 
griechisch-türkischen Krieges stellte sich das Reich mit seinen 
Sympathien offen auf die türkische Seite und versuchte der Türkei ' 
dufch den Vorschlag zu nüuen, die griechischen Häfen zu blodde* 
ren^ um die Ausfuhr von Truppen und Kriegsmaterial nach Kreta 
tu verhindern. Deutschland drang damit nicht durch und hat 
dann an der Friedensaktion der großen Mächte auch teilgenommen» 
obgleich dieser Schritt der Türkei nicht günstig war. An der Weiter- 
entwicklung der kretischen Frage aber beteiligte sich das Deutsche 
Reich nicht mehr. Während England die Armenier-Unruhen 
aufgriff, um der Türkei zuzusetzen, trat das Deutsche Reich immer 
mehr für die möglichste Erhaltung der Türkei in ihrem politischen 
Bestände ein. Die deutsche Orientpohtik begann ein wesendiches 
Moment weltwirtschafUicfaer und weltpolitischer Entwicklung zu 
werden. Programmatisch ist jene berühmte Rede Kaiser Wil- 
helms II. auf seiner zweiten Orientretse in Damaskus (1898) ge- 
worden, in der er demKalifien und seinen auf der Erde zerstreuten 
300 000 ODO Mohammedanern seiner Freundschaft versicherte. 

So trat also das neue Deutsche Reich unter Wilhelm II. in die 
verwandelte Welt ein. Es wollte mitarbeiten, es wollte als eben- 
bürtig angesehen werden. Es wollte wachsen, nicht an staatlichem 
Umfang zum Nachteil eines Nachbarn, sondern an Geltung. Selbst- 
verständhch wollte das Reich die von Bismarck ererbte Macht- 
Stellung behaupten. Sie war die Grundlage seines Wesens, sie 
war nicht wegzudenken. Wer an dieser europäischen Macht- 
stellung rührte, der stellte ja alles Zukfinft^ zugleich mit in Frage. 
Das Deutsche Reich Wilhelms II. wollte modern sein. Es ent- 
wickelte einen überraschenden Sinn für Glanz und große Gebärden. 
Aber daß es auch intensiv und höchst erfolgreich arbeitete, das 
sah jeder. Und deshalb hauptsächlich wurde es gefürchtet. So 
erhebt sich die nächste Frage: wie gestaltete sich unter solchen 
Umständen das Verhältnis des Deutschen Reiches zu den anderen 
Großmächten 

IV. Die Politik der Bündnisse 

Bismarck hat in seiner Spätzeit eine Bündnispolitik von ver- 
wegener Gröfie getrieben. Sein Werk, den Dreibund, hat er durch 
Verabredungen und Verhältnisse von anderem politischen Cha- 
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rakter ergänzt und fortentwickelt. Während der achtziger Jahre 
hat er durch den Dretbund und trotz des Dreibundes sowohl Eng- 
land wie Rufilatid tn den Krets seines polittscfaen WoUens hmetn« 
genotttmen* Bf hat Enj^iand uns so nahe gebracht, daB man von 
etoer Flankendeckung des Dreibundes durch England sprechen 
konnte, und er ist ihm dann wieder energisch und drohend ent- 
gegengetreten^); ebenso ist Bismarck mit Osterreich vereint in ein 
hcr^iches Verhältnis zu Rußland gekommen, um Rußland dann 
durch den RückVersicherungsvertrag allein an das Deutsche Reich 
ZU binden, so daß darin eine Warnung für alle Nachbarn lag; dabei 
vermochte er aber gerade jetzt Rußland durch robuste Maßnahmen 
einzuschüchtern« Bs war im ganzen die MacfatsteUnng eines hege- 
monischen Staates in Europa, die auf der persönlichen Überlegen- 
heit des einen Mannes beruhte» und die in ihrem dämonisdien 
Opportunismus nach allen Seiten hin zu verwickelt und zu geqnnnt 
war, um unter veränderten Verhältnissen gefahrlos so weiter ge- 
halten zu werden. Die neuen Ziele der nacfabnmarckiscfaen Zeit 
verlangten eine neue Oriendenmg'). 

Betrachten wir Psychologie und Wirkung der europäischen 
Alliaruen seit der Niederwerfung Napoleons I. Die Notwendigkeit, 
das nach der kontinentalen Vorherrschaft strebende Frankreich 
abzuwehren, hat die heilige Allianz zustande gebracht; der englisch- 
russische Weitgegensatz liat dann die heilige AUianz zersprengt. 
Immer wieder ist dieser Weltgegensats an der orfentalischen Frage 
zutage gekommen: im Krimkrieg tritt England dem russisdien 
Expansionsstreben zuerst klar und offen entgegen tmd hat dabei 
Frankreich an der Seite; die Lage wiederholt sidh au£ dem Berliner 
Kongreß, nur ist jetzt Frankreich zurückgetreten, und das geeinte 
und gekräftigte Preußen-Deutschland macht zusammen mit Öster- 
reich seine Interessen geltend. Preußen-Deutschland hat unter 
Bismarck seinen glänzenden Aufsueg ohne festes Bündnis, aber 
doch kraft intimen Einverständnisses zuerst mit Frankreich und 
dann mit Rußland vollbracht. Die Orient- und Balkanfrage erzeugt 
nun den österreidusch-russischen Gegensatz, der seit dem Berliner 
Kongreß eines der maßgebenden Momente der großen Politik 
gewMden ist. Und da zwischen dem btsmarckisdien Reich und 

') über dcutsch-cnglisrhe Bündnisverhandlun^en, besonders Bismarcks 
BüadriLsangebot an Salisbury vom aa. November 1887/ vgl. Freiherr von 
E^aidsteüifLebeiiaertitMruiigea und diplomatiidie DcnkwOra^^tai, S. 109. 

') An dieser Auffassung muß ich festhalten, auch angesichts der an sich 
sehr wertvoUeo Ausführungen Hans Plehns in seinem nachgelassenen 
von Otto HoelSKh hoausgegebenen Werke: Bisiiiaida auswärtige Politik 
nach der T^eichsgrändung, 1920. Vgl. auch Otto Hammann, Zur Vorgeschichte 
des Weltkrieges, S. 33 ; L. Raschdau« Der deutsdi-russiscfae Rfickversicbertangs- 
vettng» GftfndboCen» xa* Aprü X9x8* 

Valcnila. T>wtorhiMiite AutapoUtfk. 3 

33 



Digitized by Google 



IV. Dm POLITIK DER BÜNDNISSE 



der FranzoBiscfaea Republik UnversÖhnltcfakett bestellt, so vollzieht 
sich die Annäherung von Frankreich und RuSland. Bismarcks 

berühmter Enthüllungsartikel über den RückVersicherungsvertrag 
stellt die französisch-russische Allianz als einfache Folge der Nicht- 
cmcucmng der Rückversicherung dar. Das vereinfacht den Tat- 
he§tand doch allzusehr. Dns Zusammengehen Rußlands und 
Frankreichs hatte sich seit langem vorbereitet^). 

Das sind die internationalen Spannungsverhaltnisse, die die 
nachbismarckische Zeit übernAlitn: je näher wegen des Orients 
das Verhälmis Österreich war, desto sicherer wurde die Gefaiir 
der französisch-russischen Allianz. Das war das kontinentale 
Bündnisproblem. 

Ferner: das Deutsche Reicfa mufite dem kolonialen Drang» 
dem überseeisdien Interessenwachstum und somit der Notwendig* 
keit sinngemäßer maritimer Machtstärkung folgen. Es kam SO 
mit der afrikanischen Expansion Frankreichs, mit dem Vordrängen 
Japans in Ostasien, vor allem aber mit der noch immer herrschenden 
Kolonial-, See- und Handelsmncht England in Gegensatz. Wir 
sahen, wie hier der Hbenbürtigkeiisgedanke zu einer Geschäfts- 
freundschaft führen konnte. Das war das zweite, das maritime 
Bündnisproblem.. 

Die deutsche Regierung befand sich damals vor einer großen 
Wahl. Was in den Jahren um 1900 geschehen ist, das war ent- 
scheidend für die ganze folgende Zeit bis zum Ausbruch des Weit- 
kri^es. Sollte stcii Deutsdbland bindend Sollte es sich die HSnde 
frei halteni* War Deutschland in der Lage, die letzten Entscfaei- 
dttt^n nur nach persönlidien Interessen zu treffen^ oder mußte 
es nach einer Seite hin etwas opfern!* Das Dilemma zwischen der 
kontinentalen Machtstellung, die als Grundlage der deutschen 
Existenz fest behauptet werden mußte, und der erstrebten mari- 
timen Machtstellung war brennend. 

Die deutsche Politik hat in diesen Jahren eine große Genug- 
tuung erlebt: England bot Deutschland die Hand. Vergegen- 
wärtigen wir uns die englische Lage von damals. England war in 
der Situation «ines wohlhabenden Mannes in reifen Jahren, dessen 
Ansehen und Vermögen durch schwere Zeitverhältnisse ins Wanken 
gerät* Der Burenktieg hatte Englands Schwache in erschreckendem 
Maße bewiesen. Politisch war es isoliert, militärisch nicht schlag- 
fertig, das Verhältnis zu den Kolonien war schwing und unklar, 
das Wirtschaftsleben stockte und litt unter dem Emporkommen 
der jungen Mächte. So entstand in England der Gedanke, sich 
Deutschlands zu versichern. Das erste Angebot ist im Jahre 1895 
von Lord Salisbury gemacht worden. Er entwickelte damals, 

1) 2itr europaticfaen Politil^ ed. B. Schwertfieger, Bd. V# S. 83. 
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kticz nach setnem Amtsaatritt, persÖnUdi Kaiser Wilhelm den 
Gedanketif die Türkei in InteressenspliSren mscfaen Deutschland^ 
Österreich und England aufteilen. Kaiser Wilhelm ist nicht 
darauf eingegangen^). Dieser Vorschlag Lord Salisburys enthüllt 
die leticten Ziele des englischen Imperialismus, wie sie sich damals 
immer mehr durchsetzten. Schon seit 1850 ist von eng^h'schen 
Militärs und Politikern der Gedanke emer Transarabicn-Bahn zur 
Verbindung von Ägypten und Indien verfolgt worden. Das ist 
die große asiatische Linie Kairo — Kalkutta der englischen Welt- 
politik, die die afrikanische Linie Kap — Kairo ergänzen sollte. 
Die Aufteflung der Tflrkei bedeutete die Biobes^iehui^ Arahkiis, 
Mesopotamiens imd Pecsiess in das britische Weltxeicfa* Die 
Rtcfatung dieser Politik gegen Rußland war klar: RuBland zurück* 
Zudiängen und Asien und den Orient fest in der Hand zu behalten, 
das war der unerschütterliche englische Wille. Man irrt, wenn man 
die enghsche Poh'tik aus dem Gesichtswinkel der europäischen 
Rivalitäten ansieht. Ob in Europa dieser oder jener das Übergewicht 
hatte, das war England im Grunde doch gleichgültig. Es ist eine 
Legende, daß England immer den mächtigsten Kontmentalstaat 
habe mederrmgen wollen. England hat keineswegs das Bismarck- 
sehe Deutschland bedroht, es war durchaus großhemg, z« B« m 
der wel&cfaen und der koburgisdien Fiage. Das Kontinentale 
war und ist diesem Seestaat im Grunde Bagatelle. England, der 
einzige Staat, der Weltpolitik im vollen Sinne des Wortes trieb, 
dachte immer zuerst an Afrika, Asien oder Amerika und an seine 
Verbindungen über See. Nach dem, was Rußland in Asien oder 
Frankreich in Afrika tat, richtete es seine europäische Politik ein. 
Und deshalb wurden wir Deutsche m den neunziger Jahren für 
England so interessant. Wir standen zwischen Frankreich und 
Rußland m Europa; dieser vorhandene Gegensatz war wichtig für 
England, weil wir Deutsdicn jedenoett die Frangosen und Russen 
an ihrer mitteleuropäischen Flanke beunruhq;en konnten. Diese 
Rolle hg in der Situation selbst, sie drängte sich keineswegs Deutsch- 
land auf, und wenn Deutschland in der großen Welt von England 
Vorteile bekam, warum sollte es diese kontinentale Rolle nicht über- 
nehmen?* Man sieht, wie die weltpohtische Lage damals mit zwin- 
gender Notwendigkeit auf die deutsch-engh'^che Verständigung 
hinzielte. Verhängnisvoll für die deutschen Entschlüsse war nun 
zweifellos die bismarckische Tradition. Der große Staatsmann 
hat gewiß immer seine „zwei Eisen im Feuer" gehabt. Aber was 
er konnte, das konnte nicht gleich jeder. andere. Der neue Ktirs 
machte in den ersten Jahren seine Er£ahrungen. Es sollte eine groß 

*) Vd. Hermann Oncken, Die Vorgeschichte des Krieges, Deutschland 
und der Weltkrieg, S. 470. 
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angelegte, aber doch auch eine etnfodbe und klare Politik getrieben 
werden. Das gelang aber nicht. Man hat die Stunde des Schick- 
sals nicht verstanden; man glaubte spröde sein zu können und die 
Entscheidung immer in der Hand zu behalten. Das Ergebn^ war, 

daB man zwischen sämtlichen Stühlen saß, die es gab. 

Die englischen Angebote wiederholten sich. Im Jahre i8g8 
begann zunächst die englische Presse, sich sehr viel ruhiger und 
würdiger mit der deutschen Politik z\x besciiaftigcn. Dann kam 
um Ostern der direkte Vorschlag eines Bündnisvertrags an den 
Botschafter Grafen Hatddd. Der Botschafter antwortete skeptisch 
und gab Engfland su verstehen, daB es doch bisher immer den (kvnd^ 
sats völliger Bewegimgsfteiheit verfechten habe. Die englische 
Anregung ifurde aber trotzdem dringend erneuert, und wiederum 
erfolgte von deutscher Seite eine kühle und unverbindliche Ant- 
wort. Jetzt kam England zum dritten Male, mit ganz großen An- 
erbietungen, in einer Weise, die nicht mißzuverstehen war, und 
es wurde ein ganz kurzer Termin für die Antwort gesetzt'). Der 
Träger des Gedankens war Chamberlain, der damals eine neue 
Orientierung der englischen Weltpolitik von Grund aus versuchte. 
Der alte Lord Salisbury hatte die F9dea schon nicht mehr in der 
Hand* Der Gedanke war» England sowohl mit dem Dreibund ab 
mit Japan und den Vereinigten Staaten zu verbinden. Kaiser 
Wilhelm ging wiederum nicht auf die englischen Vorschläge ein. 
Aber Chamberlain verlor die Geduld nicht. Als Kaiser Wilhelm 
und Bülow 1899 in London waren, kam es zu vcrtrauhchen Be- 
sprechungen über die geplante Annäherung. Die nächste Etappe 
ist die große Rede Chamberlains in Leicester vom 29. November 
1899, in der er eine englisch-deutsch-amerikanische Allianz oder, 
wie er sich gleich verbesserte, Entente, als große Hoffntmg feierte 
und sich in schaffen AusfiUlen gegen Frankreich erging. Diese 
Rede hat in der öfifentüdien Meinung Europas schlecht gewirkt. 
Die öffentliche Meinung in England ftmd sie taktlos, in Frankreich 
lächerlich, in Deutschland zu sanguinisch und in Amerika ver^ 
sicherte man kühl, es wäre nichts dergleichen bekannt. Zweifellos 
war diese Rede bei dem Stand der deutsch-englischen Besprechungen 
eine große Ungeschicklichkeit und hat die vorhandenen Aussichten 
in peinlicher Weise verdorben. Trotzdem wurden die Verhand- 
lungen 1901 von Chamberlain wieder aufgenommen, und diesmal 
versuchte er, alle Bedenken der deutschen Leittmg durch klare 
Formulierung zu zerstreuen* Buher hatte nämlich der Eindruck 
fiberwogen, &igland wdle ein Abkommen in aller Form doch nicht 
eingehen, es wolle vor allem nicht alle kontinentalen Eventualitäten 
mitmachen, besonders nidbt das Risiko der jSsterreidiischen Balkan- 

*) Brief Kaiser Wflhebns aa den Zaren Nikobus vom 30. Mai rSgB* 
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interessea mit fibecnehmen. Atich leg;te man in DeutscMand starkes 
Gewidit auf voQe Parititt und gldchmäBige Bindung')» Bd. dem 
letzten Angebot scheint aber Chamberiain den Beitritt Eng^ds 
zu dem Dreibund in aller Form mit Ratifikation durch das Parla- 
ment vorgeschlagen zu haben. Eine wesentliche Rolle bei den Ver- 
hnndlungen hat Freiherr von Eckardstein, damals deutscher Bot- 
schaftsrat in London, gespielt^). Eckardstein hat direkt mit 
Chamberiain 190 1 verhandelt. Aus seinen Angaben geht hervor, 
daß sich das enghsche Kabinett nicht einig war. Die eine Hälfte 
unter Chamberiain wün^schte den Anscliluß an den Dreibund, die 
andere wünschte die Verbindung mit dem liusaischf^anzBfljsdien 
Zweibund, Chamberiain setzte mit vollkommener OfCenheit den 
Deutschen auseinander; wenn jetzt das et^^ische Angebot nicht 
angenommen würde, dann muB England mit Rußland und Frank- 
reich zusammen gehen, auch um den Preis der schwersten Opfer» 
etwa in Marokko und Persien. Lord Lansdowne spann im März 
1901 den Faden weiter^). Der japanische Botschafter Hayashi 
beteiligte sich lebhaft an den Verhandlungen. Die weltpolitische 
Situation war so: Seit dem Frieden von Schimonoseki war Japan 
am Werke, sich ^u einem neuen Anlauf auf den asiatischen Kon- 
tinent zu rfisten. Ohne ein Verhältnis zu einer der großen Mächte 
war eine solche Espaawm nicht möglich; das hatte jene Inter- 
vention von Deutschland — ^Frankreich — ^Rufiland gezeigt. Bei dem 
herrschenden englisch-russischen Weltgegensatz mußte Japan 
zwischen diesen beiden Mächten die Wahl treffen. Es hat mit 
beiden verhandelt, und zwar zuerst mit Rußland. Rußland war 
aber noch selbst erfüllt von starkem Expansionstneb in Asien, und 
so fanden sich ganz natürh'ch England und Japan zusammen. Es 
wäre der engh'schen Welrpohtik damals außerordentlich angenehm 
gewesen, gleichzeitig auch mit Deutschland ins Reine zu kommen: 
dann war Rußland von beiden Seiten flankiert. Deutschland hat 
geglaubt, England nicht nötig zu haben. Die Grfinde daför sind 
nicht leicht zu fiberaehen. Man wird zunächst auf die öffentliche 

0 G. von jagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges, S. 34. 
^ Pfdherr von Bckanbtdn, Diplomatisdic BmhQIKingen mm Ursprung 

des Weltkrieges, 1919; Freiherr von Eckardstein, Lebenserinnerungen und 
politische Denkwürdij^eiteo« 5. 238, ayaf., a8i. 331, 335, 339, 344* 357; 
Theodor Wolff, Deutaeh-en^tsdie Alliafiz, Beiträge zur Zeitgesctaiehte, 
Berliner Tageblatt, 8. Februar 1909; dazu Münchener Neueste Nachrichten, 
10. Februar 1909 und Schiemann in der Kreuzzeitun^, 10. Februar 1909; 
, ferner Emest Lcmoanon, L'Burope et la politique bntannique 1882 — 19x1, 
2. ed., Paris 191 1, S. 170 und 197 (geht auf die DirstrÜung im Echo de 
Paris zurück). Otto Hamraann, Zur Vorgeschichte des WeUkricges, S. 81. 

*) Vi^.-das Urteil eines neutralen Staatsmannes: Brüsseler Zirkular vom 
13. 2. 01, wonach ein deutsch-englisches Bündnis für unmöglich, aber eine 
deutsch-englische Entente für sehr nützlich gehalten wurde; Zur europäischen 
Mttikf ed. B. Schwertfeger, Bd. I, S. 73. 
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Memting an Deutacfaland lunweiseii. mfissen, tu der England seit 
dem Burenioieg ungewöhnlich unpopulär war. Aber freilich : ein 
großer Staatsmann hätte dieser öffentlichen Meinung seinen Willen 

aufgezwungen. Bei Kaiser Wilhelm ist als ganz per5?önliches 
Motiv noch maßgebend gewesen, die Deutschen könnten ilim, dem 
Halbengländer, eine Sympathiepohtik vorwerfen, bei der das 
deutsche Vaterland gegenüber dem englischen Mutterlande zu 
kurz käme. Man kann endlich darauf betonen, daß es Deutschland 
nicht nötig hatte, sich für englische Interessen gegen Ruffiand ein- 
langen ta lassen und vielleiclit einen Krieg z» risideien. Darauf 
ist zu erwidern, daß eine Teibahme an dem Krieg gegen Rußland 
offenbar Deutschland nicht zugemutet worden ist. England hat 
ja dann auch nicht an dem russisch-japanischen Krieg aktiven Anteil 
genommen und hnt doch alle Vorteile der russischen Niederlage 
gehabt. Die deutsche Politik wurde aber leider von dem Miß- 
trauenswahn des Herrn von Holstein beherrscht: nur ja nicht dem 
Vorschlag eines anderen folgen, denn es könnte eine Falle dahinter 
stecken! 

lin Grunde wird man doch zu dem Urteil gelangen mfissen: 
Das Deutschland Kaiser Wilhehns und Bfilows hat gemeint» Welt- 
politik «wischen En^and und Rußland mit voller Sdbatiindiglteit 
machen zu können, auf alle Eventtialitäten hin. Das war der ent- 
scheidende Irrtum der Epoche vor dem Kriegsausbruch, durch 
den alle übrigen Möglichkeiten, alle^^ Erreichte und Erstrebte 
gründlich verdorben worden ist. Ein Bündnis mit England war 
der höchste Wunsch des alten Bismarck gewesen. Er hätte in 
die dargebotene Hand sogleich eingeschlagen. Seine Nachfolger 
wiesen sie zurück. 

Deutschland und England kamen auseinandert die Wege 
trennten sich* Es war» wie es immerzu sein pflegt: wenn ein naher 
Freundschaftsbund möglich erschienen ist» und diese Mö^idilEett 
nicht eintreten konnte, so wird das Verhältnis nachher kfihler sein 
als vorher. Bei einer Tagesfrage wurde der Gegensatz zuerst 
wieder ^2nz deutlich: Deutschland wünschte die Erhöhung der 
chmesischen Seezölle, um auf Grund dieser finanziellen Sicherheit 
seine Truppen aus China zurückziehen zu können, und England 
erhob Einspruch dagegen. Schärfer zeigte sich die Memungs- 
vcrschiedenheit m der Angelegenheit der Mandschurei. Am 
i6. Oktober 1900 hatte England und das Deutsche Reich ein Ab- 
kommen Über China geschlossen^ in dem die ofiiBne Tör und die - 
Erhaltung des Temtorialbestandes von China als leitende Gesichts- 
punkte der ostastatischen Politik festgesetzt waren. Angesichts 
des immer deudicher werdenden Vordringens Rußlands in der 
Mandschurei erhob sich die Fiage, ob die Mandschurei im Sinne 
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des V^srttages zum chiniwiischco Teiritorium gehfice oder nidit* 
Nadi engUscfaer Auffassung geborte sie dazu, nach deutscher äber 

mdst* England hat damals erwartet, daß Deutschland Stellung 
gegen Rttfikmd nehmen würde. Dies hat Deutschland ablehnen 
zu können geglaubt. Die verschiedene Auslegung dieses soge- 
nannten Yangtse-Vertrages hatte eme deutliche Abkühlung der 
deutsch-englischen Beziehungen zur Folge. Fürst Bülow genoß 
seitdem kein Vertrauen mehr in England. Weil er die über- 
raschende Erkiai'ung abgab, die ^^Jandschurei sei Deutbchland 
gleichgültig, zweifelte man tn England an seiner Wahrheitsliebe. 
Ghamberlain hielt am 25. Oktober 1901 eine herausfordernde Rede 
über angebliche deutsche Scheußlichkeiten während des Krieges 
1870/71» die von Bülow scharf erwidert wurde^). 

Anfang 1902 wurde der englisch-japanische Bündnisvertrag 
unterzeichnet. Es v/ar ein epochemachendes Ereignis. Zum ersten- 
mal seit dem Krimkrieg ließ sich England mit einer anderen Macht 
m em Bündnis ein und wiederum geschah es, um Rußland zu be- 
kämpfen. Zum erstenmal auch in der Geschichte verband sich 
eine Macht der europäischen Völkerfamilie mit einer Macht fremder 
Rasse. Kaiser Wilhelm hatte von der gelben Gefahr gesprochen. 
Jetzt verbreitete die englische Propaganda jenes Bild: ^Völker 
Europas, wahrt eure hefligsten G^iu** in wahllosen Exemplaren 
in Japan, um die Feindschaft gegen Deutschland noch zu verstärken* 
Seitdem England Frankreich in Faschoda zurfickgediängt, seit- 
dem es den Burenkrieg schließlich doch gewonnen hatte, stand es 
wieder als die erste afrikanische Macht da. Nun schickte es sich 
an, sich als die erste asiatische Macht durchzusetzen. Konnten 
noch Hindernisse von Europa kommen?' Um in Europa Ruhe zu 
haben, hatte England Deutschland gewmnen wollen. Deutschland 
hatte nicht gewollt. England begann jetzt, gegen Deutschland zu 
arbeiten. 1^3 widersetzte sich die eogläche Regierung dem 
deutschen Bagdadbahn^Untemehmen in nicht nufizuveistehender 
Weise durch Verhinderung der zum Weiterbau notwendigen Er- 
höhung der türkischen Zolle und durch die Weigerung, sich an dem 
deutschen Unternehmen mit Kapital zu beteiligen. England 
wollte seine eigene Bagdadbahn bauen. Es war eine klare Absage. 

Das letzte Motiv für die an sich unbegreifliche Stellungnahme 
Deutschlands gegenüber den englischen Bündnisangeboten war die 
Überzeugung der deutschen Leitung, daß wir eine bessere Kombi- 
nation zur Verfügung hätten. Diese Kombination ist uns schon 



') Das ChuDaabkommen; ParL Papers, China, Nr. 5 (1900), I. Cd. 365; 

Coünt Hnya^hi, Secret Memoirs. S. iT^f. : Schiemann, a, a. O., 19. Februar 
iQOz; Deutsche Ausiandsj>oIitik und ihre Verleumder im Lichte iustonscher 
TaCndMO» voa ctoon akdvea DqpiooutcB« Ldpsv z9io, S. 5a. 
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htgßgntt bei der Betrachtung des Friedens von Schimonoseki — 
es war der kontinentale Dreibund : Deutschland» Rußland, Frank- 
reich. Zwei Gruppierungen hatte der neue Kurs ans der bis- 
marckischen Zeit als Erbschaft übernommen. Die erste war der alte 
Dreibund, semem Wesen nach ein Schutz- und Trutzbündnis mit 
Österreich, dem Italien und Rumänien angegliedert waren. EHc 
zweite Gruppierurig war das Drei-Kaiserbundnis, Deutschland, 
Österreich und Rußland, das zuletzt 1884 wieder bestätigt worden 
war, eine Kombination» die duccli dynasdscbe und mnefpolftüche 
Momente gefördert wurde, und durch den gemdnsainen Gegensatz 
zu dea polnischen Sdbständigkdtsbestrebungen an Pestigkeic fe^ 
wann. Da Osterrdch und Rußland durch den Balkangegensatz 
auseinander getrieben wurden, hatte Bismarck 1887 den Rück- 
Versicherungsvertrag mit Rußland geschlossen, als eine einseitige 
Fortsetzung des Bündnisses von 1884. Der neue Kurs hat aus 
Rücksicht auf Österreich 1890 diesen Vertrag nicht mehr fortsetzen 
wollen. Holstein hat als Grund dafür angeführt, Österreich 
eventuell im Stich zu lassen, würde uns verächtlich gemacht und 
in Abhängigkeit von Rußland gebracht haben'). Der moralische 
Gesichtspunkt ist wolil gerade nicht durchschlagend, und eine 
Abhängigkeit, von Rußland kam wohl niemals in Frage. Über* 
zeugend scheint mir vidmefar «u sein der begreifliclie Wunsch des 
neuen Kurses» klare Verhältnisse in der auswärtigen IV>litik zu 
haben. ImG^ensatz zu der herrschenden Meinung kann ich in 
dem Rßdcversicherungsvertrag keine glückliche Kombination Bis» 
marcks sehen, besonders aber keine, die irgendwie dauerhaft ge- 
wesen wäre. Es hätte gelingen müssen, das Dreikniserbündnis in 
den neunziger Jahren wieder herzustellen; das war zweifellos die 
einfachste und beste Lösung. Dem stand entgegen das Zustande- 
kommen der russisch-französischen Allianz. Diese Gruppienmg 
war seit Jahren vorbereitet, und selbst die Bismarcktschc Staats- 
kunst hätte sie nichc mehr aufhalten können-). Es gelang aber 
der deutschen Leitung sehr bald, die entstandene Spannung zu 
beheben. Der Tod Kaäer Alexanders III. war dafür gOnsttg. Seit der 
Thronbesteigung Nikolaus IL waren die deutsch-russäcfaen Be» 
Ziehung^ durchaus gut. Es ist Kaiser Wflhelm gelungen, durch 
seinen Briefwechsel mit dem Zaren starken politischen Einfluß 
auszuüben. Die Wendung der russischen PoUtik nach Asien be* 
deutete eine Entlastung für Deutschland und war deshalb in unserem 
unmittelbaren Interesse. 2897 kam auch ein Geheunvertrag 

') Denkwürdigkeiten des Fürsten Hohenlohe-Schilliiiasfarst, Bd. II, S. 507 ; 
Rachfahl, Deutschland und die Balkanfrage im Wandel der Jahrkiuidcrte, 

Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 5, Jahrgang 1915- 

0 Vgl. Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. III,pasum. 
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zwischen Österreich tmd Rußland über die Balkaninteressen zu- 
stande, in dem der Status quo angenommen und eine Einteilung in 
eine österreichische und eine russische Interessensphäre festgesetzt 
worden ist. Mit einem gewissen Recht kann man m diesem Jahr 
von einem Wiederaufleben des Dreikaiserbündmsses sprechen. 
Die Lage in Osteuropa und auf dem Balkan schien durchaus be- 
ruhigt, und das Bündius Rußlands mit Frankreich bekam gewisser- 
maBen den Sitm eines Deutschland erwieseoeo Dienstes i RuB* 
land nahm sicfa der Franmen an und ssfigdte sie» es dämpfte ihren 
revoltttionifen und repuhlikanischen EüifluB ab. Nidit unge- 
schickt hat Kaiser Wilhelm beim Zaren immer mit diesen inner- 
politischen Motiven operiert* 

In seinen Briefen besitzen wir politiscfa-ltüstorische Doku- 
mente ersten Ranges^). Sie sind keine spontanen Ergüsse des 
Kaisers gewesen, sondern wurden im Auswärtigen Amt im Ent- 
wurf hergestellt, wurden vom Staatssekretär und zum Teil auch 
vom Reichskanzler geprüft imd kamen käufig mit Änderungsvor- 
schlägen des Kaisers zurück m die Wilhelmstraße. Es handelt sich 
also um Zeugnisse^ aus denen die offi^eUe Politik autiientisch 
hervorgeht. Es führt eine fortlaufende linie in diesen ftuBe- 
rungen von der Zeit des Friedens von Sdumoooseki bis zu der 
Zusammenkunft von Bjärkö. Der Grundgedatü^e dieser kontinen- 
talen Politik war» dutdi ein deutsch-russisches Zusammengehen 
Fiankieich matt zu setzen und den europäisch-asiatischen Block 
zu einigen gegen England. Zweifellos ist durch diese Pohtik im 
einzelnen manches erreicht worden. Aber der letzte Erfolg war 
ihr versagt. Wenn der deutsch-französische Gegensatz seit 1870 
eines der Hauptmotive der großen Pohtik war, so konnte das deutsch- 
russische Einvernehmen diesen Gegensatz auflieben. Das drm- 
gendste Beduifois des Deutschen Reiches war die Ruhe an der 
Ostgrenze; es war die notwendigste Voraussetzung seines unge- 
störten Fluges in die gfofie Welt. Darum hat Kaiser Wflfaelm in 
jahrelanger Arbeit gerungen — freilich hat er sich im tiefsten 
darin getäuscht» daß er meinte, durch Rußland Frankreich zu 
zwingen. Es ist zuletzt umgekehrt geworden: Frankreich hat 
Deutschland durch Rußland gezwtmgen. 

Am finde des Jahrhunderts, nach Faschoda, lag freilich den 

Franzosen eine Wendung gegen England nahe genug. Den Be- 
mühungen Kaiser Wilhelms um den kontinentalen Dreibund kam 
der russische Minister des Auswärtigen, Graf Murawiew, entgegen, 
der während des Burenkrieges Englands Verlegenheiten m diesem 

Oer BriefwediMl srndm Kate Wähdm IL und 2m Nikolaiis 11^ 
hcta ua g e g gb eo von Wahtr Goetc, Baün 2919. 
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Sinne benutzen wollte. Anfang 1900 vcrständigtse er sich mit der 
französischen Regierung und trat an Deutschland mit dem Ge- 
danken einer gemeinsamen Aktion gegen England heran^). Die 
deutsche Leitung warf die Frage auf, ob Rußland und Frankreich 
XU einer Abmachung bereit sein würden, durch welche die drei 
Mächte sich für eine längere Reihe von Jahren ihren europäischen 
Besitzstand gegenseitig garantierten. Das war die Schicksalsfrage 
an Frankreich: Frankreich fand, daß eine solche erneute Verpflich- 
tung auf den Frankfurter Frieden, der Verzicht also auf Elsaß- 
Lothringen, gegen seine Ehre ginge. Diese Haltung ist für die 
ganze weitere Entwicklung entscheidend gewesen. Bei den deut- 
schen Staatsmännern hatte sich ein Mißtrauen gegenüber den 
Franmen befestigt, das durch nichts z» erschüttern war. Ge* 
heimrat von Holstein war in erster Linie der Tiäger dieses Miß- 
trauens. In diesem Punkt ist ihm doch wohl recht zugeben. Ver- 
gebens bemühte sich der französische Botschafter Marquis de 
Montebello Kaiser Wilhelm zur Weltausstellung nach Paris zu 
bringen. Der Kaiser kam zu dem Diner in die französische Bot- 
schaft, das hunderttausend Frank kostete, aber nach Paris ging er 
nicht^). Frankreich wählte am Ende des Jahrhunderts zwischen 
seinen beiden Gegnern England und Deutschland. Deutschland 
war trotz Faschoda für Frankreich der gefährlichere, und deshalb 
arbeitete es auf eine Verständigung mit England hin. Schon zur 
Zeh der Krüger-Depesche hattfe Frankreich Eng^d wissen lassen, 
daß es nur einen Feind, nämlich. Deutschland, habe. 

Kaiser Wilhelm teilte dem Zaren die Angebote Englands 
mit ^ und ebenso schrieb er an seine Großmutter und den Prinzen 
von Wales von den Interventionsabsichten, die Frankreich und 
Rußland bei England während des Burenkrieges verfolgt hatten. 
Nichts ist bezeichnender für das Selbstbewußtsein der deutschen 
Leitung. Sie meinte, keine Kombination fürchten zu müssen, 
sie wollte mit allen befreundet sein und sich doch alles vorbehalten, 
sie war schließlich isoliert in jeder Beziehung. 

Mit -dem englisch-japan&cheti Bündnis begann eine neue 
Ära der Allianzen. Die politische Offensive war in dem vergan- 



') Zur europäischen Politik, ed. Schwertfeger, I, S. 44; Brüsseler Zirkular 
vom 29. 8. 99; Deutsche Intriguen gegen England während des Burenkrieges 
Ton einem Wissenden (Geheimrat Heübron), Deutsche Revue, September 
X908; J. Bashford, Über Kaiser Wilhelm im „Strand Magazine", Januar 1908. 
Als Worte des Kaisers werden angeführt: „Ich kann dieses Übelwollen gegen 
mich in England nicht verstehen: Deutschland wurde während des Buren- 
krieges von zwei mächtigen Seiten gleichzeitig der Antrag gestellt, die für 
England entstandene Situation zu benutzen, und ich habe direkt iÄ>gelehnt. 
Ich telegraphierte sofort an ndim Onkd^ was fOr «ia Antrag an imcli ge- 
stellt war/' 

*) Zur europaischen Pob'tik, Brüsseler Zirkular vom 22. 5. 1900. 
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genea Jahfzehnt von dem Deutschen Reich ausgegangen* Die vei^ 
hältnismäBig bescheidenen Ziele dieser Offensive kennen wir. 

Engl ind eröffnete jetzt das Gegenspiel. Das Deutsche Reidi 
wollte Weltmacht nach eigenem Maß und Willen sein — darum 
mußte CS jetzt kämpfen. Geheimrnt von Holstein hrtt die enn;lische 
Aktion der nächsten Jahre zuerst „Einkrtisungspülitik"' genannt. 
Ihr lebendigstes Organ wurde König Eduard VIF). Die populäre 
Auffassung in Deutschland hat aus ihm den bewußten Urheber 
des Weltkrieges gemaclit. Das isi aus vielen Gründen unrichtig. 
Edtiafd Vn* war ein älterer Prinz niit ziemlicfa veibraucfaten Nerven, 
dem zum großen Staatsmann vor allem die entschlossene Arbeits- 
kraft fehlte* Kriegerisches Wesen war ihm persönlidi fremd und 
unsympathisch. Die lange Wartezeit hatte seinen Ehrgeiz ange- 
stachelt. Er war ein Virtuose der Menschenbehandlung und eitel 
genug, die Majestät auszulöschen und plaudernd Diplomaten zu 
erobern. Es war im Grunde wenig Englisches an ihm, und es 
mußte ihm daran liegen, mißtrauischen Kreisen zu zeigen, daß er 
trotz aller Koburgischen Betriebsamkeit und Aniüsierlust, die mehr 
die eines Börsenjobbers, als die eines Fürsten war, sich als ein 
edtter Brite bewährte. England suchte politischen Anschluß — 
das war ein Ergebnis der weltpolitischen liige* Kein Wunder also, 
daß dieser König seine Talente in den Dienst dieses Interesses 
stellte und, neben seinen Ministern, häufig auch abseits von ihnen, 
eine stark von persönlichen Sympathiegefuhlen beherrschte En- 
tentepolitik begann, deren auch wiederum stark persönliche Erfolge 
schließhch etv\'as Bedeutendes und Glänzendes wurden, auch über 
den Augenblick und das Glück der Stunde hinaus. Weil 
Eduard VII. vielseitig und geschickt war, wurden schlieI31ich alle 
Zeitereignisse auf lim zurückgeführt, ob es sich nun um den franzö- 
sischen Kirdienatreit oder die russische Revolution handelte. 
Dieser Ruf hat ihn beglflckt, denn auch in der hohen Pditik war 
er genußsüchtig und schwelgte in Verwickitmgen* Die Fort- 
nightly Review schrieb einmal bitter, nun sei aus der splendid 
Isolation eine splendid complication geworden. 

Auch England trat nun ein in die Politik der Bündnisse; dieses 
Prinzip v.'tirdc das leitende der politischen Welt. Der Bündnis- 
gedanke drohte das Eigenleben der Einzelstaaten aufzuzehren: er 
verdoppelte die möglichen Gefahren und halbierte die mög- 
lichen Sicherungen, er gab den schwankenden und abenteuerlichen 
Staaten einen erhöhten Einffuß und legte den großen und starken 
Staaten Fesseln an. Der Bfindnisgedanke sollte den europäischen 

*) Fürst Bülow a. a. O., S. 26; Schiemann a. a. O., 11. Mai loio; Frank- 
furter Zeitung, 11. Mai 1910; W. Michael, Englands Politik und der Krieg, 
BtrUii und Ijnptig 19x5, S. ao. 
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Krieg verhindern — gerade er war es, der das Verhängnis Europas 

herbeiführte. 

Die Lage war jetzt so: England stellte sich feindlich gegen 
Deutschland und drängte es m die politische Defensive. Damit 
hatte die Weitmachtskrise des Deutschen Reiches begonnen. 

V. Der Kampf um Afrika: Der erste Marokkokonflikt 

Deutschlands Schicksal wurde bcstmimt durch sein Verhältnis 
Zn England. Die Verständigung beider Mächte konnte den Frieden 
der Welt begründen ; ihre Entzweiung mußte ihn gefährden. Beide 

hatten sich gegenseitig etwas zu bieten, beide waren nnfeinnnder 
angewiesen. England brauchte einen ruhigen europäischen Konti- 
nent; Deutschland brauchte eine ruhige große Welt. In der Vor- 
herrschaft Deutschlands auf dem Kontinent, in der Unterdrückung 
anderer Machte sah England eine Gefahr; eine nodi viel größere 
Ireilicli m emem Versuch Deutschlands, die englische Wehposftimi 
zu efscfaüttem. Deutschland auf der anderen Seite mußte es vor- 
teilhaft finden, wenn sich an die Seite Englands in der großen Welt 
neue Mächte, die Vereinigten Staaten und Rußland in erster lÄtUM^ 
stellten. Die Spannungen zwischen diesen Weltmächten erster 
Ordnung bedeuteten für Deutschland einen Vorteil; an einem 
Krieg zwischen diesen Staaten hatte Deutschland kein Interesse, 
noch weniger freilich an einem Krieg, der alle diese Mächte gegen 
Deutschland selbst vereinigte. Das Verhältnis zv/ischen England 
und Deutschland erinnerte an die Geschichte von den Sibylli- 
nischen Büchern. Je später Deutschland die Angebote Englands 
annahm, desto weniger erhielt es. 

Das England König Eduards VII. hat nicht auf alle Fälle 
den Krieg mit Deutschland gewollt. Es erstrebte aber, mindestens 
zunächst, etwas Schlimmeres als Krieg — die Vereinzelung, die 
Demütigung. Deutschland sollte in eine Lage gebracht werden, 
in der, wie es einmal die Times ausgedrückt haben, seine Schlacht 
verloren war, ehe sie begann. Dies zu erreichen, wäre Eduard VII. 
und seinem Kreis zweifellos am liebsten gewesen. Die englische 
Weltpolitik vor dem Kriege war die einzige, die diesen Namen 
verdient, weil sie so ganz und gar nicht sentimental war. Sie haßte 
nicht und sie liebte nicht; sie handelte so, daß England gut ab- 
schnitt. Sie war großartig und einfach, sie war eiskalt und nOchtem. 
Konsequent in dem Sinn, daß sie nur auf ein einziges Ziel hinge- 
arbeitet hätte, war sie nicht. Sie hatte mehrere Ziele, und vor allem 
eine ganze Reihe von Wegen. Heroisch und enthusiastisch war 
sie auch nicht; sie war geschäftlich und doch wieder viel mehr als 
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bloB geschäftlich» weil sie das innerste Wesen des Engländertums 
«um Ausdruck brachte. 

Was waren die Aufgaben Deutschlands angesichts eines 
soldien englischen politischen Willens^ Ein Verein nachte die 
deutsche auswirt^e Politik zum besonderen Gegenstand seines 
Interesses — der Alldeutsche Verband, der 1890 nach Abschluß 
des Helgoland-Vertrages gegründet worden ist. Einen sehr breiten 
Boden hat dieser Verband vor dem Kriege m Deutschland nicht 
gehabt; um so leidenschaftlicher und eindringlicher war aber die 
Propaganda, die er trieb. Er versuchte, das, was er die Tra- 
dition Bismarcks nannte, mit einem ziemlich verschwommenen 
Pangernuttusmus kultureller Herkunft z» verbinden, und kam so zu 
einemProgranun deutscherExpansion, dasfßr vieleVaterlandsfirainde 
etwas verlockendes hatte. Wir sehen, wie außerordentlich schwierig 
die Frage der deutschen Weltpolitik ihrem Wesen nach war« Nun 
mußte es geschehen, daß eine Partei verantwortungsloser Rat- 
geber ihre laute Stimme erhob und einen herausfordernden Patrio- 
tismus predigte. Jeder Fehler, der gemacht wurde, wurde von 
dieser Gruppe aufgegriffen und mit dem Fanatismus der Selbst- 
zerfleischung vergröbert. Ein unbehaglicher und wenig kluger 
Ton kam so in die deutsche öffentliche Meinung hinein. Der 
Alldeutscfae Verband erinnerte in vielem an den £rfihen Radikalismus 
der Revolutionen vcm x8^ und 1848. Es, sind dieselben Typen 
deutscher Menschen: treffliche Leute, mehr Herst als Kopf, geneigt, 
in lokalen Kreisen eine Rolle zu spielen, Vertreter aditbarster 
Bürgerberufe, und in ihren Kreisen meist brauchbar und sach- 
verständig, Leute, die aber nun, fast durchweg ohne ausreichende 
Kenntnis ausländischer Verhältnisse, sich ein Phantasiebiid deutscher 
Macht, Größe und Zukunft zurechtmachten, das dem Gefühl ent- 
sprang und deshalb das Gefühl beschäftigte, aber eben darum in 
der praktischen Welt sehr viel Unheil anrichteti Manche Anregung 
war wohl wertvoll, auch wird niemand die subjektiv ehrliche Vater^ 
landsliebe in Abrede stellen wollen* Das Schlimme war eben, 
daß diese Kreise Vaterlandsliebe, Ksmarckverehrung, deutsche 
Art und Sitte in einer für nüchternere, geschieht^ und welt- 
kundigere Mitbürger beleidigenden Weise als ihr ausschließliches 
Gebiet in Anspruch nahmen. Die alten deutschen Humanitäts- 
ideale wurden als eine Art Schwachsinn verächthch t^emncht, das 
so überaus schwierisje Rasseproblcm wurde im Stile Gobmeaus 
und H. St. Chamberlains vergröbert und für Tageskämpfe und innere 
Verhetzung ausgebeutet, der Wahn der Sprachreinigung wurde 
in einem Umfang betätigt, der die meikwfirdigaten und belusti- 
gendsten Entgleaungen hervorbrachte: im ganzen fand der Ge- 
schmack und die Phraseologie der Bierbank Anwendung auf die 
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schwierigsten Dinge der grofien Welt» und der deutaclie Partd- 

zwist, das alte Erbübel, wurde durch diese iCraftprot:;erei ohne zu- 
reichende Intelligenz gefährlich verbittert. Der Einfluß des Alt* 
deutschtums während des Krieges wird uns noch beschäftigen ; 
sein Wirken vor dem Kriege hat jedenfalls unseren Gegnern die 
gefährlichste Waffe in die Hand gegeben. Nur durch das All- 
deutschtum wurde der Trugschluß möglich, daß Deutschland ein 
gewalttaugcr und geseuloser Raubstaat sei. Deutschlands Schuld 
am Kriege, Deutschland als die Wdtgefohr — das kann man tat- 
sächlich aus den alldeutschen AuBeningen vor dem Krieg und 
während des Krieges beweisen. Alldeutsch ist undeutsch — so- 
lange diese Wahrheit im Auslande nicht begriffen ist, wird Deutsch- 
land niemals gerecht beurteilt werden. Das Alldeutschtum ist 
ein Symptom der deutschen Unreife für große Politik, ja für Politik 
überhaupt. 

Wie schwer war es für die deutsche Leitung, sich unter solchen 
Umständen durchzusetzen! Sie konnte mit den Alldeutschen 
unmöglich ^usatnmenarbeiten, sie konnte auch nicht von vorn- 
herdn gegen sie Stellung nehmen, um nicht den Vorwurf des 
mangelnden Patriotismus herauszufordern, sie konnte die All- 
deutschen gelegentlich benutzen, und hat sie auch benutzt. Zu- 
fitiedengestellt wurde aber dadurch keiner der Beteil^;tetl« Die 
Alldeutschen haben die Rolle des bellenden Hundes gespielt — 
eine Rolle, die auf die Dauer weder dankbar noch geschmackvoll 
gefunden werden kann. Vielleicht hat man das Alldcutschtum 
vor dem Kriege zu sehr geschont. Auf der anderen Seite muß 
aber betont werden, daß der Chauvinismus in den Ententeländern 
an Leidenschaftlichkeit das Aildeutschtura beinahe noch übertraf 
und jedenfalls sehr im Gegensatz zu den deutschen Verbältnissen 
einen unmittelbaren Einfluß auf offizielle Entschließungen hatte. 
Der Einfluß der Alldeutschen nahm von Jahr zu Jahr vor dem 
Kriege zu; in den konservativen Parteien und bei den National- 
liberalen hatten sie einen starken Ruckhalt, in die Großindustrie, 
die Armee und Marine reichte ihre Wirkung tief hinein. Die all- 
deutschen Unvorsichtigkeiten, ihre Überheblichkeit und Groß- 
spurii^keit haben uns auch bei dem Verbündeten Österreich-Ungnrn 
stark geschadet. Vergiftend wirkte besonders der so außerordentlich 
billige Vorwurf der „Schwache" gegen alle diejenigen, die nicht 
auf dem gleichen Boden standen*). Das verantwortliche Deutsch- 
land wollte den Frieden im Smn der deutschen Fortentwicklung 
auf den gegebenen Grundlagen* Natüriich wollten wir Elsaß- 
Lothringen behalten» natfiriicfa wollten wir unseren Kolonialbesitz 

0 Bethmann HoUw^ Betfachtungen zum Weltkrira;, S. aaf., iij; 
G. von Jagow, Utsadien und Aü^nicfa des Weltkri^^, STga. 
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nicht verkleinern, sondern vergrößern. Der deutsche Friede war 
keine Behaglichkeit, kein Verzicht, ketne Schlappheit ; er war Afbdt. 
Jedes Jahr wurde das deutsche Land reicher an Menschen und 
Werken. Der Frieden war ein unermfidlacfaer Kampf, ein Krieg, 
bei dem nur das kostbare Blut gespart wurde. Verloren unsere 
Gegner wirklich an Staatswert durch diesen deutschen Friedend 
Es wurde von ihnen so empfunden. Der deutsche Vorteil war es 
jedenfalls, den Kampf möglichst auf dn'^ diplomatische Gebiet zu 
beschränken. Die deutsche Leitung hatte Fnedenszicle und keine 
Kriegszicle. Als der Krieg begonnen hatte, wurden Kiiegsziele 
improvisiert, und der Dilettantismus dieser Kriegsziele beweist 
mehr als alles andere den tiefen Widersinn dieses Krieges. 

Die Weltmachtskrise de^ Deutschen Reiches beginnt mit dem 
Abschluß des englisch-japaniscfaen Bündnisses und reicht bis zum 
Ausbruch des Weltkrieges. Auf xwei Schauplätzen ist sie in erster 
Linie verlaufen, in Afnlci und im Orient. Die Rivalitäten der 
großen Mächte haben sich an der Frage ihrer Geltung in Afrika 
und im Orient immer wieder entzündet. An diesen Schauplätzen 
ist die Entwicklung dieser Rivalitäten, das Auf tmd Ab der Bündnis* 
poHtik im Zu«;nmmenhang zu beobachten. Der Neiilini^, dns 
Deutsche Reich, tritt auf mit seinen Forderungen, der Gc^enschLig 
erfolgt, diplomatische Spannungen, Krisen, Siege und Entspan- 
nungen vollziehen sich. Die Kriegsgefahr ist die ständige Be- 
gleiterin dieser Vorgänge. Der „Friede", der sich immer mehr 
und furchtbarer bewaffnet, ist schon der latente Krieg. 

Die Aufteilung Afrikas wurde seit den achtziger Jahren ein 
immer wichtigeres Problem der grofien Politik* Aus dem Stadiiun 
der Entdeckungsreisen, des Fbggehissens und der kolonialen 
Abenteurerei k^ «ticses Problem nach und nach in die ernstere 
Atmosphäre staatlidier Machtkämpfe* Je mehr Amerika sich 
selbst genügte und sogar noch eine eigene politische Lebensenergie 
mit starkem Druck nnch nußen entwickelte, je mehr in Asien die 
cmheunischen Völker alter und hoher Kultur erwachten und die 
europaischen Eindringhnge vor unüberwindbare Gefahren stellten, 
desto notwendiger wurde Afrika mit seinen Reichtümern an ver- 
wendbarer Menschenarbeit und kostbaren Stoffen ein Gegenstand 
des Ausdehnungsdranges der europäischen Nationen. 

Von dem Berliner Kongreß brachte der französische Minister 
Waddington, wie er triumphierend sagte, in seiner Aktenmappe 
Tunis nach Hatise» König Leopold finanzierte sein Kongounter- 
nehmen und erhielt den internationalen Segen auf der Berliner 
Aibikakonferenz von 1885. Italien, am Roten Meer enttäuscht 
und geschlagen, richtete sein Bestreben auf Tripolis; 1900 schloß 
es mit Frankreich darüber seinen ersten Geheimvertrag ab. König 
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Eduard VII. erste politische Geste bezog sich gleichfalls auf Afrika ; 
bei seinem Besuch in Portugal 1902 betonte er, daß die portugie- 
sischen Kolonien unangetastet bleiben sollten — es war ein Schlag 
gegen den Angolavertrag und sonnt die offene Kündigung der afrika- 
nischen Geschäftsfretiodsduft an Deutschland. Und so kam nim 
auch Marokko lo den Kreis des eiuopäiscfaen Wettbewerbes. 

Seit der Mitte der neunciger Jahre gibt es eine akute 
Marokkofrage. Es war gewissermaßen das nächste „gtoße Ge- 
schäft^. In den Besprechungen zwischen den Regierungen der 
gco6en Mächte war jetzt immer wieder von Marokko die Rede'). 

Am besten geht unsere Betrachtung dieser Angelegenheit von 
der englisch-französischen Krise von 1898 aus, die mit der durch 
den Namen Faschoda bezeichneten tiefen Demütigung Frankreichs 
endigte. Es war eine Schicksalswende für den französischen Staat : 
seit Jahrhunderten hin und hergezogen zwischen kontinentalen 
und flberseeisdien Interessen» ha^ er sich jeast endgültig beugen 
mOssen vor der grGBeren Kolonialmacht England und konnte seit- 
dem eine überseeische Existent nur noch von Englands Gnaden 
führen; desto möglicher schien aber nun eine neue Hegemonie 
auf dem europäischen Kontinent. Eine Entente cordiale, die gegen 
Deutschland gerichtet war, tnuchte an dem politischen Horizonte 
auf. 48 Stunden nach der Faschodakrise fragte ein italienischer 
Botschafter seinen französischen Kollegen nach dem Stand der 
französisch-englischen Beziehungen. Die Antwort war: ,,Nach- 



^)Marokkoliteratiir: Immanuel, Marokko, eine militär-politbdie 

und wirtschaftliche Fm^c unserer Zeit, Berlin 1903 ; Prof. Dr. Wchrle, Dcutsch- 
lands Beziehungen zu Marokko vom Beginn des Mittelalters bis zur Gegen- 
wart (Etoldtungsschnft des Gymnasiums Casimirianum zu Coburg), 1902; 
Georg Kampffmeyer, Die Gnindln^e der Marokkofrafre (Zeitschrift für Politik, 
VIII, S. ^9iS)> dort weitere Hinweise auf Speziailiteratur; eine ältere 
Bibliograpme ist: R. Lambert Playfiur & Robert Brown, A Bfl>E(^raphy of 
Morocco, London 1892; Royal geographica! Society, Supplcmentary Papcrs 
Vol. 3, Part. 2; Paul Mohr, Marokko, eine politisch-wirtschaftliche Studie, 
BctUn 1902; M. Aflalo, TT» tnith about Morocco« London and New York 
1904; F. D. Mord, Morocco in Dipfomacy, London 191a; E. D. Morel Ten 
Years 01 Secrct Diplomacy, London 1915 (neue Ausgabe des vorigen Werkes); 
H. R. Haweis, The Coming Crisis in Morooco (FortnightlyReview,Apnli89a); 
Jean Hess, La question du Maroc, Paris 1903; MonhYras, Le maroc inconnu 
1895; Arthur de Gauniers, Le maroc d'aujourd'hm, d'hier et de demain, 
Paris 1894; Victor Bdrard, La France et le Maroc» Pitfts zgo6; Andr^ Mivü, 
De la pmx de Francfort k la confdrencc d'Algedras, Paris loog; Andr^ Tnrdieu, 
La conlerence d'Algeciras, Paris 1907; Andr^ Tardieu, Le inystere d'Agadir, 
Paris 1912, 2. ^d.; Rouard de Card, Les relations de l'Espagne et du Maroc, 
Paris 1905; Eraest Fallot, La Solution frant^aise de la question du Maroc, 
Paris 1904; Georges Jary, Les tnterlts de la France au Maroc, 191 1; Pierre 
Jacquin, L'action fran^aise au Maroc (1911); Jean de Lecussar, Notre droit 
histoh^ue au Maroc (Paris 1912); Georges Desroches, Le Maroc, Paris 191 3; 
Augustm Bemard, Le Maroc, Paris 191 3; Ren^ Benard et Canülle Aymard, 
L'oeuvre frativais au Maroc, Paris 1914; über Einzelheiten der KrilC 1911 
hat der Caüiau^-Prozeß 1920 oumcbe AnfschWiaae gegeben. 
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dem die Differenz über den Sudan erledigt ist. Stellt einer Entente 
mit England gar nichts mehr im Wege." 

Der Vertreter dieses Programms ist to erster Link der franzö- 
sische Minister Detcass^ geworden, der in der Tat unmittelbar 
nach Faschoda die Verständigung mit England zn erstreben be- 
gann. Welche Stellung sollte das Deutsche Reich jetzt einnehmend 

Marokko war eines der kostbarsten, aber auch schwierigsten 
afrikanischen Gebiete. Es gehört dem Mittelmeer und dem Aüan- 
tischen Ozean zugleich an, es hatte somit den Wert eines Eck- 
hauses in vorzüglicher Geschäftslage; seine Reichtümer mußten 
locken, aber eine Durchdringung seitens eines europäischen Staates 
hatte angesichts der tief verwurzelten Selbständigkeit und Eigen- 
mächtigkeit islamitischer Staatsgewalt und Volksart mindestens 
die Schwierigkeiten» die Algier seinerzeit dem* nahen Frankreich 
gemacht hatte. Die Unerschlossenheit und geographische Kompli- 
ziertheit des Landes liefi eine genaue Fesätellung der zweifellos 
vorhandenen Werte beinahe schon so schwer erscheinen, wie eine 
etwaige Ausnutzung. Angesichts dieser Tatsachen war der Stand- 
punkt der deutschen Leitung in der marokkanischen Frage von 
Anfang an der, daß dem marokkanischen und dem gesamteuro- 
päischen Interesse am meisten durch eine Aufrechterhaltung der 
Selbständigkeit des marokkanischen Staatswesens und möglichst 
allgemeine Zurückhalttmg der Mächte von Marokko gedient würde. 
Diese Richtlinien waren durch die erste Maiokkokonferenae von 
Madrid z88o und den deutsch-marokkanischen Handelsvertrag 
von 1890 gegeben. Jeder koloniale Machtzuwachs irgend eines 
anderen Staates war ja bei dem Stand der Entwicklung gleich- 
bedeutend mit einer Beeinträchtigung der deutschen Expansions- 
möglichkeiten. Das Deutsche Reich war unter allen Bewerbern 
um Marokko am meisten entfernt, es war wie gewöhnlich geo- 
graphisch im Hintertreffen, und unsere Leitung mußte bestrebt 
sein, trotzdem nicht wirtschaftlich und damit politisch ins Hinter- 
treffen zu kommen. 

Von französischer Seite ist die Behauptung aufgestellt wocden» 
daß sich in den afrikanischen Vertr^en zwischen Deutschland und 
England von 1890, 1898 und 1899 geheime Klauseln befunden 
hätten, durch die sich England gegenüber Deutschland verpflichtete, 
ihm freie Hand in gewissen marokkanischen Häfen zu lassen. Dies 
ist ebenso wenig wahr, wie die andere Angnbe, daß dns Deutsche 
Reich mehrere unfruchtbare Versuche schon in den siebziger 
und achtziger Jahren gemacht habe, ein Stück Territorium an der 
Riffküste für Kohlenstationcn zu bekommen. Von ernster deutscher 
kolonialer und maritimer Seite wurde vielmehr vor etwaigen Ma- 
(ddoMibentBuem gewarnt. Kontreadmiral Rosendahl schrieb 190a, 

▼•UBtl.. ItaD«MldiAllte|»lillk. 4 ^ 
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die für einen Küstenhafen notwendigen Millionen sollten lieber 
für die Marine verwandt werden, und Oberst Hübner setzte aus- 
einander, die Hereros in Südafrika seien schon schwer zu be- 
kämpfen, wie sollte es erst mit den tapferen Mauren werden^) f 

Andererseits hat aber die deutsche Leitung nicht verkannt, 
daß die inneren Zustände eines orientalischen Reiches wie des 
Sultanats Marokko im allgemeinen europäischen Interesse eines 
lidfenden und ratenden Beistandes seitens einer europaiscfaen 
Macht bedurften, eines Beistandes, der dieser Macht som den 
anderen Machten nutzen und keiner zu schaden brauchte. 

In erster Linie kam als solche Macht Spanien in Frage, das 
ja seit dem i6, Jahrhundert Territorialbesitz in Nord-Marokko, 
die sogenannten ,,Presidios** innehatte und so zweifellos die ältesten 
historischen Rechte besaß*). Dies war eine politische Tatsache, 
den zahlreichen französischen Absprechungs- und Verkleincrungs- 
versuchen zum Trotz^ die mit Schmeicheleien an die spanische 
Adresse abwechselten* Nach spaniacher Auffassung ist Marokko 
die Fortsetzung Andalusiens, und Spanien endet am Atlas. Seit 
1899 fanden geheime Verhandlungen zwischen dem Deutschen 
Reiche und Spanien in der marokkanischen Angelegenheit statt. 
Die Königin-Mutter versuchte auch persönlich in Berlin imd Wien 
die Dynastien für den jungen König Alphons XTII. zu interessieren; 
die treibende Erwägung war die, daß Spanien nach der Niederlage 
im Krieg mit den Vereinigten Staaten irgendwie zu emer Genug- 
tuung und neuen Kräfteanspannung kommen mußte. Eine Inter- 
vention Frankreidis in Marokko ohne Riicksiciit auf die spanischen 
üiteressen konnte in der Tat Unzufriedenheit in Spanien und damit 
Gefohr für den Thron des Königs hervorrufen. 

In zweiter Linie kam als beratende Macht für Marokko Frank-, 
reich in Frage. Frankreich besaß als Herr Algeriens gleichfalls 

') Angebliche Kiauseia über Marokko in deutsch-englisciien Verträgen 
vgl. Lemonnon, a. a. O., S. ia6, Amn.; angeblidbe Versuche Deutschlands, 
Erwerbungen in Marokko zu machen vgl. Fallet, a. a. O., S. 105; Kontre- 
admiral Rosendahl, Deutsche Koloaialzeitung 1904, Nr. 29, S. 284, Nr. 43 
S. 424 (Kontroverse mit Graf Pfeil); Oberstleutnant Hühner, Deutsdie Kolo- 
fualzeitun^ IQ04, Nr, 30. Mitteilungen des Auswärtigen Amts. 

-) Spanien und Marokko: vgl. aucli Paul Herre, Spanien und der Welt- 
krieg, München und Berlin 1915, 5. i8ff.; Deutsch-spanische Verhandlungen: 
B^rard, a. a. O., S. 256; Artikel des Spaniers Jiminez, Deutsche Kolomal- 
zeitung, Juni 1885 (darin wurde angeregt, das Deutsche Reich sollte eine 
Flottenstation auf den Cafarines-Inseln anlegen und die deutschen Interessen 
m Marokko garantieren); 187B haben nach Mitteilung des A.Amts keine deut- 
schen Verhandlungen mit Spanien über einen Hafen an der ozeanischen Küste 
stattgefunden; Deutsch-französische Verhandltuigen : B^rard xtticrt a. a. O., 
S. 377, einen Artikel des Correspondent vom 25. September 1903, der aus 
der Umgebung von Noailles stammte (Noailies war Botschafter in Berlin 
von bis 1903); sein Inhalt ist ein Fhatttaakiiffodtikt; vg^* auch «|Ft»t" 
vom 90. Desenwer 1909* 
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Nachbarschaftsrechte; es bot als festere und leistungsfähigere Groß- 
macht dem Marokkanischen Reiche größere Vorteile, war aber 
auch gefährlicher. Am meisten empfahl sich eine Lösung, die 
sowohl Spanien und Frankreich in erwünschten Grenzen näher 
an Marokko interessierte. Vier Angebote machte die deutsche 
Leitung der französischen Republik seit 1898 in der marokka- 
nischen Angelegenheit; Herr von Holstein bat darüber tm April 
1903 eiiie Denkschrift verfiSt^). Zu einer Verständigung komite 
es aber bei der politischen Richtung und der eigenartigen Ge- 
schäftsfOhrung Delcass^s nicht kommen« Das Verhältnis des 
Deutschen Reiches zu Frankreich ist um 1900 an sich ein recht 
gutes gewesen, und zahlreiche Liebenswürdigkeiten seitens deutscher 
leitender Personen konnten sehr wohl eine geschäfüiche Zusammen- 
arbeit anbahnen. Aber die Delcass^he Gefuhlspolitik ließ es 
nicht zu. Es war vielleicht eine verhängnisvolle Wendung, daß 
Delcass^s Vorgänger Hanotaux 1898 in einem Augenblicke ab- 
ging, als nach Lage der Dinge eine deutsch-fransSsische Gesddlb- 
freundschaft mdglich gewesen wart* Charakteristisch ist da fol- 
gender Vorgang: der deutsdie Botschafter überreichte am 19. Juli 
1898 auf dem Quai d'Orsay eine Verbalnote in pörtugie^schen 
Kolonialangelegenheitettf die ein Zusasunen gehen Deutschlands 
und Frankreichs zn einem Protest gegen englische Übergriffe vor- 
schlug; Delcasse hat, als Nachfolger Hanotaux*, diese Verbalnote 
nie beantwortet. Ebenso erfolgte ein Jahr später auf deutsche 
Eröffnungen, die die Größe der gemeinsamen Interessen, be- 
sonders in Asien und Afrika, betonten, am 3. Oktober eine franzö- 
sische Antwort« in der ausgeführt war, daß diese Interessen franzS- 
sischerseits nidit verkannt würden, und daS man sie gemeinsam 
prüfen wolle. Aber zu der von der deutschen Leitung gewünschten 
Annäherung ließ sich die französische Regierung nicht herbei« 
Geheime Verhandlungen über Marokko in Berlin 1902, die einer 
Formulierung nahe gewesen wären, haben nicht stattgefunden, 
wie es in der französischen Literatur behauptet worden ist« Frank- 
reich suchte vielmehr seme Verbindungen anderswo. 

Vor allem ging die Republik direkt gegen Marokko vor. 1901 
wurden die Oasen Igli, Tuat u. a. besetzt, und es kam schon 1902 
«u einem Abkommen über ein Zusammenwvken von Frankreich 
und Marokko« Dann verhandelte die Republik ftkr sich mit 
Spanien; 1903 wurde ein Vertrag über die Teilung von Marokko 
lewischen Frankreich und Spanien entworfen^ der 1911 im Figaro 



*) Das deutsche Memorandum an Frankreich vom ig. Juli 1898: B^rard 
a. a. O., S. 328; Lemonnon a. a. O., S. 153; Ren^ Pinon, France et Allenu^ne 
1870—1913, Paris igis, S. 00; Entwurf eines Spaaisdi-Ffattiifisischen Ver^ 
traci von 290a: Figaro» xo. November 191X. 
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veröffentlicht worden ist. Delcass^ mnchte damals den interessanten 
Versuch, ohne England über das Schicksal von Marokko zu ent- 
scheiden, und England hat dem Pohtiker, der so sehr eine Entente 
cordiale erstrebte, begreifhch machen müssen, daß es keine Ab- 
machung hinter seinem Rücken dulden wurde. England tat also 
damals gegenüber der e^enmächtigen französischen Marokko- 
politik dasselbe^ was Deutsdüand dm Jahre später tat. 

Die Lage war durchaus klar geworden* England fthlte steh 
seit Pascfaoda ab die erste afrikaniscfae Macht und wünschte mittu- 
sprechen. Der Herr von Gibraltar hatte ja gleichfalls ein starkes 
Nacbbarschaftsinteresse in Marokko, und diese maritime Positk»n 
war, im großen gesehen, wichtiger als jede territoriale Nähe. Eng- 
lands nächste Absicht war, in Marokko den Status quo zu erhalten, 
da es so bei der schwachen Regierung und den verwirrten Zu- 
ständen einen wirtschaftlichen Einfluß ausüben konnte, der den 
aller anderen Mächte überstieg. Aus diesem Verliaitnis entsprang 
aber naiürhcherweise der Gedanke, auch in mehr pohtischer Weise 
Marokko in den englischen Kreis einzubeziehen. 1892 erschien 
in der Fortnightly Roriew ein interessanter Artikel von H. R* Hawets 
über die konunende Krise in Marokko« Darin war auf die Vor- 
xfige Marokkos auffoerksam gemacht und auf das notwend^e 
Streben Frankreichs, das Land als SchlußStfick seinem nordafrika- 
nischen Reiche einzufügen« Das englische Interesse war so formu- 
liert: ,,Wenn ein Feind Tanger hat, so kann er Gibraltar zerstören". 
Diese englische Richtunfr, selbst womöglich in Marokko zuzu- 
greifen, fand ihren bc::etchnenden Ausdruck in einem Kaufvertrag, 
den England 1895 über die Abtretung der Rechte der englischen 
Mackenziegesellschaft am Kap luby abschloß, und in den es eine 
Klausel eiuschinuggelte, wonach die marokkanische Regierung 
keinen Teil der um das Kap luby gelegenen Länder an irgend 
jemanden geben soUtef ohne Zustimmung der britischen Regierung. 
Der englische Gesandte Sir Arthur Nicholson regierte Ende der 
neunziger Jahre unumschränkt m Tanger, und der Gedanke eines 
englischen Protektorates wurde häufig zwischen London und Tanger 
erörtert'). Bei den deutsch-englischen Bündnisverhandlungen 1901 
wurde Marokko auch als Objekt gemeinschafütcher friedlicher 

>) Englands Interessen in Marokko: vgl. die Instruktion Lord Salisbarys 

an Sir Charles Enar Smith, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister in Marokko vom 16. Mai 1891 : "You will obscsvi, that st has been 
the oonstant aim of H. M. govemment and of your predeoessors at Tangier 
to preserve the independancc and tcrritoml intcgrety of the Empire of 
Morocco" (Morel, a. a. O., Kap. z); Englands Kauihrertrag 1895, Mohr, 
a. a. O., S. 7; Hswets sdireibt a. a. O.: ^The Prendi have a policy. They 
aim at a great North Afr:c:in Empire similar to cur Indian Empire with Tanger 
if jpossible, without Tangier ii necessary. What is our policy^ It is a 
Micawber policy." 
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Dittchdfiogung von Nicholson im Auftrage Lansdownes m Vof- 
sdibg gebracht* Berlin hat aber nicht zugegriffen'). 

So stellten steh also die großen Mächte zu dem Marokko- 
problem, und so trat es in den Zusammenhang des beginnenden 

deutsch-englischen und des sich aufs neue verschärfenden deutsch' 
französischen Gegensatzes ein. Im Frühjahr 1903 reiste Eduard VII. 
nach Paris. Er wäre nicht so gut empfangen worden, Frankreich 
hätte alle Demütigungen von englischer Seite nicht so gern ver- 
gessen, wenn seine Antipatiue gegen Deutäcliland und seinen Kaiser 
ihn nicht bestens empfohlen hätte^. Durch Marokko kamen die 
Gegner von Faschoda zusammen« und ihre Entenft war der große 
SckJag, der die mit dem enj^Uscfa-japamschen Bfindnis beginnende 
Weltmachtskrise des Deutschen Ruches tum ersten li£ile akut 
machte. 

Die Entente rwischen England und Frankreich bereitete sich 
durch eine Reihe von Schritten vor, die als das gemeinsame Werk 
Delcasses und des französischen Botschafters in London, Paul 
Cambon, aufzufassen sind: 1899 eine westafnkanische Regelung, 
1901 Einsetztmg eines Schiedsgerichtes über zwei afnkanische 
Zwisdienfälle, 1903 AbschluB eines Schiedsgerichtsvertrages. Am 
8. April 1904 ist dann endlich das berfihmt gewordene Abkommen 
zustande gebradit worden» das eine fast endgGlt^ Liquidation 
aller zwischen Frankreich tmd England schwebenden Fragen be- 
deutete : Ägypten, Marokko, Madagaskar, Siam« Neue Hebriden — 
über alles das hatten sich die beiden Mächte geeinigt. Seine Er- 
gänzung fand der Vertrag in einem Geheim-Abkonunen» das ö^cnt- 
Uch erst 1911 bekannt geworden ist*). 

Im Herbst desselben Jahres trat Spanien in den Kreis dieser 
Verständigung über Afrika ein: zwischen Frankreich und Spanien 
wurde gleichfalls ein offenes und geheimes Abkommen getroffen. 
Der Sinn dieser Regelungen, soweit sie Marokko betrafen, war der, 
daB sich die drei Brächte Frankreicfa, England und Spanien zwar 
offen verpflichteten, den Status quo aufredit zu erhalten, dafi aber 
heimlich festgesetzt wurde, Frankreich solle etwa Vs von Marokko, 
Spanien Vi zufallen. England desinteressierte sich in Marokko 
und erhielt dafür die Anerkennung seiner Stellung in Ägypten 
seitens Frankreichs. Außerdem ließ es sich garantieren, daß die 

>) Freiherr von Bdkaidstein, Lebenserinnerungen, S. 357. 

') Zur eufopäocfaca Politik, ed. B. Schw crtf cg e r, I, S. na; BrOsselcr 
Zirkular vom i. h. 03. 

') Englisch-französischea Abkommen iQo^: Pari. JE^apers, Morocco 1905 
(CSd. ^84); die engltfdi-fnnsSsuiditti Gdieimartikd liac der Tcnq» am 
II. November 1911 ver6£featüclit. 



59 



V. DER KAMPF UM AFRIKA: DER ERSTE MAROKKOKONFLIKT 



nordraarokkanischen, Gibraltar gegenüber hegenden Pl^itze nicht 
befestigt würden: es blieb also militärisch Herr der Meerenge. 

Die deutsche Leitung erliieit selbstverständlich auch von dem 
Inlialt der geheunen Abkommen kurz nach ihrem Abschluß auf 
inoffisneUem Wege Kenntnis» und sie konnte sich fkber den Sinn 
der Gesamtaktion nicht im Unkiaren sein. Die Aktion war der 
greifbare hochpoh" tische Ausdruck einer feindseligen Stimmung, 
die in Frankreich seit 1871 nur mit vorübergehenden Milderungen 
bestand, und die sich in England geiaume Zeit vorbereitet hatte> 
um jetzt voll heraus zu kommen. 

Es war die Zeh des russisch-japanischen Krieges. Das Deutsche 
Reich b evvies Rußland eine Freundschaft, der die Frankreichs 
bezeichnend genug kaum gleichkam; Delcasse lehnte die Aus- 
dehnung der RusBischrFranasösischen Allianz auf Ost-Asien ab. 
Prankretefas Stellung in Europa wurde durch die russische Nieder- 
lage voUatiindig geändert; das Deutsche Reich hatte den Rfidoni 
frei, und für Frankreich gab es keine andere Wahl, als sich an Eng- 
land anzuklammern. 

Für England war die russische Niederlage der große Triumph: 
es erntete alle Früchte seines Bündnisses mit Japan. Rußland 
schied zunächst als politischer Faktor aus, und an die Stelle des 
herrschenden englisch-russischen Gegensatzes, der noch einmal 
beim Marine-Zwischenfall von HuU blitzartig zu Tage kam, trat 
als maßgebendes Prinzip der großen Politik jder Gegensatz zwischen 
Deutschland und England^* 

Betrachten wir nun diesen Gegensatz näher. Er äußerte sich 
als Handelsneid, als Herausforderung in Wort und Schrift in jeder 
Form, und endlich als WettrOsten. Schon x888 hatte das englisdie 
Parlament eine Kommission eingesetzt zur Untersuchung der 
Gründe des Niederganges des englischen Handels. Nach einer 
Arbeit von 18 Monaten gab sie als Grund die deutsche Konkurrenz 
an. 1898 kam eine zweite Untersiichungskommission zu dem- 
selben Ergebnis; 1901 veröffentlichte Cox seine Aufsehen erregende 
Brofidiflre: Are we ruined by the Germans 

Es war kein Zweifel: Deutschland kam empor, und England 
stagm'erte. Diese, aus sehr komplizierten Kausalverbindungen 
jenseits des detttsch-*englischen Kreises folgende Tatsache des 
Wirtschaftslebens erzeugte eine Eifersucht und eine Empfindlichkeit 
auf der englischen Seite, die sich bis zur persönlichen und politischen 
Angsthysterie steigerte. Die maritimen Rüstungen des Deutschen 
Reiches, das sichtbarste und für Agitationen dankbarste Symptom 
seiner zunehmenden Weltgeltung, wurden mit tiefverletztem Stolz 

') Zwischenfall von HuU: Pari. Papers, North Sca Inddeat, 1905 

Cd. a^aS, 3350, 2382. 
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und offeabarem b&ea Wüleii verfolgt. Auch die engläche AdmifaK 
UtSt traf nun Mafinahmen, die in Deutschland nicht anders denn 

als Einschüchterungen aufgefaßt werden konnten. Das bis dahin 
im Mittelmeer Statiomeite englische Geschwader wird in der Nord- 
see zusammengezogen; der Zivil-Lord der Admiralität Lee lobt 
öffentlich die Maßregeln der englischen Regierung, die ihr er- 
lauben, den ersten Streich zu führen, che der Gegner fertig sei, 
ja sogar ehe der Krieg erklärt wäre^). Von deutscher Seite erfolgt 
eine Antwort im gleichen Ton, und Kaiser Wilhelm II. spricht sich 
über die Rede Lees zum englischen Botschafter in Berlin sehr ernst 
aus. Em Dementi erfolgt, kann aber natOrlich nicht viel nutzen. 
Was hilft der deutschen Leitung die Versicherung, daß unsere 
Flotte nur zur Verteidigung bestimmt sei< Das Mißtrauen tat da 
und zeigt sich in jeder Weise — in Verleumdungen der Presse und 
in Maßnahmen der englischen Regierung. So erkennt England 
etwa die Aufständischen in Südwest-Afrika als kriegführende 
Partei an. 

Es handelt sich um etwas, das in die Tiefe des Völkerlebens 
geht, um Rivalität; sie hat lange auf den Ausbruch gewartet, jetzt 
ist der Augenblick da, und der Ausbruch wird bedrohlich. 

Angesichts dieser Sachlage war die deutsche Leitung zu einem 
Gegem>toß genötigt. Die Lage in Marokko spitzte sich zu. Die 
extreme französische Kolonialpartei forderte das ganze Land für 
Frankreich; einer ihrer HauptwortfOhrer, BivoH, war seit xgoa 
Gouverneur von Algier tmd betrieb von hior aus eine marokkanische 
„Integritätspolitik'' gegenüber den immer noch maßvolleren 
Teilungsgedanken in Paris« Jedenfalls arbeitete Frankreich, wenn 
auch mit inneren Meinungsverschiedenheiten, an „Renhsationen** 
in Nord-Afrika, und immer deutlicher wurden die Versicherungen 
der aufrichtigen, zum Handeln bereiten französischen Freund- 
schaft gegenüber der marokkanischen Regierungsgewalt, dem 
Maghzen. Die Methode war einfach: die inneren Zwiste in dem 
Sultanat gaben inuner wieder Anlaß, durch geschicktes Aufrühren 
und Trüben eine Atmosphäre von Streitigkeiten und kleuUichem 
Geschrei zu schaffen, durch die sich der martokanische Status quo 
zersetzte. Am 1 5 Dezember 1904 entwickelte Delcassd in einem 
ausführUchen Erlaß das ganze Programm: Armee, Justiz, Ver- 
waltung, also das gesamte öffentliche Leben Marokkos, sollte durch 
französische Arbeit und Hilfe neu organisiert werden^* Frank- 

*) LemoaiKMi, a. a. O., S. 216; Belgische Gesandtscfaaftsberidite: La- 
htng an Favereau, 7. Febniar 1915; Greindl an Favereau, 18. Februar 1905. 

^ Revoi! und die französische Kolonialpartei: Bintd, a. a. O., S. 77; 
Deicasses Erlaß: Documents dipiomaUques 1903, Af^iires du Maroc^ Paris 
1905. 
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reich schickte sich an zum Protektorat, und zwar wie es in der 
ofiGdten Presse und von seinen amtliGhrä Vertretern betont wurde: 
„Ah Mandatar Europas". Die sofortige Antwort des Scfaenife 
auf Delcassfo Erlaß war die Verabsdiiedung der franzSsiscfaen 

Müitärmission. Da ging Anfang 1905 eine französische Sonder* 
gesandtschaft nach Fez und machte weitgehende Reformvotschläge, 
die auf eine „Tunification" hinliefen. Die Angdegenhdt war jetzt 
reif. Der deutsche Schlag erfolgte. 

Am 16. Februar 1905 entwickelte der deutsche Geschäfts- 
träger in Tanger, von Kühlmann, im Auftrage der deutschen 
Leitung seinem französischen Kollegen, daß die deutsche Regierung 
vergebens auf eine aufrichtige Orientierung seitens der franzö- 
sischen Republik über deren marokkanische Absichten wartete, 
daß die deutsche Regierung wohl merkte^ daß man sie systemadsch 
bei Seite schlSbe; daB sie s^ deshalb in keiner Weise durch die 
zwischen Frankreich, England und Spanien geschlossenen Ab- 
kommen gdninden fOhle, soweit die gesamten europäischen Inter- 
essen davon berührt seien, und daß die deutsche Regierung diese 
Abkommen deshalb ignorieren wflrde. Endlich kündigte der 
deutsche Geschäftsträger an, man kOnne sich darauf gefaßt machen, 
daß eine entscheidende Handlung von höchster Stelle ausgehen 
würde (qu'il fallait s'attendre ä quelque initiative souveraine). 
In analoger Weise sprach sich der deutsche Geschäftsträger auch 
gegenüber dem englischen und spanischen Kollegen in Tanger 
aus^). 

Und am 31. März landete Kaiser Wilhelm II. in Tanger; 
durch diese vaa der deutschen Leitung vorbereitete und beimICaiser 
trot« seines Widerstrebens durchgesetzte Aktion wurde der Sultan 
vor aller Wdt als ein gleichber^tigter Souverän anerkannt; es 

wurde die Deutsch-Marokkanische Freundschaft betont und das 
starke wirtschaftliche Interesse der Deutschen in Marokko unter» 
strichen — alles in einer ungewöhnlichen und nicht mifisuver- 
stehenden Weise. 

Der Eindruck, den dieser deutsche Schlag machte, war sehr 
groß. In Frankreich uberwog der Schrecken und die Angst; viele 
Parteiführer mißbilligten Delcassds Pohtik und warfen ihm Mangel 
an Voraussicht vor. In England überwog die Wut. Der Besuch 
in Tanger wurde eine Gelegenheit für die Presse, ihrem Mißmut 
gegen die Person des Deutschen Kaisers Ausdruck zu geben, und 
sie zog f ür diese Stimmtmgsmache alte, längst durch die politischen 

') Die deutsche Aktion: Weißbuch, Sammlung von Aktenstücken über 
Marokko (Buodesratsdnicksachoi 1906, Nr. 3); Kühlmanas Erklärung: 
B^rard, a. a. O., S. xa^; Ijndting Kaiser Willida» in Tanger: Lalaing «a 
Favcfcaii» i* Apm 1903. 
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Bfdgntsse überholte Vorgänge wie die Krfiger*DepesGlie heiaa. 
Ohne irgendwie verpflichtet t» sein, ging KSoig Eduard VIL 
Anfang Mai nach Paris and pflog lebhaften Gedankenaustausch 
mit den Iranzöstschen Staatsmännern. Der deutsche Schuß hatte 
also gesessen, und die Betonung der Entente-Gemeinschaft war 
die Antwort. Die Nervosität der Franzosen in dieser gespannten 
Lage steigerte sich nun umso mehr, je hartnäckiger unsere Leitung 
Schweigen bewahrte, trotz der Bemühungen Deicass^ um eine 
Aussprache. 

Die deutsche Leitung mußte eine möglichst gründliche Klä- 
rung wünschen*). Sie konnte die ganze amtliche Tätigkeit Del- 
cassfe nur in hohem Maße bedrohlich finden und sah gerade in 
seiner Person eine besondere Schwierigkeit. Da sich die verSffent- 
lichten und die gehdm gehaltenen Abkommen fiber Marokko in 
so deutlicher und für uns verletzender Weise widersprachen, so 
knüpfte die deutsche Leitung jetzt an die Tatsache an, daß das 
MentUche englisch-fransSsische Abkommen von der frangösischen 
Regierung der deutschen nicht in den üblichen Formen notifiziert 
worden war, und machte aus dieser formalen Frngc eine hoch- 
politische; dies geschah mit vollem raoraUschen Rechte, da die 
formale Nichtachtung symbolisch war für die Nichtachtung m 
der Sache. Die Franzosen erbaten daraufhin in Berlin flehentlich 
eme direkte Verständigung. Die Leitung der deutschen auswärtigen 
Politik hätte damab auf direktem Wege viel erreichen können. 
Die Kol on ialintBrfsafrn Deutschlands^ die a fr ihmitifh ffn Hoffhungen 
* wiesen unbedingt auf Verhandlungen von Kabinett zu Kabinett. 
Wie sich eine befriedigende Lösung gestalten könnte» das hatte 
der deutsche Geschäftsträger in Tanger von Kflhlmann gelegentlich 
seinem französischen Kollegen de Cherisay privatim angäeutet: 
„geben Sie uns die ökonomische Freiheit in Marokko und terri- 
toriale Vorteile am Kongo, und Sie können politisch Marokko 
haben". — Der Kongo wurde auch von dem französischen Minister- 
präsidenten Rouvier in seinen Anerbietungen an die deutsche 
Leitung genannt. Vom Standpunkt des späteren Verlaufs der 
AngeiegeiiiieiL ist es zweifellos als em schwerer Feiiler zu bezeichnen, 
daß man nicht direkt mit Frankreich verhandelt hat. Für die da- 
tKuHißt Entscheidung waren aber drei Momente maßgebend* Das 
erste war die Rücksicht auf den Orient. Freiherr von Marschall 
sagte: Wenn wir Marokko trotz Damaskus und Tanger preisgeben, 

') Weißbucli, Erlaß des Reichskanzlers an den kaiserl. Botschatter in 
London vom ii. April 1905, Erlaß des Reichskanzlen an die kaiserl. Missionen 
vom 12. April 1905; Telegramm des Reichskan::Iers an den kni'jer!. Botschafter 
in Paris vom 28. April 1905; Fraxuösische Versuche um Verständigung: 
Tardieu, Le filyttktt MC, S. 187; Ffilsc BOkm, SU a. Ov S. 41 der mten 
Ausgabe. 
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so verlieren wir mit einem Schlage unsere Stellung in der Türkei 
und mit ihr die Vorteile und Zukunftsaussichten, die wir uns durch 
jahrelange Arbeit mülisam erworben haben. Die orientalischen und 
die afrikanischen Interessen griffen tatsächlich unmittelbar bis in 
die Einzelereignisse der Tagespolitik ineiiiander. So hat z, B. die 
Landung m Tanger direkt auf den AbscbhiB von Anleflien für 
Kruppsdie Lieferungen in Konstantinopel eingewirict» 

Das zweite Moment, das eine direkte Verständigung mit Frank- 
reich erschwerte, lag in der Tatsache, daß die Person des deutschen 
Monarchen in feierlicher Weise für die Souveränität Marokkos 
eingesetzt worden war. Das gerade macht die Landung in Tanger 
so verhängnisvoll: sie %var ein bewußter Schachzug, der nun ein 
weiteres Spiel ohne Kompromiß auf Gewinnen oder Verlieren 
forderte. 

Das dritte Moment gehört dem irrationellen Gebiet des all- 
gemeinen Prestigegedankens an. Man traute in Berlin Frankreich 
nicht über den Weg, man glaubte auch, dafi man im Falk eines 
Bruches mit dem Eingreifen Englands zu rechnen hätte. England 
dachte nach der deutschen Überzeugung ja bestimmt daran, in 
einen deutsch-französischen Konflikt einzugreifen; von König 
Eduard persönhch, nicht direkt von seiner Regierung, will Del- 
cass^ die mündliche Zusage erhalten haben, im Falle eines deutschen 
„Angriffs** wolle England der französischen Republik durch Be- 
schlagnahme des Kaiser-Wilhelm-Kanals und Besetzung von 
Schleswig-Holstein mit loo ooo Mann beistehen. Später soll von 
der englischen Seite auch eine schriftliche Fixienmg dieses Ver- 
sprechens angeboten worden sein'). Die deutsche Leitung hätte 
daraus den Schluß ziehen können, daß es nun darauf ankäme, mit 
Prankreich direkt einig zu werden und so die Westmachte vonetn* 
ander zu trennen« Sie tat es aber nicht, sondern meinte klüger zu 
handeln, wenn sie Frankreich gegenüber scharf auftrat, eine Re* 
gelung der Marokkofrage vor dem europäischen Areopag erzwang 
und so das deutsche Prestige letzten Endes auch gegenüber Eng- 
land erhöhte. Nach den Angaben des Grafen Witte in seinen 
Erinnerungen geht der Gedanke der Marokkokonferenz ursprünglich 
auf seinen Rat zurück. Wenn dem so ist, dann hat der russische 
Staatsmann die zahlreichen deutschen, fOr Rußland nicht immer 
vorteilhaften Ratschläge mit Gleichem vergolten. 

Es war mehr eine Politik des Scheins als des Seins, dk 
die deutsche Leitung nun z» ihrer Forderung veranlaßte: Status 



^) Greindi an Favercau, 5. Aprü igo6. England hat amtlich g^enüber 
Deutaeliladd aowohl Aneibletungea an PraakKieh wie HUinauclie Pnnk- 
reichs bestritten. Die Frage bedasf akteomSBigcr Aufklärung. Suaunann a. a. O. 
S. 134. 
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quo in Marokko, Souveränität des Sultans, wirtschafUidie Gletch« 
berechtigung aller Mächte, Durchfühntng dieses Programms nach 

dem Muster der Madrider Konferenz von 1880 auf einer neuen 
Marokkokonferenz. So hoffte die deutsche Leitung, ihr materiell 
verhältnismäßig bescheidenes Ziel zu erreichen und dadurch dem 
Gegenspieler mit einer gewissen Gewaltsamkeit zu zeigen« daß 
wir ,,uns nicht auf die Füße treten lassen" wollten. 

Deicasse bekämpfte den deutsclien Koiüerenzgedanken, Ivli- 
nisterpräsident Rouvier, von Anfang an Delcass^ Antipode, wollte 
Deutschland auch ia diesem Wmisdie entgegenkoomieii* Der 
deutsdie Drude wird immer stärker, Ddcass^ will zurOdrtreten, 
wird aber von seinen persönlichen Freunden Lottbet und Brissoo 
zurüdcgehaiten. Da reist Färst Hendcel Donnersmarck nach 
Pnris. Er entwickelt den Franzosen die schweren Gefahren eines 
Krieges mit Deutschland; er macht sie aufmerksam auf die verhäng- 
nisvolle Wendung, die die Angelegenheit nehmen würde, falls 
Zwischen Frankreich und England eine Allianz zustande käme. 
Die deutsche Leitung droht in diesem Fall mit Krieg, und davor 
weicht Frankreich zurück. Am 6. Juni 1905 findet die entscheidende 
französische Mintsterstttung statt* Gegen Ddcassfo Kriegsprogramm 
erklären sieh alle seine Kdl^ien; er legt sein Amt nieder. Delcass^ 
hat den Sitzungsraum fassungslos verlassen, nachdem er nur den 
„meisten'' der Kollegen die Hand gereicht hat. Rouvier hatte die 
Oberhand gewonnen; die Verständigung sollte beginnen, den 
deutschen Wünschen entsprechend'). 

Es war ein momentaner Sieg der deutschen Politik. Ein ge- 
fahrlicher Deutschenfemd war ausgeschaltet; Frankreich war in 
demütigender Weise gewarnt; die Entente cordiale war für den 
Augenblick gelähmt. 

Wie schwer auch England verletzt war, zeigten mehrere Sym- 
ptome. Die Times schrieben nach Delcass^s Rücktritt : Dieser Mann 
habe allerdings Deutschland nicht genügend in Betracht gezogen, 
aber England wOnsche eine wahrhafte Union der beiden Entente- 
staaten im Sinne des Marokkoabkommens. Im August 1905 
erscheint ein britisches Geschwader in der Ostsee — das übliche 
Telegramm des englischen Admirals an den Kaiser ist in eisigem 
Ton gehalten und wird ebenso erwidert* Die Haltung Eduards VIL, 
der in Marienbad; wenige Kilometer von der deutschen Grenze; 
zur Kur weilt, ohne auch nur den Wunsch zu äußern« mit seinem 

^) Der Ko nfercnzTOi s di lag und DeleaSBis Sturs: Gtdadl an Pavereau, 

5. April 1906; Schiemann, a. a. O., tt. Oktober 1905; Stephan Lausanne, 
6., 7. und 8. Oktober 1905, Matin; Leinonnon, a* a. O» o. ^3; B^rard, 
a*a.O<» S.410; Die englische tblning aadider Kinex Graf d'Ufactan Fav«a»> 
5. August X905 und aa* August 1905* 
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kaiserlichen Neffen zusammenzukommen, ist ,,kaum mehr höflich" 
zu nennen'). Die Arbeit der englischen Politik auf möglichste 
Isolierung des Deutschen Reiches geht weiter. Wir wissen, daß 
Spanien 1904 aus dem deutschen Kreise herausgetreten ist. Trotz 
der intensiven Gegenarbeit des französischen Botschafters in Rom 
hatte iicii Italien 1902 an der Erneuerung des Dreibundes beteiligt 
und blieb dadufcfa wenigstens loOeriich gilHinden^. Die Fxettnd- 
sduft mit Frankreich wird aber immer wSrmer; Italien bat auch 
mit Rußland m tun und läfit sich durdi das Mittelmecrabkommen 
von 1901 und die englischen maritimen Interessen binden. Nicht 
das Abkommen an sich, sondern vor allem seine Geheimhaltung 
vor uns war für das Deutsche Reich so beunruhigend. Und so 
gerät Italien immer mehr und mehr in einen überstürzten und 
vorlauten Imperialismus hinein. Es hat nicht an deutschen Stimmen 
gefehlt, die zeitig darauf aufmerksam machten, ob es nicht richtiger 
sei, die Bündnisverpflichtungen Italiens uin^ugestaiten und so seine 
Stellung im Dreibund neu zu bestimmen. Besonders der lang- 
jährige Botschafter in Rom Gral Monts hat darauf aufmeiksam 
gemacht. Schließlich hat man doch vorgezogen, bis tum Kriegs- 
ausbruch „in dem etwas ausgefahrenen Geleise weiter zu fahren"» 
wie sich, der Nachfolger des Grafen Monts, der spätere Staatssekretär 
von Jagow, ausgedrückt hat'). Sicher hätte Italiens offizieller Aus- 
tritt aus dem Dreibund eine Minderung an Ansehen der deutschen 
Mächtegruppe bedeutet. 

Die englisch-französische Annäherung konnte für Deutsch- 
lands Leben gefährlich werden, wenn sich noch Rußland m diese 
Interessengruppe hineinziehen ließ. Um Rußland ist in diesen 
entscheidenden Jahren von beiden Seiten geworben worden^. 
Wir wissen» daß Kaiser Wilhelm das russisch-firansSsische Bfindn^ 
durdi seine persönlichen Beziehungen zum Zaren lahmzulegen 
versuchte; wir wissen auch, daß schon in den neunziger Jahren der 
Gedanke des kontinentalen Dreikaiserbündnisses, der Vereinigung 
der drei stärksten Festlandmächte Deut<;chland, Rußland und 
Frankreich, verfolgt wurde. Unter dem Eindruck des englisch- 
japanischen Bündnisses nahm Kaiser Wilhelm seine Arbeit für diese 

0 Bericht des bdgisdica pcsdiSftstfSgen m Berlin« Grafen Urad vom 

aa* August 1905. 

*) Zur europäischen Politik, herausgegeben von Oberst Schwertfegor; 
Brüsseler Zirkular vom i. April 1903; Italiens Stellung zum Dreibund: Nord- 
deutsche Allgemeine Zeitung, 20. Mai 1902 und 30. Mai 1915; Greindl an 
Davignon, 17. Apnl 1909; Fflfst Bülow, a. a. O., S. 31; W. Dotfkes-Boppard, 
Das Ende des Dreibundes, Berlin 1916. 

•) G. von Jagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges, S. 42. 

*) Marchese di Rudinis Erklärung an den römischen Korrespondenten 
der Neuen freien Presse vom 7. Desembcr 1906 ; Engliach-niaitadie Annlhcning: 
Sdiirmann» a. a. O., 6. Hätz 1901, ao. Apnl 1904. 
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Kombination wieder auf. Während des russisch-japanischen Krieges 
hatten sich die Beziehungen zwischen England tmd Rußland 
außerordentlich schwierig gestaltet; der Zwischenfall in der Nord- 
see, die sogenannte Doggerbankaffärc, der Zusammenstoß zwischen 
russischen Kriegsschiffen und englischen Fischerbooten hatte diese 
Spannung allgemein bekannt gemadbt und eine gefährliche Er- 
regung aä beiden Seiten hervorgerufen. In dem Brief des Kaisers 
an den Zaren vom 27« Oktober 1904 und der Antwort des Zaren 
an den Kaiser vom 29. Oktober 1904 ist der kontinentale Dreibund 
als die beste Löstmg bezeichnet worden. Der Zar schrieb: ,,Das 
einzige Mittel wäre, wie Du sagst, daß Deutschland, Rußland und 
Frankreich sich sogleich über eine Abmachung verständigen 
sollten, um die englisch-japanische Anmaßung und Unverschämt- 
heit zunichte zu machen. Möchtest Du die Umrisse eines solchen 
Vertragsentwurfes niederlegen, abfassen und es mir mitteilen. 
Sobald er von uns angenommen ist, wird Frankreich genötigt sein, 
sidi seinem VerbOnideten anzuschließen« Diese Verbindung 
schwebte mir oft vor« sie würde den Frieden und die Ruhe der 
Welt bedeuten." In der Tat hat Kaiser Wilhelm sogleich im 
tiefsten Geheimnis, zunächst nur unterstützt von seinem Reichs- 
kanzler, einen deutsch-russischen Bündnisvertrag entworfen . Ebenso 
ist vom Zaren ein solcher Entwurf gemacht worden. Auf Wunsch 
des Kaisers wurde Frankreich zunächst ganz ausgeschaltet. Der 
Entwurf Kaiser Wilhelms bezeichnet als Zweck die Lokalisierung des 
russisch-japanischen Krieges. Falls eines der beiden Kaiserreiche 
von einer europäischen Macht angegriffen weiden sollte» wird ihm 
das andere mit allen Mitteln beistehen. Keine der Mächte soll 
einen Separatfrieden schließen dürfen; die Verpflichtui^ zu gegen- 
seitiger Hilfeleistung soll sich auch beziehen auf Schwierigkeiten, 
die aus Reklamationen dritter Mächte wegen angeblicher Verletzung 
der Neutralität folgen sollte. Dieser Artikel 3 des Vertragsentwurfes 
des Kaisers bezieht sich auf die Frage der Kohlenlieferung, die 
damah im Vordergrund des politischen Interesses stand. Die 
russische Ostseeflotte erhielt von Deutschland die Kohlen, um auf 
den ostasiatischen Kriegsschauplatz gelangen zu können. Der 
Vertragsentwurf des Zaren bezeichnet charakteristischerweise als 
Zweck des Bündnisses die Aufrechterhaltung des Friedens in 
Europa; er sieht auch eine einjährige Kündigungsfrist vor. Die 
Frage der Kohlenlieferung verweist der Zar in einen Geheim- 
artikel. Gemeinsam beiden Entwürfen ist die Bestimmung» da8 
Frankreich nachträglich hinzugezogen werden soll. Der Zar spricht 
von einem direkten Anschluß Frankreichs als Verbtindeter; der 
Kaiser will nur Frankreich dazu anhalten, die Verbindlichkeiten 
ZU erfüllen, die aus dem französisch-russischen Bündnisvertrag 
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folgen. Auf der Zusammenkunft in Björkö am 34. Juli 1905 ist 

ein deutsch-russischer Bündnisvertrag unterzeichnet worden; er 
trat niemals in politische Wirksamkeit, da Rußland nachträglich 
zurücktrat. Der russische Außenminister Graf Lamsdorff fand, 
daß ersieh im Grunde gegen Frankreich richtete und das franzosiscli- 
russische Bündnis aufhob. Hier lag gerade der schwache Punkt 
des gaiueu kaiserlichen Planes. Kaiser Wilhelm glaubte, nach dem 
Zitrfickwflclien Frankfeicfas m der Marokkosacfae diese Macht olme 
weiteres in sein polxtiscfaes System hindubeciehen xm kfionen^ er 
hielt die dsafi-lotfaringische Frage jetzt für erledigt, wie er es in 
einem Gcsptädi mit Ibwolski formuliert hat. Die ganze deutsche 
Aktion endigte aber mit einem entscheidenden Mißerfolge. RuB- 
land war nicht fOr ein Bündnis mit dem Deutschen Reiche xu 
haben^. 

Gleichzeitig mit diesen deutschen Bemühungen um Rußland 
hat die englische Pohtik mit großer Vorsicht eine Annäherung an 
Rußland vorbereitet. An sich war der alte weltpolitische Gegen- 
satz zwischen beiden Mächten durch den Sieg Japans eigendich 
nur verschärft, denn Japans Sieg war Englands Sieg. Aber die 
englische Pölitik durfte es wagen, gerade das Paradoxe za ver- 
sudien. Die ersten FOhler gingen von Frankreich aus* Schon 
190X hatte Loubet in Compiigne dem Zaren die Vorteile einer 
englisch - russischen Freundschaft auseinandergesetzt. Damals 
schrieb in einem viel bemerkenswerten Aufsatz »^nghuid and 
Russia*' auch Sir Rowland Blennerhasset, die Zeit käme bald, 
oder w'are woh! schon gekommen^ daß die beiden Nationen sich 
näherten, um eine endgültige Vereinbarung zu treffen, und er 
machte darauf aufmerksam, daß in den höchsten Kreisen Rußlands 
Gefühle aufrichtiger Freundschaft zu Großbritannien gehegt 
würden. Eine sehr folgenreiche Tätigkeit entfalteten dann gewisse 
russische Agenten in London, so der aus Berlin ausgewiesene 
Wessih'tzky und der unter sonderbaren Veriiältnssen aus seiner 
Stellung als russisdier Botschaftssekretär entfernte Tatischtsdiew. 
Die rus8iscfa*£ran2ösische Allianz bekam in den Pressemandvem 
solcher Elemente durch die Kombination mit der englisch-fran- 
zösischen Entente ein neues Leben. Der Zwischenfall in der 
Nordsee ist dann durch französische diplomatische gute Dienste 
erledigt worden — wiederum ein Moment, das die drei Mächte 

*) Vgl. die Bemerkungen Tirpitzcns über die Verhandlungen beim Reichs- 
kanzler, Oktober 1904, Erinnerungen, S. 143^ 146. Über Uen Veruaf; von 
Björkö hat sids aus besonderer Kenntnis Proherr H. von Ridiüi<rfien in der 
Berliner Bnr<^cnzcitung vom 20. September 1919 pcHnßert. Iswolski hnt in 
einem Interview zu der garaen Krise 1904-03 Stellung genommen (leinps, 
15. September 1917). Er war damals Gesandter in iCjopenhagen. Seine 
Übernahme des fUMMchen AuSctimuiisterittms bedeutete die Absage an 
DeutschUnd. 
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zusammenschloß. Der entscheidende Akt war schließlich die 
Erneuerung des enghsch-japanischen Bündnisses 1905'). Es wurde 
erweitert zu einer gegenseitigen Garantie des asiatischen Besitzes 
beider Mächte und hatte dem geschlagenen Rußland gegenüber 
ketse Spitze mehr. Bnglaad hatte beun Frieden von Pommouth 
auf Mfldening der japanischen Bedingungen gewirkt. Es genoB 
jetzt voll seine Stellung ab erste asiatische Macht zwischen den 
beiden durch Sieg und Niederlage gleich geschwächten Gegnern 
des russisch-japanischen Krieges. Durch die neue asiatische 
Entente w.ir Deutschland im fernen Osten endgültig ausgeschaltet; 
ein starkes Rußland hatte Kiautschou mitgehalten — bei einem 
geschwächten Rußland wurde dieser Außenposten ganz bedeutungs- 
los. Wenn England Rußland zu sich hinüberziehen wollte^ so wäre 
dabei die Antipathie gegen Deutschland ein wesentliches Motiv. 
Der Ton der engUschen Presse UeB daran keinen Zwe^« Und in 
demselben Sinn erläuterte der englische Vertreter in Peteisburg» 
Sir Charles Hardinge, die Bündnisemeuerung mit Japan. Unmittel- 
bar nach dem Frieden von Portsmouth wandte sich Eduard VIL 
an den Giafen Witte. In Paris wurde dem russischen Minister der 
Entwurf eines englisch-russischen Vertrages vorgelegt, so wie er 
zwei Jahre später tatsächlich zustande gekommen ist, Graf Witte 
stand auf anderem Boden. Er lehnte die Einladung König Eduards, 
nach London zu kommen, ab; er sah von Staatsoberhäuptern nur 
Loubet und Wilhelm II. und spradi m Paris offen deutschfreundlich. 
Witte ist vielleicht der voniehmsteBefBrwocterder russisch-deutsch- 
frarnsösischen Allianz. Bei seinem Gespräch mit dem Kaiser in Ro- 
mihten entwickelte er die Ansicht, daß die Vereinigten Staaten von 
Amerika sicli auf die Seite dieser Kombination stellen würden, um 
gegenüber England und Japan das Gleichgewicht zu halten. Aber 
Wittes Stellung war in Petersburg schon nicht mehr fest; seine 
Richtung war überholt; er konnte seine Auffassung nicht mehr 
durchsetzen. 

Die englisch-russische Annäherung war unaufhaltsam. Nur 
eine Kombination hätte es gegeben, die wirklich Aussicht auf Erfolg 
wohl auch damals noch hatte; die Wiedererneuerung des Drei- 
kaiserbfindnisses* Baron Aefafcnthal, wohl die scfaär&te diplomatische 
Intelligenz des damaligen Europa, arbeitete seit dem Pröhjahr 1904 
akösten^icfaisch-ungariacfaerBotschafterinPetersburgmitd^ • 
Zähigkeit und Energie seiner Natur an einem neuen Dreikaiser* 
bündnis. In Wien und Berlin hat man diese Möglichkeiten in ihrer 
ganzen Bedeutung nicht erkannt, da man an die Unüberbrückbar^ 

Englisch-japanisches Bündnis von 1905: Pari. Papers, Japan 1906, 
Cd. ^690, 2735; Stdlung des Gcaüea Witte: Gfctndl an ravcfcau, 93* aq>- 
tember 1903* 
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kett des engUsdi-russiaGlKii Gegensatzes glaubte tiad die Gefahr 

der Isolierung und Einkreisung überhaupt nicht so schwer nahm* 
Aehrenthal erkannte richtig, daß das Bülowsche Prinzip, immer 
zwei Eisen im Feuer zu hnben, sich nach keiner Seite binden zu 
woÜen, verhängnisvoll war. Nach der Zusammenkunft in 
Björkö^ als Rußland Frankreichs wegen von Deutschland zurück- 
wich, wäre die klassische Stunde gekommen gewesen für die Wieder- 
erneuerung des Dreikaiserbündnisses. Dafür war Kaiser Nikolaus 
jedenfalls zu haben, schon aus innerpolitiscfaen Gründen, um der 
russiscfaen Revolution Herr zm werden* Deutschland griff aber 
nicht z»t Deutschland wollte nicht Faibe bekennen, und schon 
damals begann die Arbeit Iswolskis, der Rußland von Österreich 
und Deutschland absog, um es an England und Frankreich an- 
zuschließen^). 

Das war die Lage der großen Politik^ als das Deutsche Reich 
auf die Konferenz von Algeciras ging, die erste große mternationalc 
Zusammenkunft seit dem Berliner Kongreß und der Berliner 
Afrikakonferenz*). Die deutsche Leitung hatte diese Konferenz 
gewollt; sie hatte sie trotz des 'Widerstrebens der Gegenspieler 
durchgesetzt; sie üQhrte sie trotz des MiSwoUens besonders der 
englisäen Vertreter und der englischen Presse zu Ende. Die 
deutsche Leitung verhalf auch ihrer AufiG»sung von der marokka- 
nischen Angelegenheit auf der Konferenz zum Siege; daß Frank- 
reich und Spanien die Polizei- und Bankorganisation Marokko 
übernahmen und so eine bevorzugte Nachbarschaftsstellimg er- 
hielten, war der ursprünghchen deutschen Absicht keineswegs 
entgegen. Noch einmal verpflichteten sich die europäischen Mächte 
auf die Souveränität des Sultans und auf die offene Tür. Von 
einem deutschen Mißerlolg kann man also nicht reden. Trotzdem 
war die Konferenz von Algedras vom Standpunkt der internatio- 
nalen Politik eine grofie Enttäuschung för die deutsche Leitung. 
Das Deutsche Reich hatte die Ebenbürtigkeit mit England erstrebt. 
Iii einem Punkt war es nun der ebenbürtige Nachfolger Englands 
geworden: in der splendid isolation. Sowohl Rußland wie Italien 
hatten sich auf die Gegenseite gestellt. Die Vereinzelung des 
Deutschen Reiches war nun eine vor den Augen der großen Welt 
unzweideutig bewiesene Tatsache, Der Dreibund war als politische 
Kombination innerlich zermürbt. Zwar herrsckite mit Osterreich 
das beste Einverständnis; aber ßethinann Hollweg deutet doch sehr 
charakteristisch an, daß auch da nicht alles nach Wunsch ging: 

') Freiherr von Audnau, Das Mißlingen des Aehrenthalschea Bündnis- 
planes; nach meinen ttiiweimentUchten TagebOdiera aus Rufilaad, Berltner 
Ts^bhtf, 6. TO. 19. 

^) Die Konferenz von Algeciras: Tardieu, La Conference etc., besonders 
S. 437 iiod 4^ 456^ 471; Ftot Bülow, a. a. O«, S. a6* 
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„immerhin hatten wir in Algedras die Grenze gesehen, die die diplo- 
marische Hüfe Öscenekb-Usigariis nicht flbefadiritf 
rOhmte Kaisertdegmnm vom brillanten Sekundanten bekommt 
danach eine beinahe inmiacfae Färbung. Die Folgerung mußte aus 
dieser Gesamtlage gezogen werden. Der Kongreßgedanke hatte 
für uns sehr an Reia; verloren. Fürst Bülow hat die Konstellation 
von Algedras ^^überschätct" genannt; es ist die Konstellation 
von 19 14. 

Für die weitere Entwicklung unseres Kampfes um Afrika 
hatten wir freilich jetzt ein Instrument in der Hand — ein Instru- 
ment, das aber mehr eine Last als eine Waffe war. £s war wenig 
wahrscheinlich, dafi das wohlbeschützte und von den großen Mächten 
verwShnte Frankreich irgendwelche Neigung axigen würde, die 
über Marokko eingegangenen internationalen Vetpflichtungen z» 
achten; für Frankreich war die Algedrasakte ein ewiger Zwang. 
Die Marokkoaffare war also für die beiden Mächte, für Deutsch- 
land und Frankreich, durch die Algecirasakte nicht abgeschlossen, 
sondern es war vor.^uszusehen, daß sie weiter die internationalen 
Beziehungen entscheidend beeinflussen würde. 

VI. Deutsdiland und der Friedensgedanke 

Das Verhängnisvolle der weltpoUtischen Entwicklung bestand 
nicht darin, daß Deutschland m emer Kolonialfrage von verhältnis- 
mäßig beschrankter Bedeutung, wie es die Marokkoangeiegenheit 
war, allein einer geschlossenen Gruppe von Mächten gegenüber- 
suad, sondern vielniefar darin, dafi sich Deutschland durdi seinen 
politischen Stil von Jahr ans Jahr mehr isolierte» So geschah es, 
dafi sich die feindliche Mächtegruppe vi einer geistigen Macht 
zusammenschloß, der gegenüber das Deutsche Reich schlechter- 
dings nicht auflcommen koimte. Die herrschende Auffassung bei 
unseren Gegnern geht dahin, daß Eduard VTI. ein großer Friedens- 
stifter war, dessen Grundgedanken wir Deutsche nur leider miß- 
verstanden hätten. Die innerste Absicht Eduards VIL soll gewesen 
sein, ein neues Staatensystem unter Englands Führung zu schaffen, 
das den Frieden der Welt gaianiieren ^ollie. Deutsdiland, das 
sich En^and wtededioit versagt hatte, sollte schWeBlich als letzter 
Staat mehr oder minder freiwillig dem neuen System beitrecen* 
Es wird immer schwer ausa»machen sein, was die letzten Ziele 
eines so wenig durchsichtigen Politikers gewesen sind, wie es 
Eduard VII. war. Für Deutschland stellte sich aber jedenfalls 
die Friedensarbeit des Königs als ein beständiges Hindernis auf 

*) Betrachtimgen zum Weltkrieg, S. 10. 
▼ftUBtln, DMiMhliBd* AafanoHilk. 5 
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Wegen dar, die Deutschland seiner geschichtlichen Überlieferung 
und seiner weltwirtschaftlichen Reife nach beschreiten mußte. 
Praktisch war das Deutsche Reich wirklich eingeschnürt, und es 
ist dabei gleichgültig, ob diese Einschnürung ün Namen des Friedens 
oder mit der heimlichen Absicht kriegerischer Auseinandersetzung 
erfolgt ist. Ein Zeichen besonderer Klugheit der gegnerischen 
Mächtegruppe war es eben, den Friedensgedanken in äre Afbeit 
als Mittel emsusteUen. Deutschland machte es hier seinen Gegnern 
besonders leidit. Es ist gewiß richtig, daß die eagUsch^frangösische 
Entente cordiale wesentlich mit herbeigeführt WMden ist durch die 
demokratischen und pazifistischen Strömungen in den beiden 
Ländern. Es ist auch richtig, daß die Entente kein Bündnis mit 
fest geregelten Verpflichtungen railitärischer Natur war. Versuche, 
die Entente zu einer wirklichen Allianz auszugestalten^ sind auch 
gescheitert. Wenn aber neben die diplomatische Entente mit 
pazifistischer Tendenz militärische Besprechungen zwischen Eng- 
land und Frankreich traten« deren Unverbindlichkeit «war lebhaft 
betont wurde» die sich aber doch immer regelmäßiger und vet- 
traulidier gestatteten, so kam das praktisdi einer wirklichen -Allianz 
doch sicher nahe, wenn man auch den defensiven Charakter ohne 
weiteres zuzugeben haben wird. Wir kennen sdion die freilich 
bestrittenen dire!<ten militärischen Anerhiftting^en Eduards VII. 
an Delcasse, und .^uch Sir Edward Grey^ der neue englische Mmister 
des Äußern, machte den in London beglaubigten Botschaftern 
gegenüber kein Hehl daraus, daß „Großbritannien Frankreich 
gegenüber be^ügiich Marokko Verpflichtungen emgegangen sei, 

dea es bis zum äußersten nadikommen werde, sdbst im Falle eines 
deutsch-französischen Krieges und auf aUe CSefahr hin'*. Die Be- 
giifhunggn zwisdien Deutsdiland und Enghti*^ besditainkten sich 
nach /Ügedfas lange Zeit auf einen so kühlen Ausuusch von For^ 
malten, daß es keinen wesentlichen Unterschied gemacht hatte, 
wenn überhaupt keine diplomatischen Beziehungen aufrecht er- 
halten worden wären. Auf der anderen Seite wurde die englisch- 
französische Freundschaft lebhaft betont. Am 6. März 1906 
erschien König Eduard VII. wiederum und zwar inkognito, in 
Paris, und dieser Besuch war eine politische Demonstration ersten 
Ranges. Der König zeichnete Delcassl in der auffallendsten Weise 
aus. VGt Recht sah man in diesem Schritt eine Antwort auf die 
Landung Kaiser Wilhelms in Tanger. In diplomatischen Kreuen 
wurde er als unnötig und höchst gefährlich angesehen. Denn die 
französische Stimmung war damals durchaus lau. Die leichte Ent- 
spannung nach der Konferenz von Algeciras war aber in Wahrheit 
ein mißtrauisches Sichgegenüberstehen der beiden Lrinder in Europa. 
Die Jahre 1906 — 1908 sind vielleicht die dumpfeste und unheim- 
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liebste Zeit der großen Politik seit Bismarcks Abgang gewesen. 

War nicht ein entscheidender Umschwung mögliche' 

Die zweite Haager Friedenskonferenz vom 15. Juni bis i8* Ok- 
tober 1907 hätte wohl die Gelegenheft dazu bieten können. Es 
ist vielleicht der schwerste Fehler der deutschen Politik, daß sie 
durch ihre ablehnende Hiltung ;:;egenüber der Friedensidee das 
Mißtrauen ihrer weltpolitischen Gegner dauernd verstärkte und 
gewissermaßen zu. rechtferugen schien. Schon auf der ersten Haager 
Konferenz 1899 hat das Deutsche Reich durch seinen Widerstand 
gegen das obl^^toiisciie Schiedsgericht starke Antipathien erweckt. 
Es handelte sich nach dem russischen Entwurf lediglich um ein 
Obligatorium für bestimmte Fälle juristischer und technischer 
Natur; alle Streitigkeiten wurden ausgeschlossen, die die Ehre und 
Lebensinteressen der Staaten berühren konnten. Der deutsche 
Widerstand setzte es durch, daß die Idee des Weltschiedsvertrages 
damals fallen gelassen wurde, und daß der ständige Schiedshof 
nicht aus dauernd im Haag ansässigen Richtern bestand. Man 
besclirankte sich auf ein internationales Bureau und auf eine Liste 
von Richtern, die im Streitfalle von den Parteien ausgewählt werden 
sollten. Das Eigebnüs war gewiB bescheiden; trotsdem mußte 
aber das ««Abkommen zxa friedlichen Erledigtmg intematioaaler 
Streitigkeiten'* doch als ein wesentlicher Fortschritt auf dem 
Wege swun allgemeinen Frieden begrüßt werden. Schücking hat 
überzeugend dargelegt, daß dadurch der Wcltstaatenbund der 
Zukunft tntsächlich im Keim entstanden war. Die ganze pazi- 
fistische Bev/e;:ung ist von dem offiziellen Deutschland mit der 
größten Bedenkiidikeit behandelt worden. Es mag daran gelegen 
haben, dai^ Deutschland ein so junger Nationalstaat war: immer 
hat es gemeint, seine Souveränität solle beeinträchtigt werden, 
man woUe ihm politische oder militärische Bindungen auferlegen. 
Der Materialismus in der Politik, fälschlich Realpolitik genannt, 
hat das ofifizielle Deutschland in der -verhängnisvollsten Weise 
gefangen genommen. Der zurückschauende Betrachter vermag 
nicht einzusehen, warum die tatsächlichen Ziele der deutschen 
Politik durch Zugeständnisse an die Fortentwickelung des Völker- 
rechts hätten beschränkt werden sollen. Wenn der deutsche 
Friedenswille wirklich loyal war, und nach unserer Überzeugimg 
ist er es gewesen, so konnte ein Eingehen auf neue rechtliche Insti- 
tutionen immöglich schaden — auf Institutionen, die von der über-* 
wiegenden Mehrheit der Kulturwelt gefordert wurden, und die 
ihrer ganzen Natur nach niemals imstande gewesen v^bren, die 
innerste Vitalität großer Mächte zu lähmen. Es war mehr Torheit 
als wirklich böser Wille, wenn sich das offizielle Deutschland über 
den pazifistischen Rationalismus erhaben fOhlte und sich ganz 
»• 
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dem Sdbstgefiilil e^nardgen Macfatempfindei», oft mit roman- 
tischer ÜbeiBChwenglichkeit, hingab. 

Der ersten Haage^ Friedenskonferenz waren eine große An- 
zahl von weiteren Schritten atjf dem Wege zur Organisation der 
Welt gefolgt. Der Haager Schiedshof entschied mehrere inter- 
nationale Streitfälle; es kam zu Schiedsverträgen zwischen einzelnen 
Mächten, zuerst zwischen Frankreich und Hngiand 1903. Die 
zweite Haager Konferenz sollte nun diese Bewegung durch einen 
Wdtsduedsvertrag abscfalteBen* Sie verlief hst ganz ergebnislos, 
infolge des zähen Widcistandes des Deutsdien Reiches, der weniger 
in direkten militariscfaen Einflüssen, als in juristischem Formalismus 
seinen Ursprtmg hatte. Eine Erörterung der Rüstungsfrage schnitt 
Deutschland dadurch ab, daß es den Verzicht auf eine Behandlung 
dieses Problems als Vorbedini^ung seiner Teilnehmcrschaft an der 
Konferenz erklärte. Die Konferenz mußte schließlich auseinander- 
gehen^ ohne mehr erreicht zu haben, als eine Erweiterung und 
Revision des Abkoimueiis von 1899, und das Gesamtergebnis war 
eine allgemeine interaatioaale Verw&rung« eine tiefe Entfremchmg 
zwischen den Beteiligten, vor allem aber ein lebhafter Unwille • 
über die Haltung des Deutschen Reiches. Wie warm wurde der 
17. Weltfriedenskongreß 1908 von dem offiziellen England begrüßt I 
Das offizielle Deutschland glaubte diese ganze Bewegung entweder 
völlig ignorieren oder als utopistisch mit Geringschätzung behandeln 
zu können. Zweifellos hegt hier, wir wiederholen es rückhaltlos, 
eine tiefe historische Schuld vor^). Graf Bernstorff erzählt in seinen 
Erinnerungen, daß er während seiner Amtszeit in Washington 
mit der Regierung der Vereinigten Staaten dreimal über einen 
Schiedsgencfatsvertrag einig geworden ist. Alle drei Verträge 
wurden in Berlin verworfen, — und zwar ans luristisdier iOiein- 
kränierei, und nicht. Weil die deutsche Regierung überhaupt einen 
Schiedsgerichtsvertrag mit den Vereinigten Staaten m'cht gewollt 
hätte. Im Gegenteil: Fürst Bülow hat dem Grafen Bernstorff aus- 
drücklich dazu den Auftrag gegeben. Dieser Einzelfall beweist viel 
für die verhängnisvolle Verkettung der Umstände, die Deutschland 
vor der öffentlichen Meinung der Welt in ein schlechtes Licht 
rückten*). 

Je mehr Deutschland an internationaler Geltung abnahm, 
desto enger gestaltete sich die Zusammenarbeit der anderen Natio- 
nen. Im fernen Osten vollzog sich jetzt eine vollständige Liqui- 
dation aller schwebenden Streitfragen. Zwischen England und 



') Weißbuch über die Ergebnisse der im Jahre 1907 im Haag abgehalteom 
vnmnuk intenutuMiakii Pned m^ honfef cn s (BitiidaratsdniclGndi«i XQ07, 

Nr. 209). 

*) Graf Bernstorff^ a. a. S. 5 und S. ai. 
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Japan, zwisdien Frankreich und Japan werden Abkommen 
götchloBsen. Ebenso geht die Annäherong der Mittelmeer- 
fflächte weiter. England, FrankieiGli und Spanien sddossen 
em Abkommen über Erhaltung des sutus quo durch 
gemeinsame Ma6regeUi im Falle von Gefährdung. Als der 
spanische Botschafter dieses Übereinkommen dem deutschen 
Staatssekretär von Mühlberg mitteilte und seinen defensiven Zweck 
betonte, machte dieser die ironische Bemerkung: „Ja, ich weiß 
schon, wir gehen einer Ära ewigen Friedens entgegen/**) Dies 
Wort ist überaus bezeichnend. Deutschland tat das Schlimmste, 
was es tun konnte — es sog sich auf den ScfamoOwinkd ssurOck 
und gab so den anderen Mächten Gelegenheit, cu «eigen, daß man 
einen so unverträglichen Spielkameraden auch ignorieren konnte* 
König Eduard VII. tri^ Kdnig Alphons in Carthagena — auch 
Spanien wird jetzt ganz enge mit Großbritannien verbunden. 
Ebenso sieht der König von England den König Victor Emanuel 
von Italien in Gaeta, endlich besucht er den Kaiser Franz Joseph 
in Ischl, diesmal im Gegensatz zu früheren Begegnungen mit be- 
sonderem hochpolitischen Zweck. Er versuchte Österreich-Ungarn 
ZU einem Etogreifen in der Flottenfrage zu bestimmen, ja überhaupt 
von dem BOndnis mit Deutschland abzuziehen» Die Abiehnung 
war schroff. Die Verstimmung zwischen König Eduard und Kaiser 
Franz Joseph konnten sogar die Ktu-gäste von Ischl bemerken^). 

Die Zermürbung des Dreibundes nahm trotzdem zu. Der 
Kabinettswechsel in Frankreich am 22. Oktober 1906, der Cld- 
menceau ans Ruder brine:t, verschärft die Situation. Es ist naiv, 
wenn von französischer Seite immer behauptet wird, daß der Re- 
vanchegedanke niemals offizielles Regierungsprogramm der Re- 
publik war, und daß die Parteien, die ihn in erster Linie vertraten, 
die konservativen und klerikalen, von der politischen Macht aus- 
geschlossen geblieben sind. Clemenceau war ein führender poli- 
tiscfaer Sdiriftsteller, der in seinen zahlreichen Artikeln aus seiner 
deutschfeindlichen Gesinnung und seinem Wunsch, die Revanche 
vorzubereiten, kein Hehl gemacht hat. Glaubte etwa König Edu- 
ard VIT., daß das Ziel der Revanchepoh'tik auf friedlichem Wege 
durch einen europäischen Staatenbund erreicht werden konnte?* 
Selbst der französische Pazifismus hat es ängstlich vermieden, sich 
aui den Frankfurter Frieden von 1871 festzulegen. Wie wider- 
spruchsvoll war die Lage: Deutschland verhinderte durch eine 
allzu plumpe und eigensinnige Politik die Entwicklung der inter- 

') Muhlberg über das Mittelmeerabkommen 1907: Greindl an Davignon, 
aa. Juni 1907. 

C^erm'n, Im Weltkrieg!:, S. i; Erklärung H. Friedjtin^^, Vos^ische 
Zeitung, 4. 8. og; Gral Wedei^ Hamburger Nacknchten, 4. 10. 19; Viktor 
Namnaims DcdMinft m dca Akten des «nrten UnttaucauDgaaumehitisca. 
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natioiialeu Reclitsidee, und Frankreich, das diese Entwiddttng 
lebhaft förderte, erfiOUte sich mehr utid mehr mit emem poUdschen 
Gedanken, der nur durch Krieg verwirklicht werden konnte. 
Auch die K&ugspoare von Norwegen und Dänemark ersduenen 

in Paris zu Besuch; Skandinavien sollte sich auch von der deutsdien 
Politik abwenden. Und endlich kam nach langen Bemühungen 
und Vorbereitungen zwischen Enginnd und Rußland am 21. August 
1907 m Petersburg ein Abkommen über den rruttieren Osten 
zustande, in dem man sich über Afghanistan, Tibet und Persien 
verständigte^). Damit ist das Schlußstück in den Kreis um Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn eingesetzt. Mag man den Begri^ 
Binkreisung ablehnen, mag man der Ansicht sein, daß Deutschland 
sich vielmdir selbst ausgdaeist habe, — um Worte zu streiten, ist 
nidit unsere Sache. Die vielverzweigte und schicksalsvolle Ab- 
wandltmg der Geschehnisse glauben wir wahrheitsgetreu in den 
entscheidenden Zügen dargestellt zu haben. 

Der englische Botschafter in Berlin, Sir Frank Lascelles, ist 
damals von König Eduard abgerufen worden. Er hat unermüdlich 
an einer Annäherung zwischen Deutschland und England ge- 
arbeitet; ein Vertreter dieser Richtung war jetzt nicht mehr ge- 
nehm")* 

Wäre König Eduard VIL wirklich durchaus der weise Herr^ 

scher gewesen, als welcher er geschildert wird und wie er im Ge- 
dächtnis vieler Engländer nachlebt, dann hätte er es möglich ge* 
macht, dem kraftstrotzenden Deutschen Reich zeitig ein — „standes- 
gemäßes" Machtgebiet in Afrika zukommen zu lassen, in dem es 
sich hätte austoben können, durch das es auf lange beschäftigt ge- 
wesen wäre. Es hätte lediglich dazu der Realisierung des Angola- 
Vertrages bedurft. Statt dessen kokettierte König Eduard VII. 
mit den französischen Revanchepohtikern und tastete den Deutsdien 
an ihr Lieblingsspielzeug, ihre Flotte. 



VD. Der Kampf um denOrient: Die erste ßalkankrise 

Der Kampf des neuen Deutschen Reiches um A&ika ist, so 
sahen wir, ein Teil des Kam^ifes um die Aufteilung kolonialer 
Gebiete unter die europäischen Mächte. Deutschlands Eingreifen 
und Mittunwollen hat die jüngste Epoche dieses Kampfes eröffnet. 
Ebenso ist der Kampf des Deutschen Reiches und seines Ver- 
bündeten Östetrdch-Ungam um den Orient das letzte Stäck eines 

Pari. Pap« tgoS, Cd. 3750, 3753. 
*) Grcmdl an Danri^noo, 18. Jinii 1908. 
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großen litstonsdKO Ztisammenhanges, der eine noch Slteie weit- 
gesditchdiche Geltung besittt» als der Kampf tun koloniale Ex- 
pansbn. ^. - 

Seit dem Altertum wogte der Kampf zwischen Abendland und 
Morgenland hin und her. Die Griechen behaupten sich gegen die 
• ' Perser, und Alexander :^ieht nach Indien. Hunnen und Mongolen, 
Araber und Türken bestürmen Europa; im westlichen Frankreich, 
in Schlesien, vor den Toren von Wien sclie^rn diese ganz ele- 
mentaren, überflutenden Völkergewalten. Die Kreuz2;üge sind der 
erste Gegenschlag der abendländischen Welt gewesen; Spanien« 
das Westreichr und österreidr, das Ostreich, erstarken zur staat- 
lichen Geltung durch den Kampf mit den Gewalten aus dem 
Morgenland. Don Juan d'Austria siegt bei Lepanto, Prinz Eugen 
nimmt Belgrad. Das Verhältnis des Abendlandes zti dem Morgen- 
lande bekommt im Laufe des 19, Jahrhunderts als „orientalische - 
Frage" eine immer wachsende, eine immer dringendere Bedeutung. 
Das größte morgenländische Reich, das türkische, wird in seinem 
Bestand erschüttert. Rußland nimmt die österreiclusche Tra- 
ditioo des Kampfes gegen die Türkei auf und beginnt nadi Kon- 
stantinopel zu drängen. Napoleon zieht nach Ägypten; das bour- 
bonnche Königtum setzt mit der Wendung gegen die kleineren 
orientalischen Reiche eini es beginnt die Erobertmg Algiers* Die 
von den Türken tmterworfenen Fremdvölker, die Südslawen und 
die Griechen führen ihre Freiheitskämpfe, deren Ergebnis staat- 
liche Bildungen von wachsender Bedeutung und wachsenden 
Ansprüchen sind. 

Die große historisch>geographische Tatsache ist diese: die 
morgenländische Welt ist auf dem Ri;ckzuge. Marokko und Tripolis 
sind die letzten Bestandteile des nordafrikanlschen Teiles gewesen; 
würde sich der europäische Teil, wfirde sich schließlich der asiatisdie 
Hauptteil, das Kraftzentrum der morgenländischen Welt, haltend 
Welche Stellimg nahmen die europäischen Mächte dazu ein< Es 
war eine historisch-politische Schicksalsfrage erster Ordnung. 

Wir nehmen in unserer Darstellung den geschichtlich ge- 
gebenen Begriff „Orient" in seiner weitesten Absdehnung, d. h. 
von Ungarn bis Afghanistan. Die in der englischen Literatur 
üblich gewordene Unterscheidung zwischen naliem, mittlerem und 
fernem Osten hat f&r dk deutscfaen Gesichtspunkte eine geringere 
praktische Geltung ; der politiscfae Begriff ,3alkan" ist erst im Laufe 
der Epoche» die uns besdiältigt, völlig zurEntwickelung gekommen 
und ist deshalb weniger glücklich, weil er, seiner stark geographischen 
Färbung entsprechend» Griechenland nicht ausdrücklich genug 
umfaßt. Begreifen wir demgemäß unter , .Orient" die Staaten der 
Balkanhalbiosel und das türkische Reich mit Ägypten und Persien, 
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also men gfoEen» durch Kultur und Geschichte zu einer Einheit 

gestalteten Komplex der Weltpolitik. 

Am Orient, durch den Orient ist nun das Bündnis des Deutsdiea 
Reiches mit Österreich-Ungarn zu einer politischen Schicksalsgemein- 
schaft erwachsen, die Geltung über den noch beim AbschiuB des 
Schutzbündnisses von 1879 eint];ehaltcneri Grad einer Staaten- 
AliiaiLs iunaus erlangt hat^). Formai ist das Bündnis von 1879, 
das sich durch den Anschluß Italiens 1883 zum Dreibund erweiterte, 
nie enger gezogen worden, Htstodsch-poUtiscfa wurde es mehr 
als ein auf versiegdtem Papier garantiertes Zusammenstehen: es 
wurde ein innerliches, politisch immer mehr geprüftes Zusammen- 
wachsen: für Österreich die letzte Garantie seiner Großmachts- 
Stellung, für das Deutsche Reich die letzte Zuflucht bei seiner 
zunehmenden Isolation — für beide also nicht eine Kombination, 
. die man mit emer andern vertauschen konnte, sondern em Schicksal 
Der deutsch-österreichisch-ungarische Bund von 1914 war ein anderes 
politisches Wesen als der von 1879; wenn man seme Geschichte 
im gioBen ansteht, so kann man sagen, daB er durch zwei Ereignisse 
das geworden ist, als was wir ihn heute sehen* Das erste Ereignis 
ist der deutsche Versieht auf den Ruckveiskfaenmgmrtrag S89O1 
also die Abs^e des Deutschen Reiches an den gegebenen und ewigoi 
Feind Österreich-Ungarns, an Rußland; das zweite Ereignis ist die 
Haltung Österreich-Unc^arns auf der' Konferenz von Alsfeciras 
und die darauf unmittelbar folgende Stellungnahme des Deutschen 
Reiches in der Annexionskrise. 

Wir sahen, wie die Leitung des Deutschen Reiches nach Bis- 
marck eine entschiedene und schöpferische Politik in der asiatischen 
TQrkei einschlug* Die österreiclusch-ungariscfaeMonarchie war schon 
seit dem Berliner Kongreß durch die Okkupation von Bosnien und 
der Herzegowina zur unmittelbaren Teilnehmerin an den Orient- 
angelegenheiten auf europaischem Boden geworden. 

Die Okkupation von Bosnien und der Herzegowina ist eins 
der folgenreichsten Ereignisse der großen Politik; ihre Vorgeschichte 
bedarf einer genauen Vergegenwärtigung'). Sie ist, kann man sagen, 
die unmittelbare geschichtliche Folge der österreichischen Stellung- 
nahme im Krimkrieg. Die Mobilmachung Österreichs von damals, 
seine Drohung, an der Seite der Westmächte gegen Rufihmd ein- 
tügftS^, zeigte deutlich die Stärke seiner Ortenttnteressen. Als 

>) Albert Sorel schreibt nach dem BerUner Kongreß: »VoiÜ ua siicle 
qtie l*on travaOle i feaciudre k «jucstüm d'orfent, Le jour ou roa croira l'avoir 
r^lue, I'Europe verra se poser indvitablement la quartkMl d*Ailtridw^ (otiat 
bei Comte de Mun, l'heure decisive, Paris 19x4). 

■) Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, S. an; Gcorjainow, D«r 

Bosponis und die Dardanellen 1908 (darüber Schieinann, 21. Oktober 1908); 
H. Übersberger, Die RoUe Serbi«iis, Deutschland und der Weltkrkg, S. 489 
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sich die orientalischen Angelegenheiten m den siebziger Jahren 
susefaends verwid^elteii, kam es 1876 zu emer Ztigatmncnkttnft des 
Zaren Alexander mit dem Kaiser Franz Joseph in Reichstädt; 
für den Fall einer Niederlage der Tiirkei in dem bevorstehenden 
Kriege sollte Rußland nach den dort getroffenen Verabredungen 
die 1856 eingebüßte Grenze (Bessarabien) wiedererhalten; Serbien 
sollte bosnische Distrikte und einen angrenzenden Teil der Herze- 
gowina bekommen; Österreich sollte den Hauptteil von Bosnien 
und der Herzegowina erhahen. Für Rußland waren diese Ver- 
abredungen freilich viel weniger günstig als für Österreich, und 
deshalb ließ der Zar im Herbst 1876 durch den MilitärbevoU- 
ni3ditigten in Petersburg» General von Werder, in Berlin anfragen, 
ob das Deutsche Reich bei einem Ssterreichiscfarrussiscfaen läieg 
neutral bleiben wfirde» Die ablehnende Antwort Bismarcks war 
die erste Etappe zum deutsch-österreichischen Bfindnis von x879, 

Rnßinnd mußte sich nunmehr bei seinem Eingreifen eine 
Rückendeckung verschaffen; es kam 1877 ein österreichisch-russi- 
sches Geheimabkommen zustande, in dem Rußland sich mit der 
Einverleibung; Bosniens und der Herzegowina in die österreichisch- 
ungarische Monaiciue einverstanden erklärte. Dieser längst vor^ 
dem Berliner KongreB errungene diplomatisdie Sieg Österreichs 
Ungarns ist charakteristiscfaer Weise hauptsächlich dadurch 
möglich gewesen, daB der damalige russiscfae Botschaftssekretär in 
Wien seine Petersburger Depeschen an die österreichische Leitung 
verkaufte, und daß diese infolgedessen genau wußte, welchen Preis 
Rußland äußersten Falles für die österreichische Neutralität im 
Kriege gegen die Türkei zahlen wollte. * 

Auf dem Berliner Kongreß wurde dann dieser Vertrag lediglich 
realisiert. Bezeichnend ist, daß damals der Vertreter Serbiens die 
Okkupation Bosniens und der Herzegowina auf eine bestimmte 
Zeit begremct haben wollte. Scfauwalow sagte, Österreich habe 
sich verpflichtet, nicht länger als zehn Jahre zu okkupieren; Bis- 
marck erklärte, eine Protokcdlierung sei überflüssig; Österreich ginge 
heraus, wenn die Ordnung wiederhergestellt sei^)« Sowohl i88x 
wie 1884 hat sich Rußland bei der Annäherung an d.is Deutsche 
Reich und Österreich-Ungarn mit der zukünftigen Annexion 
einverstanden erklärt. Das ist das eine Moment, das die tiefe Falsch- 
heit der „panslawistischen" Politik Rußlands beweist. Das andere 
liegt in dem Doppelspiel, das Rußland mit Bulgarien getrieben hat. 
Der Friede von San Stefano war für die rusaisdie Politik angeblich 
das große Ideal, das durch Bismarck auf dem Berliner Kongreß 
verdorben worden ist Tatsächlich hat Rußland seit dem Tode 

Comte de Landemoot, L*Eiin]pe et h Politique Orientale, 1876 — xgia» 

S. 88. 
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Alexander IL immer gegen eine Stärkung Bulgariens gearbeitet; 
es hat die Erhaltung des Status quo in Ostrumelien vtod Mazedonien 
erstrebt, dafür aber Serbien gegen Österreich-Ungarn aufgehetzt. 
Als 1885 die Vereinigung beider Bulgarien zum ersten Male pro- 
klamiert wurde, hat Rußland nicht gezögert, von der Türkei die 
Wiederbesetzung durch türkische Truppen zu verlangen'). 

Die russische Orientpolitik ist nur zu verstehen, wenn man 
tAeont, daß der PansUnrismus für Rußland ledigtich eine Phrase 
war« hinter der sich der sehr massive und sehr praktische aUrussiscfae 
Gedanke verbarg, das gefahrlichste, weil itrationellste Moment 
der auswärtigen Politik der letzten Jahrzehnte. Die nichtrussischen 
Slawen waren für diese allrussische Politik niemals Selbstzweck, 
sondern nur Gegenstand eines skrupellos egoistischen Spiels. 

Mit Recht hat Graf Witte den Beginn des Baus der siburischen 
Bahn 1892 ein welthistorisches Ereignis genannt. Die Zeit von 
der Orientkrise 1887 — 1888 bis zur Niederlage Rußlands im Kriege 
mit Japan ist die ruhigste und für die deutschen Mächte günstigste 
gewesen* Der (Ssteneichisch-mssische Gefaeimvertrag von 1897 
proklamierte für den Balkan den Status quo, ihn ergänzt der ostcr* 
reich isch-italienischc Geheiravertrag vom gleichen Jahre, wonach 
alle Balkanfragen nach dem Prinzip der Nationalität und im Sinne 
der Autonomie zu reo ein wären. Seit 1905 wendet sich aber das 
Betätigungsbedürfnis der russischen Politik wieder dem Orient zu. 

Betrachten wir nunmehr die Stellung Englands zum orien- 
talischen Problem. Der klassische englische Imperialismus, wie 
ihn Disraeli repräsentiert, lebte durchaus in dem Gegensatz zu 
Rußland; weil Ruffland der Todfeind der Tfirkd war und blieb, 
setzte sidi England ein fOr die türkische Integrität. Der Berliner 
Kongreß macht auch hier den Beginn des Umschwungs kenntlich. 
England hat Cypern bekommen und legt die Hand auf Ägypten« 
Die territoriale Nachbarschaft mit der Türkei biegt die Tendenzen 
um, eine Verwundbarkeit Englands zu Lande entsteht, und im 
selben Maße nimmt das Interesse an besserem Sclmtz und wirk- 
sameren Eingriffsmöglichkeiten zu. Durch Ägypten bekommt 
England im Orient koritineruale Lebensbedingungen; hier ist es 
MiUtärmacfat im eigenthchsten Sinne. 

Ein weiteres mehr geistiges Momlsnt verbindet sich damit. 
Rußland repräsentiert gegenüber der Türkei die bytantini^ttli- 
christliche Idee; England vertritt dagegen den puritanisch-christ- 
lichen Glauben; Gladstone wird zum Träger dieser stark gefühls- 
mäßig betonten Richtung; was die Türken in Mazedonien und 

Bo^amns poUtiaMiit Btitinekhang: vgl. darflDCf oca Aiitetz des 
bulgoriadieo Gcttndtea in Berlin Rnow, Beniner Tagd)btt^ a4Novcatiiber 

1915. 
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Armenien ihre christlichen Untertanen leiden lassen, das findet hier 
einen stark ethischen Widerhall. Gladstone prägt das Wort, man 
9dle die Türken mit Sack und aus Europa hinauswetfen. 
Und eodücfa kommt da^ als das jüngste Element der englischen 
Weltpolitik noch der mohammedanische Gesichtspunkt. England 
hat die meisten mohammedanisdien Untertanen auf der Welt, 
weit mehr als der Sultan in Konstantinopel, der Kalif aller Gläubigen 
ist. Konnte England hier nicht einsetzen und alle antitürkischen 
Bestrebungen der islamitischen Welt sich zum Zwecke britischer 
Expansion dienstbar machen!* Schon frühe fördert England die 
arabischen Rebellen, und 1899 erfolgte der er^te Vertrag über 
Koweit am Peis&idien Golf. 

Der Umschwimg in der englischen Orient-Politik vollzieht sich. 
War kennen schon Lord Salisburys Teüungsgedanken; er hat auch 
eine Vereinigung der Balkanstaaten als eine vom engUschen Stand* 
punkt aus ideale Lage bezeichnet. Wenn man den entscheidenden 
Durchbruch der neuen Auffassung datieren will, so kommt man 
wiederum auf das Schicksalsjahr 1902; der weltpolitische Gegen- 
satz zwischen England und dem Deutschen Reich wird hier wie 
überall wirksam. England kämpft gegen den deutschen Einfluß 
in Konstantinopel; das Balkankomitee der Brüder Buxton, hinter 
dem die englisdie Regierung steht, arbeitet mit allen Mitteln gegen 
den europiäcchen Besitzstand der Türkei; es sorgt, daß die maze- 
donische Frage sich immer unläsbarer gestaltet^* Der belgischt' 
Gesandte Greindl schreibt am 14. Oktober 1905: ,,England des- 
interessiert sich letzt vollkommen am Schicksal der Törkei, deren 
Erhaltung so lange das leitende Prinzip seiner Politik gewesen ist. 
England könnte mögh'cherweise Rußland freie Hand in Kleinasicn 
lassen. Eine solche Kombination hätte zudem in seinen Augen den 
Vorteil, zwischen Deutschland und Rußland Uneinigkeiten hervor- 
zurufen, und die Isolierung Deutschlands ist gegenwärtig der 
Hauptgesichtspunkt der englischen Politik." 

Zwischen London und Wien herrschte noch bis zur Zusammen- 
kutift in Ischl große Intimität. Und so ist die österreichisch-russi- 
sche Deklaration von Mflrzsteg 1903 ein engUscfaes Programm ge- 
wesen« Als Prinzip war natOrlich der Status quo aufgestellt; die 
Einzelbestimmtmgen, in erster Linie die .mazedomscfae Reform- 
aktion (1905), die von englisch-russischen Plottendemonstrationen 
mit unterstützt wurden, bedeuteten aber den Beginn der Liqui- 
dation der europäischen Türkei, wobei Österreich noch die jRoUe 
des zögernden und hemmenden Partners spielte. 



^) VgL Noei Buxton, Etuooe and the Türks, London 1908; über Maze- 
dottcn Dngcaof, La Maccdome et ks rcforam, 1906. 
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Wie verhielt sich angesichts dieser Entwicklungen die deutsche 
Leitung?' Bismarck hat einmal gesagt, in Serbien sind wir öster- 
rt: icher, in Bulgarien Russen. Die neue Richtung nach Bismarcks 
Abgang konnte schkchterdings nichts andres sein, als in Fragen 
der europäischen Türkei und der Balkanscaaten österreichisch und 
in Fragen der asiatischen Türkei deutsch. Die deutsche Diplo- 
matie der mehr kontinentalen Denkart hat unsere positive Orient- 
politik deshalb bedenklich gefunden, ymi sie viel zw Annäherung 
von Rußland und England beitragen konnte und tatsächlich bei- 
getragen hat. Dagegen ist einzuwenden, daB uns eben sonstwo 
nicht viel Raum und Möglichkeit blieb, in der großen Welt mit- 
zuspielen, und daß jedes schöpferische Handeln des deutschen 
Neulmgs die älteren Gegner zusammenbrachte: in Ostasien Eng- 
land und Japan, in Afrika England und Frankreich, und so im Orient 
England und Rußland. Wer nicht Geiaiiren laufen wüi, der soiJ 
lieber flberhaupt nicht wagen wollen; die Qrientpolitik der deutschen 
Leitung war trotz allem eine eigenartige und berechtigte Verbindung 
wirtschaftlicher Arbeit und staatlicher Kraftbetätigung. 

Vergegenwärtigen wir uns die I.age der Türkei : ein altes Herren- 

volk herrscht über ein sehr weites, vielgestaltetes Gebiet, in dem 
drei Erdteile ineinandergewachsen sind, das also alle Verknotungen 
und Verwirrungen einer solchen geographischen Position erfahren 
muß'). Das türkische Herrenvolk, dessen kluger und skrupelloser 
Repräsentant Abdul Hamid war, versuchte das zurückgebliebene, 
innerlich zerfahrene Staatsgebiet mit den alten robusten Mitteln 
des Despoten und mit den mehr geistigen Mitteln des Kalifen 
zusammenzuhalten. Nur die Gewalt und die religiöse Leidenschaft 
konnten unter den gegebenen Umstanden etwas wirken, und eine 
Zeitlang haben sie wirken kdnnen. Die religilte-pditisdbe Agitation 
des Kalifen greift weit: seine Sendlinge gehen nach Transkaukasien, 
an die Krim, an die Wolga und bis nach Natal. Aber von überall 
her drohen Gefahren: die armenische Ge£ahr, hinter der Rußland 

') Ortentliteratur: Auf;ust Hamilton, Problems of the middle 
east, London lyog; EJoujrd Driault, La Question d'Orient, VI. cri., Paris 
19x4; Comte de Landemont, L'£urope et la politique Orientale 1878— zgiat 
Pws; Dr. Albert Ritter, Die K aise rm i c h te uiul 6» Balkan, 191a; Dr. K» von 
Winterstetten (Pseudonym), Berlin- Bagdad, München 191 5; Emst Jäckh, 
Deutschland im Orient nach dem Balkantoeg, München 1913; I^ul Rohrbacfa, 
Die Bagdadbahn, Berlin 191 1; H. Grodi^ Die astati9(»e Tfifk« und die 
dciiTs hen Interessen, Leipzig 1913; C. Becker, Der Islam, Stuttgart und 
Beron 1914; H. Grothe, Deutschland, die Türkei und der Islam, Letjoig 
1914; C. A. Schäfer, Deutsch-Türkische Freundsclnft, Stuttgart tind Berlto 
TgT4; Ernst Jiickh, Deutsch-Türkische Waffenbrüdei^chnft, Stuttgart und 
Berlin 1914; K. Wiedenfeld, Die deutsch-türkischen Wirtschaltsbeziehunsea 
und ihre Entwicklungsmöglicbkeiteni München ttad LeipBS 19x4; C. A. Schä- 
fer, Das neudeutsche Ziel von der Nordsee bis zum 
Z914; Onentnummer des „Neuen Deutschland", 19x5. 
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Steht» die arabische Gefahr» hinter der England steht, die von 
Arabien stai^ beeinflußte syrische Gefahr, hinter der Frankreich 
steht, die Balkan-Gefahr» die griechische Gefahr, die italienische 
Gefahr: überall Zersetzung und Abbröckelung, Bevormundung und 
Bedrohung. Was konnte daraus werden Die einfachste und 
brutalste Lösung; war die Aufteilunf;: des türkischen Staates, die 
Vernichtung des letzten und größten morgenländischen Sultanats. 
Die Lösung ist alt; es gibt in der Geschichte an die hundert Teilungs- 
projekte, die die Türkei mit einer denkwürdigen Zähigkeit überlebt 
hat^). Wir sahen, wie das englische Interesse sich dieser Lösung 
«»wandte. Eine feinere und politischere Gestaltung der Dtnge 
konnte dahin gehen, das tfirkisdie Staatswesen t» erhalten, soweit 
es wirklich türkisch war, und diese neue. Von dem europäisdien 
Ballast befreite, der Gesundung entgegengehende Türkei nebst 
ihren asiatischen Nebenländern für die europäische kapitalistische 
Wu*tschaftsbet:itigun(]; zu erschließen — eine kulturpolitische Auf- 
gabe ganz großen Stils, an der die führenden europäischen Mächte 
gemeinsam arbeiten mußten. Diese zweite und feinere Lösung 
ist zuerst folgerichtig von der deutschen Leitung erstrebt worden; 
von türkfficlier Seite wurde das früh genug erkannt. Alle gesunden 
Elemente sahen in der deutschen Politik die schonendste und 
. schöpferischste Behandlung des türkischen Problems. 

Betrachten wir das Fortschreiten der deutschen Arbeit in der 
Türkei. Wir kennen bereits die Anfänge, die mit der Konzedierung 
der Bagdadbahn 1903 ein wichtiges Ziel erreichten. Die hinter der 
anatolischen Bahnunternehmung stehende Fmanzgruppe erweiterte 
sich durch Aufnahme deutscher und fr.mzösischer Banken zu der 
Bagdadbahngcsellschaft, die, wenn auch der Form nach türkisch, 
doch infolge der überragenden Beteiligung der Deutschen Bank ' 
als denkwürdige Schöpfung des deutschen Unternehmungsgeistes 
amtuaeben ist. Das grdBte Eisenbahnuntemehmen der asiatischen 
Türkei war somit dem deutschen Interesse gesichert. Neben die 
Transportorganisation zia Lande trat die zur See : zuerst die Deutsche 
Lcvanteh'nie von 1889, deren Aktienmehrheit im Frühjahr T914 
die Hanl bürg- Amerika-Linie übernahm, dann seit 1900 die regel- 
mäßige Verbindnug nach Basra am Persischen Golf. Schon 1898 
stand Deutschland in der Türkischen Dette publique an dritter 
Stelle; Ende 1912 hat es unter den türkischen Gläubigern die zweite 
Stelle hinter Frankreich erreicht* Neben die Filiale der Deutschen 
Bank in Konstantinopel trat 1908 die Deutsche Orientbank, die eine 
sehr lebhafte Konkurrenz auf breiter Grundlage eröfinete und überall 
im Orient Filialen und Agenturen gründete* 19x4 nahm sie die 

Djuvara, T., Cent projets de partaft de b Tufqtde 1281*^x9x3, Paiü 

X9X4. 
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Deutsche PaUtednabank in sich auf . Im gancen ist von uns vielleicht 
eine Milliarde Mark im Orient investiert worden, der 2V2 fran- 
zösische Milliarden gegenüberstehen, während England dagefftn 
zurücktrat, aber freilich in einzelnen Handelsorganisationen maß- 
gebend geworden ist. 

Um eine absolute Superiorität des DeutschLn Reiches hat es 
sich also nie gehandelt; die asiatische Türkei sollte als aussichts- 
reiciieü Wirtschaftsgebiet — aussichtsreich aller Jiugi» cinit auf lange 
Sidat — polkisch erhalten «erden; eine deutsche „Kofonie" lut 
sie nicht sein sollen und nicht sein können» und alle die phan- 
tastüschen Ansiedlungspco|ekte fOr deutsche Bauern, etwa in dem 
wüsten Mesopotamien, sind von ganzlich unverantwortlicher und 
Über die tatsächlichen Verhältnisse, Möghchkeiten und 2Uele nur 
sehr oberflächlich tmterrichteter Seite erhoben \vorden. 

Mit einem Worte seien noch die wis-^enschaftlichen Unter- 
nehmungen erwähnt, die der deutschen Orientpoh'tik noch ganz 
besonders den Ciiarakter einer großen sachlichen Kulturarbeit 
geben: die Vorderasiatische Gesellschaft (1901), die Gesellschaft 
för wissenschaftliche Etfocscfaung Anatolieins (1904)» die Deutsche 
Orientgesellschaft (190^), das Vordefasien-Komttee (xgo8)» die 
Gesellschaft für Islamkunde (19x2). So halfen Archäologie, Orien- 
talistik, Geographie der großen Politik. Die mehr praktische Er- 
weckung und Unterweisung durch Lehrer, Ärzte und Ingenietjre ist 
daneben erst neuerdings etwas hervorgetreten. 1909 wurde als 
wichtiges publizistisches Organ der Osmanische Lloyd m Kon- 
stantinopel gegründet. 

Das waren also die Mittel und Ziele der deutschen Orientpolitik : 
Zurückhaltung, Achtung vor dem türktscfaen Sooderwtsen und Selbst- 
bewußtsein, damit aber verbtmden auf diesen wie auf allen Schau- 
plätzen dergroßenWdt: energisches Mtthanddn undSichnichtüber- 
gehenlassen. In Deutschland hat es zuerst eine gerechte Wertung 
der türkischen Art, eine Erkenntnis ihrer Fähigkeit zur Disziplin 
gegeben. Nur ihr Mangel an technischer und kaufmännischer 
Begabung, ihr Religions- und Rassenfanatismus enttäuschte frei- 
lich auf die Dauer. 

Die Schicksalsfrage für die Türkei kann man etwa so formu- 
lieren: konnte sich der osmanische Sultan von Konstantinopel als 
Kalif des Islam halten An Konstantinopel hii^, so untürkisch 
diese Stadt im Grunde war, doch die Zukunft der türkischen RIacht. 
Nadi dem Worte Napoleons I. ist die Geographie das Schicksal: 
Konstantinopel wurde das kostbarste Ziel des Machtstrebens der 
Nachbarn. Jedes Nachbarvolk hat dieser Stadt einen Namen ge- 
geben, der die politische Sehnsucht symbolisiert. Stambul ist 
Sultanssudt, Kaiserstadt und Zaistadt zugleich. Vom Balkan und 

7« 



Digitized by Go 



DIB BALKANSTAATBN. DIE SÜDSLAWISCHE BEWBGUN& 



von RuBland drohte die Gefahr. Das vornehmste politische Lebens- 
ziel des alten klugen Sultans Abdul Hamid ist gewesen, eine Ver- 
bindung dieser Kräfte zu verhindern. Es war eine Balkanallianz, 
von der seine Nachfolger im Regiment, die Jungtfirken, besiegt 

worden sind. 

Die Regeneration der Staaten der Balkanhalbinsel und die 
Zermürbung der suitanischen Despotie m Koastantinopel sind 
parallele Erscheinungen. Betrachten wir die Interessenverteüung 
auf dem Balkan im Zusammenhang. Rumänien stand seit den 
achtziger Jahren m einem nahen, durch Gefaeimvertdige festgesetzten 
Verhältnis zum Dreibund, wurde aber durch den Gegensatz zu 
Ungarn und zu Bulgarien, sowie durch die bedrohende und bevor- 
mundende Nachbarschaft Rußland'^ cr^Iähmt. Das Fürstentum 
Bulgarien war die durch die Haltung Rußlands auf dem Berliner 
Kongreß am meisten geschädigte Macht; seine garue Entwickelung 
wies CS gegen Rußland und zu Österreich-Ungarn^ es hatte am 
meisten unerfüllte und am besten begründete Wünsche in dem 
benachbarten Mazedonien und bot durch die Gesundheit seiner 
StaatsverhSltnisse und die Klugheit seiner Leitung gute Bürg- 
schaften. Griechenland war dturch finanzielle Schwierigkeiten, 
durch innere Zerklüfttmg, sowie durch die exponierte Mittelmeer- 
lage» die es auf England und Frankreich hinwies imd zu Italien in 
Gegensatz brachte, zu einer vorsichtigen diplomatisierenden Stel- 
lungnahme gezwungen. Serbien endlich, dessen König Peter seit 
1868 Rußlands Kandidat war und nicht ohne russische Hilfe der 
Naclifolger der österreichfreundlichen Obrenowitsch wurde, ist 
durch das schwierige Nachbarschaftsverhältnis zu Österreich und 
sein besondefs explosionsföhiges Volkstum «u dem Scfaicksalsland 
des Balkans und Europas geworden« In einer Denkschrift von 1904, 
die aus dem serbischen Auswärtigen Ministerium hervorgegangen 
ist, sind die Ziele einer großserbischen Politik dargelegt; diese Politik 
lief darauf hinaus, zusammen mit Montenegro und gedeckt von den 
Baikannachbarn, beschützt von den Westmächten, gestärkt von 
Rußland, in Bosnien und der Herzegowina, in Kroatien und Sla- 
wonien auf südslawischen politischen Zusammenschluß hinzu- 
arbeiten^). Es war nichts mehr und nichts weniger als eine Be- 
drohung des Bestandes von Österreich-Ungarn. Die Monarchie 
sollte aufhören^ ein Balkanstaat und damit eine Großmacht sein; 
sie sollte zu einer östlichen Schweiz herabsinken. Das war der 
»,Neoslawismus'% der in Serbien sein Hauptquartier erhielt und in 
Verbindung mit tschechischen, slowenischen und kroatischen Ele- 
menten Österreich-Ungarn bedrohte und dabei der Sympathien, 

') Ziele der serbischen Politik: Übasboger, Die Rolle SedMeos (DeutKh- 
land lud der WeltJui^, S. 434. 
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sowie der materiellen Unterstützung gleichgesinnter russischer 
Kreise sicher sein durfte. Zur Beruhigimg Harmloser war bei 
diesen praktischen und politischen Bestrebungen das pathetisch- 
kulturell klingende Schlagwort ,,Panslawisiiius** immer willkoniraetJ. 

Wir kennen das Mürzsteger Programm; die folgenden Er- 
eignisse gehen von dieser unter englischer Mitwirkung geschlossenen 
österreichisch-russischen Vereinbarung aus. Die Entwickelung des 
Neoslawumiis hat nun dieae verhältnismäßig zurfickhaltende und 
vorsichtige Balkan-Entente gesprengt. Über die Rolle, die England 
dabei gespielt hat, ist viel gefabelt worden. Im ganzen wird man 
sagen müssen, daß die engliscfae Balkanpolitik eine Überleitiuig 
zu modernen Verh'altm'ssen unter Ausschaltung allzu schwerer 
Krisen ins Auge gefaßt hat. Die vorwärts strebende M.icht auf dem 
Balkan ist das Österreich Aehrenthals gewesen. Während Aehrenthals 
Botschafterzeit in Petersburg haben sich die Reibungen der späteren 
Jahre persönlich und pohtisch vorbereitet. Der Zar selbst, die 
montenegrinischen Großfürstinnen, endlich am wirksamsten Is- 
wolski, haben sich für die slawenfreundliche Politik Rußlands 
auf dem Ba lkan ifw tvfT mehr ringestttti tmd Aehrendial betonte 
dagegen in aller Schärfe die österreicliüschen Interessen. Er ver- 
langte damals in Petersburg von seinem Gegenspieler Iswolski 
ein ausdrückliches und offenes Bekenntnis zu dem Mür^steger 
Programm, was dieser aber nur halb versprach, um sich später 
davon ganz zurückzuziehen. Das Jahr 1906 ist das kritische Jahr. 
Der Aehrenthalsche Gedanke eines neuen Dreikaiserbündnisses 
scheitert, und Rui^land beginnt sich England anzunähern. Die 
AnnShenins eesdiah sunädist aus asiatisdien Gesichtsiyiinkteii* 
Wenn die engUscfa-japanische Koalition im fernen Osten nicht 
für Rußland vernichtend weiden sollte, mußte es mit England 
anknüpfen. Einen zweiten Krieg mit Japan konnte Rußland nicht 
riskieren, und so kam es zu dieser in sich so widerspruchsvollen 
Kombinntjon, die ihre Hauptwirkung aber dann auf den Balkan 
und auf Europa ausübte^). Wie so oft hatte die englisch-russische^ 
Aonäherung ein finanzielles Vorspiel. Im Frühjahr 1906 wurde 
eine russische Anleihe in England durch Vermittlung des Hauses 
Baring Brothers ohne Schwierigkeit gedeckt. Das englische Aus- 
wärtige Amt hatte seinen Etnfltiß auf die hohe Finanz von London 
gelteiHd gemacht« um die politischen Besiehungen «u Rußland zii^ 
verbessern*). 1907 ist das nissiscfa-cngliscfae Abkommen fiber 

*) Freiherr von Andrian, Gesandter a. D., Die Wunteln des Weltkrieges 
(nach meinen unveröffentlichten Tagebüchern aus Rußland), Berliner Tage- 
Matt, 26. Oktober 1919. 

*) Oberst Schwertfe^er, Zur eufopaischen Politik, Bd. z, S* xia; Brässekr 
Aufceichauag vom a. Mai 1916. 
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Zentralasien abgeschlossen worden; darauf folgten im Juli 1908 
die bedeutungsvollen Begegnungen zwischen Eduard VII. und 
dem Zaren, sowie zwischen dem französischen Präsidenren und dem 
Zaren in RevalO» Die Zusammenkünfte von Reval sirki die Begrün- 
dung der russisch-englischen Annäherung; sie stellen den Höhe- 
punkt der sogenannten Einkreisungspolitik dar. Seit Reval waren 
Iswolski und Sit Charles Hardinge in ihrer Gegnerschaft gegen 
Deutschland einig. Von einem wirklichen Ztisanimenschltiß einer 
Triple-Entente Rußland-England-Frankreidi damals darf man 
aber nicht sprechen. Der Plan hat vor den Zusammenkünften 
in Reval bestanden und ist gescheitert an den Forderungen Frank- 
reichs, eine Reform der englischen Armee durchzuführen^ die sie 
für einen kontinentalen Krieg brauchbar gemacht hätte. Auch 
daraus geht wieder hervor, daß die militärische Niederwerfung 
Deutschlands nicht das eigendiche Ziel der gegnerischen Kombi- 
nation war, obgleich die Kriegsmdglichkeit Ruflland^Deutschland 
in Reval tm ErÖrtertmg gekommen ist. Das Ziel war die politische 
Zurückdrängung und Einschnürung Deutschlands und Österreich- 
Ungarns. Auch zu positiven Plänen, tu einer Aufteilung der Türkei, 
von denen in der Presse viel geredet worden ist, ist es bei den Be- 
sprechunc^en von Reval nicht gekommen. Es handelt sich vielmehr 
ufTi eine Bevormundung der Türkei, wie man sich überhaupt zum 
Verständnis der englischen Politik immer den charakteristischen 
Zug der Götiaerschaft vor Augen halten muß. Die tatsächliche 
Bedeutung der Revaler Zusammenkünfte ist geringer gewesen, 
als ihr Wert als weltpolitisches Symptom. Man darf die Dinge auch 
hier nicht zu einfach nehmen. Bei dieser ersten grofien Aussprache 
der dret Mächte sind auch die Gegensätze zum Ausdruck gekommen. 
Nicht umsonst wurde am Vorabend von Reval von russisch-offiziöser 
• Seite die traditionelle Freundschaft mit Deutschland betont. Auch 

wurde die enf^lisch-russische Einigung immer schwieriger, je mehr 
sich die Interessengebiete Europa annäherten. Englische*) und 
russische Orientpolitik konnte sehr leicht zu Reibungen führen. 
Die schärfste imperialistische Richtung in England arbeitete ja 
seit einher Zeit gan« Uar auf eine ungeheure Verstärkung der 
englischen Weltposition hin. Schon 1901 haben Lord Cursson und 
der Wasserbauingenieur Willcox den Besitz von Arabien und Meso* 
potamien als Brücke zwischen Ägypten und Indien in offener Rede 
gefordert. Man dachte sich Mesopotamien durch ägyptische Bauern 
bevölkert — ein zweites Pendschab konnte vielleicht erstehen, und im 

*) Reval; Scbfemann, a. a. O.» 21 • April 1909; Greindl an Davignoo; 
30. Vm 1908; Greindl an Davignon, 12. Juni 1908. 

-) Zur Vorgeschichte der eiig!isch-rii?sischen Annäherung vgl. Bernhard 
SchwerUeger, Zur europäischen Politik, Bd. 2, S. 70, 113, 150, 160. 

▼«UatlB. BMiMktaD* aslnpoUtlk. 6 
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Zusammenhang mit Südpersien einerseits und Arabien und dem 
Sudan andererseits war damir eine Stellung geschaffen, die das 
Rote Meer und den Persischen Goif widerspruchslos beherrschte. 
Dieser schäi£stea englischen imperialistischen Tonart entsprach 
aber eine russiscfae: diese wollte nicht mit Armenien zufrieden sein; 
sie strebte nach Konstantin«^ und der Dardanellendurchfahrt. 
König Karl von Rumänien hat es klar gesehen nnd vorausgesagt, 
daß Rußland letzten Endes von Armenien weiter durchstoßen 
wollte nach dem Golf von Alcxandrette^), Hier kreuzten sich also 
die russische und die englische Linie. 

Unmittelbar auf den durch Reval bezeichneten Höhepunkt 
der Intriguenpolitik Köm'g Eduards erfolgte die Peripetie. Die 
jungtürkische Revolution in Konstantinopel brach aus. Abdul 
Hamid, der Freund des Deutsdxn Reiches, wurde gestürzt* Die 
politisdie Lage gestaltete sich dadurch ganz neu. Das 
konstitutioneUe Regiment der Jungtürken war westeuropäisch- 
liberaler Natur. Es wollte den Bestand des türkischen Reiches 
retten durch Zugeständnisse an die Ideen und Lebensformen der- 
jenigen europäischen Staaten, die diesen Bestand hauptsächlich 
bedrohten. Es wollte die Fragen", die mazedonische, die arme- 
nische usw., die ebenso viel Gefahren bedeuteten, aus der Welt 
schaffen durch die Erklärung der prinzipiellen Gleichberechtigung 
der Nationalitäten und Konfessionen — also in schematiscber und 
rationeller Weise Aber Schwierigkeiten hinwegkommen» die in 
irrationellen Lebensbedingungen, in Gegensätzen des Wesens und 
der Art begründet waren. Das Ganze war ein optimistischer 
Rausch: die Wiedergeburt im Innern konnte allein das Ergebnis 
langer und mühevoller Arbeit sein. Die blutigen Unruhen in 
Mazedonien nahmen nur zu, man entfremdete sich den Aibapiern, 
die Armee verfiel. Die Despotie war gestürzt, mit ihr aber auch 
der Zwang, die Kraft, der Glauben. Außenpolitisch aber be- 
deutete die jungtürkische Revolution eine Entlastung für den Augen- 
blidt. Kwniil Pasdia Uammette siidk an England, und es war ia 
durchaus im englischen Interesse» in Konstantinopcl ein von Eng- 
land beeinflußtes tOrkisches Regiment zu erhalten, das gerade 
staik genug war, um das Portieramt an der Dardanellendurdi&hrt 
zu versehen. 

Nach Reval fiel in dem englischen Unterhaus das Wort: „Die 
Auslandsreisen des Königs haben, wenn nicht das Schwert, so doch 
jedenfalls den Hader in die europäische Politik eingeführt*'. Die 
jungtürkische Revolution entschied das Scheitern des russisch- 
englischen Zusammenarbeitens im Orient. Noch einmal war 

') Urtdl König Karls von Rumänien: Paui Rohrbach» Der Kntg und 
die deuoche Miiik, S. 58. 
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etne türidsche lotegritätspolitik ftr Endand infiglich. Und Rtifi- 
land streckte jetzt seine Hand wieder Osterreicb^Ungarn hin. 
Die dslecreichisch-ungarische Leitung hatte gegenüber dem 

Neoslawismus, wie ihn die serbische Nachbarschaft so bedrohh'ch 
zeigte, bereits Anfang 1908 eine deuthche Antwort gegeben. In 
den Delegationen kündigte damals Aehrenthal eine wirtschaftlich 
gemeinte aktive Balkanpolitik an und als Mittel den Bau einer 
Bahn in der Richtung Saloniki durch den Sandschak Novibasar, 
jenes tflikisciie Gebiet aho, für das es seit dem Berliner Kongreß 
das Besatsunprecht besaß. Diese Ankfindigung hatte eine gfoße 
Empörung in der politischen Welt hervoigentfen und den Versuch 
Eduard VII, in Reval mit bestimmt. Jetzt, nach der jungtOrktschen 
Revolution, wurde Österreich-Ungarn weiter dadurch gereizt, 
daß in das neue Parlament in Konstantinopel Abgeordnete 
aus Bosnien und der Herzegowina einberufen wurden. Eine 
Klärung mußte erfolgen. Im September 1908 fand eine Begegnung 
in^rischen Aehrenthal und Iswolski m Buchlau statt. Aehrenthal 
warf hier die Frage der Annexion Bosniens und der Herzegowina 
auf* Es ergab sidi die seltsame Lage, daß der russische Minister 
über die froheren Anneaonsabmachungen nicht orientiert war» 
seine Auffassung aber dahin formulierte, daß die Annexion kriege- 
rische Verwicklungen nicht zur Folge haben könne. Er regte sogar 
die Annexion des Sandschaks an und nahm als Äquivalent dafür 
eine Revision des Berliner Vertrages m dem Smne in Anspruch, 
daß Rußland die Dardanellendurchfahrt für Kriegsschiffe erlangen 
sollte. 

Wir wissen, daß Rußland sich schon wiederholt früher mit 
der Annexion der Lande einverstanden erklärt hat. Der allsla- 
wische Gedanke trat ihm hinter die Möglichkeit eigenen Gewinnes 
zurück* Die Donaumonarchie schickte sich aber an, ein ausge- 
sprochener Slawenstaat tn werden» und nahm so wiederum die 
schwere Gefahr des Ringens mit einem aufstrebenden freiheits- 
durstigen Volkstums auf sich. Anfang Oktober wurde die An- 
nexion von Österreich-Ungarn ausgesprochen; gleichzeitig erfolgte 
im Einvernehmen mit Österreich die Erklärung des Fürsten von 
Bulgarien, durch die er Ostrutnelien mit semem Lande vereinigte 
und die königliche Souveränität annahm. 

Die Qsteneidiisdie Tat war ein politisches Ereignis ersten 
Ranges'). Zunächst bedeutete sie für das staatliche Selbstbewußt- 
sein der Monarchie viel ^ es ging nach langen Zeiten der Ver- 
wirrung und Zersetzung wieder ein frischer Lebenstrom durch 

^) Annexion von Bosnien und der Herzegowina: Fürst G. Trubetzkot, 
RuBland als GfoBmacht, Stuttgart und Berlin 1913; A. Tasdku» Le Prinoe 
de BOJow, Paris 190g; FOcst BOlow« a. a. S. 48. 
6» 
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liiren Su^itskürper. Die Aktion war m jeder Hinsicht klug vorbe- 
reitet; gegenüber Italien hatte süh Österreich den ROcken gedeckt 
durch den völligen Vemcht auf den Sandschak, einen Akt von 
Oberaus weiser Mifiigung; vor England hatte man das Geheirnnffi 
so gut bewahrt, daß König Eduard, der wenige Tage vorher in 
Wien war, nichts von dem beabsichtigten Vorgehen erfuhr. Durch 
das Deutsche Reich fühlte sich die ösrerreichische Leitung für alle 
Fälle gesichert; in Algeciras hatte Österreich sekundiert, nun 
sekundierte Deutschland. Darin lag die größte Bedeutung des 
österreichischen Vorgehens: es war der erste starke Schlag gegen 
die Konstellation von Algeciras. 

Die Stellungnahme Englands war nun von der größten Wich- 
tigkeit. Als Iswolski seinen Anspruch von Buchlau realisieren 
wollte und die Dardanellendurchfahrt verlangte, widersetzte sich 
England. Der Genosse von Reval versagte in diesem ent- 
scheidenden Augenblick. Die Rücksicht auf die Jungtürken war 
für Eai^land wichtiger als die Förderung der russischen Wünsche. 
Die Einkreisungspolitik war, für jetzt v/enigstens, zerborsten, und 
nun erlebte Europa das Schauspiel, daß der erste Minister eines 
großen Staates, Iswolski, ein Jammern begann, man iiabe ihn über- 
tölpelt, und zwar richtete er seine Vorwürfe bezeichnenderweise 
nidit gegen England, sondern gegen Österreich^). Empfindlich und 
eifersficfatig, arbeitete er mit allen Mitteln der Schläue und Intrige 
gegen den erfolgreicheren und staatsmännisch wirklich überlegenen 
Aehrenthal. Er ließ so in der großen Politik das halb belustigende, 
halb rirgerüche Moment der persönlichen Eifersucht ganz sichtbar 
werden. Vergebens versuchte er die deutsche Regierung zu einem 
Druck auf Österreich-Ungarn zu veranlassen. Die unveränderte 
Antwort von Berlin mußte sein^ daß man auf Österreich- Ungarn 
weder einen Einfluß auszuüben, noch ihm Ratschläge zu erteilen 
habe. Niemals sind Iswolskis Handlungen mit seinen Worten 
in dieser Zeit zu vereinbaren — er ist ungreifbar und treibt ein 
frivoles Spiel, besonders auch mit den SerbeUi die er> monatelang 
zwischen tollen Ho^ungen und tiefen Enttäuschungen hin- und 
herwirft') . 

Es begann die große Annexionskrise, die bis in djs Frühjahr 
1909 andauerte. England mobilisierte seine Diplomatie; Frank- 
reich ließ die Kräfte seiner Finanz spielen; Rußland setzte seine 
Armee auf Kriegsfuß; in Italien war der Einberufungsbefehl schon 
vorbereitet, und erst die Erdbebenkatastrophe von Messnia annul- 

^) Konflikt zwischen Iswolski und Aehreathal bcsoodeis: Fortni^tly 
Review, September und November Z909. 

■) Zur europäisdua Politik, ed. Bernhard Schwertfeger, Bd. 3, S. 198 
und 145. 
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lierte ihn. Österreich mußte öffentlich mobilisieren. So standen 
sich die, großen Brächte, zum Krieg unmittelbar bereit, monatelang 
gegenüber. Rußland verlangte Kompensationen; tn Serbien und 
Montenegro wtttde die Aufteilung von Teilen Boaniens und der für 
Osterreich unertraglicfae Zugang zur Adria gefordert. Es flammte 
nun hier cum erstenmal ganz öffentlich die wilde neoslawische 
Stimmung auf, tief angestachelt auch durch das Wachsen Bul» 
gariens an politischer Geltiinr. 

Die Lage des Deutschen Reiches war in vieler Beziehung 
heikel. Aehrenthal hatte es nicht nur vor seinem Schritt nicht um 
Rat gefragt, sondern hatte es sogar von der bloßen Tatsache vorher 
nicht genügend in Kenntnis gesetst. Er scheint wirklich Kuerst 
mit Rußland und Italien verhandelt m haben, ehe er an uns heran- 
trat. Für den Augenblick herrschte deshalb in Berlin Verstimmung, 
und das alte Vertrauen war wesentlich herabgemindert. Trotzdem 
nahm die deutsche Regierung ohne Zögern ihre Stellung an der 
Seite Österreich-Ungarns. Es war dies das einzige Mittel, aus 
der weltpolitischen Isolation überhaupt herauszukommen, und die 
Gelegenheit wnr sweii'eilos günstig, Die kühne Handlung Ähren- 
thals mußte für das Deutsche Reich jetzt das Mittel zu einem neuen 
Aufsti^ werden. Das war der tiefste Sinn der „Nibelungentreue". 
Osterreich mußte, um alle deutschen Besorgnisse in Berlin cu zer- 
streuen» auf das bündigste erklären» daß es ntmmehr bezüglich seiner 
Balkanaspirationen endgültig saturiert sei'). Schwierig war das 
Verhältnis zur Türkei. Man teilte ihr von Berlin aus wahrheits^ 
gemäß mit, daß man von dem österreichischen Pinn vorher nichts ce- 
wußt habe. Die deutsche Aufgnbc mußte dann bestehen, zwischen 
den verbündeten und befreundeten Staaten ein erträgliches und 
vernünftiges Einverständnis zu erzielen. Historisch angesehen, 
handelte es sich für das Deutsche Reich tatsächhch um den Berliner 
Vertrag von 2878. Es konnte nicht mit ansehen, dafi dieses Werk 
des Pürsten Bismarck zerstört wurde. Die Verhandlungen über 
eine Schlichtung waren mühselig und langwierig. Interessant ist 
der englische Versuch, im Dezember 1908 in der Balkankrise zu 
vermitteln. Mit besonderen Aufträgen König Eduards VII. ging 
damals der österreichische Botschafter in London, Graf Mensdorff, 
nach Wien. Aber das Mißtrauen gegen England war mit Recht 
groß; man fürchtete, daß es die Karten durcheinanderwerfen wolle, 
imd die Mission Mensdorff scheiterte. Rußland hatte zunächst 
die Berufung einer Konferenz vorgeschlagen, und es lag sehr im 
Interesse der deutschen Mächte, diesen Gedanken nicht verwirk- 
licht zu sehen. Der deutschen Leitung gelang es, den Plan zwar 
wohlwollend aufeunehmen, ihn aber dann hinauszuschieben und 

>) Dr. BIL Bofhitsdieiritsdi» Kriegsuisachen, S. ^o. 
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SO in Vei&tt kofmnen Xtt lassen* Im ganzen war die Haltung Eng- , 
lands durchaus Osterreich feindh'ch. Es ließ Serbien seine diplo- 
matische Unterstfltzung angedeihen und vermittelte ihm wichtige 
Nachrichten; es hetzte Rußland auf. Die Erklärung für diese Hal- 
tung wurde von den Eingeweihten in der Verstimmung gesehen, 
die bei König Eduard entstanden war infolge des Mißlingens seiner 
Versuche, Österreich von Deutschland zu trennen. Auch die Ab- 
berufung des Wiener englischen Botschafters Cartwight gehört in 
diesen Zusammenhang*). Die Einigung zwischen Österreich tmd 
der Türkei wurde durch das Sonderabkommen vom Februar 1909 
erreicht, indem die Tfirkei gegen eine Geldentscfaädigui^ aitf 
Bosnien und die Herzegowina verachtete. So war österreidi~ 
Ungarn der Demütigung entgangen, zu der eine Konferenz oder 
auch eine geplante Kollektiv-Demarche der Westmächte und Ruß- 
lands in Wien wahrscheinlich geführt haben würde'^). 

Es war im wesentlichen der klaren und entschiedenen Haltung 
Deutschlands zu danken, daß der Friede erhalten wurde. Die 
letzte Schwierigkeit bot Serbien. Unter der Führung von Pa- 
schitsch arbeiteten die serbischen Chauvinisten schon damals direkt 
auf den Krieg mit Osterteidi hin, obgleich das Land militirisdi 
ganz unvorbereitet war*). Die deutsche Leitung hat die seibiscfaen 
Forderungen in der Weise pariert, daß sie nach dem österreichiscfa- 
tfiridschen Sonderabkommen bei den großen Mächten die Aner^ 
kenntmg der Annexion einzeln und nacheinander anregte und damit 
den serbischen Wünschen die Stützen fortzog. Rußland sperrte 
sich dage2;en noch emmal energisch, und so kam es im März 1909 
ZU einer akuten Kriegsgefahr*). Das österreichische Ultimatum, 
das zum Krieg geführt hätte, war fertig. Da ließ die deutsche 
Leitung durch den Grafen Pourtal^s am 20. Mär? bei der Peters* 
burger Regierung die Erklärung abgeben, daß sie fifir den Emstfiall 
bereit sei. Diese Aktion wurde durch ein gleichzeitiges freund- 
schaftliches Handschreiben Kaiser Wilhelms an den Zaren unter- 
stützt. Rttßland gab nach, es erklärte sein Einverständnis und 
Serbien mußte sich fügen, — Kronprinz Georg, das Haupt der 
Kriegspartei, trat von der Thronfolge zurück. 

So sehr sich auch in Rußland die Neigung bemerkbar machte, 
die Armee nach der Niederlage im )apanischen Krieg zu rehabili- 
tieren — es war damals durchaus unfähig einen Krieg zu führen. 
Die deutsche Leitung war klug genug, ihren Erfolg mcht zu über- 

^) Dr. M. Boghitschewitsch, Kriegs Ursachen, S. 31. 
^} Scheitern der Kolldoivdeiiiarche der Triple-Eateate: Greindl an 
Davignon, i. April 1909. 

') Dr* M. Bogtaäschc witsch, Rncgnusadieti, S* 31. 
«) Letnonaott, a. a. Oi, S. 449« 
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spannen, und verdarb ihn dadurch nicht. So war z. B. die ver- 
spätete Antwort Kaiser Wilhelms vom 27. März auf ein Telegramm 
des Zaren vom 21. unbeabsichtigt und nur bedingt durch äußere 
Gfflnde^.) Man bat »cb vielmclir deutscheneits bemfiht m jeder 
Weise die Form IQr Rtifiland tu crletditem. Der beste Bewe» 
dafür liegt in der Tatsache, daß die deutsche Regierung, um Rufi- 
laad astt schonen, zuerst dem Pariser Kabinett hatte anbieten lassen, 
gemeinsam eine Demarche in Petersburg zu machen. Wäre Frank- 
reich darauf eingegangen, so hätte sie vielmehr den Charakter eines 
Ratschlages gehabt*). Freundschaftlich in der Form war unser 
Schritt gleichwohl, und Rußlands Nachgiebigkeit verstimmte be- 
zeichnenderweise niemanden mehr als den englischen Botschafter 
in Petersburg, Sir Artur Nkhdbon; Jahre hindurch war er ja einer 
der tätigsten Gegner Deutschlands und hat damals unverhohlen 
seiner &itt3uschung über Deutschlands glückliches Vorgehen Aus- 
druck gegeben. 

Es war ein entschiedener deutscher Erfolg; technisch virtuos 
gemacht, vom höchsten histonschen Standpunkt aus zwar etwas 
wohlfeü, zudem rein kontinental in der Wirkung, und deshalb ge- 
fährlich, weil er zu der englischen Feindschaft noch die russischen 
Verstimmungen fügte — aber dennoch ein deutlicher und ansehn- 
licher Erfolg, der die deutsche Leitung nach der Enttäuschtmg von 
Algedras wesentlich rehabilitierte* 

Trotz der respektvollen und ritterlichen Form der deutschen 
Aktion wurde die öffentliche Meinung in Rußland jetzt von starkem 
Haß gegen Deutschland ergriffen'); alte Stimmungen aus der Zeit 
nach dem Berliner Kongreß wurden wieder wach; man begann völlig 
zu vergessen, daß während des Krieges mit Japan und während 
der Revolution das Deutsche Reich der beste Freund Rußlands 
gewesen war und ihm loyal den Rücken gedeckt hatte. Die schla- 
gendsten Beweise dafür liegen in der Korrespondenz Kaiser Wil- 
helms mit dem Zaren, und in der letzten bitteren Stunde des Bruches 
1914 konnte Kaiser Wilhelm in seinem Telegramm an den Zaren 
vom 9X« Juli 1914 mit Recht sagen, daß er treu tu Rußland ge- 
standen habe, wenn es in schwerer Bedrängnis war. 

Ein neues Moment war nun in die große Politik eingetreten. 
Wir wissen, daß es der deutschen Leitung InngC Zeit hindurch 
geglückt war, die russisch-französische Allianz abzustumpfen« Rus- 

*) Mineilung des Auswärtigea Amtes. 

*) Demarche in Paris: Heyens an Davignon, 18. Oktober 1912; Enphnds 
Verstinunung : Nordd. Allgem. Zeitung, 26. Mai 1916 (Berichte von Pourtales 
rin Bfilow). 

') tJh^r di^ Entwickelung des Deutschenhasses in Rußland gibt Frei- 
herr H. von Rosen in seinen Erinnerungen zahire4<^e anschauli^ Einzelr 
sOgs. Vgl. Dcutsdie AUgcmdne Zeitung vom a6. JiiU 19x8* 
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siscfae Staatsmätmer haben ^nederholt zu veistefaen gegeben, öaBr 
sie nicht die GesdiSfte der französischen Revanche besorgen wollten* 
Der Kampf nm den Orient hatte nun die Todfeindschaft zwischen 
, Österreich und Rußland erzeugt; das Deutsche Reich mußte op- 
tieren, es optierte für Österreich-Ungam : damit waren die deutsch- 
russischen Bc::iehur!o;en in ein gefährliches Staditim getreten. Die 
Krise war vorüber gegangen; — es war die dringendste Aufgabe 
der deutschen Leitung, hier eine Sanierung zu versuchen. 

In England auf der anderen Seite war man schwer enttäuscht, 
daß die von Eduard VII. konstruierte Maschine beim ersten Ver- 
such versagt hatte, und diese Stimmung verriet sich deutlich in 
der unhöflichen Art, mit der in den englischen Zeitungen und sogar 
im englischen Parlament der Besuch des Zaren im Sommer 1909 
besprochen wurde. In Petersburg herrschte wiederum der Ein- 
druck, daß die Triple-Entente Rußland keine genügende Stütze 
böte, um auf mindestens normale Beziehungen zum Deutschen 
Reich verzichten zu können. Die Voraussetzung für eine deutsch- 
russische Annäherung war also gegeben, und die Vcrsöhnliclikeit 
des Zaren begünstigte durchaus diese Richtung. Eine erste Etappe 
auf dem neuen Wege wurde durch die Begegnung zwischen Kaiser 
Wilhelm und dem Zaren in den finnischen Gewässern im Juli 
X909 erreicht. Die beiden Monarchen fanden sich wieder in ka- 
meradschaftlich aufrichtigem Ideenaustausch, und Fürst Bfilow 
glaubte triumphieren zu können. Kurz darauf erfolgte, wesentlich 
aus innerpolitischen Motiven, sein Rücktritt. 

In einem verhältnismäßig gut aussehenden Augenblick des 
außenpohtischen Kampfes verschwand also die Persönlichkeit vom 
Schauplatz, die zehn Jahre lang und mehr maßgebend für Deutsch- 
lands weltpolitischen Stii und weitpoliüschen Weg gewesen war. 
Fürst Bülow hat zum Jubiläumsjahr Ijpuser Wilhelms, 
Redienschaft abgelegt über seine Lebensarbeit an der leitenden 
Stelle, und während des Kri^es ist dieser Bericht als aelbs^diges 
Buch erschienen, historischer Rückblick und Programm zugleich» — 
nicht die Erinnerungen eines Staatsmannes, der abgeschlossen hat, 
sondern eine Rechtfertigungsschrift im eigentlichsten Sinne des 
Wortes, ein Versuch, der Geschichte ihr Ann vorwegzunehmen und 
Hintergründe, Beleuchtung und andere Vorbedingungen des eigenen 
Auftretens auf der politischen Bühne selbst zu arrangieren. Das 
Buch des Fürsten Bülow spiegelt sein Wesen wider, vielleicht mehr, 
als er es selbst gedacht und gewoUt hat. Es ist schönfärberisch. 
Mit diesem Wort soll nicht die optimistische GrundaulEassun^ 
gemeint sein, die vielleicht jeder handelnde Staatsmann be- 
sonders an den großen Wendungen der Geschichte haben muß, 
sondern jener eigentümliche Hang, das Publikum und am meisten 
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sich selbst durch gute Auslegung, leise Zurechtrückung und feine 
Retuschierung von Vorkommnissen und Handlungen in eine heiter- 
wohlwollende Stimmung zu versetzen. Fürst Bülows Selbstver- 
teidigung hat einen scfariftstelierischen Reiz, der freilicfa an das 
Bezaubernde seiner Redekunst nicht heranreidit. Von dem Vielen, 
was er gewesen ist, war er am vollendetsten und echtesten vielleicht 
der Redner: selbstverständlich, ungeniert, unglaublich gewandt 
im Außerhchen, klar und umfassend im tatsächlichen Inhalt, häufig 
überaus glücklich in Efnzelwendungcn. Er war ein Staatsmann, 
der mehr Sinne hatte als andere, und der deshalb mit einer Kraft, 
die schon mehr ist als Intelligenz, Situationen und Stimmungen 
erfaßte. Berühmt sind seine Gedachtnisleistungen; er gehört zu 
den Menschen, — man soll sie vielleicht nicht beneiden — die 
imstande sind. Gelesenes wörtlich und örtlich in absoluter Treue 
zu behalten, und so kam es, dafi ihm sehr viel häufiger etwas ein* 
fiel, was irgend jemand schön gesagt hatte, als daß er selbst um 
eine neue und überraschende Prägung rang. Die Bulows sind 
Wenden, und vielleicht kommt es daher, daß so vieles an dem 
Fürsten nicht deutsch anmutet. Er war ein virtuoser Weltmafin, 
zu geistreich, zu — französisch (im Sinne des i8. Jahrhunderts), 
um eigentlich unter Deutschen als Deutscher zu wirken. Es fehlte 
ihm etwas von dem, was die meisten anderen Deutschen zu viel 
haben — etwas von der Schweriällis^t der deutschen Art. So 
muBte er denn notwendig auf die große Böhne, und nur die größte 
konnte schließlich seinen Gaben und seinem nicht geringen Selbst* 
gefühl genügen. Man hat ihn den deutschen Machiavelli genannt. 
Das trifft doch m'cht ganz; er ist kleiner, denn es fehlt die Dämonie. 
Trotz mancherlei Tücken seines Wesens hat er doch etwas Konni- 
ventcs und einen gewissen fatalen Zug zur Korrektheit. Sein Auf- 
stieg, seine ersten Jahre waren vom Glück geradezu verfolgt; alles 
schmeichelte iliin, die Menschen so gut wie die Umstände, und so 
ist es nicht verwunderlich, daß er selbst etwas schmeichlerisches 
bekam. Er war POmpejus und nicht Cäsar, Marc Anton und nicht 
Augustus, mehr Talleyrand als Metternich, von Richelieu ganz zu 
schweigen. Wenn sich die Welt von Jahr zu Jahr verfinsterte, so 
hat er im Innersten doch wohl immer zuerst daran gedacht, wie er 
sich seine Stellung beim Kaiser erhalten könne, und wie er es ^u 
WesTc brächte, auch weiter für den großen Staatsmann zu gelten, 
als den er sich fühlte. Die Zeitgenossen haben wohl schon das 
Spielerische seiner Natur gefährlich gefunden, und nicht jeder 
ließ sich durcii die Anmut seines Wesens und semes Umgangs 
blenden und verführen. Mancher emsthafte Kritiker bekam 
schon damals Angst vor soviel Klugheit, die schließlich doch nur 
persönh'ch schlau war und sich katun zur staatsmänntschen Weis* 
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heit vertiefte. Heute muß der zurückblickende Geschichtsschreiber 
alle diese Bedenken auünehmen und «i einem harten Urteil steigern. 
Das dcfe Mißtrauen, das das Ausland gegenüber dem auüstrebendcn 

Deutschen Reich empfand, die Widersprüche in unserem Handeln^ 
der Sinn für die Augenblickserfolge durch kraftvolle Gesten, über- 
haupt die Überschätzung des Taktischen gegenüber dem Strate- 
gischen — das ist die Bülowsche Poh'tik. Sic hat im entscheidenden 
Jahrzehnt unsere Beziehungen nach allen Seiten hin so sehr er- 
schwert, daß später wohl knuin mehr eine gründliche Verbesserung 
der Lage möglidi war. Fürst Büiow hat sich geschmeichelt, daß 
er das Deutsche Reich über das gefährlichste Jahrzehnt ohne Krieg 
htnweggebracht hätte, daS er ihm in dieser kritischen Zeit noch 
habe die Flotte als neues Schucsmittd schaffen können* Damit 
hat er etwas zugestanden, was er sicher niemals hat sagen wollen: 
nämlich, daß er zum guten Teil die Arbeit eines anderen getan 
hat, der eine schärfere und wuchtigere staatsmänni<;che Intelligenz 
war, als er selbst: die Arbeit des Großadmirals von Tirpitz, der 
freilich für Deutschland auch noch verhängnisvoller wurde als 
Fürst Bülow. Die große Gelegenheit, die deutsche Weltpolitik 
durch eine Verständigung mit England auf eine mögliche und aus- 
stchtsvolle Bahn zu bringen, hat FQrst Bülow versäumt^ und wenn 
er sich S|^er gerfihmt hat, er hätte aus jedem Wirrwarr sich doch 
wieder Irerausgefunden und niemals sich die Schlinge um den Kopf 
legen lassen, so ist das für eine Nation, die ihren Todeskampf hat 
kämpfen müssen, ein wirklich allzu schlechter Trost. 

Fürst Bülow war imstande, große politische Augenblicke ganz 
zu erfüllen, und die Art, wie er sich und sein Land immer wieder 
durchzusetzen wußte, macht dieser seiner Begabung alle Ehre. 
Sie war aber im höcli^len Sinn niclit ernstliafi, sie war scliauspiele- 
risch, und so ragen fOr den gurftcfachauenden Betraditer zw^chen 
diesen starken Momenten die langen LCtoken des Versagens er- 
schreckend auf. Wäre Fflrst Bülow im Amt geblieben oder wäre 
er wieder in dieses Amt, das er so gern ausfüllte, zurückgekommen, 
so hatte seine virtuose Geschicklichkeit zweifellos wieder solche 
blendenden Augenblicke herbeizuführen vermocht. Für einen 
gründlichen und grundsätzlichen Neuaufbau der deutschen aus- 
wärtigen Politik war er schon lange nicht mehr und in der Zukunft 
immer weniger der Mann. 

Der neue Reichskanzler von Bethmann Hollweg hat die ener- 
gische und offene Wendung versucht, die notwendig war. Deutsch- 
hmd entschloß sich, mit den beiden Weltmächten Aussprache und 
Verständigung zu erstreben, deren Zusammenarbeiten — für das 
Deutsche Reich eine so große Gefahr — bei der bosnischen Krise 
gerade fühlbar versagt hatte. Die Entwickelung der deutsch-eng- 
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lischen Verständigungsversuche wird uns später im Zusammenhang 
beschäftigen. Betrachten wir jetzt kurz die deutsch-russische An- 
iiahertmg. Schon auf die erste Zusumneokuiift «wischen Kaiser 
Wflhdm und dem Zaren folgten in der französtsdien und engliscfaen 

Presse Ausdrücke von übler Laune, die bezeichnend genug waren« 

Rußland fühlte sich ebensowenig durch die Triple-Entcnte wie 
das Deutsche Reich durch den Dreibund verhindert, wechselseitig 
gute Beziehungen zu pflegen. Das Zusammentreffen des Präsi- 
denten der Repubhk in Cherbourg mit dem Zaren zeigte klar das 
Abflauen der französisch-russischen Allianzstimmungen. Der 
belgische Geschäftsträger in Paris, Graf Arschot Schoonhoven, 
schrieb damals, am 3. August 1909 über die Begegnung: „Die 
Zeitungen beschäftigen sich «war damit, aber nicht mehr als mit 
irgendeinem andern Ereignis, und es bleibt ^Ukfa von dem 
Begeiisterungstaumel nichts mehr übrig, der ganz Frankreich in 
den schönen Tagen der russischen Allianz berauschte... Man 
spricht wohl von diesem Bündnis, aber es scheint, daß man erst 
durch irgend etwas dar:in erinnert werden muß, um davon zu 
sprechen, und daß man sich nur daran erinnert, wie an etwas An- 
genehmes, auf das man kaum mehr rechnen würde, wenn man 
es brauchte.** 

Die Lage änderte sidh von Gnmd auf* Im Februar 1910 gab 
Rufiland eine Erklärung ab» daß die russische und die flsterreichiscli- 

ungarische Regierung zu voller Übereinstimmung hinsichtlich det 
Balkanangelegenheiten gelangt seien, und zwar im Sinne des Status 
quo, der Förderung der Balkanstaatcn und der neuen Türkei. Das 
war nun das Ergebnis der TeilungspUne f^duards VII.! Diese 
Enttäuschung hat ihm die letzten Monate semes Lebens verbittert: 
die große Politik nahm einen seinen innersten Absichten völlig 
entgegengesetzten Fortgang. 

Iswolski ging als Botschafter nadi Paris; ein Mann, der in 
Berlin mit Redit so geringes Vertrauen genoß, konnte nicht för die 
Anbahnung der Verständigung geeignet sein. Sein Nachfolger 
Sasonow machte bei der deutschen Leitung einen guten Eindruck. 
Und so kam es im November 1910 zu der Zusammenkunft des Zaren 
mit dem Kaiser in Potsdam, deren Ergebnisse von hoher poh'rischer 
Bedeutung waren'). Die deutsche Leitung erlangte jetzt von Ruß- 
land die prinzipielle Anerkennung ihrer Orientpolitik, und zwar 
verpflichtete sich. Rußland, in keiner Weise mehr die Vollendung 
der Bagdadbahn zu hemmen — sein Widerspruch hatte die Legung 
der Bahnstrafie durch den kilikiscfaen Taurus statt durch den 

') Neue Wendung der russischeti Orientpolitik: Driaulf, a. a. O., S. ^goff.; 
Potsdamer Entrevue: Nordd. Allgem. Zeitimg, November 19x0 und August 
1911. 
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afmenisclien zur Folg« gehabt* Auch versprach RttßlatuI* den gegen 
die Bagdadbahtt gerichteten Bestrebungen der Westmäcfate keinerlei 
Vorschub durch Druck auf die Türkei zu leisten. Im nahen Orient 
sollte der Status quo erhalten bleiben; dagegen wurden jetzt über 
Persien bedeutsame Verabredungen getroffen. Am 17. Oktober 

1910 hatte England durch ein Ultimatum an Persien seine Rechte 
auf Südpersien geltend gemacht und so Rußland schwer verstimmt. 
Deutschland erkannte jerzt das besondere politische Interesse 
Rußlands in Persien an und verpflichtete sich, nördlich einer be- 
stimmten Linie keinerlei Erlaubnis zu Verkehrsorganisationen — 
Anlagen von Eisenbahnen, Post, Telegraph — von der persischen 
Regierung xu erstreben* Wirtschaftliche' Gleichberechtigung für 
alle Nationen in Persien wurde festgesettt. Rtifiland erklärte, sein 
Eisenbahnnetz in F^rsien so anlegen zu wollen, da0 eine ionie durch 
eine Zwischenverbindung an die B^gdadbahn angeschlossen werden 
konnte. Diese Zwischenverbindung Hanikin— Pcrsicn solke nach 
der verbesserten endgültigen schriftlichen Fassung vom 19. August 

19 11 eventuell nicht Rußland, sondern das Deutsche Reich mit 
türkischer Konzession bauen. Zuerst hatten sich die Russen einer 
sdmfdidien Pesdegung entziehen wollen und gesagt, das Wort 
des Zaren genfige. Die französische und englische Presse zeigte 
sich sehr mifivergnfigt Ober Potsdam'). Immerhin zeigte die rus- 
sische Regierung dann doch soviel Energie, sich diese Treibereien 
in Paris zu verbitten und entschloß sich zuletzt zum förmlichen 
Vertragsabschluß. 

• Über die materiellen Vorteile dieser Verabredungen hinaus 
durfte aber die deutsche Leitung die Potsdamer Entrcvue als einen 
erheblichen Erfolg ansehen. Man war sich m offener Aussprache 
klar geworden, dafi keine der beiden KBdite in etoe aggressive 
Stellung zur anderen durch ihr Verhältnis zu einer dritten getreten 
sei. Rußland hatte unter englisch-franzSsiscfaem Einfluß in Reval 
den Krieg gegen die deutschen Mächte in Erwägung gez^en; es 
gab jetzt diese Richtung auf. Und von deutscher Seite war alles 
geschehen, um die Nachwirkungen von 1909 zu verwischen und das 
alte Vertrauensverhältnis völlig herzusteilen. Wenn wir heute 
zurückblicken, so stellte die Potsdamer Entrevue und die sie be- 
stätigende und vertiefende Begegnung in Baltischport 1911 den 
letzten Versuch dar, eine Politik, die htmdert Jahre alt war, fortzu' 
ffihren* Der Zar und Saaonow vertraten die alte russische Tra- 
dition; das petersburgisch-europaische, das dynastische Rußland* 
War diese Tradition stark genug, um dem neuen Rußland, dem 
moskowitisch-asiatischen, dem Rußland der populären Instinkte 
und der demagogischen Mittel, dem ^^AUnissentum'* standzuhaltenS* 

Betfainaiui HoUwcg, a. a. S. 
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Die deutsche Leitung glaubte jedenfalls die geschichtliche Pfh'cht 
und das geschichtliche Recht zu haben, mit dem herrschenden 
Rußland einstweilen eine möglichst vorteilhafte Verständigung 
versuchen zu sollen. 

Diese Verständigung konnte möglicherweise viel bedeuten: 
die Rettung der Türkei, die Stärkung Österreichs, eine Warnung 
an Frankreichs Adresse und eine Gefahr für England. Wenn Ruß- 
land tind das Deutsche Reich» das eine von Teheran» das andere 
von Bagdad her» gemeinsam nach dem Persischen Golf drängten, 
wenn Bender Abbas etwa russisch wurde, dann war die englische 
Linie Kairo— Kalkutta an der empfindlichsten Stelle bedroht* 
Rußland hatte sich von Ostasien nach dem Orient gewandt; jetzt 
wandte es sich zurück nach China und nach Persien, vor allem nach 
dem Zentrum seiner asiatischen Machtstellung, dem Pamir; Zentral- 
asien, mit seinen isnabsehbaren Entwicklungsmögliclikciten, konnte 
vvolii das dankbarste und freiste Expansionsgebiet Rußlands werden 
— und hier war es der Nachbar von Indien. Die Einkreisungs- 
politik» die Kuerst einen Schlag ins Gesicht bekommen hatte» erhielt 
jetzt einen in den Rücken. Als Rußbnd in den achtziger Jahren 
in Afghanistan auf England stieß» schlössen Bismarck und Gortscha* 
kow den Rückversicherungsvertragl Konnte sich das nicht wieder- 
holend 

Vlil. Der Kampf um Afrika : Der zweite Marokko- 
konflikt 

Die Orientkrise von 1908 hat die ettfopSttdicn Rivalitatsvei^ 
hältnisse wesentlich verschärft. Für den Augenblick stieg Oster- 
reicfa-Ungam und mit ihm das Deutsche Reäi wieder auf in der 

großen Politik. Die Enttäuschung von Algeciras war überwunden; 
mit Recht hat man bei der Betrachtung der Verhältnisse von 1909 

an die Laj^e von 1899 erinnert. Freilich lagen zwischen diesen beiden 
Jahren so viel Verstimmungen und Mißverständnisse, daß selbst 
der beste Wille kaum jene freiere und klarere Anfangszeit wieder 
zurückbeschwören konnte. 

Man darf sagen, daß durch die Eindrücke des Kampfes von 
1905 auf 06 die öffentliche Meinung in Deutschland reifer wurde 
und das Wesen der Weltstellung des Reiches einsehen, sowie die 
Folgerungen daraus za ziehen lernte. Der grofie Kampf um 
Südwestafrika machte auch sehr kritischen und zurückhaltenden 
Kreisen klar, wie stark die Ehre unseres Staates in der großen Welt 
engagiert war; so nahm das Vertrauen zu den Hauptzielen der deut- 
schen Leitung mehr und mehr zu. Die poh'tischen Parteien nahmen 
jetzt zu den Rüstungsvorlagen und den kolonialen Aufgaben eine 
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freiere Stellung ein* Das Selbstbewiifitsein wuchs in demselben 

Grade wie die Sachkenntnis; von einem gewissen Punkte ab blieb 
aber dann bei einzelnen Gruppen wieder die Sachkenntnis zurück, 
und das Selbstbewußtsein übernahm sich. 

In Frankreich vollziehen sich ähnliche Entwicklungen. Algc- 
ciras bedeutete für die franzosische Politik nach der schweren 
Demütigimg von 1905 eme Genugtuung. Der ganze natiotiale 
Ehrgets warf sich nun auf Aiirika. Das franzasiache Volk erlebte 
einen. Altwetbefsommer, der in merkwQidigem Gegensatss ans 
unserem deutschen Frühling stand^). Eine überaus umfangreiche 
Literatur über Marokko und die französischen Interessen in Afrika 
gibt davon Zeu{»nis. Schwärmende Patrioten feierten Marokko 
als den kostbarsten Edelstein in der Krone des nordafrikanischen 
Reiches; klügere und nüchternere Politiker, vor allem die erste 
kolonialpolitische Autorität des Landes Leroy-Beaulieu» warnten 
ihr Land vor einer unübersehbaren Aufgabe, die es wirtschaftlich 
mindestens ebenso sehr belasten würde, wie es Verwickelungen der 
großen Politik hervorrufen mufite. „Nicht wir haben Marokko« 
Marokko hat - unsl" schrieb Leroy-Beaulieu. Wirklich Weit- 
blickende sprachen sogar den Gedanken aus, es sei dodi von Frank- 
reich sehr töricht, hier in Marokko durch Überspannung seiner 
Kräfte wieder eine Kolonie für andere aus dem Roben heraus- 
zuschaffen. War nicht das Deutsche Reich sehr viel klüger, wenn 
es bei den Opfern den andern den Vortritt ließ, um dann bei 
seiner größeren physischen Kraft mit absoluter Sicherheit später 
die Vorteile zu erntend Deutschlands beste Kolonien seien ja die 
Kolonien anderer. Und wer konnte das Reich hindern, wenn Frank- 
reich sich an Marokko verblutet haben wOrde, die Hand darauf 
zu legend 

Aus solchen Fragestellungen geht klar hervor, worin das Pro- 
blem des Kampfes um Afrika im tiefsten bestand : wer soll die 
zweite afrikanische Kolonialmacht neben England sein, Fr.inkreich 
oder Deutschland < Es kmi bei dieser Entscheidung viel, wenn 
auch nicht alles, auf England an. 

Die französische Politik der Jahre 1907/09, die durch die 
MinisterprSsidentsdiaft Clemenceaus chaiaterisiert wiid,, konnte 
sich zu einem Verzicht auf die imperialistische KdonialpoUtik nicht 
entschließen, betrieb aber die Geschäfte auch nicht mit der etwas 
allzu deutlichen Heftigkeit Delcass^s. Clemenceau war immer 
ein Hauptwortführer der Entente cordiale. Als Ministerpräsident 
enttäuschte er dann doch ein wenig die englischen Freunde: das 
begeisterte Wohlwollen war nicht seine Sache, und der laute Ruhm 

Vgl. auch Riicdocffer, GrundsOie dtr Weltpolätik in der Gcfcmnrt, 

S. 8af. 
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des großen Staatsmannes, den die Engländer ficeiidig dem Empor- 
kömäiling Delcass^ überließen, reizte Cl^menceaus gefährlichere 

und mächtigere Nntur nicht. Er führte den Kampf um Afrika 
gegen Deutschland mit cmer mehr tückischen Foh^erichtigkeit und 
ließ sich von Eduard VII. um so lieber hofieren, als, wie wir sahen^ 
das amtliche England zurückhaltender wurde. 

Paris wird immer mehr das Zentrum des internationalen 
Deutschenhasses. Die englische Eifersucht und der verleUte 
sUwische Stola; sducken hterher ihre lebhaftesten Veftreter; in 
Psaxis war ihnen Anerkennnisg und Anfeuerung sicher. Prankrekh 
wurde im Bewußtsein dieser Gesinnungsgemeinschaft immer an- 
spruchsvoller; Sachkundige fühlten sich an die Tage des zweiten 
Kaiserreiches erinnert. So war es in der Tat: Frankreich erlebte 
noch einmal den Rausch des Empire. Es war ein drittes Kaiserreich, 
dessen Empereur der Revanchegedanke wurde. Die alte und 
stolze französische Nation wurde von dieser Idee wiederum auf das 
tiefste erschüttert. Die neue Jugend war nicht mehr vernünftig, 
skeptisch, revdutiooär, wie die Generatioti des Panamaskandab 
und der Dreyfusafite; sie war mystisch, mittelalterlichem Katholi- 
zismus schwärmend zugeneigt und erfüllte durch den Rausch ihrer 
Gläubigkeit den verbrauchten und zerklüfteten Staat mit dem 
alten kriegerischen Feuer. Ein französischer kommandierender 
General, Baillard, konnte ietst öffentlich sagen, der Krieg zwischen 
Deutschland und Frankreich sei unvermeidlich — seine Versetzung 
wurde offiziell ausdrücklich nicht als Strafe charakterisiert. Der 
fraiiiüsisciie Gesandte in Kopenhagen führte in einer wirtschaft- 
lichen Frage eine geradezu herausfordernde Sprache, die in diplo- 
nuttiscben Kreisen Entrflsttmg erregte, und so finden sich die 
Symptome an vielen Punkten*)« 

Was konnten angesidiis einer solchen Sachlage die Annähe- 
rungsversuche bedeuten, wie sie etwa der Empfang Etiennes durch 
Kaiser Wühelm II. darstelltet Oder die Bemühungen des neuen 
französischen Botschafters in Berlin, Jules Cambon, der anfänglich 

durchaus loyal war, bald aber jener argwöhnischen Unsicherheit 
zum Opfer fiel, die das Schicksal aller Diplomaten ist, die Spione 
benutzen*). 

Als nach dreijährigem Schweigen, im Januar 1908, Delcassd 
in der Kammer eine Rede voll verschwenderischen Selbstlobs 
hielt, erntete er begeisterten Beifall und m der Presse, besonders in 
der englischen, eine Anerkennung, die für Deutschland geradezu 
verletzend war* 1905 war man allgemcta erleichtert fiber den Ab- 

*) Greindl an Favereau, 8. April 1907. 
') GreijuU an Davigaoo, z. Juli igoj» 
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gang dieses StÖfenfrieds; jetzt winde er der USärtyrer des auf- 
kämmenden Chauvinssmus. 

Betrachten wir nun das französische Vorgehen in Marokko 

im einzelnen. Frankreich hatte nie daran gedacht, die Algeciras- 
aktc einzuhalten. Der französische Minister des Ausw3rTi2:en 
Pichon sagte offen zu den Gesandten, der Sultan sei eine Puppe, 
die nichts anderes zu tun habe, als den Befehlen des diplomatischen 
Korps nachzukommen. Und wer im diplomatischen Korps das 
ttstt Wort führte, das war mcfat zu bezweifeln; in welchem Geiste 
es geschah, zeigt jene Neujahrsrede des französischen Geschäfts- 
trägers St. Aulaire, in der er sagte; „Eine kluge und wohltätige 
Fee wacht über den Geschicken der Franzosen in Marokko; sie 
beeilt sich vielleicht nicht sehr, aber das ist der einzige Vorwurf, 
den man ihr machen knnn. Sie hat die Jahrhunderte für sich und 
wird den Franzosen immer treu sein. Diese Fee heißt: die Macht 
der Dinge'"). 

Die Algecirasdkte setzte völlige Gleichberechtigung der Mächte 
fest, außer auf dem Gebiet des Bank- und Polizei wesens; Frank- 
reich verlangt in allem die Suprematie* Die Älgedrasakte gewähr- 
leistete den Grrundsatz der ofienen TOr; Frankreich betrachtet 

auch nur den Versuch der Konkurrenz als eine Intrige und eine 
Beleidigung, Die Algecirasakte bestätigte feierlich die Unverletzt 
barkeit des marokkanischen Gebietes; die Franzosen benutzen 
die Ermordung des französischen Arztes Mauchamp als Vorwand, 
um die Stadt Udscha zu besetzen und denken nicht an Räumung. 
In der brutalsten Weise beschießen sie die offene Stadt Casablanca 
— eine der erstaunlichsten Leistungen der angekündigten wirt- 
schaftlichen Durchdringung. Es waren französische Staatsange- 
hörige ermofdet worden, aber es lag kein Grund zur Atmahme vor, 
daß die marokkanische Regierung nicht die Schuldigen bestrafen 
würde und könnte, und während die französische Regierung 
Frauen und Kinder hinschlachten und harmlose Kaufleute zugrtmde 
richten ließ, hielten ihre Vertreter Humanitätsreden im Hnng!^) 
Es war kein Z^vcifel : Frankreich wünschte durch solche Ge- 
schehnisse, die in der ganzen mohammedanischen Welt eine tiefe 
Empörung und erbitterte Europäerfeindschaft erweckten, einen 
Vorwaud zur Okkupation von Marokko zu bekommen. Offiziell 
mudt aber natfiriich jeder Gedanke der Okkupation abgeleugnet 

') Jacqum, a. a. O., S. 173. 

') Frankreichs Vordringen in Marokko und die deutsche Haltung: 
Sammlung von Aktenstücken über Marokko (Bundesfiitsdrucksachen 
Nr. 74); Denkschrift über deuf^che Bergwerksinteressen in Marokko nebst 
Aktenstücken (Bundesratsdrucksachen 1910, Nr. p); Französische Gelb- 
bflcher: ASbdn» du Maroc 1907— •tpit; darin besonden: Gafloboo an RiduMV 
7. August 1907; Caunbon an Pichoii, 9g. April 2908. 
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und eine methodische Ausführung vorhandener Vereinbaningen 
und Vefplltclltungen angekündigt* 

Die deutsche Leitung zeigte diesem VefCihren gegenüber eine 
absichtliche Zurückhaltung. Die orientalischen Angelegenheitett 
nahmen ihre Aufmerksamkeit völlig in Anspruch, sie hatte zudem 
mit Marokko zu viel Unerfreuliches erlebt, um eine Wiederauf- 
rollung der Frage sehr zu wünschen. Daß die französische An- 
maßung nicht zu dulden sei, war selbstverständlich; es mußte 
aber die Zeit erst kommen, in der es möglich war, die Kräfte wieder 
nach dieser Seite zu wenden. Die französischen Mittel und Ab- 
sichten waren nicht schwer zu durchschauen: «^Glauben Sie wirk* 
licfa/' fragte einmal ironisch Staatssekretär von Schoen den Bot- 
schafter Ounbon, »»daß Ihre Gegenwart die BcvClkening von 
Marokko beruhigtl^'^) 

Die deutsche Leitung entschloß sich aber zunächst %vl einem 
Interim. Es knm, noch nnter Bülow, nber bereits unter wesentlicher 
Mitwirkung Kiderlen-Waechters das Abkommen vom 9. Februar 
1909 zustande, das, immer noch auf Grund der Algecirasakte, ein 
deutsch-französisches wirtschaftliches Zusammenarbeiten vorsah, 
bei Anerkennung der besonderen politischen Interessen Frankreichs. 
Damit war f&r uns dreierlei erreicht: einmal die Rückendeckung 
im Kampf um den Orient, dann eine erneute Festlegung der be- 
sonderen deutschen Wirtschaftsinteressen und endlich, als neue 
wichtige geschäftliche Form, eine Regelung der MarokkofragC 
allein zwischen Frankreich und Deutschland, ohne Zuziehung 
von England und Spanien. Die leidige Frage kam so aus der Kon- 
greßsphäre wieder in den engeren Kreis der deutsch-französischen • 
Beziehungen, so wie es den ganz ursprünglichen Absichten der deut- 
schen Regierung mit ihren seinerzeit von Frankreich zurückge- 
wiesenen Angeboten entsprach. Da das Abkommen zu dem Zeit- 
punkt, als das englische Königspaar seinen ofiGziellen Besuch in 
Berlin machte» tum Abschlufi kam, so lag in der dadurch gestalteten 
Lage eine gewisse äußerliche Entspannung; sie war aber von vorn- 
herein ein Provisorium für den Augenblick, weil es m'cht zu einer 
offenen Aussprache über die sämtlichen schwebenden Fragen 
aswischen dem Reich und den Mächten der Entente cordiale kam. 

Die Expansion der Franzosen in Marokko ging weiter. Sie 
bauten Eisenbahnen für militärische Zwecke, sie legten die Hand 

>) Camboa an Pichoo, ag. April 1908t „II est InqKMsible au Gou- 
vernement fran^ais de rctirer scs troupe^ avant d'avoir assuri la s^curit^ 

des Europeeas et organise une police Croyez-vous, mterrompit Schoen, 

que cene s^curit6 serait menac^e< Est-cc que votre pnbence n'exite pas 
les populariqiis^ Te crois les connaitre, at-je repris. Et je suis convaincu, 
<|tt'dln setaient plus exitdes par notre retraite. JEUcs la consideraieot comme 
une Wdoiie rempo rtfe sur tous les Boropten*** 

▼a1»U«. DtttlMblMd» 4JaS«»o1llk. 7 
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auf die munizipalen Verwaltungen der Hafenstädte, sie schlössen 
Finanzakkorde ab, nahmen Verhaftungen vor, inszenierten Auf- 
stände und rechtfertigten dadurch miliübnsche Expeditionen; die 
deutschen Wirtschaftsinteressen wurden in jeder Weise durch Ver- 
waltungsmaßnahmen und ZoUschikanen geschmälert. Der Sultan 
konnte die Zinsen der ihm rcichh'ch gewährten Darlehen un- 
möglich mehr bezahlen ; die Zahl der französischen Instrukteure stand 
in einem lächerlichen Verhältnis 2;u der marokkanischen Armee. * 
Am traurigsten wurde durch all das die Lage Spaniens, das sich 
von den Ententemächten hatte einfangen lassen und nun Deutsch- 
lands Schutz suchte; es begegnete begretflicherwetse jetzt einer 
gewissen Zurfickhaltung. 

Zwei Ereignisse machten dann 1910/11 das Maß in Marokko 
voll: Frankreich ließ sich die marokkanischen Einnahmen ver- 
pfänden und stellte sie unter seine Kontrolle; dann marschierte 
die französische Armee nach Fez, wo angeblich Europäer gefährdet 
waren, und nahm die Hauptstadt Marokkos für ihren Schützling, 
den Prätendenten Mulay Hafid ein. 

Anfang 1911 war nun die internationale Lage des Deutschen 
Reiches so: mit Rußland hatte die deutsche Leitung durch die 
Entrevue von Potsdam 19x0 ein vertrauteres Verhältnis be- 
kommen. Maßgebende engliscfae Kreise begannen die offenherzigen 
deutschen Verständigungsabsichten nach dem Personenwechsel 
von X909 praktisch zu finden ^ nur mit Frankreich führten die 
Besprechunf^en über eine piemeins.ime afrikanische Politik, die durch 
das Kamerunabkommen von 1908 eingeleitet und durch das marok- 
kanische Interim von 1909 fortgesetzt worden waren, zu nichts. 
Frankreich war also diejenige Macht, die die deutsche Lage in der 
großen Politik erschwerte. 

Im Februar zgix öbemahm De]cass£ das Ministerium der 
Marine. Das war ein Alarmzeichen. Ein Minister* der jahrelang 
das Deutsche Reich als quafttiti negligeable betrachtet hatte, dessen 
Rücktritt und Wiederauftreten unter den bekannten Umständen 
erfolgt war, er war allein schon durch sein amtliches Dnsein 
eine erneute Herausforderung an unsere Adresse. Auch wenn 
er nicht die auswärtige Politik leitete, Delcass^ war viel zu ehr- 
geizig und viel zu unruhig, als daß er nicht seine Ideen seinen 
politisch weniger ausgesprochenen Kollegen mit leichter Mühe 
hätte einimpfen können. Seine persönlichen Revanchegeliiste 
verbanden sich mit dem großen firantfistschen Revanchegedanken. 
Bine neue aktivere auswärtige Politik Frankreichs hatte begonnen. 
Die Symptome waren unzweideutig. Der Präsident des franzö- 
sischen Senates konnte vor großem Publikum in feierlicher Form 
von der ^^Revanche" sprechen. In der Fremdenlegion kam es zu ^ 
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Zwischenfällen, die die öffentliche Meinung auf beiden Seiten der 
Vogesen erbitterte. Längs der französischen Grenze in Deutsch- 
land wurde andauernd eme regelrechte Propaganda getrieben, um 
Desertioneti aus der deutschen Armee in die Fremdenlegion her- 
bei^fihren. 

Die deutsche Leitung entschloß sidi jttst, ihrem Lai^mut 

ein Ende zu machen und einen klärenden Schritt zu tun. Mit 
humoristischer Gelassenheit ließ sie sich von dem französischen 
Botschafter Cambon beweisen, daß zwischen dem französischen 
Marsch auf Fez und der von Spanien daraufhm vorgenommenen 
Besetzung von Larrasch und Elkazar ein wesenthcher Unterschied 
bestünde: die Franzosen beobachteten die Algecirasakte, wulirend 
die Spanier sie verletzten! Die deutsche Leitung ließ die Dinge 
ruhig heranreilen, jedenfalls war sie entschlossen, keine neue Alge- 
cirasakte zu machen. Und ie mehr sie sich ausschwieg, desto un- 
heimlicher wurde den Franzosen zumute. 

Es war eine neue Lage durch Frankreichs Vorgehen geschaffen, 
und diese neue Lage verlangte eine neue Lösung. Die Franzosen 
versuchten gegenüber den höflich, reserviert und skeptisch ge- 
stellten Fragen der deutschen Leitung an dem Abkommen von 
1909 festzuhalten. Für uns war dieses Abkommen aber nur eine 
Etappe zu weiterem Vorgehen. Jede Zurechtgipsung der marok- 
kanischen Angelegenheit war vom deutschen Standpunkte aus * 
nunmehr völlig indiskutabel und wurde abgelehnt« Die deutsche 
L.eitung hatte nie eine Okkupation von Marokko in irgendeiner 
Form gewollt, da eine solche vom Standpunkt der großen Politik 
sowie vom Standpunkt der afrikanischen Kolonialentwicklung 
unpraktisch erschien. Die afrikanische Kolonialenrwickkmg for- 
derte aber Ausdehnung an anderen Punkten, und die Lage der großen 
Politik erlaubte nunmehr ein Vorgehen in dieser Richtung. 
Am 22. Juni 191 1 sagte Kiderlen- Waechter zu dem Botschafter 
Cambon, der nach Paris ging: „Bringen Sie uns etwas von Pans 
mit/*») 

') Krise von Apndir: Nnrdd. Aügem. Zcitun??, t. Juli tqtt; Sclniemann, 
a. a. O., 5. Juü, 12. Juli, S. November 1911, 15. Aprii igi2; Bride von Kiderien- 
Waechter: Greruboten, 1913, S. 433. Er schreibt am 18. Mai 1911: ,Jch 
sehe die marokkanische Sache mit Ruhe heranreifen; den Franzosen ist dabei 
sehr unheimlich zumute, und je mehr wir uns ausschweigen, desto unheim- 
licher wird es ihnen. Da wäre es doch töricht, jetzt zu sagen, daß wir gegen 
Marokko nicht vom Leder ziehen oder wie wir es bisher taten, uns in 
Drohungen ergehen, die wir nachher doch nidit ausfOhren. Sie werden 
schon ohne unser Zutun ein Haar in der marokkanischen Suppe finJen." 
Am 18. Juli 19x1 schreibt er; ,,Ich bekomme StöBe von anonymen oder von 
Unbekafuiten untc fs chf iebencn Karten uiid Briefe mk Zcsfimmiing zu Agadir. 
Diese amüsieren mich ebenso wie die begeisterten Zeitungsartikel — nachher 
wird das Lamento und Geschimpfe um so gti^a sein. Ich freue mich scboo 
danuf . Denn das fiUlt mk weht vn, SOdmaioUio zu btsetsea, wo wir auOcr 

99 



Digitized by Google 



Vni. DER KAMPF UM AFRIKA: DER ZWEITE MAROKKOKONFLIKT 



Und am i. Juli warf das deutsche Kanonenboot Panther aul 
der Reede des westmarokkanischen Hafens Agadtr Anker« Diese 
Aktion wurde amtlich b^rOndet mit den Bitten deutscher Firmen 
um Schutz gegenflber unruhigen marokkanischen Stimmen. Agadir 

war bescmders geeignet; im Frühjahr hatte England bei Frankreich 
die eventuelle Öffnung des Hafens von Agadir lÜr den internatio- 
nalen Handel angeregt. Unsere Aktion war nunmehr die An- 
kündigung eventueller Selbsthilfe — ein fait accompli als Antwort 
auf französische faits accomph's, eine wohlvorbereitete Geste der 
afrikanischen Abrechnungs- und Arrondicrungspolitik, die von 
Kiderien in einer großen Deiiksclirift entwickelt worden war'). 

Der Kampf um Afrika zwischen den großen Mächten trat 
je^t in ein neues Stadium hoher Spannung. 

Was war die Wirkung der deutschen Gesteh Frankreicfa war 
schon vor der Entsendung des Panther über die deutschen Ab- 
sichten vollkommen orientiert; Deutschland wollte Kompensationen« 
wenn es sich in Marokko endgültig desinteressieren sollte. 

Was würde die französische Regierung jetzt tun nach der 
Entsendung des Panther< Seit dem 28. Juni amtierte das Ministe- 
. rium Caillaux. Es war gespalten: gegen Caillaux' Rat ließ der 
Minister des Auswärtigen de Selves in London mitteilen, es wäre 
möglich, daß Ftanktei<ä als Antwort ein Kriegsschilf nach Mogador 
• schickte» und er ließ die Frage daran kufipfen, ob England tm einer 
analogen Maßregel bereit wäre. Am selben Tage ging de Selves 
in Urlaub. CaillatiTi sein Vertreter» ließ sofort in Lmidon erklären, 

den Fianxoseii noch die Engländer auf dem Hals hätten und wo wir ständig 

eine ansehnliche Truppenmicht unterhaht-n müßten. Da heißt es immer, 
die Marokkaner eoipfmgen uns mit offenen Armen. }z, jetzt, wo wir ihnen 
als Popanz gegen mt Prannaett dseoea; af>er das ^tOst gteich atKlers, wenn 
wir das Land für uns besetzen wollten; da hätten wir die gleichen Schwierig- 
keiten wie die Franzosen und größere; denn wir sind weiter ab und die Berber 
im SQden sind viel streitbarer ab die Araber im Norden." Docwnents 
diplomatiques. Affaires du Maroc, VI. Der Minister des Auswärtigen Cruppi 
an den französischen Botschafter in Madrid de Billy, 4. April 191 1 (Note des 
engluchen Botschafters über die Öffnung des H^ens von Agadir für den 
internationalen Handel); S. 373: Botschafter Cambon an Minister Cnippi, 
aa« Juni 191 1 (Kiderlen: ,,Rapportez»nous quelque chose de Paris"); Minister 
de Selves nach London, i. Juli 1911 (Vorschlag an England, ein Kriegsschiff 
nach Mog:idor 2u schicken); Selves an Cambon, 2. JuLi 191 1 fnjsstsche De- 
marche in Berlin«'); Caillaux an Cambon, 4. Juli 191 1 (gemeinsamer Schritt 
der Triple-Entente in Berlin«'); Paul Cambon an C^laux, 4. Juli 191 1 (Greys 
Standpunkt: f^emeinsame Erledigung der Frage durch alle betei!te;ten Mächte); 
J. Cambon an Selves, 10. luii 19 11 (Kiderlen: Notwendigkeit einer kolonialen 
Genugtuung für Deutsdiund am Kongo). 

') Bethmann HolJwcg sagt darüber in seinen „Betrachtungen", S. 30: 
„So ist die vielberufene Sendung des ,Panther' nach Asadir entsunden. Sie 
war nidils ab die durch das latitierende Verhalten du Parter Kabinetts er- 
zwungene, nicht mehr zu übersehende Annoncierimf^ unseres Wunsches 
nach gründlicher Aussprache, eine defensive Antwort auf das aggressive 
Vorgehen Fraokreidv/' 
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Frankreich werde kein Schiff absenden* Das britisdie Kabinett 
hatte indes bereits beschlossen, es werde sich in dem vorgesehenen 
Falle die Entscheidung vorbehalten ; es hatte also den französischen 
Vorschlag abgelehnt. Caillaux empfahl eine andere Maßregel, 
Er regte bei dem britischen und russischen Kabinett an, sie möchten 
sich nut dem französischen zu einer gemein^sanien Erklärung m 
Beriin verein^;ea: man sei ersuunt über die Entsendung des Päm- 
tfaer, and Fradciddi wünsche unter den jetzt veränderten Umstän- 
den eine Verhandlung fiber Marokko nur unter Teihiahme Eng- 
lands und Rußlands. 

Welche Haltung nahm England eini* Sir Edward Grey er- 
klarte nach der Entsendung des Panther in einem Gespräch mit 
dem deutschen Botschafter in London, daß lingland sich nicht 
desinteressieren könne, es habe auch Interessen m Marokko und 
Pflichten gegen Frankreich. Grey hatte nicht verstanden, daß die 
Entsendung des Panther nur eine Demonstration war, daß das 
Schifif nur vorübergehend in Agadtr war und keinerlei Okkupation 
einleiten sollte. Seine Absicht war, den Status von 1906, wie er 
durch dfe A^eciraskonferenz fes^degt war, zur Grundlage zu 
machen und direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und 
Frankreich zu verhindern. 

Der Gedanke der Gegenspieler war also, Deutschland zu einer 
kongreßmäßigen Erledigung der Angelegenheit zu bringen. Jeder 
Kongreßgedanke war aber seit Aigeciras für Deutschland kaum 
annehmbar, und es gelang unserer Leitung, durch energischen 
Druck auf Frankreich die Sonderbesprechung als Prinzip durcb- 
susetzen« Die unemi^ien und haidosen franasSsischen Staatsmanner 
mußten einsehen, daß ihr Appell an K«gi4>«d und Rußland ein 
schwerer Fehler war, und daß eine diräte Verständigung mit 
Deutschland bessere Aussichten bot. Am 7* Juni erklärte Bot- 
schafter von Schoen dem Minister de Selves, Deutschland fordere 
keine Territorialentschädigiing in Marokko, das Kongogebiet sei 
ein mögliches Verhandiungsobjckt, und Kiderlcn sagte am 10. Juh 
zu Cambon: „Wenn Ihr wollt, daß wir Marokko vollständig Valet 
sagen, so müssen wir auf kolonialem Gebiet eine Genugtuung 
haben, z. B. am Kongo/* So wurden Anregungen und Möglich- 
keiten von Z905 wieder aufjgenommen. 

Die deutsdi-firanzösischen Besprechungen begannen also trotz 
der gegenteiligen Absichten Frankreichs und Englands» die eine 
erste diplomatische Niederlage erlitten hatten. 

Am 22. Juli fand eine Unterhaltung zwischen Grey und dem 
deutschen Botschafter in London, Grafen Wolff-Metternich, statt. 
Mit völliger Offenheit wurde der deutsche Standpunkt auseinander- 
gesetzt: „Wir wollen in Marokko nichts; Frankreich und England 

xoz 



Digrtized by Google 



VIII. DE'ß KAMPFUM AFRIKA: DER ZWEITE MAROKKOKONFLIKT 



haben sich über Afrika ventilndtgt; wir smd leer ausgegangen. 
Wir wollen nun auch etwas haben." Grey, offenbar beunruhigt 
über angeblich zu weitgehende Forderungen Deutschlands, formu- 
lierte die englische Auffassung in der überflüssigen Warnung: 
,,von Marokko hands off". Wie man sieht, paßte das durchaus zu 
unseren Absichten; nur von unverantwort^cher Seite wurde in 
Deutschland Westmarokko gefordert. Ohne daß sie es ahnten« 
besorgten diese unverantwordicheii Stellen die Geschifte Frank- 
fetchs, in dessen Interesse es lag, uns gerade in Marokko hinein* 
aeuwickeln, tun des englischen Schutz eventuell ganc gewiß 
cu sein. 

Am 20. Juli hatten die „Times" bczügh'ch der Kongoforderungen 
geschrieben: Keine britische Regierung kann einem so eingreifenden 
Wechsel der Machtverteüung in Afrika zustimmen, selbst werm 
eine französische Regierunc^ sich darauf einläßt. Das ging also 
noch weiter; das war die Proklamation der englischen Vormund- 
schaft in Afrika. 

Piir die englische Regierung war vor allem aber Agadir als - 
deutsche Flottenbasis ein beunruhigender Gedanke; so entschloS 
sie sich, aus Ungeschick» aus Empfindlidikeit» vor allem aus un- 
richtigem Verstehen deutscher Absichten, diese Autfassung vor der 
europäischen Öffentlichkeit zu dokumentieren. An demselben 
Tage, an dem Sir Edward Grey dem deutschen Botschafter seine 
Besorgnisse entwickelte, hielt der englische Schatzkanzler Lloyd 
George im Mansion House eine Rede, die nach Form und Inhalt 
eine genau festgesteiite Kundgebung des englischen Ministeriums 
war. Dttse Rede war nichts anderes als eine Drohung an die deut- 
sche Adresse; sie stellte sich auf den Standpunkt, das Deutsche 
Reich wolle England in vitalen Fragen behandeln, als zähle es im 
Völkerkonzert nicht mehr mit, und bezeichnete in einem solchen 
Falle den Frieden um jeden Preis als eine Erniedrigung für England. 

Die deutsche Leitung ist die Antwort nuf dic«^e Hcrntisforderung 
nicht schuldig geblieben. Nachdem Sir Edward Grey nicht soviel 
technische Gewandtheit und Entgegenkommen in der Behandlung 
internationaler Fragen bewiesen hatte, daß er nicht zuerst die 
Antwort aus Berlin auf seine Unterredung mit WoUf-Mettemich 
abwartete, sondern daß er in diese schwebende Aktion hinein den 
ungestümen Lloyd George losliefi, konnte die deutsche Leitung 
nichts anderes tun, als die Bitte ausanisprecfaen, die Berliner Ant- 
wort, daß man deutscherseits in der Tat keine Absichten auf Ma- 
rokko habe, nicht bekannt zu geben, denn diese Stellungnahme 
war kein Ergebnis Lloyd Georgescher Provokationen; im übrigen 
machte die deutsche Leitung der englischen Seite begreiflich: 
erstens, es sei englische Einbildung, daß Deutschland in englische 
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Intetessen etngretÜBti wolle ; zweitens, nur für eine WiederhersCdlui^ 
des Status quo iti Marokko sei die Mitwirkung der Signatarmäcfate 

der Algecirasakte notwendig und gegeben?nf:il!s willkommen; 
drittens, drohende Warnungen könnten Deutschland nur veran* 
lassen, an seinem Rechte festzuhalten. 

Diese klare und energische Sprache der deutschen Diplomatie 
mußte verstanden werden. England und Frankreich hatten sich 
offen und geheim über Marokko verständigt, ohne die Madrider 
Konferenzakte zu achten; Frankreich hatte mit enghscher Bei- 
stimmung die von Deutschland durchgesetzte Algedrasakte mit 
Füßen getreten; wenn jetzt Deutschland endlich den Franzosen 
seine Rechnung präsentierte, dann wollte Bioland bevormundend 
cingreifenf* Jetzt sagten wtrs »«hands o£r\ Es war höchste Zeit 
fiir eine energische Wendung. 

Der deutsdie Botschafter erklärte: „SoUte die englische Regie- 
rung die Absicht haben» cli^ pditnche Lage zu verwickeln und zu 
verwirren und einer gewaltsamen Entladung entgegenzuführen, 

so hätte sie allerdings kein besseres Mittel wählen können, nis die 
Rede des Schatzkanzlers/' Der englische Handschuh wurde also 
aufgenommen, Deutschland fühlte sich jetzt gerüstet, enghsche 
Eingriffe abzuwehren tmd machte daraus keinen Hehl. England 
hatte Vorbereitungen getroffen: beurlaubte Offiziere waren zurück- 
berufen worden, das Nordseegeschmder war in Kriegsbereitschaft 
gesetzt, Pferdeeinkätife fanden statt. Diese militärischen Sicher- 
heitsmafiregeln sind Tatsache; die englischen Überfallspläne, wie 
sie in Deutschland in phantastischster Gestalt g^ilaubt wiuden, 
gehören aber der Legende an« 

Und so kam man der franzSstschen Republik nach Möglichkeit 
entgegen. Auf die Einzelheiten der afrikanischen Gebietsverteilung 
kam es ja im Grunde wenig an; Marokko tmd der Kongo waren an 

sich keineswegs Ehrenfragen für dns Deutsche Reich, und es gereicht 
der deutschen Leitung; nur zum Ruhme, wenn sie die französische 
Empfindlichkeit geschont hat. Auch daß der deutsche Unter- 
händler im Anfang die zwar wertvolle, aber doch allzu exponierte 
Kolonie Togo angeboten hat, war zweifellos taktisch richtig. Frank- 
reich bekam jetzt sein Protektorat Über Marokko, mufite aber die 
Gleicfaberecfatigut^ der deutschen Wirtschafitsinteressen zi^stehen, 
und als Kompensation erhielt das Reich gegen Gebietsausgleich 
„Neukamerun", ein stattliches Stück der französischen Kongo- 
kolonie mit zwei Zugängen zum Flusse Kongo, den sogenannten 
Kongozipfeln, und einem schmalen Stück Küste. Erst allmählich 
wurde auch von den Kolonialfachmännern der objektive Wert der 
Erwerbung anerkannt. Im Anfang überwog die Kritik« Hierbei 
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Spielten die enttäuscfateii Hofibimgen der mdustrieUen Kreise mit, 
ifie an dem ganzen Anschwellen der marokkanischen Frage die 
Ibuptschuld mit tragen. Sie haben auf die nationalliberale Partei 

und die führenden BDtter we«;endich ein 9:e wirkt und damit viel dnsu 
beigetragen, die deutsche auswärtige Politik durch rein materielle 
Gesichtspunkte zu beiastcn. So geschah es, daß man sich in eine 
spottsüchtige und großmäulige Stimmung hineinredete, die zur 
Entwertung der internationalen Versöhnungspolitik Bethmann 
Hollwegs und Kiderlen^Waechters wesentlich beitrug*). 

Auf französischer Seite war es anders: die Auffassung ging 
dahin, daß das Deutsche Reich keinerlei Rechte auf den Kongo 
gehabt und nun durch seinen Vemcht auf die imaginäre politische 
Hypothek auf Marokko sich einen ansehnlichen Gewinn anderswo ver- 
schafft habe* Der Journal des D^bats sprach sogar davon, Deutsch- 
land hätte sich in Marokko die ökonomische Vorherrschaft gesichert, 
und Hanotaux klagte: „Wir besaßen am Kongo ein Reich, und 
man läßt uns Korridore". „Schaffen wir nicht in Afrika ein neues 
Elsaß-LothnngenS"* hatte jary geschrieben, und nun war es doch 
geschehen. 

Aber über den positiven Gewinn der Stunde hinaus hatte 
sich unsere Leitung wertvolle Zukunftsaussichten gesichert. In 
dem Kampf um Afrika besaß nun neben Frankreich und England 
auch Deutschland ein großes klares Ziel: das Zentralafrikanische 
Reich. Bei allen weiteren afrikanischen Entwicklungen hatte 
Deutschland als ein Staat ain Kongo entscheidende Worte mit- 
zusprechen. Ein gröBeres deutsches Aftika zeigte sich am Horizont 
der Zukunft. Und hier war Englands Widerspruch nicht mehr zu 
erwarten: am 37. November 19x1 erklärte Grey, England habe 
keine Expansionsinteressen in Zentralafrikn. Für die Beziehungen 
zu Frankreich bedeutete der Marokko-Kongovertrng aber sicher 
keine Lösung der vorhandenen Gegensätze, sondern nur eine 
Etappe auf einer Straße noch unbekannter Richtung. Clemenceau 
hat das richtig gesehen, wenn er schrieb: entweder wird ein Krieg 
oder eine Allianz aus diesem Vertrage hervorgehen« Er schafft zu 



') Bethmann HoUweg, a. a. O., S. 93; das Maroklco4CcHigD*AUR>nunen: 
Tardieu, Le Mystire etc. behauptet S. 170. bereits im Dezember 1900 habe 
ein deutscher Offizier die französische Kongokolonie betreten und auf ihrem 
Gebiet die deutsche Staatshoheit proklamiert, und diese Aktion sei nur eine 
aus einer ganzen Reihe, durch die Deutschland den französischen Kongo 
bearbeitete. Nach einer Auskunft des Rcichs-Kolonialamts war 1900 die 
Grenze noch nicht vermerkt und es kam häu^ zu derartigen Zwischenfällen, 
da an zahlreichen Stellen Zweifel über die Zugehörigkeit dieses oder jenes 
Dorfes entstand. Es handelte sich dabei um politische gänzlich bedeutuni^ose 
Ereignisse, die meist dttvch ÜbcKuiInauncn der flSdisten tfrtlaclMB Beliöfdca 
beigelegt worden sind* 
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viel Berfihrung^ptiiikte» als daß 65t Untenddmer unabhängig 
bleiben könnten*). 

War nicht eine wirkliche Schlichtung der deutsch-französischen 
Feindseligkeiten von Grund auf nicht möglich gewesen^ Deutsche 
Finanzkreise haben daraufhingearbeitet, die Richtung Caillaux 
war dieser Idee günstig. Wenn sich die französische Republik 
hätte entschließen können, auf Elsaß-Lothringen in feierlicher 
Form, etwa durch eine wechselseitige deutsch-französische Besitz- 
garantie, wie es 1898 vorgeschlagen worden war» zu verzichten, 
dann hittt sie wohl nicht so grofie Opfer an kdonialem Land zu 
bringen brauchen. Diese Lösung ist Frankreich durch einen 
inoffiziellen Fühler nachgelegt wocden, aber die französische Re- 
gierung ist darauf nicht eingegangen. Poincar^ sagte damals: 
„Wir haben Land abgetreten, weil wir keine Rechte abtreten 
wollten." Das war die Richtung, die keinen Frieden zwrischen den 
beiden Ländern aufkommen ließ*). 

Der Kampf um Afrika war ein Kampf mit den Mächten der 
Entente cordiale; er hatte zweimal zur Demütigung Frankreichs 
und cur Wamtmg an England gefOhrt. Jetzt lief er aus in Ver- 
standigungsmöglichkettea mit England und Konfliktaussichten 
mit Frankreich. 



IX. Der Kampf um den Orient: DiezwdteBalkankrise 

Staatssekretär von Jagow endhlt in seinen Erinnerungen^: 
Der Marchese di San Giuliano sagte auf die Nachncht von der 
Panthetfahrt nach Agadir 9» seinem Unterstaatssekretär: ,^Diit 

') JSckh, Deutschland und der Orient nach dem Balkankhege, S. ijaff.! 
Hilfe, 4. November 191 1 (Jäckh), Dr. A. von Danckelmann, Das Kamerun- 
Abkommen vom 4. November 191 1, eine kritische Betrachtung, als Manuskript 
gedruckt, Berlin, April 1912; Jary, a. a. O., S. 145: ,,D'ailleurs, TAIIcmagne 
doit se rendre ooate, gue ses colonies du Togo et du Cameroun enciav^cs 
dam le domatne fran^ab rentreront tAf ou taid dans ootre sph^ d'attractiao 
, . . . Ne cr^ons pas en Afrique une nouvelle Alsace..." S. 258: „En tizUti 
toutes no8 colonies de l'Afrique du nord et de i'Afhque ocddentale et ^uatorialc 
loniMiic m vom gUMBOgiem • • • ocs lernnNrcs cngiODent auM m . enaavei 
itfangires anglaises, allemandes, portugises, les reduisant sauf la Nigeria k 
unc bände coti^ et les privcnts de tout avenir pplicique." Augustin Bernard 
schreibt a. a. S. 4x0t „Sans dout^ ks oonditiofis tomomiques dans te^ 
quelles est reconnu notre protectorat au Maroc sont pour nous des plus fächeuses. 
Le plan de rAllenugne id comme dans d'autres r^gions du pohe, est de nous 
laMMf £ure les frais de la mtse en valeur pour en retirer elle-meme les ben^ficcs; 
* ses meilleurs colonies sont les colonies des autrcs. II faut joindre ä cela les 
difiicultes et les p<^nls de toute sorte que nous reserve la zone espagnoie, abri 
iveatucl d'iafiuenoes tonomiques toangfcres et notammcnt allemandes. Enfin 
notre diplomatie a renonc6 aux avantages mcompaiaMci qite nous p o ur riom 
retirer de notre frontüre alg^rienne." 

*) Verzicht attf Blsaß-Lothringen : Tardieu, Le Mysttoe et«^» S. 540. 

*) G. von Jagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges» a* 47« 
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Stunde von Tnpolts nähert sich für It.i!ien." Wir sehen hier klar 
vor uns die VerknüpfuiiG; der großen politischen Ereignisse. 

Der Orient Heß die großen Mächte nicht ios. Trotz der Sehn- 
sucht nach dem Status quo, die bei allen europäischen Großmächten 
außer Rußland gleich ehrlich gewesen ist, geht der Kainpi um den 
MÜberseetschen" Besitz der Türkei weiter. Tiefe» volksdynamisdie 
Krüfte quellen empor; die lockergewordene Aktivität der groBen 
Mächte wird von neuem gespamit. Von Italien und den Staaten 
der B.ilkanhalbinsel gingen die weiteren Antriebe aus. 

Die jungtürkische Revolution war für die deutsche Stellung 
in Konsfantinopel eine schwere Gefahr. Aber es war doch schon 
ein wichtiges Symptom, daß der militärgewaitige General Mahmut 
Schcwket gleich nach semem Einzüge in Konstantinopel dem 
Freilierrn von Marschall einen freundschaftlichen Besuch machte^). 
Und nach einem Jahre war unser Botschafter, begünstigt durch 
die Fehler seiner französischen und engltsdien Nebenspieler, 
genau so beliebt und unentbehrlich bei den neuen Machthabem, 
wie er es bei den alten gewesen war. Als 1910 die Jungtürken eine 
Anleihe in Paris haben wollten und auf Schwierigkeiten stießen» 
ging der Direktor der Deutschen Bank Helfferich nach Konstant!- 
nopel und machte sie in wenigen Tagen. Frankreich hatte die 
Gelegenheit benutzen wollen, die Türkei politisch von sich ab- 
hängig zu machen, die Londoner Börse hatte durch SprÖdigkeit 
diese Wünsche unterstützt. Deutschland zeigte sich politisch 
uneigennützig und erwarb so neues Vertrauen'). In dasselbe Jahr 
fillt der Verkauf der beiden deutschen Ktiegsschifie „Kurfiirst 
Friedrich Wilhelm" und ,,Weißenburg" an die TQrkei, eine inter- 
nationale Liebenswürdigkeit von demonstrativer Geltung. Die 
deutsche Position im Orient wurde also gehalten und fortentwickelt« 

Österreich-Ungarn verfolgte nach der Annexion eine ganz 
zurückhaltende, durchaus staatsmännische Politik. Die Annexion 
war mit dem vollen Bewußtsein der schweren Verantwortung voll- 
zogen worden ; nunmehr erklärte sich das amtliche Österreich für 
saturiert, oime auf die Phantasien der schwarz-gelben Überpairioten 
Rücksicht zu nehmen. Die bosnischen Bahnen wurden eingleisig 
und schmalspurig gebaut; jeder Gedanke an eine territoriale Aus- 
dehnung nach dem Südosten wurde von der österreichischen Lei- 
tung femgehalten. In diesem Sinne wirkten übrigens auch die 
^arischen Interessenten Osterreich- Ungarns, die jede, auch nur 
wirtschaftliche Verbindung mit Serbien bekämpften. 

Nichtsdestoweniger machte sich jetzt mehr und mehr der 
italienische Machtgedanke, durch Österreichs großen Erfolg ange- 

') Brauer, Mirschnll von Biberstein, a. a. O. 

') Oberst Schwertfeger, Zur eurofNUschea Politik, Bd. 3, S. 909. 
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stachelt, geltend* Die österreidusche KoiOBasion 1908, der Ver- 
zicht auf die Seepolizeirechte an der montenegriniscfaeii Küste» 
die dem Verzicht auf den Sandschak noch nachfolgte, schmeichelte 
zwar, schon aus dynastischen Grimden, der itahenischen öffent- 
lichen Meinung, und die Marinesentimentalität fühlte sich be- 
friedigt. Aber das hielt nicht lange vor. Die österreichische Leitung 
tat alles, um Italien zu beruhigen: Aehrenthal kam zu der Munster- 
begegnung von Desto mit dem „Ölzweig des Balkans", wie ein 
Freund Tittonis damals sduieb^). 

Wir sahen schon, wie das junge Italien» vom Glück verwöhnt, 
sich der Weltpolitik m widmen begann. Im Schicksalsjahre 1903 
war der Dreibund wieder erneuert worden, genau in der urspcöng- 
liehen F2<s<;nnö;, sowie es vorher und nachher bei den Erneuerunf^en 
immer geschehen ist. Die ursprüngliche F.issung ist auch niemals 
durch Klauseln oder Geheimartikel irgendwie modifiziert worden. 
Dagegen haben zwischen den am Dreibund beteiligten Staaten 
Verabredungen bestanden, die dem Dreibund für bestimmte Ma- 
terien einen besonderen Sinn gaben. Und ebenso hat es aus der Zeit 
Prinettis, seit dem Anfang des Jahrhunderts zwischen Italien und 
Frankreich eine geheime Verabredung gegeben, die die Wirksam- 
keit des Dreibundes einseitig begrenzte und mindestens für eine 
Reihe von Jahren z^wischen Frankreich und Italien einen Krieg, 
ja jede militärische Einwirkung ausschloß. Der Dreibund hat im 
Laufe seiner Geschichte entsprechend der politischen Gesamtlage 
immer einen neuen Charakter bekonunen. Seit 1902 wurde er für 
die deutsche Leitung immer mehr zu einem Garantieinstrument in 
erster Linie zur Schlichtung orientalischer Schwierigkeiten*). 

Ffir das neue Italien es swei Möglichkeiten politischer 
Entwicklung t die eine war mehr kolonialer, die andere mehr konti- 
nent ^kr Nattir. Italien konnte sich entweder durch den Besttc 
von Tripolis zu einer Mittelmeetmacht ersten Ranges aufschwingen 
oder sich durch Erwerbungen auf dem Balkan im Orient eine große 
Stellung verschaffen. Bei seinen Kräfteverhältnissen mußte Itahen 
zwischen diesen beiden Möglichkeiten wählen. Aber der Pan- 
italianismus wollte beides zugleich und verband damit noch die 
alten Forderungen der Irridenta sowie Ansprüche auf die Inselwelt 
des AgSischen Meeres. Vergebens bekämpfte San Giuliano die 
Politik des gr5fien¥«hnsinnigen Imperialismus und vertrat den 
Standpunkt, daß Italien das Mittelmeerprogramm verfolgen und 
den Balkan den BalkanvÖlkem überlassen sollte. Die Eifersucht 
auf östeneacb ließ der unruhigen öffentlichen Meinung Italiens 

') Deutsche Aushodspolitik usw., Leipzig 1910. 

*) Italien und der Dreibund : Mevi'I, a. a. O., S. i^j; Grcindl an Davignon, 

17* Apnl 1909; Fürst BüJow» a. a. O,, S* 31* Hammann a. a. O. S. 109. 
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aber keine Ruhe; man verlangte „Kompensationen" in Südtirol 
und gerade aui dem Balkan. Hier hatte Italien die Chance der 
8chw9cl]steii Großmacht zwischen etfenftcfat^en Stari^en, wie es 
sich etwa darin zeigte, daß an der Spitze der mcemationalen Polizei 
in Mazedonien ein italienischer Greneral berufen worden war. 

^ Wir wissen^ daß Tripolis durch Geheimverträge schon seit 
langem durch die Mächte der Entente cordiale Italien zugesichert 
worden wir. England hatte für Tripolis seinen ursprünglichen 
Standpunkt der Integrität aufgegeben, den es noch 1902 durch 
Entsendung von Kreuzern nach Tripolis betont hatte. Nach der 
bosnischen Krise fanden sich nun in sehr bezeichnender Weise 
die beiden von Österreich-Ungarn ,,benachteili^ten" Mächte zu- 
sammen, Italien und Rußland, Im Oktober 1909 trafen sich der 
Zar und der Kdnig Victor Emanuel in Racoonigi, begleitet von ihren 
Ministem. Der Zar vermied durch einen Riesenumweg öster- 
reichisches Gebiet und zeigte damit noch einmal, wie tief die Ver- 
stimmung von früher her saß. Auf dieser Zusammenkunft wurde 
Italien auch die russische Zustimmung zur Erwerbung von Tripolis 
gegeben. Italien verpflichtete sich auf der anderen Seite, sich 
gegenüber Rußland in der Meerengenfrnge wohlwollend zu ver- 
halten, kernen weiteren Machtzuwaciis Österreichs auf dem Balkan 
zuzulassen imd legte seine Interessen an Albanien fest. Darin lag 
eine illoyale Verletzung des dsterreicfaisdi-italienisclien GefaeimalK 
kommen» von 190X Aber beidetsettigesDesinteressement in Atbanicn. 
So war hier, schon längere Zeit vorbereitet — N. W. Murawiew,der 
russische Botschafter in Rom, wirkte besonders dabei mit;, ^ eine sehr 
wichtige anttösterreichische politische Kombination entstanden, 
deren gemeinschaftliches Interesse mit den südslawischen Idealen 
deutlich war*). Über das neue Königreich Montenegro und das 
zu kurz gekommene Serbien reichten sich Italien und Rußland die 
Hand. Zwischen Rom und Petersburg blieb seitdem die Verbindung 
eng. Rom wurde gewissermaßen der Umschlagplatz, an dem die 
Dreibundintenia der feindlichen Mächtegruppe ausgeliefert wurden. 
Seit Racoooigi war die deutsche Leitung d^dialb gegenfiber Italien 
vorsichtig. 

Eine überaus günstige internationale Lage hat dann Italien 
benutzt, um seine Ansprüche auf Tripolis zu realisieren. Als das 
Deutsche Reich mitten in der zweiten Marokkokrise stand, im 
September 1911, begann Itahen seinen Eroberiinqskneg gegen die 
Türkei. Für die deutsche Leitung wiederholte sich die Schwierig- 
keit von 1908 — wiederum ging ein Dreibundgenosse gegen cUe 
befreundete Türkei vor. Es gab Politiker, die jetzt den Zeitpunkt 

'j Die Kolie N. W. Muravnews: Troubetzkoi, a. a.O., S« lao; Tnpolia- 
kxieg: Brauer, MaisdiaU von BSbmeia, a. a. O. 
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für gekommen hielten, mit Italien zu brechen. In erster Linie 
ist hier der Botschafter Graf Monts zu nennen, der wahrend semer 
rdmischeti Zeit genügend Eiabltcke getan hatte, um die deutsche 
Lcitiuig vor der machenden italiemschen Politik zu warnen. An 
flieh stauod der Inhalt des Dreibundvertrages aber den italienischoi 
Unternehmungen nicht im Wege. Italien war für afrikanische 
Aktioilen nicht an unser Einverständnis gebunden^. Für die deut- 
sche Leitung waren außerdem noch folgende Erwägungen maß- 
gebend: gerade Tripolis, das infolge langjähriger Vernachlässigung 
nur in einem sehr losen Verhältnis zur Türkei stand, war an sich 
ein wenig geeigneter Anlaß für eme große Initiative von deutlicher 
Seite. Wir durften femer nicht die Abrechnung mit Frankreich 
durch eine derartige Verwicklung verderben, deren Ausd^ung 
nicht zu übersehen war und wahrscheinlich auch die begonnene 
Verständigung mit Rußland vernichtet hätte« Tripolis war ebenso» 
wenig wie Marokko ein Ehrenpunkt für uns. Das tiefe Dilemma 
der deutschen Position kam allerdings wieder recht zum Ausdruck: 
Deutschland engagierte sich mit stark betonter Absicht m Übersee 
und mußte dann dem überragenden Kontinentalinteresse das 
Wei>cntlichste opfern. 

Endlich war aber auch die Beschäftigung Italiens in THpoüs 
vom deutschen Standpunkte aus nicht so ungunstig, weil das italie- 
nische Hxpansionsbedürfnis von Österreich und dem Balkan einst- 
weilen abgelenkt wurde. Für manchen Politiker, besonders gerade 
Air den Freiherm von Marschall, der nun auch noch die Italiener 
in Konstantinopel zu beschützen hatte, war die von der deutschen 
Leitung beschlossene Zurilckhaltung wohl bitter*). Seine natür- 
liche Vermittlerrolle versuchte Deutschland zum beiderseitigen 
Interesse, leider vergebens, nut::bar zu mnchen. Gleich nnch dem 
Ausbruch des it.ilienisch-türkischen Krieo;ts konnte unser damaliger 
Botschafter in Rom von Jagow der italienischen Regierung eine 
Lösung anbieten, die Italien eine ähnliche Stellung in Tripolis 
verschafft hätte, wie sie England in Ägypten besaßt). Italien hätte 
dadurch einen schnellen und guten Erfolg gehabt, die Türkei wäre 
vor weiteren Schwierigkeiten bewahrt geblieben. Marchese di 
San Giuliano war mit dem deutschen Vorschlag einverstanden; — 
Giolitti war es» der die Ablehnung durchsetzte. So mußten die 
Dinge denn ihren Gang gehen. Deutschland* hielt trotz allem am 
Dreibund fest, in dem man, aller möglichen Konflikte zwischen 
Österreich und Italien ungeachtet, doch das entscheidende Hinder- 



>) Bethmana HoUweg, a. a. O., S. 73. 

■) Zur etifopKaebca Politik» ed. Sda m ttStgfit, Bd. 3, S. 369. 

*) G. TOB Jafow, Unadu» und Ainbrach des Weltktkgea, S. 48. 
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nis sah, daß in irgendeiner internationalen Lage eine der drei Mächte 
sich den Feinden der anderen aktiv anschließen könnte. 

Dennoch: seit dem Ausbruch des Tripolisknet^es war an eine 
iiiedliche Weiterentwicklung des Lebens der großen Mächte 
schwer zu glauben« Hr ist in der Tat das verhSngnisvoUe Ereignis 
gewesen, dsa die Kriegsgefahr chronisch inachte* Seit dem Sommer 
Z91Z war die Lage immer ernst, es gab auf dem Kontinent nur noch 
Erleichterungen, keine eigentlichen Entspannungen mehr. Die 
große Hoffnung der deutschen Leittmg wurde jetzt, als sich Rußland 
wiedertim entfernte, hiit England in ein so vertrauensvolles Verhält- 
nis zu kommen, daß es nicht teilnahm an dem möglichen Kontinen- 
talkrieg. Von diesem Gesichtspunkt aus ist die deutsche Stellung- 
nahme in dem weiteren Kampf um den Orient zu verstehen. 

Die erste ungünstige Folge des Tripoliskrieges war diese: die 
für die große Pditik erwarteten Nachwirkungen der Potsdamer 
Entrevue wurden gestfirt* 19x1 versuchte der nisstscfae Botschafter 
in Konstantinopel Tscharykow die Iswolskischen Pläne von 1908 
auf eigene Paust wieder aufzunehmen und die Dardanellendurch- 
fahrt zu erlangen, wofür Rußland dann der Türkei den Besitz von 
Mazedonien gegen die Balkanstaaten garantieren sollte. Die deut- 
sche Leitung mußte durch einen offiziellen Schritt in Konstantinopel 
dagegen Einspruch erheben, und das amtliche Rußland ließ Tschary- 
kow fallen: er wurde Anfang 1912 abberufen. Man sieht, wie die 
allrussischen HeiBspome &sonow kompromittierten, der jetxt 
und später noch loyal in Zusammenarbeit mit dem russischen 
Botschafter Grafen Ostend-Säcken in Berlin an dem Potsdamer 
Programm festzuhalten versuchte* Bethmann Hollweg nennt den 
letzteren den Typus des gediegenen Diplomaten alter Schule, — 
es gab leider jüngere und leidenschaftlichere Vertreter'). Diese 
Zwiespältigkeit der russischen Politik ist für die ganze Folgezeit 
charakteristisch. 

Alle politischen Fuhrer der Staaten der Balkanhalbinsel haben 
den Gedanken eines Balkanbundes verfolgt^). 1896 trug König 
Aleacander von Serbien die Idee eines solchen Bundes, an dessen 
Spitze die Türkei stehen sollte, dem Sultan vor; RuBland war 
diesem Plan feindlich, und um sidi von Rußland los zu machen, 
hat der große Bulgare Stambulow auf eine bulgarisch-türkische 
Kombination hingear^^eifet. Fürst Carol von Rumänien hatte schon 
in den sechziger Jahren einen Balkanbund angeregt. Aus dem 
russisch-österreichischen Gegensatz heraus mußte diese Idee immer 
wieder entstellen. Die serbischen Interessen wiesen mehr gegen 
Österreich, die bulgarischen mehr gegen die Türkei; Griechenland 

') Bethmann Hollweg, a. a. O., S. 3 und 4, 

') Jäckh, Dtttlscfahiia im Ofkot nadi dtm Balloiikntg; S. lozf* 
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konnte unter allen Umstanden gewinnen. Schon verhältmsmäß^ 
lange war auch in der europaischen öffenth'chen Meinung von dieser 
Kombination die Rede. So ist etwa der „Temps" am 8. Januar 
1907 in aetnem Leitartik^ £&r eme bulganscfa-serb»di-motice- 
negrinische Union eingetieten, die ihre Spitze sofwohl gegen Öster- 
reich wie gegen die Tfirkei riditen sollte* Der Artikel hat damals . 
großes Aufsehen gemacht. Sowohl für Österreich wie für die 
Tfiiket b^ostete eine derartige Möglichkeit die große Gefahr; 
wenn aus den vielen verfehdetcn Kleinmachten eine Großmacht 
wurde, so war allein schon durch die politisch-militärische Massie- 
rung eine andere Gewichtsverteilung und damit ein ganz neues 
politisches Moment in Europa gebildet. Iswolski hatte auf einen 
Balkanbund mit der Türkei an der Spitze mit der Richtung gegen 
Osterteich hingearbeitet* Der russtscfae Gesandte in Belgnul von 
Hartwig stammte aus seiner Schule, er nahm mit anderen 
Vertretern des allrussischen Gedankens diese Idee auT). Die 
Zersetzungsmomente in der ^tenekh-ungarischen Monarchie 
schienen gewisse Aussichten zu versprechen. Die Aufstände in 
Albanien gegen das jungtürkische Regiment, die Möglichkeit einer 
gewissen Verselbständigung machte die Lage, besonders für Serbien, 
prekär. Wie stellte sich nun Bulgarien dazuf* Wir wissen schon, 
daß Bulgarien im Kampfe gegen Rußland groß geworden war und 
so nur groß bleiben konnte. Sein kluger König Ferdinand wollte, 
wie jeder Staatsmazm von Rang, einen Krieg vermeiden; er ging 
von dem zweifellos treffenden Gedanken aus» daß ohne Risiko an 
materiellen Werten, ohne Verlust an Blut der Kriegspreis für 
Bulgarien dtuch diplomatische Abmachungen zu erreichen sei. 
Seine Idee war, wenn irgend möglich, die europäische Türkei 
friedlich zu liquidieren. Und so verständigte er sich zunächst mit 
Serbien über ein militärisches Zusammenarbeiten für den Kriegs- 
fall, sowolil gegen die Türkei, wie eventuell gegen Österreich- 
Ungarn. Ruidiand hat bei dem Abschluß mitgewirkt und i>icli das 
Scfaiedsrichteramt vorbehalten; i?«giatt<i und Frankreich haben 
von Anfamg darum gewußt*). Mit diesem Abkommen in der Tasche 
machte er im Sommer 19x2 offizielle Besuche in Wien und Berlin, 
um die Lage zu schildern und eine Verständigung zwischen den 
deutschen Mächten und der Türkei über die Balkan-Liquidations^ 
masse anzuregen. Die deutsche Leitung trug aber Bedenken, 
von sich aus das Balkanproblem aufzurollen; sie hatte sich Rußland 
gegenüber auf den sutus quo verpflichtet; ähnliche Abkommen 

>) Hartw^ Rollet BejFei» an Davignon, 4. April 1013; König Fcfdüunds 
Politik: Ritter, a. a. O., S. 12; Minister Rizow, a. a. O. 

^ Deutsches Weißbuch betr. die Verantwortlichkeit der Urheber des 
Krieges, Anlage VII u. VIIL Ktcr tahlfdclw Eusdhciten* 
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bestanden zwischen den anderen interessierten Mächten; die Ver- 
ständigung mit England war im Gange — es lag kein Zwang vor, 
die Initiative zu Veränderungen zu ergreifen, auch wenn das Ver- 
trauen zur Person König Ferdinands größer gewesen wäre. Kidcr- 
len-Waechter, dessen Balkankennerschaft die Berliner Auffassung 
der intemationalen Lage maßgebend bestimmte» gab der König 
Ferdinand gegenüber gebotenenVorstcfatdamals im GespiSch mit dem 
serbischen Geschäftsträger in Berlin, Bogfaitscfaewitsch, drastischen 
Ausdruck*). Er wußte Bescheid über den Vertrag Vfnsdsea 
Bulgarien und Serbien, den König Ferdinand vor tms und 
Österreich verheimlichte. Wenn die Balkanstaaten stark genug 
waren, sich durchzukämpfen, dann war damit ein europäisches 
Novum gegeben; es gab Sachverständige, die an dieser 
Stärke zweifelten. Dem König Ferdinand wurde damais die 
Inhaberschaft des 4. Thüringischen Infanterie-Regiments verliehen 
— eine Art dynastlscb-hölischer Trost för den Korb« den er be- 
kommen hatte*). — Bs ist nun dem Könige von Bulgarien gelungen, 
die gegen Österreich gerichtete Spitze der Balkan-Kombination 
gegen die serbischen und allrussischen Wünsche umzubiegen, 
und da nun die bulgarische öffentliche Meinung mit Ungestüm 
auf cme kriegerische Lösung und auf die Befreiung der maze- 
donischen Brüder drang, so ergänzte er am ig. Juni 1912 das Bünd- 
nis mit Serbien durch militärische Abmachungen und schloß zu- 
gleich mit Serbien im Juli und August eine Müitärkonvention mit 
Griechenland und Montenegro gegen die Türkei. Wk wenig die 
Allrussen oder gar das amtlidie Rußland an dieser letxten Wendung 
beteiligt waren, beweist die Tatsache, daß Ruffland Serbien un- 
mittel^ vor Kriegsausbruch den Rat erteilte, Bulgarien im Stiche 
zu lassen. Der Balkanbund war in seiner tatsächlichen letzten 
praktischen Ausgestaltung ein Werk König Ferdinands von Bul- 
garien, und er hatte deshalb im Grunde beinahe mehr die Richtung 
gegen Rußland als gegen die Türkei, Denn eine Liquidation der 
europäischen Türkei ohne russische Hegemonie und Vormacht- 
stellung in Konstantinopel war ein Schlag gegen den Grundgedanken 
des AUrussentums. Rußland zahlte, wie wir sehen werden, Bul- 
garien diese Tat heim. 

Der Ausbruch des Balkankrieges kam also für die deutsdie 
Leitung nicht überraschend; sie hatte, leider ohne Erfolg, sogar 
vor der Katastrophe die deutsche Großfinanz gewarnt. Über- 
raschend für alle europäischen Großmächte war aber der mili- 
tärische Zusammenbruch der Türkei. Gewiß lagen in dem Kampf- 
feld der türkischen Armee außerordentUche Schwierigkeiten. 

Boghitschewitsch, a. a. O. S. 38 — 39. 
') Vgl. auch Deutsche Tageszeitung, 18. Oktober 1913. 
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Mahmut MukcUr Pascha telegraphierte damals an seinen Vater, 
den Gfofiwesir: »jWif befinden tins auf unserem eigenen Grund 
tmd Boden mitten in Peindesland/' Die eutopäiscfae Herrschaft . 

der Türkei war ja seit langem ausgehöhlt. Aber daß das jung- 
türkische Regiment so sehr in allen Punkten die Rüstungen und 

Heeresfühning vernachlässigt hatte, war doch erstaunlich. 
Die diirchschlas^enden Erfolge der Balkanstaaten schufen eine 
völlig neue Lnge. Wie reagierten die Großmächte?* 

Es ergab sich eine neue Grnppierune^ der Großmächte, die 
zwar nur eine Erleichterungs-Kombination des Augenbhcks war, 
aber doch von großer politischer Wirkung sein sollte. Wenn vor 
Kriegsausbruch Iswo^d und auch Grey einen Zusammenstoß 
der Dreiverbancbmächte mit den Mittelmächten erwogen hatten, 
so gestaltete sich jeta^ die Gesamtlage um'). Den aktiven Balkan^ 
Interessenten, Rußland, Österreich-Ungarn und Italien^ stellte 
sich eine Gruppe von inaktiven Balkan- Interessenten gegenüber, 
das Deutsche Reich, England und Frankreich. Das Deutsche Reich 
fand sich mit den Mächten der Entente cordiale in dem Wunsch 
zusammen, den europäischen Frieden zu erhalten und den Kampf 
auf dem Balkan zu lokalisieren. Es vollzog sich eine Annäherung 
zwischen dem Deutschen Reich und der französischen Repubhk. 
Sie verständigten sich dar&ber, auf ihre gegenseitigen Verbündeten 
Rußland und Österreich-Ungarn in denselben Sinne einzuwirken. 
Poincar^ ergriff persönlich die Initiative xur Erhaltung des Friedens 
und des Status quo. In Zusammenhang damit trat die zwischen 
England und dem Deutschen Reich bestehende Verständigungs- 
aktion; die Beziehungen waren unter dem großen Eindruck der 
Ereignisse itn Orient besser als seit langem: England mußte eine 
Stärkung Rußlands fürchten. Der Ton der Presse wurde angenehm 
versöhnlich. Ahnlich wie bei den ostasiatischen Schwierigkeiten 
1900 ging durch die große europäische Politik jetzt das elementare 
Gefühl, daß man angesicfats dwser orkntalischen Umwälzungen 
eben doch stark aufdnander angewiesen war« Der in der Politik 
häufig entstehende Solidaritäts-Gedanke, wenn eine neue, noch 
schwer abschätzbare Macht aufkommt, macht es sich jeta^ gegen^ 
Über dem Balkanbunde geltend» 

Die Erfolge der Balkanstaaten waren 9U groß, als daß an 

eine Erhaltung des Status quo zu denken war. Der Krieg machte 
auch hier alles neu. Das Prinzip, das nunmehr am besten die Er- 
haltung des Friedens zwischen den großen Machten zu ermöglichen 
schien, war der Nationalitätengesichtspunkt: nach ihm sollte die 
türkische Beute verteilt werden. Es war bei den außerordentlich 

^) WeiBbudi betrefiieiid die Venntivocdiclikeit usw*, S* 175 f. 

T»lMlln. DnlMUMdi AWwpolllft. B 
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verwickelten ethnischen utid fdigiösen VerhalttUBseo eine scfar 

schwierige Aufgabe. 

Betrachten wir nunmehr die Rückwirkung des Balkanum- 
schwurtges auf Rußland. Der slawische Gedanke bekam einen 
ungeheuren Antrieb. Das Allrussentum gab sich nun wieder 
sehr panslawistisch und betonte seine Protektorschaft beim Balkan- 
bunde. Natürhch rechneten die Balkanstaaten mit diesem Rück- 
halte; jeder eimdne hielt sich fOr das T«iebKngslnlnd> imd Serbien 
in erster Linie glaubte die Zeit gekommen, die letzten Träume 
zu verwirklichen. Seine erneute Forderung des Zuganges zur 
Adm rief nun aber wieder wie 1909 Osterreich-Ungam auf den 
Plan, und die russische Leitung wurde bestimmt von starken 
großfürstlichen und höfischen Antrieben, die den großen slawischen 
Augenblick zum Losschlagen benut::en wollten. Von dem russi- 
schen Ministerium des Auswärtigen gingen dauernd Beschwichti- 
gungs- und Beruiugungswinke nach Belgrad, die im merkwürdigen 
Gegensatz zu den änfiflsteruimen des russ^cfaen Gesandten 
von Hartwig und den fraglos vertraulichen Wechselbeziehungen 
serbischer und Petersburger Kreise entstanden. Selbst der fran- 
zösische Botschafter in Berlin, Cambon, beschwerte sich einmal 
in einem mitteilsamen Augenblick bei einem deutschen Staatsmann 
über die UnZuverlässigkeit der phantastisch-wankelmütigen rus- 
sischen Politiker, die selbst mit Frankreich ihr launisches Doppel- 
spiel trieben. Doch auch in Wien hielt eine starke und einfluß- 
reiche Partei bei der Zügellosigkeit der serbischen Herausforde- 
rungen den Augenblick ^um Appell an die Gewalt für gekommen. 
Die deutsche Leitung hatte biei ihren augenblickli^ besseren 
Beziehungen zu England und Frankreich keinerlei Interesse daran» 
um des Balkans willen in einen Krieg mit Rußland zu geraten 
und dämpfte nach Möglichkeit. Hätte das Deutsche Reich den 
Krieg gegen Rußland überhaupt jemals aus ehrgCttigen Motiven 
gewünscht, so gnb es kerne günstigere Stunde. 

In demselben Sinne wirkte Konig Ferdinand von Bulgarien. 
Er kannte die wahren Ziele des Allrussentums zu gut, um sich als 
sein Werkzeug gebrauchen zu lassen. Im November 1912 gmg 
der bulgarische Minister Danew nach Wien, um darauf anfoierloam 
zu machen, daß die bulgarische Armee durch Cholera geschwächt 
sei, daß Bulgarien sich habe vertraglich verpflichten mflssen, Serbien 
in einem Kriege gegen Österreich-Ungarn beizustehen, und daß das 
unerwünscht wäre; wolle Österreich sich zurückhalten, dann sei Bul- 
garien bereit , Serbien zur Nachgiebigkeit in der albanischen und adri- 
atischen Frage zu bewegen. Bulgarien spekulierte also wiederum, wie 
vor Ausbruch des Krieges, auch mitdem Kredit der deutschen Mächte, 
und Österreich-Ungarn vermied es, gegen Serbien loszuschlagen. 
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Der Fortgang der Ereignisse wurde wesentlich durch das 
Zusammenarbeiten der deutschen und der ^giiyiigti Leitung 
beAt'nimt. Kiderlen piägte das Wort von der »^besondeis ver- 
trauensvoll und fretuidschaftlichen Intimität". Frankreichs Kon- 
gießgedanken £uiden bei der deutschen Leitung b^reiflicherwetse 
wenig Interesse; die englische Idee einer ständigen Botschafter- 
konferenz wurde dagegen sehr beifällig aufgenommen, da, rein 
technisch, die Verständigung über strittige Fragen so erleichtert 
wurde, während bei dem Gedankenaustausch von Kabinett zu 
Kabinett viel kostbare Zeit verloren gmg. Es war der deutschen 
Leitung durchaus angenehm, daß diese Konferenz in London 
stattfinden sollte und aicfat in Paris, wo die alten Kämpfer Tittom ' 
und Iswolslci die deutsche Position nur etsdiwert haben würden« 
Freilich gelang es der Londoner Botschafterkonferenz nicht, rasche 
Ergebnisse zu erzielen. Ffir jdie deutsche Leitung hatte die Welt- 
lage durch den Balkankneg einen bisher unbekannten Grad von 
Spannung und Ladung erreicht: das Maß der Wirkungen und 
Gegenwirkungen hatte sich außerordentlich geweitet. Im Vergleich 
zu der Orientkrise von 1908 auf 190g sind alle Geschehnisse groß- • 
artiger tmd gehen noch ganz anders ans Leben der Völker. Vor 
allem droht ragend und wucht^ RuBland« Der Weltkrieg kOndet 
sich an* 

Durch zwei Momente gewann nun Deutschlands Lage er- 
hebliche Stärkung. 

Das erste Moment war: der Dreibund wurde vor der Ablaufs- 
zeit erneuert. Auch hier war die Lage im Vergleich zu 1909 ver- 
ändert, und zwar zu unseren gunsten. Italien mußte einsehen, 
daß es gegenüber dem Vordrängen der Sudälawen und der Griechen 
doch auch gemeinsame Interessen mit Osterreich besaß. Die 
grofiserbische Idee madite eine kräfuge Abwehrstellung notwendig; 
sie sollte in einem selbständigen Albanien geschaffen werden. 
Dieser Gedanke führte noch einmal die Dreibundstaaten tu ge- 
meinsamem Handeln zusammen. Die öffentliche Meinung in 
Italien begrüßte die Dreibunderneuerung im September 1912 
mit besonderer Wärme. Itahen hatte sich an Tripolis und den 
Ägäischen Inseln, die es noch immer besetzt hielt, für den Augen- 
blick Entschädigung und Arbeit genug aufgeladen; es war mili- 
tärisch nicht übermäßig imstande und konnte also seine alten 
Freunde wieder gut gebraticfaent nachdem es solange geklagt 
hatte, Deutschland und österreicfa hätten alle Vorteile für s^ ge- 
nommen, und niemand habe ihm für Tripolis ^.sekundiert". 

Noch einmal siegte die maßvolle Politik San Giulianos. Die 
deutsch-italienischen Begehungen wurden wieder besonders wann. 

8* 
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Deutschland glaubte sicher auf Italien rechnen zu dürfen, auch 
im Emstfall. Es besaß dafür persönliche und sachliche Bürg- 
schaften. Der Dreibund wurde ergänzt durch eine Marinekonven- 
tion, die «wischen Italien, Österrddh-Ungam und Deutschland 19x3 
abgeschlossen wurde, wonach im Kriegsfalle die drei Flotten ge^ 
meinsam operieren sollten, um so rasch als möglich die Seeherr- 
schaft im Mittelmeer zu erringen'). Itah'en hoffte also damals, 
durch die Hilfe der Mittelmächte die Südsiawen von der Adria 
abzudräne^en. Jene Furcht vor England, die dann 1914 ein so 
maßgebender Faktor gewesen ist, scheint es ein Jahr vorher noch 
nicht gehabt zu haben. Damals stand eben die deutsch-englische 
Verständigung in Aussicht. 

Das zweite Moment der Stärkung der deutschen Stellung 
ergab sieb aus dem Umschwung in der TürkeL Gegen die von der 
Londoner Botschafterkonferenz mitvertretenen Pocderungen erhob 
sich Anfang 191 3 das nationale Osmanentum unter Envers Füh- 
rung« Die Jungtürken waren noch in erster Linie von Sympar 
thien für England und Frankreich erfüllt, der Kriegsminister 
Nasim Pascha war ein Zöghng von St. Cyr, — in Enver kam ein 
gesunder Geist ans Ruder, der gegenüber dem optimistisch-hberalen 
Nationahtätenstaatsprinzip die Konzentration nnf die militärisch- 
agrarische Überlieierung vertrat, wo^u sich m der asiatischen 
Türkei, in erster Linie in Anatolien, die Grundlagen boten, freilich 
nicht mehr in den Formen des Abdul Hamidschen Despotismus, 
sondern in den Formen des modernen Ver&ssungsstaates unter 
Betonung des islamitischen Gedankens. Es war der deutsche 
Geist und das deutsche Vorbild, das damals in Konstantinopel 
siegte: Envers erster Besuch galt dem deutschen Botschafter. Diese 
neue gekräftigte Türkei konnte für die deutsche Leitung viel- 
leicht sogar bündnisfähig werden. Für den Augenblick verhin- 
derte der müitansche Nationahsmus der Türken, der sich Adria- 
nopel nicht nehmen lassen wollte, eine friedliche Löstmg der Balkan- 
krisis, und so prägte sich immer mehr der astenre^-russiscfae 
Gegensatz atis. Die deutsche tmd die englische Leitung arbeitete 
gemeinsam eifrig an einer Entspannung« Als Ende 191 2 der Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Petersburg uäd 
■^X^ien bevorstand, ließ die englische Regierung in Pnri-^ und Peters- 
burg wissen, daß England nicht gewillt sei, an einem Kriege teil- 
zunehmen. Ebenso versuchte Frankreich eifrig in Petersburg 
und an den Balkanhöfen zu vermitteln. Österreich gegenüber 

^) Die politischen Geheimverträge Österreich-Un^mtis 1879 — 1914, 
nach den Akten des Wiener Staatsarchivs herausgegeben und erläutert von 
Dr* Alfred Franzis Pribram, erster Band (Wien und Leipzig, Wilhelm Brau- 
mOller« zgao). 
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machte Deutschland kernen Hehl daraus» daB es sich nicht m 
einen Krieg hineinziehen lassen wollte. Ab der Enhenog Franz 
Ferdinand Ende 19x2 in Berlin gewesen war« erschien wenige Tage 
nach seiner Abreise in der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung'* 
ein offiziöses Communiquö, das die über die österreichischen 
Rüstungen erregten Gemüter beschwichtigen sollte. In Wien 
war man darüber sehr unzufrieden, und der Erzherzog-Thronfolger 
beschwerte sich in Berlin über diese Erklärung. Bethmann Holl- 
wegs und Kiderlen- Waechters Politik war voUig klar und wurde 
auch von dem belgischen Diplomaten so verstanden; sie näherte 
sidi der nach atiBen entschieden friedfertigen Pditik von England 
und Frankreicfa')* 

Rußlands Druck dauerte aber an. An der österreichischen 
Grenze wurden große Truppenmengen auf Kriegsfuß gesetzt, 
und die Erklärung, daß es sich um eine Probemobil machung handele, 
war gerade kerne Friedensgarantie. Österreich mußte mit den 
gleichen Maßregeln sowohl an der russischen wie an der serbischen 
Grenze antworten. Vergebens wurde von Wien der Prinz Hohen- 
lohe als Vermittler nach Petersburg geschickt, — er fand eine kühle 
Ablehnung^). Von Dezember 291a bis Mtaz 19x3 hcnschte 
akute Kriegsgefahr^. Sie hatte zwei Höhepunkte. Der erste föllt 
in den Januar 19x3* Rußland sammelte Truppen an der kau- 
kasischen Grenze tmd bereitete den Einmarach in Türkisch- 
Armcnien vor. Die russische Diplomatie versuchte ein Eingreifen 
dort durch emc recht gewaltsame Interpretation der Berliner Kon- 
greßakte zu begründen. In Konstantinopei erklärte der nissische 
Botschafter, Rußland könne für den Fall des Wiederausbruches 
des Balkankrieges nicht für seine Neutralität emstehen. Die in 
der Form nur sdiwadi veriifiUte Drcdmng richtete sich sowohl 
. an die Adresse Österreichs wie an die der Tfiikei; und gerade 
Armenien» wo das Eingreifen bevorstand, war der kritische Punkt. 
Es ergab sich die Möglichkeit, daB die ganze tief erschütterte 
orientalische Welt von hinten angestoßen und damit zum Zerbersten 
gebracht wurde. Die Kriegspartei in Rußland hatte entschieden 
Oberwasser. 

Angesichts dieser Sachlage hatte die deutsche Leitung keine 
Wahl, Sie ließ in Petersburg in nichi mißzuverstehender Weise 
mitteilen, daß die Überschreitung der türkischen Grenze den 
Frieden in Europa gefiüirden würde. Rußland wich zurück» Der 
Einmarsch in Türkisch-Armenien unterblieb. 

') Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. 4, S. 100. 

•) Boghitschewitsch, a. a. O., S. 59 — 60. 

^) Beyeos an Dav^noi^ 4. April 191 3; Leopoki Mandel, Ostexretcb- 
Uflgam tind Serbien nach dem BalkaiiKriege^ Materialien txm Vosübidiili 
der Berirhiinttn Seifakns tu Östetreidi'-Uiigam, Wien 1913. 
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Der «wette Höhepunkt der Krtegsfefahr BÜt in den M9cs 
1913. Die serbischen Provokationen wurden immer heftiger. 
Das Zentralslawische Komitee, das aus kroatischen, ungarischen, 
tschechischen und polnischen Patrioten bestand, erklärte, diese 
Länder „in Frieden von Österreich trennen*^ zu wollen. Durch 
russische und französische Blätter wurde der Aufruf dieses Ko- 
mitees verbreitet. Österreich wurde darin „die dauernd kranke 
Steile Europas" genannt. Auch Galizien wurde von Emissären 
und Spionen fiberschwemmt, die die Polen und Rndienen gegen 
die österreichische Regkrung aufhetzten, die Polen durch das 
Verspiechen eines unaUiSngigen polntschen Staates» die Rudienen 
durch die Aussicht auf die Vereinigung mit RuBland. Nicht auf 
Petersburg ging diese Agitation zurück* Sasonow bheb korrekt, 
wenn er auch allein schon durch seine leidende Gesundheit an 
energischem Durchgreifen gehindert wurde. Es gab aber eben 
neben der Pcter<;burger Regierung Rußlands noch eine Pariser 
Regierung Rußlands, deren leitender Geist Iswoiski uns ja bekannt 
ist*). Das war eine Feindschaft, die der österreichisch-imgarischen 
Monarchie ein&ch ans Leben ging. Der ja keineswegs deutsch- 
freundliche belgische Gesandte Baron Beyens schilderte die Lage, 
wie sie sich dann durch die Belagerung von Skutari gestaltete, 
folgendermaßen: „Vom etuqaSischen Gesichtspunkt aus ist der 
Zwisclienfall von Skutari ohne Zweifel der emsteste seit der Er- 
öffnung der Feindseligkeiten auf dem Balkan. . . . Ohne die Hdfe der 
Serben kann Montenegro die Belagerung von Skutari nicht fort- 
setzen. Nun sind aber die Anmaßung und die Verachtung, mit 
denen diese die Beschwerden des Wiener Kabinetts entgegennehmen, 
nur durch die Unterstützung zu verstehen, die sie in St. Petersburg 
«u finden glauben. Der serbische Geschäftsträger sagte hier kOcc- 
licht daB seine Regierung nicht 6 Monate lang vofgegangen ivSre^ 
ohne sich um die österreichischen Drohungen zu kümmern, wenn 
sie nicht durch den russischen Gesandten, Herrn von Hartwig,. . . 
dazu ermufi?^t worden wäre. Man muß zugeben, daß die Er- 
eignisse bis ']cizr der Kühnheit und der Dreistigkeit des Belgrader 
Kabmetts recht gegeben haben"'). 

Die russische Leitung schwankte und zöe:erte. Sollte sie die 
allrussisciien Gesichtspunkte restlos übernehmen Sollte sie sich 
cntschlkSen, der Londoner Botschafterkonferenz loyal zu folgen 
und Frankreich offiziell das Mandat zu Übertragen, an der monte- 
negrinischen Kaste die Blockade der Großmädiie mitzumachend 

^} Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. 4^ S. 99; Ober 
Iswol-iki vgl. die scharfe Kritik VOn französischer und englischer Seite: Hya- 
zinthe Phiiouze in der »Eutope NouveUe", Seo^mber 191 9; Robert Dell in 
der MNatna**, Septcaaocr 19x9 unter dem fmii „Dzi große Vecbtechcr''* 

*) Bcciefat an Dwi^atoa, xi. April 1913. 

1X8 



Digitized by Google 



DIE SKUTARDCRISE. DER ZWEITE BALKANKRIEG 



Österreich konnte andererseits Skutan, die Hauptstadt des zu- 
künftigen Albanien, nicht in den Händen Montenegros sehen, und 
die deutsche Leitung ließ nirgends einen Zweifel darüber, daB sie 
das verwundete Österreich-Ungarn wiedentm bis snim äitBetsten 
imtefStQtzen würde, österrdd^ hatte ein Ultimatum an Monte- 
negro gerichtet, die Belagerung von Skutari aufzugeben, und als 
Skutari gefallen war, erreichten Österreich und Italien durch ge-* 
meinsame Drohungen, daß Montenegro die Stadt aufgab. 

Damals, im März 1913, fand im Petersburger Winterpalais 
jene Beratung statt, die über Kriee: und Fneden entschied. Der 
Krieg nut Österreich wurde vorgeschlagen — das war auch der Krieg 
mit Deutschland. Rußland, so mußte die Mehrzahl der Minister 
erklaren, war f&r einen aolciien Krieg nicht genügend vorbereitet, 
und so wurde beschlossen, wiederum «urfickcuweichen. 

Die Demütigung Montenegros war eine erneute Demütigung 
Rußlands. Die deutsche Leitung hatte den Ausbruch des Krieges 
fttr so nahe gehalten, daß sie Mobilmachungsvorbcrcitungen traf. 

Eine letzte Verwicklung erfuhr die Balkankn'se durch den 
Zwist der Verbündeten um die Beute und das EingreLfen Rumäniens, 
Rumänien, das seine Kräfte klug gespart hatte, während die anderen 
verbluteten, meldete Anfang 1913 seine Kompensationsansprüche 
an. Serbien in erster und Griechenland in twetter Linie gingen, 
von Eifersucht gestachelt, gegen Bulgarien vor, dessen König ja 
der eigentlicfae Leiter und Sieger im Kampf gegen die Türkei 
gewesen war. Auch hier machte wieder RulBland in verhängnis- 
voller Weise seinen Einfluß geltend. Seine alte antibulgarische 
Richtung, politisch schon durch die Nachbarschaft am Schwarzen 
Meer genug erklärt, kam voll heraus. Rußland hatte sich dagegen 
gewehrt, daß Adnanopel bulgarisch würde; unter den Auspizien 
Hartwigs wurde der serbisch-griechische Vertrag gegen Bulgarien 
Z913 abgeschlossen; das serbische Ultimatum an Bulgarien vom 
Juni 1913 hatte die Billigung Hart\Mgs gefunden*). Der Zar als 
Schiedsrichter in dem Streit um die Beute angerufen, machte ver* 
zweifelte Anstrengungen, eine Einigung zw^cfaen Serbien und 
Bulgarien herbeizuführen, denn das letzte russische Interess« 
konnte durch einen Krieg der beiden nicht gewinnen. Wenigstens 
wurde es so in Petersburg verstanden. Die Petersburger Ver- 
söhnungspolitik und die Hartwig-Iswolskische Authetzungspolitik 
laufen durcheinander. Die letztere gewann allmählich die Über- 
hand*). Rußland verhinderte zuletzt eine direkte Verständigung 
mit Rumänien und etmutigte, zusammen mit Frankfeich, Rumänien 
mok Eingreifen. Als es dann wirktich zum Kriege, dem zweiten, 

M Bernhard Schwertfeger, Zur europaischen PoUuk, Bd. 4, S. 151. 
*) Boghstidiewiticb, KricgsufMehca« S. 61. 

119 



Digitized by Google 



K. DBR KAMPF UM DEN ORIENT: DIE ZWEITE BALKLANKPISE 



sogenannten inneren Balkankriege kam, kündigte Rußland in zy- 
aisicher Weise die seit 1902 bestehende und im Dezember 1908 
erneuerte Militärkonvention, durch die es sich auf die Unverletz- 
Hchkeit des bulgarischen Territoriums gegen jeden Angriff ver- 
pflichtet hatte. So brach das erschöpfte Bulgarien zusammen; 
das slawische Rußland ließ es zu, daß der ,^wische Bruderstaat** 
von drei Gegnern ausgeplündert wurde. 

Österreich hatte sich vergebens bemüht» das Schicksal von 
Bulgarien abzuwraden und Rumäniens Eingreifen zu verfaindem* 
Es wehrte sidi auch gegen den von Rumänien diktierten Frieden 
von Bukarest. Die deutsche Leitung hielt völlig an ihrer Neutrahtät 
fest und beschränkte sich uneigennützig auf vermittelnde Rat- 
schläge; so war das Gesamtergebnis für sie günstig. Die Türkei 
hatte sich doch noch ehrenvoll behauptet und ging ihrer Wieder- 
geburt entgegen. Weitblickende Kenner hielten es schon damals 
für möglich, daß Adnanopel für Bulgarien und die Türkei ein 
Königgrätz bedeuten, um das sich die beiden Staaten zu gemeinsamer 
politiscfaer Arbeit wiederfinden könnten; zwischen Bulgarien und 
Rußland gab es nur noch Todfeindschaft» ebenso zwischen Bulgarien 
und Serbien; slawische Bündnisaussichten bestanden also kaum 
noch; der gefürchtete Balkanbuod endete mit Erschöpfung und 
Zwietracht. Von welchen Gesinnungen Serbien gegen Österreich 
erfüllt war, beweist die Äußerung des serbischen Ministers 
des Äußeren Paschitsch, die er im August 1913 in Manenbad 
ZU dem serbischen Geschäftsträger in Berlin, Boghitschewitsch, 
machte, und die dieser sogar als Ausfluß unmotivierten 
Größenwahns ansah. Päschttsch ss^ wörtlich: „Ich hätte 
schon im ersten Balkankriege» um auch Bosnien und die Herze- 
gowina zu erwerben, es auf den europaischen Krieg ankommen 
lassen können; da ich aber befürchtete, daß wir dann Bulgarien 
gegenüber in Mazedonien größere Konzessionen zu machen ge- 
nötigt wären, wollte ich zunächst den Besitz Mazedoniens für Serbien 
sichern, um dann erst zur Erwerbung Bosniens und der Herzegowina 
schreiten zu können.'*^) 

Noch einmal mußte Österreich im Spätjalir 1913 gegen Serbien 
vorgehen, als Albanien von serbischen Truppen nicht gerlumt 
wurde. Ein sehr energisches Ultimatum vom x8* Oktober schaffte 
Ruhe. Serbien« das so herausfordernd mit seinen vertrauten Be- 
ziehungen zu I^s, Petersburg und Londmi geprahlt hatte, blieb 
ohne jede Unterstützung und fügte sich. Für einen neuen dritten 
Balkankrieg fehlte der Mut und, infolge der französischen Weigerung, 
die Geldmittel. Dieses österreichische Ultimatum von 1913 ist 
ein höchst wichtiger Präzedenzfall für 19 14, es erfolgte nach vor- 

*) BoBlutschewilsch, Kriegnimcheii* S. 65. 
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heriger Veistindigung mit dem Deutschen Reiche und init Italten« 
Von italieniscfaer Seite war kein direkter Einspruch eifblgt, wenn 
auch Italien für etwa entstehende Verwicklungen den BündnisfaU 
nicht als gegeben ansehen wollte. Giolitti und San Giuliano 
waren sich darüber in einem Depeschenwechsel von historischer 
Bedeutung einig geworden^). 

Serbien und Montenegro hatten also ihr Ladenfenster an der 
Adria, aber keine Schießscharte; Österreich hatte sich in allem 
maßvoll durchgesetzt; den Sandschak liatte es nicht wieder be- 
ansprucht, was immerhin nahe gelegen hätte. Albanien» die neue 
selbständige Staatssdiöpfung^ band Österreich-Ungarn und Italien 
aneinander, freilich nidit ohne Gefahr. 

Aber freilich : die Lage in der grofien Politik war dennoch ge- 
rade für das Deutsche Reich sehr ernst, denn der Kampf um den 
Orient hntte zweimal, und das sweitemal zur doppelten Demütigung 
Rußlands geführt. Erschloß so ab: es bestanden ernste Möglichkeiten 
der Verständigung mit England, aber mit Rußland drohte der 
Konflikt. 

X. Der Ausbruch 

!• DasVerhältniszuEngland 

Der Kampf um Afrika und der Kampf um den Orient endeten 
f&r das Deutsche Reich, so sahen wir, mit einer bedrohlichen Span- 
nung in den Beziehungen zu der russisch-französischen Allianz, 

aber mit Ver5;tändigungsmöglichkeiten in den Beziehungen zu 
England. Verbesserung des Verhältnisses zu England — das war 
der neue Hauptgesichtspunkt nach dem Personenwechsel in der 
deutschen Leitung 1909 gewesen und mußte es hiernach erst recht 
sein. Betrachten wir diese Versuche und Möglichkeiten nunmelii 
im Z iiy ^minenhangT 

Solange König Bduard VII. lebte, war, nach allem, was vor^ 
gefallen war, eine ehrliche Annäherung kaum denkbar. Nichts 
beweist diesen Tatbestand mehr, als die Geschichte der Begegnungen 
zwischen Kaiser Wilhelm und dem englischen Könige. Sie begannen 
mit verwandtschaftlicher Herzhchkeir und endeten mit politischer 
Kühle. Der offizielle Besuch Eduards VII. in Berlin 1909 verlief 
für alle Wohlmeinenden sehr entmutigend. Der König von Eng- 

') Österreichs Ultimatum an Serbien und Italiens Stellung dazu: Er- 
klärung Giolittis in der italienischen Kammer, ^. Dezember 2924* Uber 
Deutschlands mäB^ende Einwirkung auf österreidi vgl. die Dokumenten- 
veröffentlichung von Graf Max Montgelas, Deutsche Allgemeine Zeitung. 
März 1920, sowie den warnenden Brief Moltkes an den österreichisches 
eneralstabschef Goncad von HÖtseadofff vom io.Novcad>er 19x3 (Rbctnisdi- 
westfiUtacfae Zettung, 39. 8. 1919). 
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laod war schwetgsam» ledete mit dem Reichskanzler nicht fiber 
Mtdk^ sondern Über gleidhgiiltige Dinge, er war ermfldet und 

lediglich höflich. Ebenso beschränkte sich der Unterstaatssekretär 
Sir Charles Hardinge auf Allgemeinheiten. Man sprach die Tages- 
frngen durch, man fand, daß keine Interessengegensätze beständen, 
man verpflichtet? sich zu nichts, und schließlich erklärten sich beide 
Lager für befriedigt. 

Solange die Dinge so lagen, waren alle Versuciie, sich uäiier 
ZU kommen, wie sie aus den Kreisen der Intellektuellen und den 
Vertretern der 5ilentlicfaen Meinung hervorgingen, Harmloa^ 
keiten, die den Etttst der Lage, das Verhängnisvolle des vorhandenen 
politischen Gegensatzes eigendich nur noch bewiesen« Das Publi* 
Inim jedenfalls wurde bei diesen gahlkwen Untemehmungen müde 
und gewöhnte sich dann, von den nuscjetanschten Liebenswürdig- 
keiten wenig halten, die doch von keinen positiven Ergebnissen 
begleitet waren. 

Kaum bekannt ist aber bis jetzt, daß während der ganzen 
Bülowschen Zeit eine bestimmte Richtung in der deutschen Diplo- 
matie die Versündigung mit England lebhaft befürwortete* Die 
Erinnerungen des Fieihmn von Eckardstein haben auf die Ereig- 
nisse um 1900 viel Licht geworfen. Hervorzuheben sind hier femer 
die Bemühungen des Grafen Carl Pückler, der Botschaftsrat in 
London, Rom und Wien, dann Gesandter in Luxemburg und Srock- 
holm gewesen ist. Er hat in einer umfangreichen Korrespondenz 
und später auch literarisch ohne Namensnennung den Gedanken 
der deutsch-enL^Iischcn Verständigung mit Folgerichtigkeit ver- 
treten. Dadurch gehört er wohi zu den sciiäristen Kritikern der 
Bülowschen Zeit, deren Hauptirrtum er darin erbUckte, daß sie 
die Bdfiglicfakeit einer engUscfa-nsssischen Annäherung durch Zu- 
geständnisse in St. Petenburg verhüten wollte, anstatt daß man 
in London alles aufbot, um den ZusammenschluB der Triple^ 
Entente zu verhindern. Er schrieb am 31. Dezember 1904 zum 
Beispiel; ,,Die deutsch-engh'sche Politik ist seit fast zehn Jahren 
— und unsere toll gewordene öffentliche Meinung trägt da freilich 
die Hauptschuld — eine Kettenreihe nervöser Wünsche, Vor- 
würfe und Grobheiten, wobei leider außer acht gelassen wurde, 
daß fremde Staatsmänner zunächst berufen sind, ihre eigene Politik, 
nicht die deutsche, tu machen, und daß sidi mit einem reidien 
Handelsmann nur dann vorteilhafte Geschäfte machen lassen, 
wenn man ihn vorsichtig und höflich, vor allem aber mit kaltem 
Blut behandelt. Statt dessen gleicht unser Benehmen dem eines 
Menschen, der einen reichen Erbonkel, statt ihn mit zarter Rück- 
sicht zu gewinnen, mit Zudringlichkeit so lange ärgert, bis er ihm 
die Tür vor der Nase zuschlägt«** Vor allem war Graf Pückler 
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durdi mehrfachen langen Aufentliait m Rußland über die dortige 
VmivttXSEU^bdt tuad politische Zubhnnbiät so vdlkofiimeii 
ttmadut, daß er nicht genug wanen konnte vor dem Gedanken^ 
sich mit Rußland gegen England tu verständigen. Mit Bitterkeit 
sprach er in dem gleichen Brief an seinen Qnkd, den Botschafter 
Prinzen ReuB, von der „unerbetenen und unwillkommenen Liebens- 
würdigkeit", die man in Petersburg unsererseits verschwendete, 
ohne auch nur irgend welche Sicherheit dafür zu haben. In seinem 
Brief vom 2. Januar igo«^ an den Botschaftsrat in Petersburg, Baron 
Romberg, regte Graf Pückier von neuem ein deutsch-englisches 
Abkommen mit folgenden Sätm an: ,,Mir schwebt da die Frage 
vor: «9re es nicht denkbar, zwischen Berlin und London so etwas 
wie em Gdbemiabkominen stu trefifen, m dem wir uns gegenseitig 
zusicherten: ich'föhre gegen dich nichts im Schilde, erstrebe nichts 
auf deine Kostm und werde mich an keiner Kombination be- 
teiligen, die gegen dich gerichtet ist. Das gäbe doch vielleicht 
England die gewünschte Siciierheit und wäre kerne Bedrohung 
Rußlands und keine Demütigung, kein Faschoda für uns. Die 
Staatsmänner können sich auch drüben der Notwendigkeit auf die 
Dauer nicht verschließen, daß eine Gefahr beschwört werden muß, 
die über beide Linder unabsehbares Unhefl bringen und das Ende 
Buropas bedeuten wOrde,"^) 

Noch vor dem Tode ^uards VII«, August 1910, setzte die 
neue deutsche Leitung unter Bethmann Hollweg mit ihren Be* 
mühungen um eine deutsch-englische Verständigung ein. Vor 
der zweiten Marokkokrise kam es zu keinem positiven Erfolg, wenn 
auch von der ent^lischen Seite ein gewisses Entgegenkommen ge- 
zeigt wurde. König Georg V. schrieb Anfang 191 1 an Kaiser 
Wilhelm einen besonders herzlichen Brief, m dem er sich zum 
erstenmal als König an ihn wandte und ihn zur Einweihung des 
Denkmals der KSn^in Viktoria einlud« Der Besuch erfolgte und 
verlief, sehr im Gegensatz von 1907» warm und herzlich. Dat 
dynastische Band war wieder eng geknapft, und es gab Pläne, die 
alten Familienbeziehungen durch neue zu befestigen. Bei der 
Wichtigkeit, die das dynastische Moment vor dem Weltkrieg hatte, 
müßte in dieser Annäherung ein wesentlicher Faktor der deutsch- 
englischen Verständigung gesehen werden. 

Um so schmerzlicher war die Nähe des Krieges während der 
zweiten Marokkokrise. Aber Deutschland hatte sich jetzt in Afrika 
dttrchgesetxt^ tind es erstrebte tm zentralafrikanisches Reich. 
Wie stellte sich England nutmiehr dm< 

Mitteilung des Gesandten a. D. Grafen Carl Pückler-Oberweistritz an 
den VcffMaer. V^. auch Gfaf Carl POckItr, Richtltiiiea ftifiefcr Madk in Va^ 
giinwihtit und Znkuiif^ Nerd «ad SM, Augustbeft 1990. 
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Der Gedanke der deutsch-englischen Verständigung, die vor- 
nehmste weltgeschichtliche Idee der nachbismarckischen Zeit, 
zugleich die beste historische Ergänzung der bismarckischen Drei- 
bundpoiitik konnte jetzt noch einmal, zu später Stunde freilich, 
praktisch werden. Er trat in greifbarste Nähe. Die psychologische 
Voraussetzung mit England dafür findet sich m der scharfen Oppo- 
sttion, die die ofGtieUe Eotente coidiale gefunden hat* Diese Kritik 
entstammt zwack Teil dem Lager der Kolanialenglandcr» die keines^ 
wegs damit einverstanden waren, daß England wi^tige Ansprüche 
in Afrika, besonders in Marokko, den Franzosen geopfert hatte^). 
Aber auch in England selbst wurde scharfer Tadel laut. Lord 
Lansdowne bemängelte, daß man während der zweiten Marokko- 
krise Lloyd George jene herausfordernde Rede habe halten lassen. 
Lord Courtney warf der Regierung direkt vor, daß sie die Iso- • 
lierung Deutschlands im Auge gehabt hat; er sah in der Entente 
oordiale die Ge£ahr flQr England» militar^ch in emen deutsdi- 
CranssÖsischen Konflikt hineingezogen z» weiden^ und wehrte sidi 
dagegen. Die versöhnlichen Ausföhmngen des Rcichskanzlefs 
von Bethmann Hollweg im Desember 19x1, sein Wunsch, reinen 
Tisch zu machen und eine neue Ära zu beginnen, wurden in Eng- 
land freundlich erwidert. Asquith sowie Bonar Law zeigten Ent- 
gegenkommen. Bedeutungsvoll waren aber besonders die Ge- 
danken von Sir Edward Grev. Er sagte damals, England werde sich 
der deutschen Expansion m Afrika nicht widersetzen. England sei 
durch bestehende Freundschaften nicht gehindert, neue anzu- 
knüpfen« Es habe keine feindlichen Absichten gegen Deutschland, 
es werde keine dritte RIacht bei feindlicher und herausfordernder 
Haltung unterstützen; aber eine einseilige Bindung Englands an 
Deutschland wollte ihm nicht einleuchten, er stellte vielmehr 
ab Bedingung einer Annäherung an Deutschland die Forderung 
auf, daß Englands französische und russische Freunde mit ein- 
begriffen würden. Man hat deutscherseits diese Idee als phan- 
tastisch und heuchlerisch zurückgewiesen; in Wirklichkeit schwebte 
dem englischen Staatssekretär jenes Ziel vor, was auch König Eduard 
schon in seiner Art gehabt hat — die europaische Solidarität in 
der großen Politik jetzt durchzusetaien« eine Idee» von der der Schritt 
ttun Vdlkerbundgedanken nicht mehr weit ist* Ein neues Eurc^ 
unter Beseitigung der vorhandenen Konflikisstolfe und der Vcr* 
ständigui^ über die militärischen Rüstungen — das war sdion 
damals ein erwünschtes Ziel in maßgebenden englischen Kreisen, 
und die Botschafterkonferenzen, die Sir Edward bei allen politischen 
Krisen vorzuschlagen pflegte, waren eine vorläufige Form dieser 
europäischen Interessengemeinschaft. Der Gedanke, an einem 

') Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. 3, S. a6a. 
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kontmentalen Krieg tdtzisiielitiieii, hatte für diese Kreise euieii sehr 
geringen Rets. FKiIich wollte man nicht zulassen, daß Frankreich 
durch Deutschland angegriffen und niedergeworfen würde, weil 

ein solcher Erfolg des deutschen Müitärstaates die Eifersucht auf 
England «weifellos ins Ungemessene gesteigert haben würde, 
und weil so dns Gleichgewicht in der großen Welt, d. h. Englands 
Vorherrschaft in Afrika und Asien gestört worden wäre'). Die 
englischen Anhänger einer europäischen Völkergenienischaft, d. h. 
in diesen Jahren einer Verständigung mit Deutschland, waren also 
keine reinen Pazifisten. Die Aufrechterhaltung des englischen Welt- 
reiches und der englischen Weltgeltung standen ihnen selhstver- 
ständlich in erster Linie; wollte sich I^utschland einfügen, dann 
war es willkommen, wollte es sich nicht einfügen, dann war man 
bereit, auch in diesen Kreisen, Deutschland mit allen Mitteln 
zu bekämpfen. Diese Politik war nicht sentimental, sondern sach- 
lich, und das ist gerade bei uns so sehr mißverstanden worden, 
wo die Sentimentnlität des Hasses und der Liebe von jeher sach- 
liche Erwägungen erstickte^). 

Die französische Ministerkrise im Anfang des Jahres 1912 
war dem Gedanken einer deutsch-englischen Verständigung sehr 
förderlich; das englische Kabinett mu6te damals einsäen, daB 
es „pä{>$didier als der Papst" gewesen war und in einem Augen- 
blick an den Krieg mit Deutschland gedacht hatte, als man fean- 
Zöstscherseits schon mitten in der direkten Verständigung drm 
war. Die Angriffe auf die amtliche englische Politik nahmen in 
der öffentlichen Meinung zu. In der Fortnightly Review und in 
der Contemporary Review vor allem wurden diese Stimmen laut. 
Was war denn daraus geworden, fragte man: die Entente hatte den 
alten Zwist in Frankreich aufheben sollen, und nun sah sie einem 
kriegerischen Abkommen gegen Deutschland verzweifelt ähnlich! 
Wozu und warum, fragte man ; ist es nicht möglich, ohne mit Frank- 
reich zu brechen, mit dem Deutschen Rekhe freundschaftliche 
Beziehungen zu unterhaltend Das wichtigste an diesen englischen 
Auffassungen war, daß sie sich nicht auf den Kreis der Radikalen 
und der Arbeiterpartei beschränkten. Die Neujahrsnummer des 
,,Arbitrator" brachte Äußerungen von Mitgliedern des englischen 
Kabinetts über die möglichen guten Beziehungen zu Deutschland: 
Haidane, Harcourt, Mac Kenna, Samuel lind Hobhouse. In ihrem 
Rückblick vom 30. Dezember 1911 trat die „Natipn" fßr eine Ver- 
ständigung mit Deutschland ein, auf Grund der realen' Interessen 

') Bernhard Schwertfcger, Zur europäischen Politik, Bd. 4, S. 116. 

•| Deutsch-eiiglische Verständigung: Rede des Grafen Wolft tternich, 
27, T^iTJ^f tQTo; r5etifsche WeltpoUtik und kein Knc^, von **" (Dr. Hans 
Piehn); Deutschtreundliche Stimmen in der> englischen oüentiichen Meinung: 
Schtctmnn, xo. Januar 1913. 
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in der Türkei und in Ainksu Auch Lord Rosebery griff Grey an. 
Es war klar, daß man in breiten Kreisen das Gefühl hatte, England 
sei nicht mehr Herr seiner Entschlüsse, sondern stark abhängig 
von etwas Unbekanntem, es sei an die verwickelte und schwer ab- 
sehbare Politik anderer Mächte gebunden. Die Zahl der Politiker 
mehrte sich stetig, die das ganse System der Ententen und Ab- 
kommen und Intrigen, mit einem Wort also die Blnlueisungspolittk 
fOvviufehlttmd unfruchtbar hidten. AmerastestenderMandiester 
Gwatfdian, dann DsaSy Telegfa^» Dafly Chronide, und endlkfa 
Daily News schrieben in diesem Sinne. In der „Daily News** 
wurde das bisherige System besonders heftig von dem Kongopohtiker 
E. D. Morel angegriffen, der ja auch in seinem Buch über Marokko 
schon die englische Auslatidspolitik scharf getadelt hatte^). Von 
ihm wurde Grey besonders seine Schwäche gegenüber Rußland 
vorgeworfen; man ging so weit, den Wert seiner Versprechungen 
anzuzweifeln, bezeichnete ihn als unmöglich für die Leitung des 
Fofc^n Office und forderte seinen Kficktritt. 

Unter diesen Umständen entschloß sidi die englische Leitung 
zu einem wichtigen Schritt: sie gab auf eine deutsche Anregung hin 
in Berlin w verstehen, daß das gemeinsame Ziel, zu einem näheren 
Verhältnis zu gelangen, vielleicht schneller als durch die bestehenden 
Verbindungen dadurch erreicht würde, daß ein englischer Minister 
nach Berlin käme. Die englische Leitung wählte unter den Mit- 
gliedern des. Kabinetts den deutschfreundlichsten, den Kriegs- 
minister Lord Haidane, der in Heidelberg studiert hatte, geläufig 
deutsch sprach und in Berlin persönliche Freunde besaßt). 

Bs gibt kaum eine bezeichnendere Tatsad^e für den Charakter 
der Jahre vor Kriegsausbruch als diese: der Veibindungsmann der 
Engländer für Deutschland wtirde der englische Kriegsminister^ 
der seinen Aufenthalt dazu benutzte, die Organisation des preu- 
ßischen Krieq^sministcriums zu studieren, was nachher für die 
Reform der englischen Landarmec sehr vorteilhaft geworden ist. 
Deutschland und England wollten sich verständigen — und gleichr 

Vgl. Morels oben zitiertes Buch über die Marokkopolitik, 
sowie den Autsatz in der Kolonialen Rundschau 1916, S. 24: Dr. H. Christ, 
Ed. Morel, seine Arbeit für den Kongo und für eine englisch-deutsche An- 
näherung; von seinen Kongoschriften sind benutzt: Le Congo Leopoldien, 
Paris 1905; Great Britain an(i the Congo, London 1909; femer in deutscher 
Sprache seinen Aufsatz in der Kolonialen Rundschau, Februar 1909: Grund- 
bedingungen europäischer Herrscher in Afrika; über Morels angebliche 
Verbindung mit Liverpooler Interessen vgl. A. Tacdieu, Le Myst^e 
d'Agadir, S. 235. 

-) Sendung Lord Haldanes nach Berlin : Laiming an Davignon, 9., 13. und 
16. Februar 1912; Nordd. AUgem. Zeitung. 8. September X9X4« 3. Apni 19x5^ 
10. Juli 1915, 28. August 191 5, hier beModefs die Beridite des Grafen Wdff- 
Metternich, 15. Februar 1512, 17. März 1912, 2g. März igi2, fefSCT Nofdd* 
Allgem. Zeitung, 12. Oktober 19x5: „Ein schlechtes Gewissen.'* 
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ceittg mtd alles da^u getan, um jene pankbze Entwiekduiig t» 
voUoideii, die die gancen veigangeoett Jahre erfüllt hat* Die erste 

Landmacht der Welt, das Deuäclie Retcfa» verlegt sich auf den 
Marinewettbewerb mit der ersten Seemacht» mit* England, und 
diese erste Seemacht hält es deshalb für notwendig, eine möglichst 
moderne und schlagfertige Landarmec zu besitzen. Ausdrücklich 
muß betont werden, daß Lord Haidane in Deutschland n.i türlich 
nichts von unserer Heeresorganisation erfahren hat, was bei uns 
nicht öffentlich bekannt gewesen ist; er tiat es nur von besonders 
miaßgebenden Stellen und in besonders bequemer Form erfahren, 
la seinem Budie ftber seine politische Tät^keit hat er diese Tat- 
sache auch durchaus richtig dargestellt^). Die deutschen Geheim- 
nisse erfuhr England durch seine Spoat, und nicht durch setnen 
Kriegsminister. 

Lord Haidane kannte den deutschen Boden schon von seinen 
Besuchen von 1906 und 1908, diz deutschen Persönlichkeifen von 
wiederholten Begegnungen, auch in England ; er besaß das Vertrauen 
des deutschen Kaisers, der ihn wiederholt in besonderer Weise aus- 
gezeichnet hatte ; seine Reise nach Berlin im Februar 1912 war also ein 
f&r diplomafiwhe Gebräuche aufierordeniliches Ereignis, da es durch 
seinen Zeitpunkt unmittelbar nach einer Sitmg des Kabinetts 
und am Vorabend der Eröffnung des Parlaments noch eine b^ 
sondere politische Bedeutung erhielt. Haldanes Sendung war in 
forrnnkr Beziehung offiziös, über ihre allgemeine Tendenz unter 
den gegebenen Urnständen konnte kein Zweifel bestehen. Ais 
ihr Zweck galt, einen freimdschaf fliehen Gedankenaustausch her- 
beizuführen, um endlich eine greifbare Unterlage für die deutsch- 
englische Verständigung zu gewinnen, nachdem lange Zeit durch 
ta^izieUe FteisSnltcfaleeiten^ wie BaUin und Max Warburg in 
Hamburg und Sir Emest Cassel in London, der unmittelbar vor 
Haidane nach Berlin kam, darauf hingearbeitet worden war. Den 
englischen Standpunkt kann man allgemein so bezeichnen, dafi es 
hier darauf ankam, das Deutsche Reich in der Frage der maritimen 
Rüstungen zu Zugeständnissen zu bewegen. 

Hier muß nun näher auf die Persönlichkeit eingegangen 
werden, in der sich der Gedanke der deutschen Flottenpolitik am 
kraftvollsten verkörpert hatte, auf die Persönlichkeit des Groß- 
admirals von Tirpitz. 

Ttrpitz ist zweifellos die stärkste politische Potenz der nacb- 
bismarckischen Zeit* Er selbst hat in siiir gracfatckter Art in seinen 

*) Lord Haidane, Before the war, London, Cassell & Co., igao, S, 23 ; vgl. 
auch darüber Berliner Tageblatt, 22. und 25. 2. 20: Lujo Brentano, Lord 
Haldanes neues Buch. — Harold Begbie, The vindication of Creac Britain 1927 
(von Haldane inspiriert). Wcttmiaiter Gaum, 8. u. 9. Oktober 19x9 bxadil« 
nast Haldanes Betrachtungen« 
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Erinnerungen sein Lebenswerk an das Bismarcksche angeschlossen. 
Der harmlose Leser wird, wie selbstverständlich, dazu geführt, 
ZU glauben, daß unsere englandfeindliche Flottenpolitik die eigent- 
lich notwendige Ergänzung unserer durch Bismarck herbeigeführten 
grofien Machtstellung gewesen sei. Es gibt keine scbiäeie Ge* 
schiditsauffiffisttfig. BekanntUch hat Bismarck kein höheres Ziel 
gehabt ab ein Bündnis mit England')« Der zurückblickende Ge- 
acfaiditsschreiber kann sein Bedauern nicht verhehlen, daß die 
ganz ungewöhnlich leistungsfähige Persönlichkeit von Tirpitz ins 
falsche Amt gernten war. Wäre dieser Mann Poh'tiker von Haus 
aus gewesen, wäre er frühzeitig in den auswärtigen Dienst gelangt, 
hätte er auf der Höhe seiner Kraft die leitende Stellung erreicht, 
so wäre es ihm vielleicht vergönnt gewesen, eine großangelegte 
Neuorientierung unserer gesamten Außenpolitik durchzuführen, 
die uns so vetiagt geblieben ist. Er war begabt nut einer so außer* 
ordentlichen Klugheit, dafi er an der richtigen Stelle sicher früh- 
zeitig entweder entschieden für England oder für Rußland optiert 
hätte. So aber saß er im Marineamt. Sein leidenschaftlicher 
politischer Ehrgeiz strebte immer über dieses Ressort hinaus, das 
doch nun einmal nach deutschen gegebenen politischen Verhält- 
nissen sekundäre Bedeutung haben mußte. Seine Energie und sein 
Tatendrang machten dieses Amt zu einem Gegenpol des Aus- 
wärtigen Amtes; man kann in der Tat von einer jahrelangen außen- 
politischen Nebenregienmg sprechen, die am Lützow-Ufer in 
Angnff genommen worden ist. Das schöne neue Haus des Marine- 
amtes war der beste Bau des kaiserlichen Deutschland: eine wunder- 
voUe Fassade am Kanal, ein prächtiger Innenhof mit Säulenreihen 
in zwei Stockwerken, eine geschmackvolle und solide Durchführung 
hi«? ins einzelnste — eine glänzende und ci:e\vaU!fi:e Schöpfung, 
das Ebenbüd ihres Urhebers, der hier sein ausgcsj^rochenes Herren- 
gefühl schrankenlos walten ließ und sein Amt zu einem politischen 
Nachrichten- und PropagandamsliLut ersten Ranges ausgestaltete. 
Persönlich war Großadmiral von Tirpitz wohl der typischste 
Vertreter des neuen kaiserlichen Deutschland. Fürst Bülow war 
ein Weltmann, eine geistvolle, universalistische, im letzten doch 
wohl skeptische Natur. Tirpitz stammte aus der norddeutschen 
Provinz, aus einer nationalliberalen, intellektuellen Atmosphäre; 
was er wurde, das dankte er seiner rastlosen Arbeit und dem rück- 
sichtslosen Sicheinsetzen für einen einzieien Gedanken. Er ist 
menschlich nahe verwandt mit dem Unternehmer und Techniker 
des neuen Deutschland, und seine Lebensarbeit brachte ihn ja 
auch in engsten Zusammenhang mit diesem Kreis. Von der klaren 

') Vgl. auch den Brief des Fürsten Münster an Freiherm von Eckardstcin 
vom 14. April 1898 in Eckardstein, Diplomatische Enthällungen, S. 39. 
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Einfachheit, von der ruhigen Echtheit des Seemannes hat er nichts, 
ebensowenig von der stolzen Zurückhaltung des Offiziers ; er wurde 

em GeadiSftsmami gidfiten Stfls» em Mano 
des Buidus und der Sitsungeii, ein Mano, der alle TriebkiSfte 
des neuen DetitscWand tnit höchster Meisterschaft für seine Sache 
zusammenzufasaea wuBte. Professoren» Parlamentarier, Katif- 
leute interessierte er für sein Werk; ein ganz neuer Typus von 
Offizierkorps wurde wesentlich durch ihn geschaffen, der das alte 
preußische Selbstgefühl noch übersteigerte durch einen neuen, 
weltdeutschen Anspruch. Es war wirklich nicht wenig, die schaf- 
fenden Kräfte einer ganzen Nation in eine Balm zu drängen, die 
ihren ursprünglichen Interessen und ihren tatsächlichen Bedürf- 
nissen durdiaits nicbt entsprach. Die provdmtoruche Form 
dieser Agitation war vielleicht das schlimmste an dem Floctenhau 
— jedenfalls urteilte der Uuge Botachafter Graf Wolff-Mettemidi» 
daß sie den Engländern besonders anf die Nerven fiel^). 

So spielte denn der älteste Staatssekretär in dem kaiserlichen 
Deutschland vor dem Kriege vielleicht die erste Rolle: Empor- 
kömmling durch und durch, frisch geadelt, mit Ehren überhäuft, 
mit Orden behängt^ ein Draufgänger, der eme gewisse Skrupel- 
losigkeit, eine Virtuosität im politischen Spiele wohl mit Bismarck 
gemein hatte, der aber von diesem wirklich Großen sonst durch 
eine tiefe Kluft getrennt war. Tirpitz fehlt die Gemütstiefe und 
die echte Scböpferkrafti er war für Deutschland ein böser Dämon; 
er ist das diabolische Gegenstück «u Bismarck« In seinen ,|Er^ 
innerungen'' hat er ein Bild von sidi gezeichnet, wie man es sich 
nicht ähnlicher wünschen kann: ein schnoddriger Grundton, eine 
Meisterschaft in dem Arrangement von Hergängen, ein Pointieren 
und Zurechtrücken von Tatsachen, eine erstaunliche Gerissenheit 
in der Art, sich selbst in den Vordergrund zu schieben und sich 
hin2;ustellen als den Gegenstand von Feindscliaft und Verfolgung, 
am unsympathischsten vielleicht aber die ausgesprochene Un- 
ritterikhkeit, mit der er nicht nur die politächen Gegner wie Bcth- 
mann Höflweg, sondern sogar den Kaiser, behandelt hat, dessen 
Schwächen Tirpitz wie kein anderer auszunutsen verstand, und der 
ihn mit Auszeichnungen und Wohltaten überschüttet hat. 

Wir haben im Anfang unserer Darstellung durchaus anerkannt, 
daB die Weltpolitik, in die das Deutsche Reich mit Recht eintrat, 
unterstützt werden mußte diu-ch einen Zuwachs an Seegeltung. 
Dief^e maritime Wehr des deutschen Konttnentalstaates hatte sich 
aber selbstverständlich seinen Gesamtintcr essen einzuordnen, und 
der defensive Charakter, den die deutsche Rüstung überhaupt 

^) G. von Jagow, Unarfaen und AuArwh des Wdtbieges» S. SQ* 

V«l«atU. DntMldMidi AmtanpolHik. 9 
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alleiii haben ditifite, mute gatix besondefs auf dksem Gebiet 

gewahrt werden. Die Marmesadiverständigen waren sich seit 
Jahren nicht einig über die besten technischen Mittel. Die ähere 
Schule legte das Hauptgewicht auf die Hochseeflotte; ihr Führer 
war Tirpitz. Die jüngere Schule, die mehr technisch als politisch 
interessiert war, erkannte den Wert großer Schlachtschiffe für den 
Kriegsfall mit Rußland und Frankreich wohl an, stand aber auf 
dem Standpunkt, daß für den Kriegsfall mit England die kleine 
Kriegföhrung — also Kreuter, Torpedo- und Unterseeboote und . 
Minen — die einzig wirksame sei* So hat es Vizeadmiral Galster 
schon 1907 formuliert — eine Personlichlseit von großem Weit- 
blick und wohltuender menschh'cherBescheidenlieit')* Begreiflicher* 
weise ist er zu Tirpitz in scharfen Gegensatz gekommen und 
wurde auf dessen Betreiben zur Disposition gestellt. Seitdem nun 
England durch den neuen Typus der ,,Dreadnought**, also der 
Schlachtschiffe von unerhörten Ausmessungen und unverhältnis- 
mäßiger Gefechtskraft, eine neue Epoche im Marinewesen eröffnete, 
entstand die Frage, ob man England auf diesem Wege folgen oder 
sich zur KleinkriegfUhrung entschließen sollte. Das Gdährliche 
an atten diesen Problemen war» daß die Frage der maritimen 
Rfistungen Ober die rein sachliche und technische SphSre hinaus- 
wuchSy wo es nur ganz wenige Sachkundige geben konnte» Auch 
um interessieren hier diese Dinge nur insoweit, als sie politisch 
geworden sind, da das Sachverständnis ^ur technischen Beurteilung 
dem Verfasser fehlt. Das Flottenproblem wurde eben ein Gegen- 
stand des großen internationalen Streites, es begann die öffendiche 
Meinung der beteiligten Nationen als eine Saclie des Gefühls und 
der Ehre zu beschäftigen. Der deutscfa-engliacfae Gegensatz fimd 
hier seinen prägnantesten Ausdruck^ und d^ alte Bbenbßrtigkeit»* 
gedanke wurde wirksam. Die Tirpitz'sche Propaganda hat mit 
besonderem Geschick an diesen letzten Seiten gerührt und das 
Selbstbewußtsein der Deutschen aufgestachelt; sollte man sich 
technisch und materiell unterkriegen lassen«' Es war vielleicht 
das verhängnisvollste in der Entwicklung der Bcsiehungen ::wischen 
den großen Ländern, daß der Sportgesichtspunkt der Mar uic kr eise 
so sehr maßgebend wurde. Man denkt unwillkürlich an eine 
Bootwettfahrt, bei der keine Rudermannschaft zurückbleiben wül. 
Die Leidenschaft des Wettkampfes als solche erstidtt alle anderen 
Rücksichten. Tirpitz und sein Kreis hetzten mit vollem Bewußt- 
sein die deutsche Technik^ die deutsche Jugend und endlich die 
deutsdien geistigen Führer in diesen Rivalitätswahn hinein. 

') Vgl. K. Galster, Welche Seekrie^führune braucht Deutschland^ 
Berlin 1907. Fflxst Bülow hat üm beachtet, ist aber Idder nicht für üut 
eingetreten» ■ 
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England auf der anderen Seite war entschlossen, seine Vorherrschaft 
zur See aufrecht zu erhalten, auf alle Fälle, denn, wie schon häufig 
betont, es beruhte seine Positum in der groSeti Welt darauf. Deutsch- 
lands Position in der großen Welt ruhte aber keineswegs auf setner 
neuen Flotte, sondern, weil es ein Kontinentalstaat war, nach wie 
vor in erster Linie auf seiner Landarmee. Vielleicht hätten wir 
den Krieg gewonnen, wenn man die Flottenmillionen ntif das Heer 
verwandt hätte, das 1914 technisch und numerisch nicht ausreichte. 
Um den Eindruck richtig zu begreifen, den die deutsche Fiottcn- 
rüstung auf England machen mußte, wollen wir uns einmal vor- 
stellen, daß in der Vorkriegszeit an Stelle des verbündeten Öster- 
reich plötzlich als dsdidier Nachbar eine starke feindlicfae MiltÜlr^ 
macht nodi hinzugetreten wäre. Was hätte das damalige Deutschr 
land getane Fraglos dasselbe, was England in der Flottenfrage 
tat; es hätte alles darangesetzt, um auch dieser neuen Macht gßgiaar 
über seine militärische Überlegenheit auhecht Zu erhalten. 

Der Wettbau von Großkampfschiffen war für England und 

Deutschland materiell eine schwere Last; es muß aber zugestanden 
werden, daß der Gedanke eines Hinhaltens, nachdem man einmal 
begonnen hatte, besonders für die deutsche Seite sehr schwierig 
war. Die Marine war zur Lieblingswaffe geworden, sie hatte 
keine große Tradiiioii, eine Prüfung auf Brauchbarkeit im Ernstfall 
war ihr noch kaum zuteil geworden, sie war emplmdlkh und 
natürlicherweise tatendurstig. Wenn schon in der Landarmee 
der lange Friede von den Berufssoldaten als unangenehm emp- 
funden wurde, so trat dieses Gef&hl bei der Marine noch viel stärln» 
auf, die ja nun ein besonders ausgebildetes und leistungsfähiges 
Offizierkorps ihr eigen nennen durfte. Von ihrem Offizierkorps, 
das sich aus den fülirenden Gesellschaftsschichten Deutschlands 
zusammensetzte, strömte diese Auffassungs- und Empfindungsweise 
aiiniählich in diejemgen Kreise der Nation ein, von denen auch 
das politische Leben in erster Linie abhing. 

Im Herbst 191 1 stellte Großadmiral von Tirpitz dem Reichs- 
kanzler von Bethmann Hollweg vor, daß wir durch das Marokko- 
Kongo-Abkommen ,,einen diplomatischen Echec*' erhtten hätten. 
Er müßte durch eine Flottennovelle wieder gut gemacht werden^). 

Der Reichskanzler erhob gegen diese Auffassung des deutsch- 
französischen Abkommens lebhaften TVi^^^^spruch; die Tirpitzsche 
Flottennovelle aber sollte nun die deutsche auswärtige Politik 
«ingehend beschäftigen. Dieser Hergang ist bezeichnend für das 
Vorgehen des Marineamtes. Es machte systematisch die auswärtige 
Politik schlecht und spielte sich als den berufenen Retter auf. 

0 Tir^ss, Brtnneniiigcn, S. zSa f. 
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Das Hauptargument dabei war, daß die Flotte das einzige Mittel 
w9fe« den Frieden x» sdiütm» Nach der Auffassung von Tirpitz 
und von Bfilow lutte das Deutsche Reich seit der Inaugurierung 

der Weltpolitik eine ^^Gefahrzone'' zu durchlaufen, die im Jahre 
1914 nach der ausdrücklichen Erklärung von TiipitSE im wesent- 
lichen überwunden war; Enp;l3nd hätte seit den neunziger Jahren 
Deutschland als den zukünftigen Gegner ins Auge gefaßt, infolge 
der Flottengesetze hätte sich der enghsche Vernichtungswille ab- 
gekühlt, unsere achtbare Marine zwänge die Engländer, eine Ver- 
ständigung zu suchen. Aus unserer Darstellung geht hervor, 
wie gänzlich irrig diese BQlow-TirpitzsChe GeschichtskKttierung 
ist* Das Ziel, Deutschland durch Krieg zu vernichten, ist nur von 
ganz wenigen Engländern ins Auge ge£i6t worden. Wenn der 
englische Admiral Lord Fisher im März 1908 dem König Eduard 
vorgeschlagen hat, „to Copenhagen the German fleet", d. h. der 
deutschen Flotte das Schicksal der dänischen von T805 zu bereiten, 
wenn er unmittelbar darauf einen Brief an den König von Eng- 
land schrieb, in dem er den Angriffskrieg auf Deutschland un- 
bedingt forderte, so ist das noch kein Beweis für die englische 
Außenpolitik; es beweist höchstens, in welch gewissenloser Weise 
die leitenden Männer der Marine auch auf dieser Seite in die 
V51kergeschicke hineingegriffen haben. Bis auf Einzelheiten der 
Argumentation stimmen die Aufierungen Fishers mit den Tirpitz-* 
sehen übomnl Tirpitz vermißte einen Bismarck, Fisher einen 
Pitt. Der {geschichtliche Sachverhalt ist ja vielmehr so gewesen: 
England hat sich aus weltpolitischen Gründen Deutschland zum 
Verbündeten gewinnen wollen, Deutschland hat sich versagt, 
England hat darm einen politischen Ring um Deutschland gezogen, 
weil es deutsche Angriffe für sich und seine Verbündeten befürchtete, 
und in letzter Stunde haben die wohlmeinenden Politiker beider 
Länder den Versuch gemacht, aus dem Zustande der Verzanktheit 
herauszukommen. Die deutsche Flotte hat auf England lediglich 
insofern gewirkt, als sie England beunruhigte und zu großen 
Rüstungen veranlaßte; bekanntlich hat sie aber nicht England 
davon abgehalten, in den Weltkrieg einzugreifen, und der Verlauf 
des Weltkrieges hat ja auch bewiesen, daß die Tirpitzsche Hochsee- 
flotte für England keine Gefahr bedeutete. Die Theorie von der 
Gefahrzone ist also durdi den geschichtlichen Verlauf der Dinge 
in einer Weise wideriegt wcSrden, wie man sie sich für Deutschland 
nicht schmerdicher und für Tirpitz nicht vernichtender denken 
kann . Da man ferner kaum Auslandskreuzer, sondern überwiegend 
Großkampfschiffe baute, konnten nicht einmal unsere überseeischen 
Gebiete eine Zeidang geschützt werden! Diesen ganzen, sehr ein- 
fachen Tatbestand zu verschleiem, hat sich Tirpitz in seinen 
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„Enane rangen" mit aller ihm z\x Gebote stehenden RabuHstik 
bemüht. Seine Methode ist ja deutlich genug : wenn er eine Flottcn- 
vermehrung haben wollte, dann sagte er: „Ein Mehr von diei 
Schiffen ivird Bng^bnd nicht «im Kriege rassenl" Wenn cler 
Reichskaader sich gegen das Wettrfisten wehrte, dann sagte er: 
,,Unsere müiärische Rttstung ist vernachlässigt, und die Kriegs- 
bereitschaft unserer Nachbarn wird dadurch vermehrt/' Wenn 
England die Hand zur Verständigung auf^^treckte, da sagte er: 
„Die Engländer haben Angst vor unserer Flotte, sie wollen unseren 
Flottenbau eindämmen, nehmt euch vor ihnen m acht"*). Und 
das durchschlagendste Argument war immer; ,,Dic Handelseifer- 
sucht dieses »Krämervolkes' will unsere ^Heldennation' herunter- 
bringen." Ekldttfch wurde das kriegerische SdbsdiewuBtsein in 
Deutschland aufgestachelt und gegenüber dem Volke Nelsons ein 
sehr unangebrachter Hochmut erweckt. Gerade die führenden 
Handelskrcise beider Länder bemühten sich doch um die Ver^ 
ständigung, wahrend die Marinekreise ihr entgegenarbeiteten! 

Der Ressortpartikularismus hat einen so klugen Mann wie 

Tirpits in den letzten Jahren vor dem Kriege vollkommen ver- 
blendet; immer hat er das Gefühl gehabt, er werde surückgesetzt, 
er werde nicht eingeweiht, man mißgönne ihm seinen Erfolg, man 
bevorzuge die Armee vor der Marine, man taste an sein Lebenswerk. 
Eine derartige fanatische Stimmung des einfluBreiciisten Staats* 
sekretSrs konnte natürlich nicht die Friedeasaussichtea verbessern* 
So war also die Lage, als Lord Haidane nach Berlin kam. 
Die Tirpitzsche Flottennovdle hatte bereits viel Aufsehen erregt. 
Der Reichskanzler von Bethmann Hollweg versudite, nachdem der 
Kaiser den Tirpitzscfaen Gredanken gebilligt hatte, sie wenigstens 
aus dem Etat von 1912 zu entfernen. Der begabteste und hoff- 
nungsvollste unter den jüngeren Diplomaten, der damalige Bot- 
schaftsrat in London, von Kuhlmann, setzte in emer Denkschrift 
vom Januar 1912 auseinander, daß die neue Novelle in England 
stark verschnupfte und die so sehr erwünsclite Koionialverständigung 
ZU gefährden geeignet sei. Bethmann Hollweg gab sich die größte 
Mühe, «wischen den Forderungen des Großadmirals, den allge- 
meinen Finanzttiteressen und den Erwägungen der hohen Politik 
zu vermitteln. Er erreichte schlieBlidi bei Tirpitz einzig und allein 
die Verlangsamung des Bautempos. Am 4. Februar ließ der Kaiser 
auf privatem Wege das englische Auswärtige Amt wissen, Deutsch- 
land wäre bereit, in der Frage der Flottennovelle entgegenzukommen, 
wenn es gleichzeitig ausreichende Bürgschaften für eine freundliche 
Orientierung der englischen Außenpolitik erhielte, d. h. wenn 

>) Tirpits, Bfumerungetv S. i^, 171, xBa, ao6. 
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beide ly^lchte überein kämen, an keiner KombinatioQ oder kriege* 
rischeti Vermitditng teÜKunehmen, die gegen eine von beiden 
gerichtet wäre* Ein solches Abkommen würde eine Verständigung 
über die ROsttmgsausgaben ermöglichen*). Für die Verhandlungen 

mit Haidane stellte der Kaiser folgende Grundsätze auf: zunächst 
sollte deutscherseits an der Flottcnnovelle festgehalten werden, 
und England sollte klarlegen, wie es weiter rüsten wolle, sowohl für 
den Fall, daß die Novelle durchgeführt würde, wie für den Fall, 
daß Deutschland auf sie verzichtete, ein deutsch-englischer Neu- 
tcalitätsvertrag sollte erörtert werden, dessen Existenz Deutschland 
instand setzte, die Ansfiihningen der Novelle zu verlangsamen; 
endlich sollte England auf das bisherige Stärkeverhältnis 2 : i 
verzichten und das bereits 1909 erörterte Stärkeverhältnis 16 : 10 
annehmen. Die Aussprache zwischen Haldanc imd den deutschen 
Staatsmännern berührte alle wesentlichen Punkte. Haldaiie ent- 
wickelte ein großzügiges für Deutschland günstiges afrikanisches 
Kolonialprograram. Der Reichskanzler von Bethniann Hollweg 
gab seinerseits die bündigste Versicherung, daß das Deutsche Reich 
nicht an einen Angrittdcrieg gegen Frankreich dächte. Er betonte, 
daB eine feste und loyale Verständigung zwischen England und 
Deutschland die Gefahr eines europäischen Krieges nach mensch- 
licher Voraussidit überhaupt ausschließen würde; Frankreidi 
könnte dann nicht wagen, Deutschland zum Kri^e herauszufordern. 
Durch eine deutsch-englische Einigung wäre auch die Frage der 
belgischen Neutralität erledigt gewesen, die von Haidane an- 
geschnitten worden ist, und die deutscherseits nicht zum Gegen- 
stand von Erörterungen gemacht wurde. Englands vertragliche Ver- 
pflichtung, Belgien im Falle einer Invasion zu helfen, hat Haidane 
wiederholt betont. Er stellte diese Verpflicfatung in eme Reihe mit 
der Englands gegenüber Japan und Portugal*). &en deutscfa-£tan* 
Zösischen Krkg durch eine deutsch-englische Verständigung aus- 
zuschließen — das war der Sinn und* Zweck der deutschen Vor- 
schläge. Es wurde lange über die Formulierung eines Ncutralitäts- 
vertrages hin und her beraten. Die erste deutsche Formel sah für 
jeden Kriegsfall wechselseitige wohlwollende Neutralität vor. 
Das fand Haidane zu weitgehend, und die deutsche Leitung schlug 
die Neutralitätsverpflichtung für solche Falle vor, bei denen man 
nicht sagen konnte, daß der in den Krieg verwickelte Teil <kr Anr 
gietfer sei. In der Frage der Flottennovelle war Bethmann HöUweg 
entschlosseat sich für den äufiersten Veizicht einzusetzen, wenn das 
politische Abkommen zustande käme^. Haidane legte besonderes 

*) Tirpitz, Erinnerungen, S. 184. 

Hafdane, a. a O. S. 58, 65. 
') Bethmami Hollw^, Betrachtungen eum Wehkheg, S. 55. 

»34 



AUSSPRACHE ZWISCHEN HALDANE UND BETHMANN HOLLWEG 



Gewicht auf die Dreadnoughts. Unsere Flottennovelle wurde ihm 
mit den anderen Voiscfalägen zur Prüftuig nach England mitgegeben. 
Am Tage seiner Ankunft wurde eine Sitzung des englischen Kabi- 
netts abgehalten. Die englische Admualität übte sehr scharfe 
Kritik an der Flottennovelle, besonders an der beabsichtigten Vei^ 
mehrui^ des Mannschaftsbestandes. Schon bei Haidane war 
starkes Mißtrauen gegen die Pläne von TirpitZ deutlich geworden. 
Dieses Mißtrauen fand in London verstärkten Widerhall; man 
stellte sich dort auf den Standpunkt, daß England über i8 Millionen 
Pfund Sterling mehr für seine Flotte würde ausgeben müssen, 
wenn die Novelle GeseLs wurde. Bezeichnend ist, daß Haidane dem 
Kaiser xwd Wünsche aussprach, erstens» daß die Flottennovelle 
ganz fiele, und zweitens, daß Bethmann Hollweg Reichskanzler 
bliebe« Den GtoBadmiral von Tirpitz bezeichnet er als ,,a dangere- 
ous man''; seine Ernennung zum Nachfolger Bethmann Hollwegs 
wäre in England als Faustschlag empftmden worden. Zu Beth- 
mann Hollweg haben die Engländer absolutes Vertrauen gehabt 
und betonten das wiederholt; sie wußten, daß er ehrlich gewillt 
war, den Frieden zu erhalten. Das Gegenteil wurde nicht mit 
Unrecht von Tirpitz angenommen. Der Großadmiral glaubte den 
Wünschen Haldanes entnehmen zu können, daß die Engländer vor 
ihm Angst hätten, und er faBu das in der ganzen Naivität seines 
Selbstbewußtseins als Scfameicfaelei auf. Wie mußte die denk- 
würditze Tirpitzsche Begrüßungsformel: „Yott sec in me the bowgie- 
Man of Old England'' (den schwarzen Mann Alt-Et^ands !) auf 
den korrekten Hochmut des englischen Besuchers wirken! Der 
Gedanke an das Woiil der beteiligten Völker hat Tirpitz denkbar 
fern gelegen. Bethmann Hoilweg dagegen hat schon damals 
Haldanc gegenüber die Auffassung vertreten, daß eine aufrichtige 
Verständigung zwischen England und Deut^cliland eine Garantie 
des Weltfriedens sein wfirde und ,,die Mächte allmäUicfa von dem 
Phantom des waffenstarrenden Imperialismus zu dem Gegenpol 
friedlicher Zusammenarbeit fuhren kdnne". Wir haben gesehen, 
wie sich in der Politik Sir Edward Greys der Völkerbundgedanke 
als das Prinzip der Zukunft ankündigte. Auch bei Bethmann Holl- 
weg finden wir hier ein Anzeichen; um so schmerzlicher ist es, 
daß die einzig mögliche Basis dafür, die deutsch-englische Ver» 
ständigung, damals nicht zustande kam^). 

Haidane und Bethmann haben sich mit wahrhaft staats- 
männischer Offenheit ausgesprochen. England war vollkoniaien 
entschlossen, seine Flottenüberlegeniieit zu behaupten. Das ent- 
scheidende Zugeständnis, das es von Deutschland haben wollte, 

>) Betfamana Hdlweg, Betnchtoagen sum Weltkrieg, 5. i^o* 
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hat Tirpiu verhindert. Wie leicht erfüllbar erscheint es uns heute I 
England hatte sich aber, gerade durch Haldane» eine Landarmee 

geschaffen, durch die es allen Eventualitäten gewachsen war. Der • 
englische Kriegsminister wollte den Weltfrieden machen — wenn 
Tirpitz den einen Teil der Schuld am Mißluigen trägt, so trägt 
Sir Edward Grey den andern. 

Die Verhandlungen über ein deutsch-englisches Abkommen 
wurden in London durch den deutschen Bots^after Grafen WoUf- 
Mettemidi we i t c rge f tthrts . die engliadie Leitung fand die letxte 
deutKhe Formel der rdativett Neutralität tu weitgehend und 
schlug nun wieder threraeits vor, Engtand wolle sich verpflichten, 
keinen uniwovocierten Angriff auf Deutschland zu machen und 
sich jeder aggressiven Politik gegen Deutschland zu enthalten; 
ferner wolle England versichern, daß in keiner vorhandenen Kombi- 
nation englischerseits em Angriff auf Deutschland vorgesehen oder 
bezweckt sei. 

Das war nuu wiederum für die deutsche Leitung zu inhaltsleer 

und zu ausdeutbar, denn uaptovocierte Überfälle, so wurde 
deutsdierseits treüCmd bemerkt, seien dodi überhaupt nicht zwifldhen 
zivilisierten Mächten Obiicfa. Grey erg^bizte nun seine Formel 
durch , eine an den Fjwgawg diplomatischer Verträge anklingende, 
also durchaus konventionelle und nichtssagende Einführung: ,,Da 
die beiden Mächte gegenseitig den Wunsch haben, Frieden und 
Freundschaft untereinander sicherzustellen, erklärt England. . 
Die deutsche Leitung, die nicht abbrechen wollte, war bereit, diese 
Grey*sche Formel anzunehmen, wenn England das Zugeständnis 
machte, den Zusatz einzufügen: „England wird daher selbstver- 
ständlich woblwollende Neimlität bewahren, sollte Deutschland 
ein Krieg aufgezwungen werden, • /'« 

Grey lehnte diesen Zusatz ab, da dadurch die mit anderen 
Mächten bestehenden Freundschaften gefährdet würden* Es war 
nach diesem Hergang klar, was die Richtung Grey wollte: sie 
wollte sich für jeden möglichen europäischen Konflikt freie Hand 
lassen, sie ging auf eme irgendwie formulierte Neutralitätsver- 
pfiichtung nicht ein, weil sie ihr freundschaftliches Verhältnis zu 
Frankreich und Rußland nicht in Frage stellen, insbesondere die 
französische Empfindhchkeit nicht reizen wollte, sie wehrte sich 
ausdrOddich gegen dieses zuviel sagende Wort» sie wollte, das 
„Gleichgewicht der Kräfte". 

Das deutsche Entgegenkommen war sehr groß gewesen : denn 
die deutsche Leitung überließ in ihrer Formel die Entscheidung, 
wer der Ane:reifer sei, England; das war ein erhebliches Inter- 
pretation srisiko, und trotzdem wollte die deutsche Leitung auf 
vorgesehene maritime Rüstungen verzichten. Wenn England klar 
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und offen gesagt bitte, daß es bei einem Angrif&krieg gegen 
Deutsdiland neuttat bleiben wQide, dann wäie der Friede wenigstens 

Westeuropas nahezu gesichert gewesen. 

Bethmann Hollweg hat in seinem Glauben geirrt, daß die da- 
malige englische Leitung eine wirkliche außenpolitische Neuorien- 
nerung beabsichtigte. Die bestehende Mächtegruppienmg war 
damals nicht zu modifizieren. Es blieb nur die Hoffnung auf prak- 
tische Interessenausgleiche im einzelnen, aus denen sich dann die 
erwünschte Entspannung ergeben konnte. Man sah beiderseits 
erst ietst, wie ddf die Eatfirondung schon gediehen war*). Beth- 
mann Hottweg hat nicfat die Kraft gehabt, damab die Entlassung 
Tirpatcens zu erstreben oder gar durchzusetzen. Wie die Dinge 
lagen, so hatte die deutsche Leitung keine andere Wahl, ab die 
Flottennovelle, so wie sie dem Bundesrat vorgelegt worden war, 
weiter zu führen, und ebenso wurde von englischer Seite 
fortgerüstet. Ein Rationahsieren des Wettrüstens durch amtliche 
Festlegung auf ein bestimmtes Verhältnis, etwa lo : 1 6, ist nicht 
geltmgen. Ebenso wurde auch der Churchill 'sehe Gedanke des 
Flottenfeieqahres nicht verwirklicht, wenn ihn auch die deutsche 
Seite gern als den Versuch eines Entgegenkommens aulEaßte. 

CNe unmittelbare Absicht der Sendtmg Lord Haldanes war ' 
gescheitert» ein Neutralitatsabkommen war nicht zustande gebracht 
worden. Von englischer Säte erfolgte aber sogleich die Erklärung, 
daß damit die Verständigungsverhandlungcn als solche in keiner 
Weise fallen gelassen werden sollten. Haidane feierte Kaiser 
Wilhelm auf dem Bankett des Deutschen Klubs als „Großen Mann", 
und Grey sprach den ausdrücklichen Wunsch nach einer Verständi- 
gung über koloniale und territoriale Fragen aus, und damit konnte 
die deutsche Leitung nur einverstanden sein. Eine Hetasrede 
freilich, wie die von Winston Churchill über die deutsdie Luxu»- - 
flotte, mußte in der dffentlichen Meinung Deutschlands viel ver- 
derben. Auch der englische Pazifismus fühlte sich gekränkt, 
während die französischen Revanchards jubelten^). Mit Recht 
hat E. D. Morel gesagt') : Hätte das deutsche und das englische Volk 
die Einzelheiten der Mission Haldanes erfahren, so hätte die öffent- 
liche Meinung beider Länder eine angemessene Neutrahtäts- 
formel erzwungen. 

Im Sommer 1913 wurde der Botschafter Graf Wolff-Mettemich 
abberufni; Freiherr von Marschall» der bewährteste deutsche 
Dtplomat, wurde sein Nachfolger^. Es war der Mann der Krfiger^ 

M Bethmann Hollweg, Betrachtungen zum Weltkrieg, S. 60. 

Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen P(rfttik, Bd* 4, S. 72» 73. 
^ Westminster Gazette vom 4. Januar 1916* 

Vgl. Brauer, Marschall von bibentem; dort auch der Brief Bethmaiui 
KoUwegs; ferner Beyens an Davignon, aS» Juli 1913. 
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Depesche; konnte es ihm nach soviel MiBverständnissen und Feind- 
seligkeiten nun doch noch gelingen, die Interessengemeinschaft 
der beiden großen Nationen herzustellen!' Es war kein Zweifel, 
daß dies der heiligste Wunsch des deutschen Kaisers und das 
ernsteste Programm der deutschen Leitung war. Der Reichs- 
kanzler schrieb damals an Marschall, daß er Wert darauf lege, 
gerade ihn in England zu. wiüsen, ,,da ich für Gegenwart und Zu- 
Ictinft die Gestaltung unserer Beziehungen zu England für den 
Angelpunkt unserer Pölitik ansehe. Die gegenwärtig eingeleiteten 
Besprechungen weiden momentan zu kdnem Absdilufi führen; 
ich halte aber einen freundschafthchen Modus vivendi zwischen 
beiden Ländern 80 sehr für eine historisch"po]itische Notwendigkeit^ 
daß die Arbeit meinet Verwirklichung unsere besten Kräfte in 
Anspruch nehmen muß". 

Die Erwartung war sehr groß. Der siebzigjährige Staatsmann 
wurde in London so glänzend aufgenommen, wie es seiner großen 
Autorität entsprach. Vierzig Jahre lang hatte es keine Dame in 
der deutschen Botschaft gegeben; Maisdiall hatte c^etch eine gute 
Presse, er war geschickt mit Journalisten, denn er frag sie aus, 
indem er sich den Anschein gab, sich interviewen zu laaen* Die 
größte Zähigkeit und Geschäftsgewandtheit wurde also von Deutsch- 
land eingesetzt — der schnelle Tod des Botschafters war ein 
schwerer politischer Verlust, 

Die deutsch-englische Verständigungsbewegung gmg aber 
weiter, und die Ereignisse auf dem Balkan haben sie wesendich 
gefördert. Am 30. Oktober 1912 fand unter dem Vorsitz des 
froheren Botschafters in Berlin, Sir Frank Lascelles eine s^e 
demonstrative Versammlung in der Guild Hall statt, die zu einem 
hocherfreulichen Ideenaustausch fOhrte. Aber es war 
daB der alte Feldmarschall Lord Roberts wenige Tage vorher es 
für richtig gehalten hatte, Englands Niedergang zu prophezeien, 
falls es nicht die allgemeine Wehrpfhcht einführe, denn das Deutsche 
Reich erstrebe nichts anderes, als die Herrschaft zu Lande und zu 
Wasser. Die englische Leitung war darüber sehr verstimmt, das 
Foreign Office fürchtete den schlechten Eindruck in Berlin, und 
Sir Edward Grey sagte im Parlament, es sei bedauerlich, daß in 
beiden Ländern Personen, die nidit in der Lage seien, die Politik 
ihrer Regierung zu beeinflussen, sich in derartigen Angrifien er- 
gingen. So konnte die Händelsucht und naiv ai^geblasene Vater- 
landsliebe persönlich Kriegsbedürftiger auch jetzt wiederum viel 
verderben. 

Es wäre sehr harmlos imd sehr oberflächlich, zu glauben, die 
große Politik spiele sich ab, wie ein schlechtes Intrigenstück, und 
die englische Leitung habe jahrelang bis zum Kriegsausbruch ein 
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teuflisches Doppelspiel getrieben* Dagegen ist zu sagen, daß jede 
Leitung eines großen Staates mit mehr oder weniger Geschick 
nadi kwei oder gar mehr Seiten verhandeln muß und wird, femer, 
daß die englische Regierung im besonderen, wie wir sahen, keine 

Einheit war, sondern daß innerhalb des Kabinetts einer starren, 
mißrrauerischcn Richtung eine beweglichere und freiere gegenüber- 
stand. Der klare und starke Wille zum Krieg saß in Paris, und die 
schwere, dumpfe Kriegsgefahr saß in Rußland. 

Beunruhigt durch die deutsch-englischen Verhandlungen be- 
mOhten sich die Franasosen Ende 19x3 wiederum« die Entente 
cordiale in ein vollwertiges Bündnis zu verwandek. Der Versuch 
mißlang*)« Es erfolgten Besprechungen und AbscfalCisse «wischen 
ei^^ischen und französischen Militär- und Marinesachverständigen, 
deren Bedingheit und Unverbindlichkeit England ausdrücklich 
dokumentarisch festzulegen wünschte*). So kam es zu dem 
Briefwechsel zwischen Grey und Paul Cambon vom 22. No- 
vember 1912; darin war es ausgesprochen, daß die Zusaimuen- 
künfte der militärischen Speziahsten keine pohtische Ver- 
pflichtung bedeuteten, daß aber für den Fall der Kriegsgefahr 
England und Frankreich über gemeinsame politisdto und 
^militärische Maßregeln in Beratung treten sollten: dieser Brief- 
wechsel zeigt deutlich, wie der französische Botschafter eine Sicher- 
heit darüber habeti möchte, daß Frankreich im Fall des Angriffs 
einer dritten Macht auf bewaffnete enc^ü^che Hilfe wählen könne, 
und wie Grey sich nur auf gemeinsame Erörterungen verpflichten 
will. Freilich gaben die Gesaratumstände, die Vorgeschichte und 
der weitere Verlauf der Dinge diesem Briefwechsel eine Bedeutung, 
wie sie manchen feierlichen Staatsverträgen abgeht^. Sir Edward 
Grey muBte sich sagen, daß für Prankreich und weiterhin f&r 
Rußland in diesem Briefwechsel eine starke politische Stütze ge- 
geben war, daß durch ihn der vorhandene Offensavgeist wesentlich 
gestärkt werden mußte. Es ist seltsam «u sehen; der englische 

Nordd. Alldem. Zeitung, 16. Oktober X9i4; Bericht des deutschem 
Boodiafters in Pam vom NOn 1913; darin wird der Brieiwc hsel :: wischen 
Grey und Cambon vom 22. November 19 in mitgeteilt; in dem Bericht vom 
Marz 191 3 heißt es: Immer enger werden die Maschen des Netzes, in die 
es der französischen Diplomatie gelingt, England zu verstricken. 

M. Pokrowski, Zur Frij^e nach den Urhebern des Wehkrieges (ab- 

fednickc als Anlage XI im Weißbuch betreffend die Verantwortlichkeit der 
Fdicber des Krieges). Zeitungsmeldungen zufolge (Z* B* Tägliche Rund* 
schau 6. Juli 1919) h.it Marschall Joffre vor dem parlamentarischen Aus- 
schuß der französischen Kammer Angaben über die geheime englisch-fran- 
zösische Militärkonyention gemacht. Hierüber dokumentarische Aufklärung 
zu erhalten, ist dringend erforderhch, V^. den vor7vip;hch orientierenden 
Aufsatz von Oberst B. Schweriieger, joffrci „Geständnisse", Deutsche All- 
gemeine Zeitung, 15. Juli 1919. 

*) Bethmann HoUweg, Beitrachtutigm ztim Weltkrieg, S. 64. 
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Staatsmann will den Frieden und befördert auch den Frieden durch 
direkte Handlungen; aber indirekt erhöht er die Kriegsgefahr durch 
intime Ausgestaltung von Beziehungen, über deren Tragweite er 
sich doch wohl klar war. Es kann ja auch sein, daß diesem insu- 
laren Kopfe diese letzten Konsequenzen seiner Handlungsweise 
mdat vttUig deutlich vor Augen staodeii. Das Gesamtbfld sieht so 
aus: der englische Minister des AuswaMigen, der ja nidit identisch 
war mit dem Kabinett, will sich vor allen Dingen nicht binden; 
er hat eine fOr die politische Tradition seines Landes bezeichnende 
Scheu gehabt, den Fehler zu machen, den Deutschland in seinem 
Bündnis mit Österreich gemacht hat — nämlich eine vorhandene 
politische Besiehung stärker werden zu lassen, als das jeweilige 
Interesse des politischen Moments. Sir Edward Grey war vor- 
sichtig nach beiden Seiten hin, er meinte, so über den Dingen zu 
stehen, er glaubte schließlich, mit beiden europäischen Gruppen 
befreundet sein zu können^ und er hoffte zwäfe^os, schließlich 
beide noch einmal za einer etnbeidicfaen Orfi^nisation susammen- 
zufrasen. Tatsächlich aber hat er doch mehr mitten zwischen den 
Dingen^ als 6ber ihnen gestanden, und die Gegensätze und Ge- 
fahren wuchsen ihm über den Kopf. Es darf auch nicht vergessen 
werden, daß der Briefwechsel zwischen Grey und Cambon in die 
Zeit der zweiten Orientkrise fällt, als, wie wir sahen, das Deutsche 
Reich mit den Westraächten in naher Fühlung stand. Der Brief- 
wechsel stellte also eine Art Rückversicherung der Entente cordiaie 
dar» die Prankreich stark am Herzen liegen mußte, da es fürchtete, 
Deutscihland und England könnten sich dauernd finden. Wie 
warnte Hanotauz in der Revue Hebdomadatre seine Landaleute 
davor, an die Unvermeidlichkeit des deutachHsngUsdien Zusammen- 
stoßes zu glauben. Im Gegenteü! 

Wenn man die Öffentliche Meinung im Jahre igia verfolgt, 
so findet man, daß die mißtrauische Angst ein beherrschendes 
Leitmotiv ist. Die französische und die russische Presse schlugen 
gelegentlich einen geradezu erbitterten Ton gegen England an, und 
man konnte manchmal glauben, sie wollten England aus der Triple- 
Entente hinausärgern. England galt als der Hemmschuh der. 
Triple-Entente. Auf der anderen Seite betonte etwa der ,,Man* 
ehester Guardian" bestandig, daß man in einen Ententerausch 
hineingekommen sei, der zu ganz unabsehbaren Dingen führte, 
und daß die Zeit der splendid isolation viel besser, viel englischer 
gewesen sei. Ein so rein wirtschaftlich orientiertes Organ, wie der 
„Economist** schien die Handelseifersucht überwunden zu haben 
und fand, daß sich die deutsche Expansion und die englischen 
Interessen keineswegs auszuschließen brauchten. Der „Economist" 
betonte besonders auch den asiatischen Gesichtspunkt. In einer 
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Korrespondenz aus Teheran uii November 1912 wurde die For- 
derung aufgestellt, England und Deutschland soUten im tmttlereii 
Osten Hand in liaad gehen, sonst müßten der russischen Diplo- 
matie ihre egoistüidien Absichten gelingen. Im selben Monat 
traf in Cazton Hall das Komitee füi Atiswärtige Politik unter dem 
Piäsidium von Lord Courtney und Diddtmon zusammen, das 
keineswegs aus Parteileuten bestand , sondern sich nns Pnrlaments- 
mitgliedern verschiedener Richtung und anderen Persönlichkeiten 
zusammensetzte. Es verfolgte als Hauptzweck den, daß England 
aus den Verwickehingen des Allianzcnsystems herauskommen solle. 
Ebenso arbeitete das Komitee „National Liberal Federation" an 
der deutsch-englischen Verständigung. Alles das waren Symptome 
einer engÜsfchyn Selbstbesinnung. Die Parlamentsiefonn» die 
iröche Frage» das Verhältnis zu den Dominions, das waren so wich- 
tige Probleme, daß man mit Recht die Frage aufwarf: was gehen 
tms Marokko und der Balkan eigentlich ans* Wir haben bei uns 
und in der großen Welt zn viel zu tun, daß diese eifersüchtige Fcst- 
landspolitik weiter nichts ist als Kraftvergeudung. Erinnern \vir 
uns der deutsch-englischen Intimität während der zweiten Balkan - 
krise. Der Gedanke des europäischen Konzertes erdrückte die 
fühlbar veraltete Rivalitätspohtik. Es schien eine Europäisierung 
von Europa- 2u beginnen. Sogar die Times traten für ein deutsch- 
englisches Zusammengehen ein. Wie wfitend gebätdete sich der 
„TempS*' gegenüber dem Pariser Korrespondenten der Times! Auf 
deutscher Seite begann sich auch in der öffentlichen Meinung die 
Erkenntnis allmählich durch^nringen, daß es gegenüber einer SO 
ausgeprägten Staatsindividualität, wie es die englische war, keine 
klügere und würdigere Stellungnahme gab, als die eigene, die 
deutsche Staatsindividualität nach Möglichkeit auszuprägen, und 
daß jede Nacliahmung englischer politischer Methoden imd Ziele 
ebenso tHricfat wie geschmacklos sei* 

Der Orient tmd Afrika» wie wir sahen seit Jahren die Kampf- 
schauplätze der großen Politik, waren die Gebiete, auf welchen eine 
deutsch-englische Verständigung und Interessengemeinschaft zuerst 
zu Tage treten konnte. Wir wissen, wie England während der 
kritischen Jahre der Einkreisungspolitik gegen die Bagdadbahn 
arbeitete'). Bis 1908 kam sie nicht über die ersten aoo km hinaus. 
Der Weiterbau bis Obermesopotamien konnte dann nach langem 
Hinzögern der Bauarbeiten infolge der neuen unnuLtelbar vor der 

') Vgl. die zu S. 76 angegebene Literatur tiber die deutsche Unter- 
nehmung; HaniiUozi schreibt a. a. O., S. 183: "Wiüi such Privileges and such 
immense possibilities vested in a powerful raüway Company at the back of 
wich is the Deutsche Bank supported by an encrgetic Forein Office, Germany 
may well con^ratulate herseif and decline to depart from or to change her 
siioccasfol poliqr ia Wcstcro Ana.** 
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iungturldschen Revolution abgeschlossenen Verträge in Gang 
kommen. Englands türkische Eisenbahnwünsche standen tn 
schroffem Gegensatz zu den deutschen. Willcox verfolgte den 
Plan einer Bahn Bagdad — Beirut — Damaskus, deren Fertigstellung 
ein Seg^mcnt aus der Türkei herausgeschnitten und von Konstan- 
tinopel abgelöst hätte. Die englische Bahnpolitik hatte, wie 
muk riditig gesagt hat, eme «entiäugale Tendeiu^ im Gegensatt 
^ der mtripetalen Bahnpolitik, die die Tflrket susammenhielt. 
Edglatid machte ferner Schwierig^eiteii in da Frage der Legung 
der Bahntrace: es wQosdite sie möglichst nahe der Küste, also im 
Kriegsschiffbereich, während das türkische Interesse für eine 
Führung im gebirgigen Innern entschied. Dadurch, daß England 
die Hand auf Kuweit legte, wurde eine Durchführung der Bagdad- 
bahn bis zum Persischen Golf in der ursprünglichen Absicht immer 
unmöglicher. Eine Befreiung von Kuweit bedeutete die Stich- 
bahn nach Alexandrette» durdi welche die mesopotamische Aus- 
fuhr vom Persischen Golf nach dem Mittelmeer abgelenkt wurde. 
Als eine ttlrkisdie Denkschrift eine direkte Linie von PaÜstina 
nach der ägyptisdien Grenze forderte, wurde von englischer Seite 
deutlicher Widerspruch erhoben. Ebenso hinderte England eine 
Zweiglinie der Mekkabahn nach dem Meerbusen von Adana. Be- 
züglich der Bai];dadbahn stellte England die Fordcrunp:, daß die 
untere Strecke der Baiui, etwa von Mossul abwärts, nut engUschem 
Kapital gebaut werden sollte. 

Schon vor der zweiten Marokkokrise begaxmeu die Versuche, 
eine deutsch-englische Verständigung über diese Fragen herbeasu* 
führen. Der belgische Gesandte in Berlin Baron Greindt 
schreibt: „Jahre hindurch hat die englische Presse die unerhörte 
Anmaßung gehabt, die Vollendung der Bagdadbahn zu über- 
wachen oder sogar zu verbieten, d. h. sie wollte die Hand auf 
ein Unternehmen legen, das nur die Türkei, die Konsessionsgesell- 
schaft und nuttelbar die deutsche Regierung, die sie unterstützte, 
angeht. Sir Edward Grey hat diese Frage wieder auf das ju- 
ristische Gebiet zurückgeführt. Er erkannte an, daß England 
keinerlei Rechtstitel besitze, sich in eine innere ottomanische 
Angelegenheit eingumischen und kündigte an, England werde sich 
daratif beschränken, seine Interessen durch die ihm zur Verfügung 
stehenden gesetzlidien Mittel zu wahren. Auf dieser Grundlage 
kann man zu einer Verständigung gelangen« Niemand wird das 
Vorhandensein englischer Interessen leugnen und daran denken, 
der britischen Regierung einen Vorwurf daraus zu machen, sie zu 
verteidigen"^). 191 2 kamen dann die Verhandlungen wieder in 
Gang, und es wurde ein für beide Teile befriedigender Kompromiß 

0 Bericht an Davignon ao. Mäiz 1911. 
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«fretcht: England vemchtete auf seiaeii Widerspruch gegen die 
Beendigung der Bagdadbahn unter deutscher Leitung, es übernahm 
das Protektorat über Kuweit durch einen förmlichen Vertrag mit 

der Türkei, die dem Scheich Autonomie zusidierte und auf die 
Halbinsel EI-Katr verzichtete. Die Bagdadbahn sollte bis an den 
Golf, aber m'cht nach Kuweit, sondern nach Basra durchgeführt 
werden, und für diese Endstrecke sollte eine neue, die sogenannte 
•Ottomanische Gtselischaft, gegründet werden, in der England durch 
zwei Direktoren vertreten war. Das deutsch-türkische Kapital 
sollte aber das beteiligte englische übertreffen. Gleichzeitig mit 
diesen Verhandhuigen über die Bahnfrage verständigte man sich 
Ober andere stritdge Punkte; in erster Linie über cOe Frage der 
Tigrisschiffahrt und die Ausbeutung der mesopota mischen Pe- 
troleumfelder. England hatte diese Schiffahrt und damit diese 
Ausbeutung ganz in der Hand gehabt, und jetzt wurde den deutschen 
Interessenten die Beteiligung zugestanden. 

Mit diesem ehrlichen und sinngemäßen deutsch-englischen 
Ausgleich stehen in direktem Zusammenhang die Verhandlungen 
zwischen der Türkei emerseits, Frankreich und Rußland anderer- 
seits» bei denen das Deutsche Reich die VermittteffoUe spielte. ' 
Durch das Abkommen vom 14* Februar 1914 wurde Frankreich 
«in Interessengebiet in Syrien und Nocthrest-Kleinasien zuge- 
standenO» ^ sollte die Vorhand bei dem Bau der syrischen Bahnen 
haben, mußte sich aber mit einer Leerzone zwischen diesem Netz 
und dem Bagdadbahnsystem abfinden, während Rußland die Vor- 
hand in Türkisch-Armenien zugesicliert wurde. Freilich waren 
russische Bahnbauten in Türkisch-Armenien ein wenig wahr- 
scheinliches Ereignis. Diese Aufteilung des türkischen Reiches 
nicht in Herrschaftsgebiete, sondern in Interessenzonen unter 
Wahrung der türkischen Souveränität entsprach» wie wir sahen» 
dem maßgebenden Gesichtspunkt der deutschen Leitung. 

Gleichzeitig mit diesem Ausgleich über den Orient fanden 
die Verhandlungen über den Ausgleich in Afrika statt. Schon 191a 
erörterten englische Kolonialpolitiker wie Johnston und Harris 
öffentlich Verständigungsmögiichkeiten zwischen Deutschland und 
England über die wirtschaftliche Erschließung sowohl der portu- 
giesischen Kolonien in Afrika wie des belgischen Kongostaates. 
Bezüglich Portugiesisch- Afrika lag ja das Angola-Abkommen 
bereits vor» das nunmehr nach der Entfremdung durch die Ein* 
kreisung^politik wieder eine geschäftlich brau^bare Grundlage 
-abgeben konnte. Es handelte sich um eine Erschließung dieser 
kostbaren» infolge der portugiesischen Mißwirtschaft brachliegenden 

'} Beyens an Davignon, ao. Februar 1914; Tafdieu, Le Mystite ete.» 
;S. 409 lind 437. 



Digitized by Google 



X. DER AUSBRUCH 



Gebiete durch deutsche Kapitalien und Eisenbahn bauten. Die 
poftttgiesische Souveribi^ war cUdurcb ketncswegs angetastet, 
aber es konnten steh freilich atss einer solchen Duicbdringung 
Schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine kräftige Staat^ewalt zu. 
sdiltchten waren. Irgend eine Form der Verständigung mit Portugal 
zum Zweck eines Ausgleichs, besonders pekuniärer Natur, war 
dann schon zu finden. In ähnlicher Weise an die belgischen Kongo- 
kolonien heranzutreten, lag nahe. England hatte sich ja ursprüng- 
lich sehr gegen diese Staatsbüdung gewehrt, während Deutschland 
sich entschieden dafür eingesetzt hatte. Auch hier war der Tat- 
bestand der, daß ein kleiner, zudem neutralisierter, also kriege- 
rischer und politischer Initiative entbehrender Staat mit einem selur 
erheblichen und kostbaten StOck Afrika belastet war. Das inter- 
nationale Interesse verlangte in unserer Epoche immer dringender 
eine möglichst gründliche und vorteilhafte Erschliefitti^ jedes noch 
übrig gebliebenen Erdfleckes, und nach diesem weltpolitischen 
Lebensgesetz mußte auch der Kongo in den Kreis der deutsch- 
englischen Verständigung hineinbesogen werden. Auch belgische 
Publizisten äußerten ja immer wieder die Ansicht, daß die Ver- 
waltung emer so großen Kolonie wie der Kongo-Kolonie weit über 
die finanzielle Leistungsfähigkeit Belgiens hinausginge. Belgische 
Rechte sollten nicht verletzt werden. Die deutsdie Leitung dachte 
vielmehr wiederum an eine wirtsdhafidiche Durchdringung mittete, 
einer Kongobahn. Im Zusammenhang damit stand der große 
Gedanke, Ostafrikä durch eine transkontinentale Bahn mit AngoU 
zu verbinden; eine englische Interessengnippe wünschte eine 
Benguelabahn ; über einen Ausgleich in diesen verschiedenen 
zentralafrikanischen Möglichkeiten wurde gleichfalls zwischen 
Deutschland und England von den kolonialen Autoritäten ver- 
handelt. Auch Frankreich konnte an diesen politischen Geschäften 
wohl teilnehmen; der französische Botschafter schnitt Anfang 1914 
die Ffage bei der deutschen Leitung an* Ein großzügiges englisch- 
feinggsisch-deutsches Kolonialabkommen mußte für die Bezie- 
hungen Deutschlands Su den Ententemächten von hoher Bedeutung 
werden, und die angesichts der Balkankrise entstandene Kombi- 
nation Deutschland-— England — ^Frankreich konnte sich hier fort- 
setzen^). 

So näherte sich dem neuen Deutschland der Gedanke eines 
zentral-afrikanischen Reiches als großes und starkes politisches 
Zukunftsideal, als ein Ideal, das noch mehr Aussichten bot, als 
die Arbeit in dem schwierigeren Orient* Ein Kenner Zentral- 

') Schicmann, a. a. O , 7. Januar 1914; Belgisches Graubuch vom i. August 
xui^; Nordd. Ailgem. Zeitung, 6. August 1915; vgl. Emil Zimmermaan» 
Ncu-KaoiiniQ, igia. 
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afrikas, Emil Zimmermann, hatte 1912 geschrieben: „Es klmgt * 
heute vermessen zu sagen, daß Zentralafrika in zehn bis zwölf 
Jahren einen Handel von einer Milliarde Mark haben wird; wenn 
erst die nächsten vier bis fünf Jahre friedlicher Entwicklung für 
cUeaes Gebiet vorOber sttid, wird diese Prophezeiung au£ keineo 
Zweifel mehr stoBen". ' 

Ende 1913 wurde der deutsch-englische Vertrag fertiggestellt 
und im Januar 1914 paraphiert. Sir Edward Grey wünschte 
die Veröffentlichung und schlug auch die gleichzeitige Bekanntgabe 
des Angola-Vertrages von 1898 vor. Die deutsche Leitung hat 
aber eine vorzeitige Veröffentlichimg des Afrika-Vertrages nicht 
für opportun gehalten, auseinem besonderen hochpolitischen Grunde. 
Sie mußte nämlich nach geheimen, auf besonderem Wege an sie 
gelangten Mitteilungen, an der englischen Aufrichtigkeit zweifeln*). 
Aus Petersburg wurde ihr gemeldet, daß der dortige englkcfae Bot- 
schafter die deutsch-englischen Verhandlungen als Scheinmanöver 
hinstellte, um die russächen Besorgnisse zu zerstreuen. Ob die 
englische Regierui^ nun Deutschland oder Rußland gegenüber un- 
anfrichtig wnr, das mng dahinstehen. Argwöhnisch mtißten diese 
Nachrichten die deutsche Leitung jedenfalls machen. Am 16. Juni 
19 14 wurden dann doch die deutsch-englischen Vertrage über Afrika 
und den Orient unterzeichnet. Ihre Veröffenthchung stand bevor. 

Der Kampf um den Orient, dei Kampf um Afrika, scluenen 
jetzt eine entscheidende Etappe erreicht «u haben. Die Rivalen 
der großen Politik» deren Wettkampf den Erdkreis zwölf Jahre 
lang in Bewegung gesetzt hatte, schienen im Begriff zu sein, sich 
auf der Grundl^e der Ebenbürtigkeit und des gleichberechtigten 
Mithandelns zu vertragen. Die Wcltmachtskrise des Deutschen 
Reiches schien friedlich zu Ende zu gehen. Es war noch kein 
Bündnis, es war auch noch nicht einmal die Sicherheit, die man 
bei den Verhandhingen 19 12 über ein Neutralitätsabkommen er- 
strebt hatte; es war aber doch eine gewisse Bindung. Theodor 
Schiemann schrieb danuüs:^) ,,Wie in Afrika lassen sich in aller 
Welt die deutschen und englischen Interessen tum Vorteil beider 
Teile wie der allgemeinen Kultur- und der Weltinteressen aus- 
gleichen. Was dem entgegensteht» sind törichte, durch keine 

0 Von 190Q bis Ende juli 1914. hat em Beamter der nissiüchen Boischait 
in London der deutschen Regierunf; regelmäßig die ganz vertrauliche Korre- 
spondenz zwischen London und Petersburg, die durdi die Hand des Grafen 
Benckendorff ging, abgeliefert. Sie wurde von Professor Schiemann über- 
setzt. Die Kenntnis dieser Dokumente blieb dem Reichskanzler, dem Staats- 
sekretär, dem Unterstaatssekretär und dem politischen Dirigenten im Aus- 
wärtigen Amt vorbehalten. CMttteüungen Schiemanns, TägUcbe Rundschau, 
15. März Z919.) Die VcrönemUdittQg daetca Geheunmätcrub ist diingend 
erwünscht. 

*) Schiemann, a. a. O., 7. Januar 1914. 
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• inneren materiellen oder ideellen Interessen bedingte GLt;cnsät2e. . . 
Die Verautwortuiig wiid auf die öffentliche Meinung geschoben* 
In WifUicfakeit gibt es niditB, was bereiter ute, von heute auf 
morgen seine Riditung und Oberzeugung ssa wechseln, als die 
filfentUche Meinung. Sie verlangt nach dem Herrn, der sie leitet, 
und erwartet, daß man den Mut habe, ihr zu sagen, wohin sie gehen 
soll. Meine Meinung und feste Uberzeugung möchte ich nun 
dahin zusammenfassen, daß es keine Zeit gegeben hat, in der mehr 
wie heute durch einen erlösenden Schluß alle Schv.'icrigkciten der 
europäischen und der WeUpoluik in die Bahn ruhiger und gedeih- 
licher Entwicklung gelenkt werden könnten. Dieser Entschluß 
würde lauten: Englisch-deutsche Allianz''. 

Kaum je ist ein groBer Staat verhängnisvoller geleitet worden 
wie England in den letzten Jahren vor dem Krieg. Es war selbst- 
verständlich, daß England militärische Rüstungen wegen der 
deutsch-englischen Verstiüldigungsaktion nicht aufgab; auch 
Detit^chbnd arbeitete an seiner Rüstung? weiter nnd mußte es nach 
Lage der Dmge, so lange es kerne anderen Garantien hatte. Aber 
es war nicht selbstverständlich, daß sich England von Frankreich 
und Rußland trotz dieser deutsch-englischen Annäherung in ein 
vieldeutiges System von Intrigen, Verabredungen und Versiche- 
rungen hineinziehen lieB. Wenn Sir Edward Grey wirklich letzten 
Endes den eurof^ischen Staatenbund gewollt hat, dann hätte er 
sein eisiges Mißtrauen gegen Deutschland überwinden müssen. - 
Seit den Londoner Balkankonferenzen war die englische Haupt- 
stadt in der Tat das diplomatische Qearinghouse der Welt. Um 
die überragende Stellung Greys, die an die Metternichs und Bis- 
marcks erinnerte, aufrecht zu erhalten, bedurfre es aber einer großen 
Kenntnis Europas und iMiies freieren universaleren Geistes. Seine 
bezeichnendste Handlung ist vielleicht seine Stellungnahme zu 
der Frage der englisch-russischen Marinekonvention. Wir besitzen 
darttber die in Rußland veidffentlichten Berichte des damaligen 
russischen Botschafters in London, Grafen Benckendotff sowie 
die Tdegramme Iswolskis ttnd Sasonows. Als das englische 
Königspaar im April 1914 in Paris war, benutzte Rußland 
die Gelegenheit, durch Vermittlung der französischen Regierung 
den Abschluß einer englisch-russischen Marinekonvention anzu- 
regenO« Grey nahm den Vorschlag auf, erhielt die Zustimmung 

') Nordd, A%ein. Zeitung, 16. Oktober 1914; Bericht des deutschen 
Botschafters in Paris vom Juni iqr^; Rede des Reichskanzlers von Bethmann 
Hollweg vom 2. Dezember 1914; Nordd. Ailgeni. Zeitung, 6. November 1915; 
Bericht des deutschen Botschafters in Petersburg vom 13./36. tlbd. 19x4; Lord 
Eshers Haltung: Schiemami, a. a. O., 17. September 1913; femer vgl. die 
Rede, die Bsher am ay. Müz 1914 in der Sorbonne gehalten hat. Er stellt 
dann bevcte d» Ideen Tteitadika und Bemtaardis den Ideen Nomun Aagellf 
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des englischen Kabinetts und Heß die militärischen Sachverstän- 
digen in Verhandlungen eintreten. Die deutsche Regierung erhielt 
Kenntnis von der Angelegenheit. Im „Berliner Tageblatt" erschien 
auf ihre Anregung em Aufsehen erregender Artikel, und durch 
unseren Botschafter wurde der englische Staatssekretär auf dttse 
beunruhigendett Vorgänge angesprochen. Sir Edward Grey gab 
am II. Juni im engtochen Parlament auf eine Intetpdlation hin 
eine gewundene Erklärung ab, durch die er die eingeleiteten Ver- 
handlungen bewußt verschleierte. Es ist immer dieselbe gefährliche 
Methode: man Kißt die militärischen Fachleute sich aussprechen, 
schiebt also die ganze Verantwortung auf diese ihrem gan:^en Wesen 
nach kriegslustigen Kreise ab, und erklärt dann, politische Ab- 
machungen bindender Natur bestünden nicht. Gewiß war England 
dadurch in die Lage gesetzt, wenn es ihm nicht paßte, bei einem 
eventuellen Kriegsausbruch militärischer Zuschauer zu bleiben. 
So ist auch die russiscb-englffiche Marinekonventioo damals nicht 
zustande gekommen; politiscfa aber war eine derartige Bereit- 
willigkeit der englischen Regierung, überhaupt zu verhandeln» doch 
sehr bedeutungsvoll; in Frankreich und in Rußland wurde jeden- 
falls diese Bereitwilligkeit als eine unzweideutige Stellungnahme 
für die französisch-russischen Offensivabsichten aufgefaßt^). 

Pazifismus isr diese Politik Sir Edward Greys auf keinen Fall, 
selbst weim man ihr alle guten Endabsichten zugeben will. 

Eine so hochstehende und gut orientierte Persönlichkeit wie 
Lord Esher erhob inuner wieder seine warnende Stimme. Unter 
dem Pseudonym „Isländer^' schrieb er gegen Grey und versicherte, 
daß England in Streitigkeiten, die gar nicht die seinigen wären, 
wahrscheinlich oder sicher die Waffen ergreifen müßte, und die 
gewisse Folc;e wäre eine militärische Katastrophe. 

Die Warner auf beiden Seiten wurden nicht gehört. Es ist 
unrichtig, daß auf der einen Seite die Kriegslust und auf der anderen 
Seite die Fricdensschnsucht, auf der einen Seite die Aufrichtigkeit, 
auf der anderen Seite die Doppelzüngigkeit gewesen wäre. Es 

gegenüber. Bezeichnend ist die Stelle, durch die er die französischen Revinchc- 
horfnungen dämpft. Er sagt: „Mes conpatriotes, tout le monde ie sait, ont 
une horreur au coeva pour les alliances, pour ce qu'ils appellent les liaisons 
embrouill^es. Iis songent avcc regret ä Icur ancien role de splendide isolement. 
Iis oublieni que pour vous aussi il sera dure de renoncer aux Souvenirs et aus 
esperances qui vous tiennent tant au coeur; Souvenirs de gloires militaires du 
passe, ven^bles conceptions d'honneurs militaires, espoirs non satis£ut$* 
Au dessus de nos t^tes k tous, plane I'esprit de sacrifice, et du saertfice seul 
naitra le progrcä; cVst la loi Jl la vir." Viscount Esher, The Influence of 
King Edward axul other essays, London 19x5, S. 258. Weißbuch betreffend 
die verantwortticbkeit usw., Anlage XI (mkrowskis Aufintz). 

') Bethmann Hollweg, Betrachtungen zum Weltkrieg, S. i66f.; G. von 
lagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges, S. 87; Deutsche AUgemeine 
Zeitung, 18. — 29. Dezember 1918. 
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handelt sich vielmehr, wie wir gesehen haben, um verwickelte Her- 
gange des internationalen Geiste<;lebens, der hohen Politik, die in 
der Zeit vor Kriegsausbruch mehr als je von Persönlichkeiten ge- 
madxt wurde, die bei den besten Grundabsichten nicfat alles über- 
sahen und steh nicht voUkömmen klar durchsetzen konnten. Der 
Heros, den die Welt brauchte, war nicht vorhanden* 

2. Das Verhältnis zu Frankreich 

Die Geschichte der französischen nnswärtigen Politik seit dem 
Krieg von 1870 ist zugleich die Geschichte des Revanchegedankens'). 
Im ersten Jahrzehnt war der Revanchegedanke in Frankreich eine 
reine Utopie — jedermann sah ein, daß Frankreich nicht imstande 
war, einen neuen Krieg gegen Deutschland zu führen. Seit den 
achtziger Jahren beginnt sidi die dritte RqmUik nach außen und 
nach innen zu konsolidieren. Frankreich erringt neue gio6e Er- 
folge auf kolonialem Gebiet. Die französischen konservativen 
Nationalisten finden sich allmählich damit ab, daß die Monarchie 
nicht wieder hergestellt werden konnte, und damit fiel eine un- 
mittelbare Aussicht auf eine Wiederherstellung der alten geschicht- 
lichen Vormachtstellung Frankreichs in Europa. Trotzdem oder 
vielleicht gerade deshalb wurde der „Chauvinismus", wie er mit 
einem französischen Fachausdruck genannt wurde, das Spezial- 
gebiet der rechtsstehenden Kreise in Frankreich. Die seltsamen 
Erfolge des Generals Boulanger zeigten, wie weit die Wirkung 
dieser Stimmung reichte. Schon jetzt immer beginnt die Reihe 
von politischen Unternehmungen, die Frankreich schließlich zum 
Triumph über Deutschland geführt hat. Aus eigener Kraft war 
der Aufschwung nicht mögh'ch; und so boten sich als fremde Helfer 
England und Rußland an. Der Gedanke der Entente cordiale 
stammte aus der Zeit des bürgerlichen Königtums. Die dritte 
Republik, die durch und durch eine Bourgeois-Schöpfung war, 
knüpfte nicht lunsonst auch außenpolitisch an jene Vergangenheit 
an. In einem denkwürdigen Gespräch, das Gambetta und der 
damaUge Prinz von Wales, der spatere König Eduard VII., Stunden 
hindurch 1877 führten, ist wohl die Grundlage für die weitere Ent- 
wicklung gelegt wdrden^). Ein großer Rückschlag folgte noch ein- 
mal — die Faschoda-Krise. Frankreich stand vor der Möglichkeit, 
mit Deutschland und Rußland in ein nahes Verhältnis zu kommen, 
und so gegen England aufzutreten. Die Voraussetzung dafür 
wäre gewesen, wie wir gesehen haben, die neue Verpflichtung auf 
den Frankfurter Frieden. Frankreich hat das abgelehnt. Gleich- 

*) Über den Revanchegedanken vgl. auch den belgischen Bericht vom 
25. Oktd>er 1893; Zur europäischen Politik, ed. Schwertfeger, Bd.V,S. 131. 
*) Henri GalU, Gambetta et L'Alsace-Loifaine, Paria 19x1, S. 176. 
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zeitig mit jenen Vorbereitungen der Entente cordiale folgten die 
Vorbereitungen der fransösisch-russischen Allianz, die dann nls 
die offizielle und gewissermaßen maßgebendste Kombination bjs 
zum Kriegsausbruch in der europäischen Politik Frankreichs ge- 
wirkt hat, trotz aller republikanischen Antipathie gegen den Zaris- 
mus. Ihre Bedeutung schwankte, je nach dem politischen Befinden 
Rufilands. Nach der russischen Revduticm war der Tiefstand 
im Werte dieses Bündnisses eingetreten; sein Kturs fiel nochmals 
nach der bosnischen Kiiat tmd erholte sich dann von Jahr zu Jahr 
mehr. Während es der deutschen Politik nicht gelungen ist, über 
die Bismarcksche Dreibnndschöpfung hinauszukommen, während 
sie es nur fertig; brachte, den Dreibund als Kombination zweiten 
Ranges ziemlich mühsam aufrecht zu erhalten, hat die französische 
Diplomatie seit den achtziger Jahren zwei große weltbewegende 
Bündnismöglichkeiten geschaffen. Bei beiden war die Richtung 
gegen Deutschland klar* Mit Recht hat man gesagt, daß der Re- 
vanchegedanke niemals politisch formuliert worden ist. Er hat 
auch nie auf dem Programm eines verantwortlichen Kabinetts ge- 
standen. Der Chauvinismus insbesondere hat durch zahlreiche 
Torheiten und Geschmacklosigkeiten durch Jahre hindurch an 
seinem Ansehen sehr viel verloren. Man kann wohl sagen, daß nur 
in den östlichen Departements, den alten Nachbnrgebieten des El- 
sasses und Lothringens der Gedanke eine Wiedei i^ewiimung dieser 
Lander „dauernd fortgebrannt" hat ). Die übrigen französischen 
Provinzen, besonders der Westen, sind keineswegs deutschfeindlich 
gewesen, und eine wirkliche Kriegslust hat nur in einem verhältnis- 
BäBig geringen Teil des firan^äsischen Volkes bestanden. Die 
dritte Republik war ja auch ihrer Natur nach ganz unmilitaristisch. 
6s wäre falsch, Männer wie Waldeck-Rousseau oder Combes ver^ 
antwortlich zn machen für die feurigen Reden im Offizierkorps 
und den Enthusiasmus der Patriotenliga Derouledes. In der Tat 
waren die maßgebenden Männer der dritten Republik als biirger- 
liche Radikale jahrelang durchdrungen von der Idee des Welt- 
friedens, und wenn sie gegen den Klerikalismus kämpften, so war 
das mc^eich ein Streit gegen den Boulangismus. Der Block der 
französischen Linken, der als Rache für den Panamaskandal 
die Rehabiliution des Hauptmanns Dreyfus durchsetzte, liebte 
ursprünglich die Revancheidee durchaus nicht. Der Pazifismus 
war im Gegensatz zu Deutschland eine offizielle Forden«^ 
der französischen Politik; die Friedensfreunde Leon Bourgeois, 
d'Estournelles de Constant spielten eine große Rolle. Infolge 
der Marokkopoiitik des Deutschen Reiches hat sich nun diese 



1) Bethtnann HoUwcg, BetiacbtuiigMi stun Wcidvieg, S. 40» 

Digrtized by Google 



I 



X. DER AUSBRUCH 



Lage we-^enrlich geändert. Wir wissen, daß Frankreich für ein 
loyales Zusimmenarbcitei: mit Deutschland m allen Punkten nicht 
zu haben war; die starken politischen Gesten des Fürsten Bülow, 
der Zwang, nach Algeciras zu gehen, wirkten aber als eine schwere 
Mißhandlung, und der Nationalismus erlebte einen neuen Auf- 
schwung. Es ist merkwfirdig, wie jeut der Gedanke an den Usto- 
rischen Gegensatz tu England vollkonunen verblaßte. Der histo- 
riach-politischen Literatur in Frankreich gelang es, die Niederlage 
von 1870 tu vergleichen mit den einstigen Niederlagen im Kampfe 
gegen den englischen Eroberer; aber es geschah so geschickt, daß 
jede Spitze gegen England vermieden wurde^). Es hieß: Frankreich 
null] wie damals das Verlorene wiedergewinnen; wenn kerne Nach- 
folgerin der Jeanne d'Arc ersteht, so muß das Andenken an sie das 
Volk zur Wiedereroberung Eii>ai3-Lothrmgeni> anfeuern. Die 
Jungfrau von OtHata wurde plötzlich zur Lothringerin gemacht, 
wo sie weder geboren nodi jemals gewesen ist, Ihre Seligsprechung 
wirkte als eins der besten Mittd zur Förderung des Revanche^ 
geda n kens. Klerikalismus und Nationalismus verbündeten sich hier 
sehr erfolgreich, und die Festlichkeiten, z. B. vom 6. Mai 1909 in 
Orleans gestalteten sich zu einer gewaltigen Kundgebung des 
Chauvinismus. Man glaube nicht, daß dieser herausfordernde Ton 
den cnf^h'schen Freunden immer angenehm gewesen ist. Die Times 
haben emmal sehr deutlich erklärt, daß man zu viel von Elsaß-Loth- 
ringen spräche, und daß England keinen Revanchekrieg wünsche^). 

Wir kennen schon den ,,neuen Geist", der Frankreich seit der 
ersten Marokko-Krise erfüllte*). Das politische Leben der Re- 
publik nahm deutlich an Schwung und Tatkraft zu. Intensiv war 
es ja immer gewesen ; der ausländuche Beurteiler sollte sich hüten, 
Momente wie das A^ärenwesen, oder die Protektionswirtschaft, 
oder die Rhetorik allzu sehr :ih Dekadenzsymptome zu über- 
schätzen. Wir haben es vielmehr mit einem neuen Aufschwung 
Frankreichs zu tun, der im großen historischen Zusammenhang 
vielleicht ein Altweibersommer war, wie wir es genannt haben, 
der aber in der Zeit vor dem Kriege sich als Lebenswille von er- 
staunlicher Energie erwiesen hat. Wie ist die französische Kultur 
gepredigt und gdPeiert worden in Holland, Belgien, Spanien, Sud- 
amerika! Die Skepsis, das Grobmaterialistische war überwunden. 
Der Geist, die Ofxferwilligkeit, der Heroismus haben sich einge- 
stellt; es sind germanische Elemente und Anschauungen, die ja 

Matthias Salm, Frankreichs Wille zum Revanchekneg, S. 46. 

') Bernhard Sdiwertfeser, Zur europiucfaen Politik, Bd. 4, S. 138; 

Brüsseler Zirkular vom 13. März 1913. 

') L^cussar, a. a. O.; Dcsroches, a. a. O.; Gabriel Hanocauj^ Etudcs 
Dq;iiQinatiques, a. akit* 
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auch in der jüngsten hom/^asdam Literatur Uar 91 Tage getreten 
sind. 

Hören wir, wie sich die Publizisten äußern: Jean de L^cussar 
9 schrieb über Marokko: ,,Man kennt nicht unsere Rechte darauf 
in ihrer ganzen Ausdehnung, Sicherheit und Unvergefilichkeit; 
man kennt nkht unsere unantastbar tief gewursselten Ruhtt, neben 
denen die Ansprüche einer europäischen Macht — tind welche es 
sei — in Nichts zusammenstürzen**. Von Lyautey stammt das 
Motto, das Besnard und Aymard auf den Titel ihres Buches über 
Marokko setzen: „Nordafrika ist für unsere Rasse, was der wilde 
Westen /ür Amerika ist. d. h. das gegebene Feld der Energie, der 
Verjüngung, der Fruchtbarkeit". Desroches nennt in seinem 
Marokkobuch die Rechte Frankreichs mit verblüffender und pein- 
hcher Offeniieit, die „Reclite des Starkeren". Und Gabriel Ilano- 
tauz sagt in seinem Vorwort der i^miten Serie seiner diplomatischen 
Studien: »»Frankreich ist iQr d^ Gleichgewicht» die Gesundheit, 
die Schönheit der Welt notwendig. Es hat die Kreuzzüge er&ffnet ; 
es hat den Suezkanal erbaut; es hat Nordafrika kolonisiert; es kann 
sich den großen Pfhchten nicht entziehen, die ihm eine solche 
Vergangenheit auferlegt. Um seine Einheit und seine Größe wieder 
herzustellen, um im neuen Europa den ihm a;ebuhrenden Platz 
einzunehmen, braucht es sich nur in sich selbst wiederzufinden: 
tätig, großgesinnt imd entschlossen**. 

Von dem berühmten Historiker Ernst Lavisse ist das verbreitetste 
Schulbuch: „Geschichte Frankreichs" verfaßt worden^), das in 
glänzender Sprache das Recht Frankreichs auf das linke Rheinufer 
und das schwere Unrecht der deutschen Annexion darstellt. Die 
Jugend wird darin aufgerufen, durch den zukünftigen Sieg über 
Deutschland den alten Ruhm Frankreichs ztirückxugewinnen. 
Dabei wird sowohl von der deutschen Angriffslust gesprochen, als 
von der deutschen Angst vor einem starken Frankreich. Aber über- 
wiegend sind doch die sehr offenherzigen Zugeständnisse, daß der 
Offensivgeist durchaus auf der französischen Seite ist. Es heißt 
Z. B. Seite 246; „Seitdem Frankreich von Deutschland besiegt 
worden ist und Deutschland ihm Elsaß-Lothringen genommen hat, 
lebte Europa in steter Furcht» weil es weiß» daß Frankreich die 
ihm geraubten schönen Provinzen nicht vergiBt'^ Man kann ruh^ 
zugestehen : Die überwiegende zahlenmäßige Mehrheit in Frankreich 
bestand auch in diesen Jahren unmittelbar vor Kriegsausbruch aus 
Gegnern des Krieges — Mütter, Pazifisten, Sozialisten, vorsichtige 
bürgerhche Rentner und Landbesitzer. Der neuen Jugend aber 
wurde von den ehrgeizigen und phantasiebegabten Verkündigern der 



') Histoire de France, Paris 191 4. 
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nationalen Idee der Krieg gepredigt als ein Betätigungsfeld schöner 
Männlichkeit und als eine unabweisbare Aufgabe naher Zukunft'). 
Die französische Armee war erfüllt von einem ganz neuen Arbeits- 
eifer. Die IrafMsBBischcn MflitSfsdmftsteller erUärten z, B*, daß « 
Frankreich alle Nationen in der Vervollkommnung der Kriegs^ 
maschtnen und des Kriegsmateriab übertreffen liabe durch Ein- 
führung des RohrrQddati^eschützes mit rauchlosem Pulver^* Die 
französische Armee war sich bewußt, daß sie unausgesetzt seit 
dreißig Jahren für den Krieg gearbeitet hatte und sie wollte natür- 
licherweise auch die Früchte sehen. Bezeichnend ist, daß mili- 
tärische Autoritäten sogar das Interesse der französischen Kammer 
für die Armee anerkannten, das größer sei als das des deutschen 
Reichstags für die miUtärischen Bedürfnisse des Landes. Die sicht- 
lich ivac£sende Güte der fransSsischen Armee wurde den deutschen 
mafigebenden Stellen von unserem Milit9rattadi£ in Par», dem 
damaligen Obersdeutnant von Winterfeldt, in allen seinen Berichten 
geschildert*). 

Wir wissen, daß die französische Diplomatie ein geradezu raffi- 
niertes Netz von Verpflichtungen und Vcrklammerungen aus- 
bildete; sie war meisterhaft darin, mit feinen klugen Worten Formeln 
ZU schmieden, Wege zu zeigen, Kompromisse zu ergattern*). Aber 
selbst bei den Diplomaten Frankreichs machte sich infolge der zu- 
nehmenden nationalistischen Stimmung eine veränderte Tonart 
geltend* Bethmann Hollweg hat das bei seinen Unterredungen 
mit dem Iransosisdien Botschafter in Berlin, Gambon, wohl heraus- 
gefühlt^). Weil Frankreich so stark als kapitalgebende Macht auf- 
trat, so bekam seine Politik viel von dem Stil der großen Finanz. 
Die beiden Frankreich, das Frankreich der Börse und das klerikal- 
nationalistische Frankreich, zwischen denen so viele Gegensätze 
bestanden, wirkten jetzt oft zusammen. Zum Beispiel wurde Ungarn 
das Recht verweigert, in Paris eine 500 Millionen- Anleihe zu finan- 
zieren, die für Rüstungen bestimmt war. Und ebenso wurde in 
derselben Zeit die Erlaubnis für eine türkische Anleihe zurück 
gehalten, Alier es sollte sich doch erweisen» da0 bei dem inter- 
nationalen Charakter des GroBkapitals die rein natibaal-polittscfaen 

*) Eine mitdere Generation stand freilich kritisch zwischen den Fünf- 
zigern und der Jugend. Dies beweist das 1913 veröffentlidite Sainmelwerk 
von Laurent und Norard: la paix arm^ et le problteie d'AlBGe daiis Vcipkdoa 

des nouvelles g^n^rations fran^aises. 

Capitaine Gilinet,^ La frontiire menac^ Paris; Oberst A. Grouard, 
gtterre eventiidk, Pam 19x9; CnmtiMOcIant G> Cogntt, Le pttMätat des 
roerves, Pans 1914. 

•) Bethmann Hollweg, Betrachtungen zum Weltkrieg, S. 40. 

*) Fürst Troubetzkoi, a. a. O., S. 117. 

^ BcHimann HbUweg» Beiraditwigen fom Wdtkrifg» S* 39* 
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Gesichtspunkte sich abschwächten, und daß auf der anderen Seite 
die auswärtige Politik nicht mehr auf die Titelbesitzer Rücksicht 
nahm, wie etwa während der zweiten Balkankrise. Wie seltsam 
mutet es an, wenn man auf tlen Gang der französischen Geschichte 
zurfickblickt, daß dne so bourgoise Erscheinung wie Potor 
caxi vom Symbol des natKuialen Idealismus weiden konnte» und 
dieser eitle und geschäftige Schlaukopf war nicht nur Symbol: 
er hat die Geschicke seines Landes in einem ungewöhnlich per^ 
sönlichen Stile geleitet, und er hat, wie es König Eduard für die 
englische Königswürde getan hat. für die französische Präsidenten- 
würde bewiesen, daß die Bedeutung auch dieses Amtes haupt- 
sächlich von den Eigenschaften des zeitweiligen Inhabers ab- 
hängt^). GuilLaume sciireibt: „Herr Poincare ist täglich Gegen- 
stand von Sympathiekundgebungen. Man veranstaltet ihm tu 
Ehren ein Bankett nach dem andern; in allen Gassenhauern wird 
sein Lob gesungen, und in allen I^baretts und Kinos entfesselt 
das Erscheinen seines Bildes und die Erwähnung seines Namens 
Beifallsstürme*.. Diese Behebtheit hat verschiedene Ursachen: 
seine Wahl war geschickt vorbereitet worden; man weiß ihm Dank 
dafür, daß er während seines Ministeriums geschickt genug operierte, 
um Frankreich im europäischen Konzert in den Vordergrund zu 
drängen; er hatte einige Male Glück mit seinen Aussprüchen, die 
großen Eindruck machten. Aber in erster Linie muß man darin 
eine Kundgebung jenes alten französischen Chauvinismus erbhcken, 
der lange Jahre hindtirch ganz zurfld^etrctcn war, aber seit Agadtr 
wieder an Kraft gewonnen hat. Herr Poincax^ ist Lothringer und 
läßt keine Gelegenheit vorübergehen, daran zu erinnern; er war 
der Mitarbeiter und der Anstifter der militaristischen Politik Herrn 
Millerands. Das erste Wort schließlich, das er in dem Augenblick 
aussprach, als er seme Wahl zum Präsidenten der Republik erfuhr, 
war das Versprechen, über die Erhaltung aller Mittel der nationalen 
Verteidigung wachen zu wollen." 

Eine der ersten Handlungen Poincar^s war die Entsendung 
Delcass^ nach Petersbiurg. Wir erinnern uns, was dieser Name 
für Deutschland und den europüschen Krieg bedeutete. Das 
Ereignis wurde sehr bemerkt» mit Recht ab Demonstration auf- 
gefaßt und übte einen deprimierenden Einfluß auf die Börse aus*)* 

Es war kein Zweifei: derChauvinismus wuchs. Guillaumeschreibt 
ein anderes Mal; ,,Ich bemerke tiiglich, wie die öffentliche Meinung 

0 Püincar& RoUe; Nordd. Allgem. Zeitung, 17. Juli 1915; Guüiaume 
an Dsvigaon, 14. Februar 1913, at. retmiar 

Delca-sses Sendung nach Petereburg: Belgische Gesandtschaftsbcriclite: 
GuiUaume an Davignon, ai. Februar 1913; Wachsen des Chauviiusmus: 
ChttUaume an Davignon, 3. HUiz 1913, x6. April 1913, 17. April 1913. 
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in Frankreich alle Tage argwöhnischer und chauvinistischer wird. 
Man begegnet nur Leuten, die versichern, daß ein baldiger Krieg 
mit Deutschland gewiß, ja unvermeidiicli ist. Man bedauert es, 
aber man schickt sich darein. Man vO'langt sofortige und fast 
dnheitlicfae Annahme dieser Maßnahme, die geeignet ist, die Ver^ 
teidigung^aft Frankreichs za vergroßem* Die vemOnftigstett 
Leute behaupten, man müsse sich bis an die Zähne bewaffnen, 
um den Gregner xu schrecken und den Krieg m verhindern". Die 
natürh'che Folge einer solchen Stimmung waren Zwischenfälle wie 
der von Nancy im April 1913. Auf der deutschen Seite wurde es 
wirklich schwer, die Ruhe zu bewahren. Was sollte man dazu 
sagen, daß die Hälfte der Pariser Theater nationalistische und 
chauvinistische Stücke spielte ^ 

Charakteristisch für die Zeit unmittelbar vor dem Kriegsaus- 
bruch ist der große Optimnmus, der bei den Sachverständigen und 
verantwortlichen Persönlichkeiten Frankreichs und Rußlands fßr 
den Fall eines allgemeinen Zusammenstoßes herrschte. Den besten 
Einblick gewähren die Berichte des russischen Botschafters in 
London, Graf Benckendorff, der mit seinem französischen Kollegen 
Jules Cambon in einem unter Botschaftern fast einzigartigen Ver- 
trauensverhältnis stand. Benckendorff schrieb am 12./25. Februar 
1913 nach Petersburg; „Wenn ich Cambons Unterredungen mit mir, 
die gewechselten Worte kurz wiederhole und die Haltung Poincarfo 
Imuuf&ge, kommt mir der Gedanke, der einer Überzeugung gleich- 
kommt, daß von allen Mächten Frankreich die einzige ist, welche, 
um nicht zu. sagen, daß sie den Krieg wünscht, ihn doch ohne großes 
Bedauern sehen würde"*). 

Die Einführung der dreijährigen Dienstzeit in Frankreich 
ist dann das entscheidende Ereignis gewesen*). Sie folgte zeitlich 
auf die deutschen Rüstungsvermehrungen der Heeresvorlage von 
19 12, und hat ihrerseits wieder die neuen deutschen Rüstungen 1913 
hervorgerufen. Das Bestreben der französischen und deut- 
schen Stellen, sich gegenseitig die alleinige Initiative und die 
alleinige Schuld aiuicuschieben, halt vor einer ernsthafteren 
Prüfung nicht stand. Es bestand die Tatsache des Wettrüstens; 
die militärischen Behörden auf beiden Seiten steigerten sich 
immer mehr hinein; es muß aber festgestellt werden, daß die 
dreijährige Dienstzeit für alle Volk^;enossen eine so einschneidende 

1) Weißbuch betreffnicl die Verantworttichkeit usw., Anlage VIII, Un- 
teraolage 10. 

^) Belgische Gesandtschaftsberichte :GuilUume an Davignon, la.Juliigi^, 
13. Dezember 1913, 16. Januar 1914; Lalaing an Davignon, 11. Juni 1914 und 
Beyens an Davignon, 12. Juni 1914; Russischer Druck .luf Frjiikreich : Guill- 
aume an Davignon, 9. Juni 1914, S. 195; QaUIaux' Haltung; GuilJaume an Da- 
' vignon, 16. Januar 1914, to.lwbrs 1914. 
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Maßnahme war, daß sie überhaupt nur kurze Zeit aufrecht erhalten 
werden konnte, daß ^ie also mit Recht von deutscher Seite un- 
mittelbare Kriegsvorbereitung aufgefaßt wurde. Die dreijährige 
Dienstzeit wurde im Jahre 1912 in Petersburg, als Poincar^ als 
Ministerpräsident dort war, zuerst besprochen. Ihre Einführung 
beweist, daß tatsächlich die Pohtik der Poincare, Delcasse, Mille- 
rand die große Gefahr för Europa bedeutete^). Gegenüber ihren 
zögernden und schwankenden Landsleuten bedienten sich die 
feanaSsiachen Revanche-Politiker immer gern und mit Erfolg des 
angeblichen nissiscfaen Druckes. So wurde in Paris behauptet, die 
russische Regierung verlange die Durchführung der dreijährigen 
Dienstzeit unbedingt, und der Widerspruch des französischen 
Finanzministers wurde erst dadurch zum Schweigen gebracht, daß 
man ihm das Telegramm vorlegte, in welchem der französische 
Botschafter in Petersburg sagte, Rußland würde die französisch- 
russische Allianz kündigen, falls die Maßregel nicht durchgeführt 
würde« In Wirklichkeit ist Frankrdcfa immer die treibende Kraft 
gewesen; Frankreich verlangte den Bau der strat^iischen Bahnen 
in Pden, die den russischen Aufmarsch sicherten, tmd gewährte 
dazu eine neue Anleihe von aVs Milliarden. Durch diese Ab- 
machung war, so kann man sagen, der Zweifrontenkrieg für Deutsch- 
land fast sicher in nahe Zukunft gerückt. An Poincares Namen 
knüpft sie sich; er hatte sich dafür enigesetzt und in erster Linie 
die Widerstände besiegt. Petersburg ist bis Frühjahr 1914 der 
geschobene Teil. Freilich saß Iswolski in Paris, der die großen 
polnischen Artikel des Temps aus der Feder Tafdieus zu inspi- 
rieren pflegte*). 

Der belgische Gesandte in Paris Baron Guillaume schreibt 
dar&ber: »,Es steht also nunmehr fest, daß in die französische 
Gesetzgebung Bestimmungen aufgenommen werden sollen, die 
das Land wahrscheinlich nicht lanj^e ertragen kann. Die L.T^trn 
des neuen Gesetzes werden für die Bevölkerung so scliwer, 
die Ausgaben, die es mit sich brine^t, werden so ungeheuer 
sein, daß das Land bald protestieren wird, und Frankreich wird 
sich dann vor die Frage gestellt sehen: entweder zu entsagen, 
was es nicht wird ertra|en können, oder in kOrzester 2Mt Krieg 
zu führen. Für die, die das Volk in diese Lage gebradit haben, 
wird es eine schwere Verantwortung sein. Man folgt ihnen in einer 
Art von Kopflosigkeit, von interessantem, aber beklagenswertem 
Wahnsinn. Auf die Gefahr hin, als Hochverräter zu gelten, ist 

') Bernhard Schwertieger, Zur europaisciien Poiiuk, Bd. 4, S. 174; 
Brfiaseler Ziikular vom 32. Jainiar 1914. 

2) Bernhard Schwertfcger, Zur europäiachea Politik, Bd. 4, S. 17«; 
Brüsseler Zukular vom 10. Januar 1914. 
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CS heute verboten, an der Notwendigkeit der dreijährigen Dienstzeit 
auch nur zu zweifeln. Jedermann ist sich darüber klar, daß die 
Nation als solche weit davon entfernt ist, der Reform, die man vor- 
bereuet, günstig gegenüber zu stehen und versteht die Gefahr, die 
der Zukunft droht; aber man verschliefit seine Augen und fittirt 
fort"»). 

Die überwiegende Mehntahl der fransösiacfaen Bevölkerung 
wollte also gewiß den Frieden und wehrte sich gegen das Geaets* 

Es entstand ein Unbehagen und eine Unruhe. Die französischen 
Ministerien wechselten noch schneller als gewöhnhch, die Dienst- 
zeit war tatsächlich unpopulärer, als Poincard und sein Kreis ange- 
nommen hatte. Man hielt es im Dezember 1913 für nötig, den 
Bund mit Rußland und die Freundschaft mit England in emer 
ungewöhnlichen Weise zu betonen; es gab also Zweifler. Die 
deutsch-englischen Verständigungsverliandiungen machten be- 
sorgt ;Delcass€ hatte in Petersburg einen empfindlicfaen persönlidien 
BAifierfolg erlitten; er hatte den Bogen überspannen wollen und 
war mit seinen Kriegshetseresen in der hohen russischen Gesell- 
schaft sehr abgefallen. Nun kehrte er nach Paris zurück und nahm 
eine eifersüchtige Stellung gegenüber Poincar^ ein; der Präsident war 
aber intelh'gent und zäh p:enug, sich in seiner leitenden Position 
2a behaupten, an der er in außerordentlich starkem Grade hing. 
Aber auch Clenieaceau ließ sich nicht von ihm gewinnen, sondern 
bekämpfte seine Politik nach wie vor mit der ganzen Kraft seiner 
berühinteu, bitteren und grausamen Sadüichkeit. Sollte der 
Chauvinismus vielleicfat dodi noch scheiternd Caillaux, desaen 
maBvoUe Haltung im Jahre 19x1 hervorgetreten war» vertrat die 
Gegenseite. Er kannte das Land und seine Sdmmtmg gut genug, 
um zu wissen, daß eine friedliche Verständigung mit Deutschland 
immer noch ein durchaus vernünftiges politisches Programm war. 
War nicht das Abkommen über Kleinasien ein Fingerzeig^ Deutsch- 
land hatte dabei semen Wunsch, Frankreich entgegenzukommen, 
allen bekannten Vorbereitungen und Planen zum Trotz genugsam 
gezeigt — ja, obgleich Frankreich die für uiis recht feindselige 
Forderung an die Türkei gerichtet hatte, als Bedingung setner 
Anleihe den deutschen Ingenieur Meifinet^Pascha aus der Hed- 
scfaas-Bahn entfernt zu sehen. Der deutsdie Kaiser hatte sich 
warm für das Kleinasienabkommen interessiert; das persönUche 
Eingreifen des Kanzlers hatte das Abkommen ztistande gebracht. 
Würde es geeignet sein, eine wirkliche Verbesserung herbeizu- 
führen?* Vergessen wir nicht, daß der Militarismus dieser jüngsten 
französischen Epoche vor Kriegsausbruch von gewissen franzö* 



BetidlC an Davignoa, 12. Juni 1913. 
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sischen Gruppen selbst scharf kritisiert wurde. Im Mercure de 
France vom i. Dezember 191 5 hat R. de Mnrmande einen Rück- 
bhck über diesen Kampf veröffentlicht. Die alle republikanische 
Generation von 1880 erschrak vor dem waffenklirrenden Imperia- 
lismus, mit dem Frankreich jetzt erf&llt war. Er wurde als ein 
Widera^vuch zu seinen republütanisdien und demokratischen 
Traditionen Lmpfunden. Der rüde Ton der Action franqiaise far.d 
bei diesem Kreis eine genau so scharfe Ablehnung, wie der Ton 
der Alldeutschen in den maßvollen und weitblickenden Schichten 
Deutschlands. Vielleicht wäre der Erfolgderfranzösischen Militaristen 
nicht so durchschlagend gewesen, wenn nicht die furchtbare Finanz- 
krisc der zweiten Hälfte des Jahres 191 3 ihre Ziele befördert hätte. 
Poincare und die Seinen nutzten diese Krise in meisterhafter Weise 
aus. Es ist eine Tatsache, daß das Iranzdsiscfae Privatkapital nicht 
vorbereitet in den Krieg eintrat, und man hat darin einen Beleg füt 
seine Friedensliebe gesehen. In Wirklichkeit ist es umgekehrt: die 
französische haute fuiance litt furchtbar unter der Entwertung ihrer 
Effekten, die in die Milliarden ging. Sie wußte sich schließlich 
nicht anders vor dem Zusammenbruch zu retten, als durch die 
Unterstützung der nationalistischen Idee. Den Kampf mit den 
imperialistischen Kreisen aufzunehmen, wie sie es 191 1 getan 
hatte — dazu war die französische haute finance 1914 nicht mehr 
Stark genügt). 

Poincar^ verfolgte seine militarnchen und nationalistischen 
Ziele weiter* Der Kampf um die Dienstzeit wurde in der Tat ein 
Kampf um den Frieden Europas und es zeigte sich nun: Frankreich 

konnte nicht mehr zurück» der Gläubiger wurde zum Sklaven des 
Schuldners, die Macht über den Zweibund war in die Hand Ruß- 
lands übergegangen. Im Juni 1914 erschien der russische Gcneral- 
stabschef in Paris und erklärte wiederum, Rußland müsse auf der 
Aufrechterhaltung der dreijährigen Dienstzeit bestehen, da es 
gerade von Fraxikreich zu den neuesten außerordentlichen, müi- 
t3rischen Maßnahmen bewogen worden sei. Schon am 14. Januar 
1914 hat der Generalgouvemeur von Paris, General Michel, im 
Budgetausschuß gesagt: ,,Die Zeit drängt; dieses Jahr ist ein auBer- 
gewöhnliches Jahr; wir wissen nicht, was es uns bringen wird. 
Wir wissen nicht, ob wir im Monat Märs oder im Monat April die 
Mobilmachung haben werden"^. 

Die französische Auffassung war im Innersten diese : wir sind 
mit Rußland jetzt so tief in die Kriefis\ cMbereitungcn hineinge- 
kommen, daß der Krieg gemacht werden muß. Es ist unser drin- 
gendes Interesse, deshalb England mit hineinzuziehen, denn ohne 

0 Überhoer, Frankreichs Finanzoligarchie, 1914. 

*) G. von Jagow, Unacfaen und Auabfuch des Weltkrieges, S. 80. 



157 



Digrtized by Google 



X. DER AUSBRUCH 



Englands Hilfe können wir uns nicht halten. So erklären sich die 
Versuche bei dem Besuch König Georgs in Paris im April 19 14, 
einen wirklichen Dreibund «wischen den drei wechselseitig be- 
freundeten und verbflndeten Mächten herzustellen. Iswolsld war 
der Träger dieses Gedankens. Baron Guillaume schreibt: ,,Ich 
zweifle daran, daß diese Kundgebungen die geringste Andmng 
in der Politik der beiden Staaten nach sich ziehen werden; der 
Trinkspruch des Königs Georg war offenkundig weniger herzlich 
al > der des Herrn Poincar^. Welcher Art sind die Verbindlichkeiten, 
die beide Staaten miteinander verknüpfen?* Haben sie eine Miiitär- 
konvention getroffen?' Ich weiß es nicht, aber ich vergesse nicht, 
daß überlegte und erusüialie Köpfe etwas daran zweifeln, ob 
Frankreich am Tage eines europäischen Brandes bei den Engländern 
Hilfe finden würde"^). Damals in Pars haben die Franzosen den 
Engländern auch den Entwurf jenes engltsch-fussischen Marine^ 
abkommens in die Tasche gesteckt, das wir oben behandelt haben. 

Im französischen Revanchegedanken sehen wir also neben 
der Urgewalt des russischen Expansionstriebes d.is verhängnisvollste 
Moment. Der führende Historiker Lavisse nannte dnmils in einem 
Brief an die Times die elsaß-Iothringische Frage eine europaische 
und Weltfragc. In seinem Buch: „Die entscheidende Stunde" 
erzälilL der Graf de Mun, daß Kaiser Wilhelm II. dem General 
Pau bei den ManOvem in der Schweiz die linke Hand sdiüttelte, 
weil er die rechte bei Wörth verloren hatte und er fährt fort: »^o 
steht es auch mit unsi die Deutschen reichen uns mit einem Ucheln 
die Hand — sie finden aber ntir unsere linke; die rechte wurde 
uns 1871 abgeschnitten'*'). 

3. DasVerhältnissuRufiland 

Zwei Linien lassen sich in der Entwickelung des deutsch- 
russischen Verhältnisses vor dem Kriege verfolgen. Die erste 
Link wird bezeichnet durch den Wunsch der deutschen Leitung, 
sich mit Rußland loyal zu verständigen; sie läuft durch den ganzen 

Bnefwechsel zwischen Kaiser Wilhelm und dem Zaren; sie erreicht 
ihren Höhepunkt in jenem Vertragsentwurf, der auf der Zusammen- 
kunft von Björkö ausgearbeitet worden ist. Die zweite Linie, die 
dieser ersten entgegenläuft, ist die Linie der nissischen Verstim- 
mtmg gegenüber Detitschland, durch die Rußland mehr und mehr 
auf die Gegenseite hingeführt wurde. Die deutsche Leitung hat 
geglaubt, gelegentlich scharf gegen Rußland aufcreten und dann 

^) Besuch König Georgs in Paris, Englands Zurückhaltung: Guillaume 
an Davignon, 35. April 1914 und 8. Bui XQ14; über den französtscfacn Oiau- 
vinismus vgl. auch Schianattn, a. a, 14. Januar« 11. Min, 10» Juai, 17. Juni, 
34. Juni 19x4. 

*) Kaiser Wilbdm und Genend Pau: Gomte de Mun, a. a* O., S. 5. 
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doch wieder die Verständigungswünschc aufnehmen zu können. 
Sie hat sich dabei in doppelter Weise verrechnet. Einmal scheiterte 
die Verstandit^ungsabsicht, wie sie in der Potsdamer Entrevue 2um 
Ausdruck kam, immer doch wieder schon an der vorhandenen 
Gebundenheit Rußlands an Frankreich und späterhin auch an 
England. Ferner war die deutsche Absicht vom allgemeinsten 
Stuidpunkt der mternationalcii Politik aus fidsch eingestellt, da sie 
auf em innerlich brüchiges Reich» Rufiland» spekulierte, um dann 
doch wieder zugunsten eines anderen, aus anderen Gründen ebenso 
brüchigen Reiches, Österreich-Ungarn, gegen Rußland Stellung 
zu nehmen. Die deutsche Russenpolitik ist vielleicht der schwächste 
Teil unserer Außenpolitik vor dem Kriege. 

Charakteristisch dafür ist jen-^ Auff.issung, wiz sie der ehemalige 
Staatssekretär von Jagow in seinem Ennnerungsbuche auch wieder 
vorträgt. Er betont die freundschaftliche Form unseres ,,Vcrmitt- 
lungsvoräciilages" während der bosnischen Kriege und führt sogar das 
Wort Tscharykows an: ^,Es ist ein großer Dienst, den Deutschland 
RuBland geleistet hat". Tatsächlich hat die russische Regierung 
jenes deutsdie Ultimatum und wie man es sonst nennen will, nie* 
mals verwunden, und das russische Nationalgeföhl ist durch die Er- 
innenmg daran immer wieder aufgepeitscht worden. Militärisch 
pflegte man zudem in Deutschland Rußland zu unterschätzen, und 
nur daraus ist die Zuversichtlichkeit zu erklären, die in Deutschland 
gegenüber der Möglichkeit eines Zweifrontenkrieges herrschte, 

Rußland orientierte sicli neu. Es erfolgte jene bezeichnende 
Anknüpfung über den gemeinsamen Gegner Österreich- Ungarn 
hinweg mit Italien, das dabei immer ruhig Dreibundsmitglied blieb. 
Wie unhaltbar das Verhältnis z» dem anderen Dreibundgenossen» 
zu Österreich-Ungarn, schließlich wurde, beweist u. a. die Tat- 
sache, daß der Erzherzog-Thronfolger Franz Ferdinand der Hoch- 
zeit der Tochter Kaiser Wilhelms fern blieb, um nicht mit dem 
Zaren zusammenzutreffen. Und bei der Jahrhundertfeier in 
Leipzig war die Begegnung des Erzherzog - Thronfolgers mit einem 
russischen Großfürsten überaus peinlich*). 

Jene berühmte Friedenshochzeit vom Sommer 191 3, die noch 
einmal Jen Zaren und den König von England an die Seite Kaiser 
Wilhelms führte, war also für die Eingeweihten innerlich durchaus 
beschattet*)* Nach außen wurde in Deutschland die Stimmung 
verbreitet: die schwerste Zeit liege ntm hinter Deutschland; es sei 
anerkannt als die Weltmacht, die es hatte sein wollen. Wie gro6 



0 Denkschrift Dr. Viktor Naumanns; Beilagen su den steaographischea 
Berichten Ober die Sffentliched VeriundluiigeD des UntenwidwiiigiBiiiMdiUMes, 
Erster Untenuttschuß, S. 46. 

*) Bcyens an Davignon, a6. Mai 1913* 
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die Täuschung war, zeigten schon die Vorgänge im Herbst des- 
selben Jahres. Rußland versuchte wiederum, die Hand auf ganz 
Türkisch-Armenien zu legen, und die deutsche Leitung verhielt i 
sich wiederum ablehnend. Eine scharf für alle Welt sichtbare 
Verstunmung entstand dann im Winter infolge einer deutsch-tür- 
kischen Abmuhung fiber die MiUtiir-Mission unter Ffihrung des 
Generals Liman von Sanders, die die Reorganisation der türkischen 
Armee übernehmen sollte^). Liman sollte zugleich auf türkischen 
Wunsch die Führung des ersten Türkischen Armeekorps über- • I 
tragen werden. Schon vorher war eine britische Marinemission 
nach der Türkei mit entsprechenden Befugnissen gegangen. Der 
Kaiser hatte den Plan mündlich mit dem Zaren und dem König 
von England gelegentlich der Hochzeit seiner Tochter besprochen; 
der Reichskanzler v. Bethmann Hollweg war zugegen ; die Zu- 
sammenkunft bekam 'dadurch einen amtlichen Charakter, und 
keiner der beiden Monarchen hat etwas eingewendet. 

Man sah in dem Plan eine Erneuerung der früheren Militär- ! 
Missioii von der Goltz-Paschas. Jetzt plötzlich erhob Rußland 
Protest. Sasonow ließ Lärm in der Presse schlagen und be- 
schwerte sich beim Reichskanzler v. Bethmann Hollweg darüber, 
daß man ihn habe hintergehen wollen. Der russischen Einsprache 
schloß sich nicht nur Frankreich, sondern auch England an. Es 
war bei allem, was zwischen Deutschland und England im Gange 
war, eine für die Greyschc PoUtik charakteristische Geste unzer- 
störbaren Mifitrauens, Durch Vermittlung des einsichtigen rus- 
sischen Ministers, Grafen Kokowsow, wurde die Angelegenheit 
aus der Welt geschafft. Deutschland fühlte sich seiner Stellung 
in Konstantinopel so sicher, daß es den Versieht der Türkei auf 
die Kommandogewalt des Marschalls Liman von Sanders gut hieß 
und dnmit zufrieden war, daß er zum Generalinspektor der Militär- 
schulen befördert wurde, — eine Stellung, die genau der frühtr von 
V, d. Goltz inne gehabten entsprach. Für die Leitung des ersten : 
Türkischen Korps wurde dem türkischen General ein deutscher 
Generalstabsoffizier beigegeben, wodurch das Wesentliche erreicht 
wurde. Wir betonten in Petersburg ausdrüddidi die Unverfäng- 
lidikeit unserer Absichten; der Zar dankte auch beim Neujahrs- 
empfang unserem Botschafter^ dem Grafen Pourtalis, mit Wärme 
für unser Entgegenkommen und sprach seine Befriedigung über 
die „Applanierung"' aus. Bei Sasonow blieb aber eine fühlbare 
Verstimmung a^urück'). Er hatte schon im November 1913 gegen- 

Liman von Sanders' Mission: Nordd. Allgem. Zeitung, 23. Januar 1914. 
Weißbuch betreffend die Verantwortlichkeit etc., Anlage IX. 

') Bethmann Hollweg, a* a. O«, S. S8; Ja^w, Ursachen und Ausbruch 

des Weltkrieges, S. 72* 
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über dem Zaren die Meerengenfeige au^geroUt, in dem daran an- 

schlieBenden Memorandum Basüis' wird atisdrOddich von der 
,iAiiflfisung der Türkei" gesprochen. 

Die Verstimmung Rußlands hatte ihren tiefsten Grund 
darin, daß die deutsch-englische Verständigung über den Orient 
nun ungestört weitedief. Rußland empfand gerade hierin eine be- 
sonders drohende Gefahr. Wenn Deutschland und England in 
Konstantinopel saßen und sich über KJcin-Asien einigten, so war 
der russischen Orient-Politik ein Riegel vorgeschoben. Hier liegt 
eines der wichtigsten Momente» die tum Kfiegsatisbntch gefOlirt 
haben. Ritfiland woUte die hensdiende Macht im Orient sein. 
Wie veifßhrerisdi umwarb es Rumänien, den Balkan-Sdbieds- 
richter, den Herrn der oberen Donau! Ungeduldig veriiandelte 
es mit England über Persien und suchte dabei wiederum an tür- 
kischem Besitz etwas herauszuschlagen. Auch an Deutschland 
scheint Rußland mit überraschenden Angeboten herangetreten zu 
sein. Im Sommer 1914 soll Graf Witte das Angebot des Zaren 
in Berlin vorgetragen haben, gemeinsam Österreich-Ungarn zu 
zerschlagen*). Auch Sasonow hat gelegentlich den Wink gegeben: 
„Uichez TAutriche, et nous lächerons la France'**)* 

Die russische Agitation in OstgaUzien nahm die größten 
Dimensionen an, Graf Bobrtnska war ihr Leiter — er setate während 
des Krieges seine Tätigkeit offiziell fort. Großfürst Wladimir 
reiste nach Rom» um auf Italien zu wirken')« Der russische Druck 
auf Mitteleuropa und den Orient wurde immer gewalt^^er i er war 
etwas schlechthin Großes und Unvermeidbares. 

Wir sind dem allrussischen Gedanken immer wieder begegnet*). 
Er unterschied sich wesentlich von jenem alten Panslawismus 
aus der Mitte des 19. Jahrhunderts, der eine große Kultundee war, 
und dessen sehr allgepieine Herrschaftsadeale schon daran scheitem 
mufiten, dafi es eben keine slawische Gcsamtspracfae gibt. Der 
neue Panslawismus — Neopanslawismus» Neoslawismus — aus der 
Zeit Nikolaus II. nahm das Pathos dieser älteren Bewegung wieder 
auf und gab ihr eine volkstQnüiche und freiheifliche Wendung* 

*) Erzähiung Tsdurschkys an Major Emil Seliger, 10. Februar 1916, 
Neues Wiener Journal, August 1930. 

*) Bethmann HoUvcg, Denkachrtft in den Akten des Untenucfauagi- 
ausschusses, S. 12. 

*) Viktor Naumanns Denkschrift, a. a. O. 

*) Panslawismus und russische Gefahr: Otto Hoetzsch, Rußland, 191 3, 

S 4i6f. ; Hans Delbrück. Die Motive und Ziele der russischen Politik nach 
zwei Russen (von Mitrolanoff und Fürst Kotschubey), Berlin 1915; der Brief 
Mitrofanoffs, zuerst PreoBiaChe Jahrbücher, Mai 1914; Hindemisse auf dem 
Wege der deutschen auswärtigen Politik, Deutsche Revue, September 191a; 
Schiemann, a. a. O., 8. Juli 1914, 15. Juli 1914; Denkschnii »^Russisches" 
(ttidic fOr die Vttm), 3. Auflage, 30. Oktober 1915. 

▼»Ubüs. »MtMUiiMto AvBapollttk. U 
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Er war wesentlich eine Idee der „unterdrückten" Slawenvölker, 
der Ruthenen, Tschechen, Kroaten, Polen, die den großen Hott 
der russischen Macht erf^ehnten. Ein wirklich realpoh'ti'sches Pro- 
gramm bedeutete auch er nicht. Für den russischen Staatsgedanken 
war er mit seiner Nationalitätenemanzipation eigentlich eine schwere 
Gefahr; der Gegensatz der römischen und der griechischen Kirche 
trat iuiizu. Realpolitisch war allem der allrussische Gedanke, 
dessen Träger das Grofinissentum ist, und der sich der pansla- 
wistischen Patlietik gerne für seine massiven Zwtdkit bediente* 
Dieser allrussiscfae Gedanke wurde die Ge&hr und das Schicksal 
Europas. Aus tiefen Veränderungen des: russisdien Staiats- und 
Gesellschaftslebens, die sich seit der Revolution immer umfassender 
durchsetzten, ist er zn ver<;tehen. Die can^c g:roße Agrarreform 
gehört hierher. Wir sehen, wie in einem riesenhaften Reiche un 
Volke selbst ein primitiver Machtwille lebendig wird, eine Sucht 
nach Land, nach Betätigung, nach Eroberung, nach Herrschaft — 
eine Leidenschaft, die durchaus nationalistisch ist und von der 
Mystik des russischen religiösen Lebens die ^hnonie und Kraft 
in der Auflösung mitbekonunen hat. Die Äußerungen des All- 
russentunis sind aus vielen Zeugnosen bekannt gewoidm. ' 

Zwei sind am wichtigsten: Der Haß gegen den Deuföchen^ 
den Ordner und Lehrer der russischen Unbändigkeit, Verwirrung 
und Rohheit, den Ausbeuter, wie man den Deutschen nach dem 
Handel=;vertrag von 1904 mit besonderem Recht zu nermen glaubt, 
den überlegenen und energischen Staatserbaucr und Friedenscrhalter, 
der nach russischer Überzeugung alle Gewinne und Siege der Russen 
verdirbt und schmälert* Dieser Haß nimmt die alte Verachtung 
der oberen russtscfaen Schichten und die instinktive Abneigung 
des Volkes in sich auf; dieser Haß ergreift sogar überlegene Kopfe^ 
vornehme Naturen ; er wird eine fortreißende und aufpeitschende, 
furienhafce Gewalt. Man fühlt sidi dem Deutschtum tribut* 
pflichtig, und zum Dank nennt man es vulgär und häßlich ; man 
fühlt sich ihm geistig nach wie vor verpflichtet, und zum Dank 
nennt man es pedantisch; man lacht über die deutsche Sentimen- 
talität, Tugendhaftigkeit und Pünktlichkeit und freut sich der 
eigenen destruktiven Art, die so schrankenlos und triebhaft ist; 
man freut sich des eigenen berauschenden und triumphierenden 
Auf gehens im Chaos« 

Das Z9mtt Moment ist wirtschafdicher Natur. Rußland hatte 
1909 — 12 drei außergewöhnlich gute Ernten. Es hatte Ausfuhr- 
überschuß; es ging hoch her im Lande; das Bewußtsein, alles zu 
haben und alles zu können, durchdrang das Reich. Und trotzdem 
keine greifbaren Erfolge, sondern soa^r ein Zurückweichen vor 
Deutschland; trotzdem Sturz der Zahlungsbilanz 1913, trotzdem 
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Unruhen und Stockungen! Das Allrussentum nahm in seinem 
gröfienwalmsiim^eii Selbs^efÜhl völlig demagogisdie Formen 
an; es ri0 die B^untenschaft, die neue selbständige Bauenischalt, 
das Gtttsbesitzertum, ja die ,^phären'% die Aristokiatie mit sich 
fort; es fegte alle konservativen Überlieferungen hinweg« Wie 
Iconnte dieses demokratisch verkleisterte, anarchistisch unterminierte, 

von dem europäisch stilisierten Zarentum nur mühevoll noch zu- 
sammengehaltene Staatswesen die Sympathien staatserhaltender 
Elemente fmdent* 

Das politische und wirtschaftliche Schlagwort des Allrusscn- 
tums wurde die Dardanellendurchfahrt. 70 Prozent der russischen 
Getreidedurchfuhr müssen durch; — das war der geläufige Beweis, 
und daran wurden die Forderungen angeknüpft. Auf Banketten, 
in Zeitschriften, in Versammlungen tobte sich das Allrussentum 
aus und verlangte von der Regienmg Befriedigung des maßlosen 
Ehrgeiz; es verlangte ein£acfa KbnstantinopeP). Wo war noch 
eine Autorität^ Die Vertreter im Auslande waren undissipliniertj 
schlecht unterrichtet, demagogisch. Die wirklich klugen Köpfe 
wurden übertäubt* Der Landvrirtschaftsminister Kriwoscheyn, 
der beste im Ministerrat, hat sich allein dem Kriege 1914 wider- 
setzt. Das alte vornehme dynastische und amtliche Rußland mit 
den europäischen Sympathien und Traditionen, mit semer höfischen 
Erhabenheit und seine i Verbindung nach Alt-Preußen hin, dieses 
alte Rußland der geistreichen Grandseigneurs, die m ihrem scharfen 
Fransxisisch so entsetzt die russischen Volksinstinkte ablehnten: 
dieses petersburgiscfae Rußland trat in den Hintergnmd. Und es 
drängte sich ein neues Rußland vor, das kein Staat mehr war, sondern * 
ein Riesenraum für ein Durcheinander von jungen, maßlos wachsen- 
den, tiefdurcbschfitterten Völkern, ein Nationenknäuel, der aus- 
einanderfiel, wenn er nicht einen Herrn und eine Idee fand, die 
ihn zusammenballten. Der Herr war der Großfürst Nikolai Niko- 
lajewitsch, und die Idee war der Krieg gegen Europa. 

Am 21. Februar/3. März 19 14 fand ein Ministerrat in Petersburg 
statt, der epochemachend wurde. In dem Memorandum für den Zaren 
wurde die Herrschaft über Meerengen und der Kampf um Kon- 
stantinopel bezeichnet als die historische Aufgabe Rußlands, die 
wahrsclieinlich nur während eines europäischen Krieges gelöst wer- 
den könnte. Und es wurde ausdrücklich betont, daß die Ereignisse, 
die die Lage der Meerengen zu verändern in der Lage wären, 
schon in naher Zukunft eintreten könnten« Es wurde in der An- 
lage zum Immediatbericht Sasonows an den Zaren vom 5« März 

*) Oswald Redlich, Über die Vorgeschichte des Weltkriegei^ S. 18. 
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über diese Sitzung die zur Besetzung der Meerengen notwendigen 

Maßnahmen und Vorbereitungen ausführlich erörtert^). 

Geheime Nachrichten über die großen russischen Rüstungen, 
die jetzt einsetzten, wurden von Dr. Viktor Naumann Anfang; 1914 
an den politischen Dirigenten im Auswärtigen Amte v. Stumm 
übcrnuttelt. Stumm hat die Wahrheit der Nachrichten damals 
bezweifelt; die Richtigkeit hat er erst im Frühsommer einsehen 
müssen. Jedenfalls war sein Standpunkt, ebenso wie der des 
Retchtkanticr» und des StaatssekretSis v. Jagow, daß Deutschland 
ttienuds einen Prifcventivkrieg führen wOide, auch wenn Rufibnd 
noch so sehr rfiste*). 

Nur wenige Wochen vor dem entscheidenden jMinisterrat hat der 
serbische Ministerpräsident Paschitsch eine bedeutungsvolle Audienz 
beim Zaren gehabt, am 20. Januar/s. Februar 1914. Diese Audienz 
schließt alle jene Bestrebungen ab, die seit Jahren von Petersburg 
ausgegangen sind, um die Südslawen gegen Petersburg aufzuhetzen. 
Wir haben einen Brief Sasonows an den Gesandten von Hartwig 
vom 23. Aprü 1913, m dem es heißt; „Serbiens verheißenes Land 
liegt im Gebiet des heutijgen Osterrekh-Ungam. Es ist ein Lebens- 
interesse Serbiens, sich in Bereitschaft fiOr den in Zukunft unver- 
meidUcfaen KunpS m setssen/' Bei jener Audien« hat nun der 
Zar dem serbischen Minister gesagt: „Für Serbien werden wir 
alles tun. Grüßen Sie den König und sagen Sie ihm, für Serbien 
werden wir alles tun!" Und der serbische Minister machte den 
Brautvverbcr für den Kronprinzen Serbiens; die Zarentochter 
sollte die Zarm des südslawischen, serbo-kroatischen Volkes werden, 
was der Zar mit sichtlicher Freude anhörte*). 

Wenn man alle die Punkte, die sich aus den Veröffentlichungen 
der Bolschewisten ergeben, zusammennimmt, so kann kein Zweifel 
sein über die feindlidie, ja aggressive Stimmung, die Rußland mit 
Serbien vereinigte, sowohl gegienüber Österreich wie gegenüber 
der Türkei. Von einem unmittelbaren Bündnis, von einem „Kom- 
plott" ist ja wohl nicht die Rede» Es handelt sich aber um wichtigere 
Dinge — um die klar erwiesenen Richtlinien einer allslawischen 
Politik, die ihr Ziel auf keinem anderen Wege als auf dem des Krieges 
erreichen konnte*). 

Im Frühjahr 1914 wurden die aggressiven Tendenzen in Ruß- 
land immer deutlicher. Schon im Herbst 1912 hatte eine russische 
Probcmobilmachung stattgefunden*). Durch besondere Ma6- 

0 Weißbuch betreffend die Verantwortlichkeit etc., Anl^ X* 
*) Denkschrift Viktor Naumanns, a. a. O., S. 49. 

') Weißbuch betrfffend die VerantworÜichkeit etc., Anlage VI, Aofageafi. 

*) Vgl. dazu Karl Kautsky, Delbrück und Wilhelm IL, S.^* 
^ Robert Hocmger, Rußlands Vorbereitung zum Wehkneg, Berüa 1919, 
S« 25* 
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nahmen war bereits im Frühjahr 1913 die Schlagfertigkeit des 
Heeres im Mobümachungsfalie erheblich beschleunigt. Es war 
die sogenannte Kricgsvorbereitungs-Periode eingeführt worden, in 
' der zahlreiche Mobümachungsarbeiten bereits vor der offiziellen 
Erklärung erledigt werden sollten. Jetzt begann eine scharfe 
Preßhetze gegen Deutschland« In der „Böisenzeitung*' ließ der 
russische Kriegsmintster jenen au&ehenerregendc» Artikel ,^u6- 
land ist kriegsbereit" verofientlichen. Am j.März erschien ein Artikel 
in der „Kölnischen Zeitung", der die nissischen Rüstungen und 
Kriegsabsichten der deutschen Öffentlichkeit, soweit damals mög- 
lich, bekannt machte. Und der Generalkonsul in Moskau wurde 
nach Berlin berufen und bestätigte alle beunruhigenden Nachrichten. 
Ende Mai trat die gesamte russische Armee bereits in den Zustand 
der Mobilisierung. Auch die französische Presse begann zu hetzen; 
Bethmann Hollweg richtete im Reichstage am 14. Mai eine ernste 
Warnung an die russische öfEentücfae Meinung. Trotasdem erfolgte 
im Juni ein neuer, vom Kriegsminister Suchomlinow inspirierter^ 
aufsehenerregender Artikel flbor Rußlands und Frankreichs Kriegs- 
bereitschaft^)» 

Die russische Aktionspartei wollte den Krieg für 1914, natür- 
lich zusammen mit Frankreich und England. In Paris ist das Wort 
von der Dampfwalze geprägt worden. Im Herbst 1914 sollte der 

Überfall der Mittelmächte vonstatten gehen — als er im Sommer 
begann, waren Rußlands Vorbereitungen noch nicht ganz zu 
Ende*). Die Duma schüttete Anfang 1914 einen Barbestand von 
500 Miihonen Rubel aus, „als unversehrbaren Sciiatz für den 
Kriegsfall"»). 

Wir wissen jetzt auch, daß schon im März 1914 russische 
Hecresbewegungen begannen. Von Osten^ aus Asien, setste sich 
langsam und schwer, mit sehr viel Zeit, etwas Riesenhaftes in Be- 
wegung, an dessen Mächtigkeit alle Friedenswflnsche und -hoff- 
nungen Europas zergingen, wie der Schrei eines Kindes gegen die 
Meerflut. Der Krieg Rußlands war ein Völkerstrom, wie er seit 
mittelalterlichen Zeiten zuerst wieder von uns erlebt worden ist: 
— ein großes unaufhaltsames Naturereignis — , gewollt von sehr 
vielen; denn es hat nur ganz wemge Menschen in Rußland 1914 
gegeben, die den Krieg gegen Deutschland und Österreich nicht 
gewollt hätten — im Innersten verursacht aber durch Momente, 
die in die unergründbaren Tiefen aller Völkergeschicke hinein- 
reichen* 



M WeiBbueh betreffend dieVerantwoctliclikett etc., Anlage X, Anlage a. 

') Horniger, a. a. O., S. 66. 
^) Hoeniger, a. a. O., S. xaj. 
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4* Deutschlands Lage im Sommer 19x4 
• 

Großadmiral von TirpitK eftiUilt in seinen Erinnerungen von 
einem interessanten Gespräch, das er nach Ausbruch des Krieges, 
am 6. August, mit dem Staatssekretär v. Jagow hatte^). Tirpitz 
sagte zu Jagow: „Konnten Sic nicht Rußland die Durchfahrt durch 
die Dardanellen und alles Mögliche versprechen, um den Welt- 
krieg zu verhindern?"* Jagows Antwort war: „Wenn Sie uns ein 
kleines Flotten-Agreement mit England gegeben hätten, wäre der 
Krieg nicht nötig gewesen." In diesem Meinungsaustausch von 
zwei führenden Männern liegt das ganze deutsche Schicksal. 

Deut:>cliland hatte selbst eine Weltmacht unter Weltmächten 
sein wollen ; es hatte unter Bfliow geglaubt, eine Anlehnung an eine 
der grofien tatsachlichen Wettmächte nicht nötig zu haben; es hat 
unter Bethmann Hollwegs Verständigung nach jülen Seiten redlich 
versucht; aber ein gründlicher Neuaufbau der gesamten auswärtigen 
Beziehungen nach einem groBen Gesichtspunkt — er war schließ- 
lich doch nicht in Angriff genommen worden. Man sagt: es war 
zu spät. Immerhm könnte man sich eine Persönlichkeit denken, 
die es eben durchgesetzt hätte, auf alle Gefahr hin, die besonders 
auch von Innen drohte, ein neues Deutschland in Frieden mit der 
Welt zu bringen. Rußland oder England^ Etwas hätte Deutsch- 
land sicher opfern mtoen: den Anspruch auf eine aggressive 
Flotte oder den Anbruch auf eine Ssterreich-ireundliefae Balkan- 
und Orientpolitik, War es möglich, durch eine Verständigung 
mit Rußland den ganzen Kontinent zu einigen und so den Ent- 
scheidungskampf mit England auf sich zu nehmen ^ Wir wissen, wie 
sich die deutsche Leitung um diese kontinentale Politik bemüht hat 
Sie war nach unserei Überzeugung in sich von vornherein aussichts- 
los. Und die aadere Möglichkeit?' Die Verständigung mit England 
in letzter Stunde, unter Preisgabe des Flottenehrgeizes?* Wir 
stehen auf dem Standpunkt, daß dies der richtige Weg gewesen ist ; 
da6 dieser Weg iouner wieder hat versucht weirden mflssen, trotz 
der Schwierigkeiten, die von englischer Seite entgegenstanden. 

In den letzten Jahren vor Kriegsausbruch haben die deutschen 
leitenden Stellen Überzeugung gehabt, daß es bald tu einem 
Kriege kommen würde. Unsere Betrachtungen über Rußland 

und Frankreich haben uns gezeigt, wie sehr diese Besorgnis ge- 
rechtfertigt war. Kaiser Wilhelm hat gelegentlich der Mnrokko- 
krise geäußert, daß er wegen Marokko keineftKrieg führen würde; 
er hat während Jer zweiten Balkankrise auf das bestimmteste 
erklärt, daß er wegen Albanien und Durazzo nicht gegen Paris 

*) von Tirpitz, a. «. O., S. 346. 
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und Moskau marschieren würde^). Aber die deutsche Leitung 
konnte es sich doch nicht verhehlen, daß die sich immer steigernden 
Krisen der letzten Jahre den Friedenszustand in sich widerspruchs- 
voll und durch den Zwang der Rüstung ja geradezu wertlos machten. 
Jener bewaffnete Friede vor Kriegsausbrudh war kein editer 
Friede mehr. Keine der Hinselfragen, um die es sich bei dem 
großen Kriege gehandelt hat, war aber einen Krieg wert. Darin 
liegt gerade das Widerspruchsvolle der Ereignisse. Die Kriege 
smd gewissermaßen nur Symptome; die vorhandenen Gegensätze 
liegen viel tiefer. Es hatte sich m den Völkern, d. h, in den führenden 
politischen und wirtschaftlichen Gruppen und den entsprechenden 
Organen der öffentlichen Meinung etwas ausgebildet, was zum 
Teil ein ganz unverhohlener und ausgesprochener Wille zum Kriege 
war; was aber zum andern Teil eine resignierte Kriegsberettachaft 
war» und gerade diese Stimmtmg ist so aufierordentlidi folgemekfa 
geworden« Die Ansicht, die immer populärer wurde, war einfoch 
die: es kommt vom Kriege; einmal mu6 die Bombe doch platssen» 
und wie sonst die mehr oder weniger anschauHchen Redensarten 
lauteten. Belege für diese Stimmung karm man in .illen großen 
europäischen Staaten reichlich fmden. Auch sie ist allen gemeinsam ; 
ohne sie wäre der Beginn und die Durchführung des Krieges 
überhaupt eine Unmöglichkeit gewesen. Wir betonen es also: 
Kriegshetzer hat es währen^d der ganzen Zeit, die wir betrachtet 
haben, immer gegeben; ihre Zahl ist verhältnismäßig gering« Die 
resignierte Stimmung, daß es zu einem grofien Kriege kommen 
würde, über kurz oder lang, und daß man deshalb gut täte, sich 
mögh'chst mit dieser Aussicht abzufinden und sich darauf vorzu- 
bereiten, diese Stimmung hat seit dem Jahre 1911/12 in Europn 
bestandig zugenommen. In Frankreich wurde ebenso lebhaft 
geglaubt, daß Deutschland die Franzosen überfallen wollte, wie 
man in Deutschland glaubte, England wolle uns überfallen. Die 
Hitze des nauonalen und politischen Empfindungslebens sueg; 
das konnte man merken, genau so gut bei den italienisch-österrei- 
chischen Beziehungen, wie etwa bei den deutsch-russischen. Es 
ist eine Frage, ob fiberhaupt irgendeine Macht der Welt, und 
wäre es die größte staatsmännischc Persönlichkeit, gegen diese 
resignierte Kriegsstimmung auf allen Seiten erfolgreich hätte 
ankämpfen können. 

In einem Briefe des Grafen Lerchenfeld, des bayerischen 
Gesandten in Berlin, an den Ministerpräsidenten in München, 
vom 5. August 1914 findet sich die Äußerung: Generaloberst von 
Moltke habe gesagt, er wisse auf das bestimmteste, daß zwischen 
Rui3land, Frankreich und England ein Angriffskrieg gegen Deutsch- 

Bethnunn Hoiiweg, Betrachtungen, S. aSa. 
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hnd für das Jahr 1917 abgemacht war und vorbereitet wurde. 
Wir kennen auch russische Äußerutigen darüber, daß es schon 
„1916" losguige. Bei allen diesen Äußerungen maßgebender 
Personeil liegt der Gedanke zugrunde, daß Deutachland dxn 
Ober kurz oder lang überfillea werden wOrde^ und daB es deshalb 
ganas gut sei, wenn der unvermeidliche Krieg m cmem Augenblick 
ausbräche, an den: die andern Mächte noch nicht fertig seien. 
Der Gedanke des Präventivkrieges ist von unseren militätischen 
Stellen zweifellos vertreten worden, während die polirischen nichts 
davon wissen wollten. Für die militärischen Stellen stand es auch 
fest, daß England an dem Kriege teilnehmen würde, während die 
poHtischcn Stellen an eine solche Teilnehmerschafr lange nicht 
ohne weiteres glauben wollten, gerade weil sie mi Begriffe standen, 
an ihrer Verhinderung zu arbeiten. Am z6* Juni 19 14 hat Beth- 
mann Hollweg an den Fürsten Lichnowsky nach London geschrie- 
ben: ,,Waren es bisher nur die extremsten Kreise unter den All- 
deutschen und Militaristen, welche Rußland die planvolle Vorbe- 
reituag eines baldigen Angriffekrieges bei uns zuschoben, so be- 
ginnen jetzt auch ruhigere Politiker, sich dieser Ansicht zuzuneigen."*) 
Als Bcthmann Hollwee diesen Brief schrieb, wollte er nur zugeben, 
daß Rußland noch am ehesten von allen europäischen Großmächten 
geneigt sei, das Risiko eines kriegerischen Abenteuers zu laufen. 
Die tatsächliche Gefahr, die von Rußland drohte, hat Bethmann 
HoUv^g offenbar in diesem Augenbhck noch unterschätzt. Für 
ihn war hauptsächlich die Beförchtui^ maßgebend, daß diese 
anscheinende oder tatsächliche Kriegsgefahr das Rilstungslieber 
a»un Wiederausbnich filhren könnte, und eine Verstilrkung der 
Armeen wurde, wie er schreibt, sogleich ,,den Wettbewerb attch 
der Marine wachrufen, die niemals zu kurz kommen will, wenn etwas 
für die Armee geschieht". Für den Fall einer neuen Krise wird 
der europäische Friede nach seiner Ansicht lediglich von der Haltung 
Deutschlands und Englands abhängen. Der Brief stammt aus der 
Zeit vor dem Mord von Serajewo — und ist deshalb um so beweis- 
kräftiger für die Friedenshebe unserer pohtischen Leitung und 
auch fOr dk Kho-heit, mit der sie die voriiandeaen Eventualitäten 
ins Auge ge£sißt hat. Bethmann Hottweg war der richtigen Auf- 
fassung: wenn Deutschland und. Rngland von vornherein die Ver- 
meidung des Krieges fest wollen und sich dabei durch die Drei- 
bunds- und durch die Entente-Verpflichtungen nicht hindern 
lassen, dann wird der Krieg vermieden: Andernfalls kann ein 
beliebiger, auch ganz untergeordneter Interessengegensatz zwischen 
Rußland und Österreich-Ungarn die Knegsfackel entzünden." 
Wir sehen also deuthch die beiden Richtungen vor uns: auf der 

') Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. 3. 
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einen Seite die deutschen Chauvinisten und Rustungsfanatiker, 
auf der andern Seite die deutsche auswärtige Leitung, die nichts 
sehnlicher erstrebt, als den Chauvinismus innerhalb und außerhalb 
4tt Grenzen - amizitschaltco und mittels etner detitBch-eiis^isclien 
Zusammenarbeit den Weltfrieden zu sichern* Von einem PräventiT«- 
krieg hat unsere politische Leitung nichts wissen wollen. 

Haben denn nun tatsächhche iCriegsvorbereitungen vor dem 
August 1914 stattgefunden?* Wir haben infolge der Veröffent- 
lichungen des Unterst!chunc^'>nusschusses zur Beurteilung dieser 
Frage em reiches Material zur Vcrfüt^unL:. Der Leiter der Firma 
Krupp z. B., Herr Krupp von Bohlen und Haibach, hat bezeugt, 
daß irgend welche fmanzieiien oder wirtschaftlichen Vorbereitungen 
bei der Firma vor der Überreichung des österreichischen Ulti- 
matums an Serbien nicht getroffen worden sind; freilich war sie ja 
wohl immer auf alles gerfistet; ebenso haben im Retchsschatssamt 
nach Aussage des Staatssekretärs Kühn keine Vorbereitungen statt- 
gefunden'). Unter dem Eindruck der groSen politischen Krise 
ist aber im November 191 2 auf Veranlassung des Staatssekretärs 
Delbrück unter dem Vorsitz eines Vertreters des Reichsamtes 
des Innern eine ständige Kommission gebildet worden, die sich 
mit der sogen.^nnten wirtschaftlichen Mobilmachung" zu be- 
schäftigen hatte. Die Fragen der Lebensmittelvorräte, der Ver- 
proviantierung der Festungen wurde hier erörtert. Eine wesentliche 
Anregung ist dabei von einer Denkschrift des Professors von Schutee- 
Gämmt« ausgegangen, über dk Getreideveraorgung Deutschlands 
im Kriegsfalle. Er legte eindrtog^ch die Gefahr einer Blockade 
dar, wobei er die Beweismittel aus dem ihm persönlich gut be- 
kannten Mannheimer Versorgungsgebiet nahm. Im Frühjahr 1914 
sind alle diese Fragen lebhaft erörtert worden, und der preußische 
Fmanzmmister hat in emer Denkschrift vom 15. April 19 14 ver- 
langt, daß durch Änderungen der Zollgesetzgebung die Ansamm- 
lung von Getreidevorräten iin Inland erleichtert werden soÜtc. 
Man wußte also wohl, worauf es ankam. Aber das Entscheidende 
für die Beurteflung unserer Frage ist nun dieses: es geschah so gut 
wie nichts. WShttad «wischen Frankreich» England und Rufiland 
weitgehende Finanz: abkommen vor Kriegsausbruch abgeschlossen 
wurden über die Getreideversorgung, ist man in Deutschland 
über Anregungen, Denkschriften, Gutachten und Statistiken nicht 
hinausgekommen. Das Deutsche Reich ist mit einem Weizen- 
vorrat von nur 100 000 Tonnen in den Weltkrieg eingetreten-). Die 
politische Leitung hat, wie wir glauben durchaus mit Recht, alles 
getan, um Maßnahmen hinauszuschieben, die als Kriegsvorberei- 

Akten des UnteisuchiinyMusschusses, S. 87. 
*l Gutachten von Miinatenaldtreklor Meydenbaucr, a. a. O., S. 81. 
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ttmgen gedeutet werden konnten. Infolgedessen hat z. B. das 
Deutsche Reich große Gettcidddiife auf dem Rottefdamer Markt 
nicht mehr emkaufeii können, weil die notwendigen Kredite nicht 
bewilligt wurden« Übrigens sind diese Vonlte dann doch diirdi 
private Händler zumeist nach Deutschland gekommen')« Ebenso- 
wenig kann man von einer finanziellen Kriegsvorbereitui^ in 
Deutschland sprechen. Die Verfü2:ung des Reichshankdirektoriums 
vom 15. Juni 1914 über die neuen Bestimmungen im Fall einer 
Mobihnachung ist das Ergebnis von längeren Beratungen, die den 
Zweck hatfen, die aus dem Jahre 1887 stammenden veralteten 
Vorscliriiten durch neue zu erganzen. Die neuen Bestimmungen 
wären ebenso in ganz normalen Zeiten über kurz oder lang im Inter- 
esse eines glatten Funkttonierens des Zahlungswesens getroffen 
worden. Wesentlich dagegen ist, daß durch Gesetz vom 3. Juli 
X919 der Reichskriegsschatz um 120 Millionen Mark in Gold ver* 
stärkt werden und Reichssilbem^lnzen in Höhe von 120 Millionen 
Mark ausgeprägt werden sollten. Dieses Gesetz war bei Ausbruch 
des Krieges aber nicht ganz durchgeführt worden. Der Reichs- 
kriegsschatz war nur um 85 Millionen Mark verstärkt, von den 
Reichssilbermünzen waren nur 6 Millionen Mark ausgeprägt. 
Diese, man muß schon sagen unzureichende und überraschende 
WiditatisfBhning des Gesetzes vom 3. Juli 1913 darf mit als ein 
Beweis dafür gdten, daß die Reidisregierung weit davon entfernt 
war, emen Krieg für 1914 bewußt ^brzubereiten*). Das Gesetz 
über die Vermehrung der Bankttoten mit Zahlungsmitteln zu 50 
und ao Mark stammt bereits aus dem Jahre 1912. 

Was endlich die Frnge der militärischen Mobil mnchung 
betrifft, so ist diese für einen Nichtmilitar ja nicht leicht zu ent- 
scheiden. Jede Verbesserung, jede Rüstung, jede Generalstabs- 
reisc kann schließlich als eine Kriegsvorbereitung gelten. Wesent- 
lich für uns ist die Tatsache, daß Mobilmachungsarbeiten im tech- 
nischen Sinne nach Zeugnis des Obersten von Tiechowitz bis zum 
Tage der russischen Mobilmacfaung von uns nidit in Angriff ge- 
nommen sind. Alle militärischen Maßnahmen für den Sommer 
1914 haben den Charakter von durchaus normalen Vorgängen, 
wie sie alljährlich bei einer so großen Militärmacht, wie sie das 
Deiitsche Reich war, sich abspielten. Es sind auch Generalstabs- 
offisiere von entlegenen Aufenthaltsorten nicht vorzeitig abgerufen 
worden« und der Generalstabschef, sowie die meisten General- 

') Gutachrpn rfc-^ Staatssekretärs von Delbrück, a. a. O., S. 76- Nach 
der Mitteilung von Graf Max Montgelas hat das preußische Kriegsmimsterium 
noch am 9. Juli 1914 die Hinausschiebung der Verproviantierung der Festungen 
Straßburg und Neu-Breisach um 7 bis 8 Tage im Mobilmachun^sfallc befohlen. 

*) Gutachten des Präsidenten der Reichsbank Havenstein, a. a. O., 
S. Tai. 
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quartiermeister und Gcneralsiabsoffizicre befanden sich im August 
19 14 auf Urlaub. Ware von deutscher Seite ein Präventivkrieg — 
von einem Angriffskrieg ganz zn schweigen — ins Auge gefaßt 
worden, so würde däi> Büd doch wesentlich anders gewesen sein. 

Zum Beweis des deutschen Xriegswillens ist neuerdings die 
Ztisammenkuiift bei Miramar heraoge^ogen wofden» die im März 
19x4 zwischen Kaiser Wilhehn und dem Erzherzog Franz Ferdi- 
nand stattfand. Wir kennen darüber Berichte des deutschen Bot- 
schafters in Wien, Herrn von Tschirschky» Es haben zwischen 
dem Kaiser und dem österreichischen Thronfolger sowie zwischen 
den österreichischen Ministern damals Gespräche stattgefunden, 
die sich auf das Verhältnis Rumäniens zum Dreibünde bezogen. 
Der rumänische Kronprinz war in Berlin gewesen und hatte be- 
stimmte Versicherungen der Bundestreue abgegeben. Bezüglich 
Rußlands wich die Auffassung Kaiser Wilhelms von der Wiener 
Auffassung etwas ab. Der Kaiser beurteilte im März 1914 die 
Handlungen Rußlands trotz aller Nachrichten darüber dodi noch 
ähnlich optimistisch wie Bethmann Holl weg im Juni. Er hielt die 
Haltung Rußlands nicht für unmittelbar bedrohlich. In Österreich 
wollte man allerdings auch nicht an einen augenblicklichen An- 
griffskrieg Rußlands glauben, aber die «subversive Richtung der von 
Rußland unterstützten serbischen Politik wurde doch sehr stark 
empfunden, und dies Moment ließ die Lage ernst erscheinen^). 
Auch das letzte Zusammentreffen zwischen Kaiser Wilhelm und 
dem Thronfolger in Konopischt hat einen ebenso abwartenden 
Charakter getragen. Franz Ferdinand gab dort der Auffassung 
Ausdruck, Rußland müsse sich im Hinblidc auf seine inneren 
Verhältnisse jeder Angriffspolitik enthalten. 

Fassen wir also noch einmal zusammen: die deutsche Leitung 
war ebenso wit die Leitungen der anderen Großmächte ergriffen 
von jener Zeitstimmung, die wir die resignierte Kriegsbereitschaft 
genannt haben. Einen unmittelbar aktiven Kriegswillen hat sie 
als Leitung nicht gehabt ; am wenigsten hatte sie sich eingestellt 
auf den Beginn des Krieges zu einem bestimmten Zeitpunkt. — 
Eine gewisse Müdigkeit und bleierne Schwere ist charakteristisch 
für die Zeit vor dem Kriegsausbruch, besonders in Deutschland. 
Man hatte nun vor bald zwei Jahrzehnten glänzende und viel- 
versprechende Anfinge gemacht. Man war in erhebliche Schwierig- 
keiten hineingeraten; eine Entspannnug hatte sich immer wieder 
gefunden, aber das eigentlich Große, der durchschlagende Erfolg 
in der nu«;wä*rtigen Politik^ der die erhoffte Weltstellung ein für 
allemal gesichert hätte — , das woUte sich ^cbt einstellen. Man 

0 Ertnt Jäckh, Die VeiMimofUiig iron Muamar, Deutsche PbUtikr 
Juni 1930. 
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hatte das Gefühl, sich redlich nach allen Seiten zu bemühen. Das 
Bündnis mit Österreich war sciüieülich noch das einzige Sichere, 
was man besaß — soUte man auch das preisgebeni* Die Flotte 
betrachtete man als Friedenssicherung — wer wollte sie vemiiasen^ 
ElsaB-Lothringen trennte uns auf ewige Zeiten von Frankreich^ 
aber gab es einen Deutschen, der hier ein Opfer auch nur vorzu- 
schlagen hitte wagen können Kaiser Wilhelm und sein Reichs- 
kanzler Wirren im Hinblick auf die auswärtige Lage bekümmert 
und bcsorgr. Die Hoffnung auf eine günstige Lösung wollten sie 
nicht aufgeben. Sie waren sich aber darüber klar, daß, wie nun 
einmal die Dinge lagen, die Wahrscheinlichkeit einer gün- 
stigen Lösung zurücktrat. £s fehlte die frische und jugendliche 
BntscMuBkraft» um nodunals^etwas ganz Eigenes und Neues <u 
beginnen* Die militibnschen» Kreise Deutschlands hatten den 
Krieg seit Jahrzehnten vorbereitet und wünschten ihn auch za er- 
leben. Sie hatten dieses Gefühl mit den militärischen Kreisen 
der anderen Nationen gemein. Freilich sind sie bei uns besonders 
einflußreich gewesen und haben mit ihren Überzeueungen das 
Bürgertum durchtrankt. Bei der überwiegenden Melirheit des 
deutschen Volkes galt der Krieg als etwas Großes und Gewaltiges, 
als die letzte ernste Prüfung, die eine Nation durchzumachen habe, 
als eine Form des Kampfes, die nun einmal zu der mensclilichen 
und staatlicfaen Entwicklung notwendig gehörte. Verschiedene 
Kriege in der europäischen Nachbarschaft hatte man erlebt; an den 
Gedanken des Krieges war man durchaus gew6hnt. Wer den 
Krieg als politisches Mittel ftr die Beziehungen zwischen großen 
Kulturvölkern ablehnte oder zu überwinden versuchte, galt als 
unpolitischer Schwachkopf, wenn nicht gar als unmännlicher Weich- 
line. Am g. Mai 1914 veröffentlichte der Berliner Lokal-Anzeiger 
ein fingiertes Interview: der Botschafter einer Entente macht sprach 
sicli dann über die europäische Lage aus. Europa ist in zwei 
Mächtegruppen getrennt — , kolossal und überwiegend steht die 
Macht des Deutschen Reiches da. Es hat noch keinen Mißbrauch 
damit getrieben, aber es flößt seinen Nachbarn die BefiOrchtung 
ein, es könnte diese Kraft, wie einstmak Ludwig XIV. und Napoleon, 
dazu benutzen, Europa zu unterjochen^). Man glaubte, daß dieses 
Interview letzten Endes aus dem Auswärtigen Amte stammte, 
daß die Warnung, die darin lag, eher an deutsche als an fremde 
Adressen gerichtet war. Das ' kaiserliche Deutschland von 1914 
war nicht so stark als es schien. Der Machtgedanke, der es erfüllte, 
war etwas zu niatenelL Man kann reich sein und viele Kanonen 
haben, und man ist doch vielleicht ein innerlich nicht ganz gesunder 
Staat. Die Schwächen des Deutschen Reiches von 1914 lagen 

0 Bernhard Schwertfeger, Zur europäischen Politik, Bd. 4, S. 135* 
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mehr im Innern als im ÄuBem. Die Fehler unserer auswärl^en 
Politik waren gewiß erheblich; die spätere Kritik hat sie stark über- 
trieben. Daß es aber der Regierung Wilhelms II. nicht gelungen 
war, ein einheitliches Staatsvolk zu schaffen, das auf alle Fälle 
und auf alle Gefahr hin nach außen zusammenstehen würde — d<is 
war das SchiGJksalsvollste, was geschehen war. Das Verhältnis des 
Reiches zu den Einzclstaaten wurde wesentlich dadurch erschwert, 
daß die preußische Politik ausgesprochen konservativ war und blieb, 
und daB das schon im Htnblick auf die vorgeschntteaen sOddeut» 
sehen Verhältnisse verhängnisvoll werden mußte. Im größten 
Bundesstaat Preufien waren die Volksiiarteien von einer Teilnahme 
an den Staatsgeschäften fast völlig ausgeschlossen. Eine Reform 
des preußischen Wahlrechtes hatte sich noch nicht durchführen 
lassen und schien auf legalem Wege in wünschenswertem Umfang 
unmöglich. Das Bismarcksche Reich von 1871 war Großpreußen 
gewesen und hatte Großpreußen sein müssen, nachdem 1848 
eine deutschere Lösung nicht erreicht worden war. Noch immer 
war dieses Preußen mit seiner scharfen, hauen Art das eigentliche 
Kenüand des Reiches. Das GtoBe, was Preufien geleistet hatte, 
gehörte der Vergangenheit an. Seine GrOfie war der militSrische 
Geist gewesen» mit dem es gan« Deutschland erföllt hatte« 
Würde dieser militiliische Geist noch einmal imstande sein, wenn es 
wieder hart auf hart ging, Deutschland zu retteni* 

5. Der österreichisch-serbische Konflikt 

Schon vor der Ermordung des Erzherzogs und seiner Ge- 
mahlin in Serajcwo am 26. Juni 1914 betrachtete die österreichische 
Leitung der auswärtigen Politik die Lage als durchaus schwierig. 
Diese Stimmung hat in der Denkschrift des Gesandten Baron Flotow 
vom Mai 19 14 einen chaxakteriblischen Niederschlag gefunden. 
Es war darm auseinandergesetzt, daß Rumänien vor seinem Abfall 
von dem Dreibund stünde, daß sich ein neuer Balkanbund unter 
russischer Vormundschaft 2» bilden im Begriff sei, dafi deshalb 
'keine untät^ Pölitik des Ahwartens getrieben werden dfirfe. Es 
müßte eine bulgarisch-türkische Allianz zustande gebracht und ein 
Anschluß Bulgariens an den Dreibund bewirkt werden. Auch sei 
es sehr erwünscht, wenn eine Annäherung mit Serbien zustande 
käme*). Das Verhältnis Zu Serbien wurde im Anfang Juni 1914 
durch den Sektionsrat Baron Matscheko einer besonderen Er- 
örterung unterzogen')* £s war in dieser Denkschrift gleichfalls 

0 Rodcridi G006, Das Wiener Kabinett und Bntslebttiig des Weltkrieges, 
S* 3lt* * 

*) WcittNidi, betreffend die Vermtwortlichkeit der Urheber am Weh- 
krieg, Anlage V, Anlage 4. 
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daigelegt, daß die russische und französische Diplomatie eifrig 
daran arbeiteten, die Gruppierung der Balkanstaaten in zwei Par- 
teien zu überwinden und einen neuen Balkanbund ö:eeen österrcich- 
Une;,irn zustande zu bringen. Serbien werde unter russischem 
Druck jederzeit für ein Bündnis gegen Österreich auf Kosten 
Österreichs zu haben sein. Rumänien gegenüber müßte die Forde- 
rung aufgeiieiit werden, daß es sein VerhäiLuis zur Dreibund- 
politik nkht mehr geheim hielte. Hinter all diesen Balkanfragen, 
80 heißt es dann in der Denkschrift, steht aber Rußland, das ofienbar 
die ftsterreichiscfa- ungarische Monarchie zurOckdrängen und so 
auch das Deutsche Reicli schwächen wäl. Deshalb muß rechtzeitig 
und energisch gegen Rußland aufgetreten werden. Ähnliche Ge- 
danken finden sich in der Denkschrift des General'^tnbschefs 
Fcldmarschall Conrad von Hötzcndorff vom 22. Juni 1914^). Er 
entwickelte darin: Serbien stellt seit Jahren die Ruhe der Mon- 
archie in Frage; Albanien muß als militärische Basis Österreichs 
auf dem Balkan ausgestaltet werden; die Monarchie bedarf für 
ihren Eastendompf eiaer grofien Verstirkung ihrer miUtäriscfaen 
Kräfte. 

Erinnern wir uns der Ereignisae der letzten Jahre. Victor 
Naumann hat in seinem Gutaditen für den Deutschen Unter- 
suchungsausschuß die feine Bemerkung gemacht, daß es für einen 

schwachen Staat ein großes Unglück wnre, einen Stnntsmann 
ersten Rnngcs an seiner Spitze zu haben. Dieser Staatsmann 
ersten Ranges ist Graf Aehrenthal gewesen, der die große diplo- 
matische Überlieferung Österreichs ebenbürtig fortgesetzt hat und 
in eine Reihe mit Metternich, Schwarzenberg u. a. gehört. Durch 
die Annexion Bosniens tmd der Hertegowina und ihre f&r die Mittel- 
nächte günstige Erledigung war in die osteuropÜschen Verhältnisse 
ein Zustand der Beunruhigung hineingekonunen^ der sich zu einer 
dauernden Balkankrise verschärfen sollte. Wir kennen die Schwie- 
rigkeiten, die Österreich besonders mit dem seit Jahren von den 
Dreiverbandsmächten aufgestachelten Serbien hatte*). Der Kampf 
Y-ar außerordentlich ungleich: auf der einen Seite ein Jugendliches, 
heftiges Volkstum, kraftstrotzend und leidenschaftlich, auf der 
anderen Seite ein gealtertes Staatswesen, in dem sich der spanische 
Hochmut mit der Würde des alten römischen Reiches und einer 
raffinierten diplomatischen Kunst verband. Wenn man die Dinge 

^) Veröffentlicht in der Korrespondenz „Expreß" am 16. Juli zgid. 
HOtzendorff hat sidi über seine Rolle vor dem Kriege auch in eüiem Arratd 

in Danzers Arnieebla't vom ?.4. Januar 1919 geäußt rt Der cngUsche Publizist 
£. Ashmead-Bartlett hat über ein Gespräch mit Conrad im Mai 1915 den 
„Times" berichtet (30. Juli 1917). 

*) Weißbuch, betreffend <lie VetaatwortlicblGeit der Utfadicr am Kxium, 
Anlagt VI u.Vm. 
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aus ihren Voraiissetimgen vefscefaen wiU, so muß man sagen: 
das alte österreicfa kam seit seiner bosnisdien Krise nicht mehr 

aus einer Zwangslage heraus. Es konnte sich in seine Bestandteile 
auflösen — gewiß. Aber welcher alte Staat hat je in der Geschichte 
einen solchen Selbstmord ausgeführt!* Setzen wir den Fall: die 
Monarchie hätte sich entschlossen, auf Bosnien und die Herzegowina 
wieder zu verzichten — die südblawiüche Bewegung wäre damit 
nicht beruhigt worden. Im Gegenteil: ein solcher Brfolg hätte all 
die Tendenzen nur gefördert, die die Zerstörung dieses alten 
Staatsverbandes etstfebten. Alles in allem genommen: es war 
nicht anders, die österreichisch-ungarische Monarchie mußte über 
kurz oder lang mit den Südslawen ZUi einer kriegerischen Ausein- 
andersetzung kommen. Auf keiner der beiden Seiten lag dns 
alleinige geschichtliche Recht. Wie bei allen großen historischen 
Konflikten hig Recht und Unrecht auf beiden Seiten, und die 
Ereignisse waren von einer Zwangsläufii^keit, die es unmöglich 
macht, einzelne Persönlichkeiten mit emer moralischen oder ju- 
ris t Mchen Alleinschuld zu beladen. Die Ermmdung des Erzherzogs 
und seiner Gemahlin wurde nun in österreicfa aufgefafit als eine 
Kriegserklärung des südslawischen Volkstumes an die Monarchie. 
Die Wiener auswärtige Leitung wandte sich sogleich an Berlin. 
Die Denkschrift über die Balkanlage wurde mit einem Postskriptum 
versehen, in dem der Gegen«;ntz zwischen der Monarchie und Serbien 
als unüberbrückbar, die groß-serbischen Bestrebungen als vor nichts 
zurückschreckend bezeichnet wurden: „Um so gebieterischer tritt 
an die Monarchie die Notwendigkeit heran, mit entschlossener 
Hand die Fäden zu zerreißen, die ihre Gegner zu einem Netze 
über ihrem Haupt Verdichten wollen." In einer «weiten Denk- 
schrift wurden militärische Vofkehnu^en gegen Rumänien ge- 
fordert. Der ganze Schritt in Berlin bekam durch ein Handachreiben 
des Kaisers Franz Josef an Kaiser Wilhchn eine besondere Be- 
deutung. Als wünschenswerte Ziele der Politik der Zentralmächte 
sind in dem Entwurf de«^ Handschreiben'^, der nachher in den 
Ausdrücken erheblich gemildert wurde, angegeben: ein neuer 
Balkanbund unter Vormundschaf r des Dreibundes mit Bulgarien 
und der Türkei, eventuell auch Griechenland, Zurückdrangung des 
Panslawismus, Isolierung und Verkleinerung Serbiens, seine Ver- 
nichtung als politischer Macht£iktor. 

Welche Stellung nahm nunmehr die deutsche R^erung ein< 
Die Lage war so: &terreich fühlte sich in seinen Lebensmöglich« 
keiten auf das emsthafteste bedroht, es wünschte eine energische 
Gegenaktion. Das Handschreiben des österreichischen Kaisers 
wurde durch Legationsrat Graf Hoyos nach Berlin überbracht, der 
<isterreichische Botschafter in Berlin, Graf Szögyeny, überreichte 

175 



Digitized by Co 



I 



X. DER AUSBRUCH 



es persönlich dem Kaiser am 5. Juli. Die Wiener Leitung betonte 
a]so auch in der Form die außerordentliche Wichtigkett ihres An-^ 
liegens. Am 5* und 6. Juli fimdcn die entscheidenden Unterredtmgen 
zwischen den beiden Österreicfaischen Grafen und dem deuts^en 
Kaiser und seinen Ratgebern statt. Der deutsche Standpunkt war 
dieser: Deutschland war bereit, Österreich als Bundesgenossen und 
Freund zu untef^tntsen, •wie auch immer die Entscheidung fallen 
möge. Deutschland verpflichter sich, sich zu bemuhen, Rumamen 
heim Dreibund ^u erhalten und Bulgarien, trot^ des Mißtrauens gegen 
König Ferdinand, zum Anschluß zu gewinnen. Von Rußland nahm 
die deutsche Leitung an, daß seine Haltung iemdseiig sem würde ; 
im Fall eines (Ssterreidiisdirfussischen Krieges wollte Deutsdiland 
auch Osterreidi helfen; Rußland sei aber keineswegs krii^sbereit 
und werde sidh etnen A|>pell an die Waffen sehr ftberiegen* Die 
deutsche Leitung riet den Österreichern, möglichst schnell gegen 
Serbien einzuschreiten; eine vorherige Verständigung Italiens und 
Rumäniens sei nicht notwendig; vor Plänen, die das Verhältnis 
zu Italien und damit einen Bestand des Dreibundes gefährdeten, 
warnte Deutschland aber. In seinem Antwortschreiben an Kaiser 
Franz Josef vom 14. Juh* betonte Kaiser Wilhehn noch besonders, 
daß alle Kulturstaaten und insbesondere alle Monarchien der 
Propaganda der Tat mit allen Machtmitteln entgegentreten 
müßten. 

Die Lage entwickelte sich also weiter so: die Ermordung des 

Erzherzogs gab den Zentralnütehten eine ausgezeichnete moralische 
Position. Es war selbstverständlich, daß die öffentliche Meintmg 
in allen Kulturstaaten eine solche Handlung mißbilligte. Die 
österreichische Leitung war deshalb entschlossen, die gute Gelegen- 
heit nicht vorübergehen zu lassen, einen neuen Aufstieg zu nehmen, 
— die ganze Balkanlage zu ihren Gunsten aktiv umzugestalten, 
und zwar sehr wahrschemiicli durch kriegerische Handlungen 
gegen Serbien und wahrscheinlich auch auf die Gefahr eines 
Krieges mit Rußtand hin. Die deutsche Leitung glaubte, daß es 
zu einem Kriege mit Rußland nicht kommen würde, sie hoffte ihn 
jedenialls eventuell noch rechtzeitig verhindern zu können; im 
übrigen gab sie der österreichisdien Leitung carte blanche. Der 
Lokalisierungsgedanke, der im weiteren Lauf der Ereignisse eine 
so große Rolle spielt, ist schon bei den ersten Äußerungen der 
deutschen maßgebenden Personen vorhanden, wenn er auch nicht 
ausdrückhch ausgesprochen wird. Anfang Juli dachte man in Berlin: 
die Sache wird genau so laufen wie 1913, 1912 und 1909. Die 
Gesamtlage ist sogar wesentlich günstiger als bei diesen früheren 
Gelegenheiten: erstens wegen dar Mordtat, zweitens wegen der 
Entspannung mit England; Rußland wird auf Drohungen wie. 

176 



Digitized by Google 



DEUTSCH-ÖSTERREICHISCHER MEINUNGSAUSTAUSCH 



früher zurückweichen. Der Fehler der deutschen polnischen 
Kalkulation zeigt sich schon hier: die Unterschätzung Rußlands. 

In der gegnensclien Presse ist viel von dem sogenannten 
Potsdamer Kroniat die Rede ge wesen . Es ist erwiesen, daB ein 
solcher Kronrat nicht stattgefunden hat. Es handelt sich nur um 
Beratungen zwischen dem Kaiser und den maßgebenden politischen 
und militärischen Persönlichkeiten; außer den beiden österreichi- 
schen Grafen war kein Nichtdeutscher in Potsdam anwesend. 
Die ganzen Verhandlungen nm 5. und 6. Juli sind durchaus ruhig 
und sachlich verlaufen^). Soweit militärische Stellen beteiligt 
waren, hat der Meinungsaustausch ledigUdi informatorischen 
Charakter getragen. Es wurden keine direkten MaBnahmen ge- 
•tta^ta, aber frdlicfa, wie Admiral Behncke in seinem Gutachten 
für dm Untersuchungsausschuß vom ay. Desember 1919 sagt, 
„intellektuelle Vorbereittmgen". Von einer Kriegsmöglicäikeit mit 
England ist bei den Gesprächen am 5. und 6« Juli überhaupt flicht 
die Rede gewesen. 

Auch bei diesem großen Weltereignis hat der kleine Zufall 
eine verhängnisvolle Rolle gespielt. Der damalige Unterstaats- 
sekretär Zimmermann hat am 6. Juli 1914 einen Privatbrief an den 
deutschen Botschafter in Wien von Tschirschky aufgesetzt, in dem 
er u. a. seine Unterredung mit dem Grafen Szögyöny erwähnte. 
Er habe ihm gesagt, daß eine energische Spradie Österreich- 
Ungarns irerständlich v^e; vor demütigenden Forderungen an 
Seibkn sei aber su'wamen. Dieser Brief ist versehentlich liegen 
geblieben. Wäre er aber abgeschickt worden, SO hätte viellekht 
Herr v. Tschirschky das Moment der Warnung vor Demütigungen 
stärker betont. Zwar findet es sich in dem Berichte des Grafen 
Szögyeny vom 4. Juli, aber aus dem Munde des deutschen Bot- 
schafters in Wien würde es doch emen unmittelbareren Bindruck 
gemacht haben. 

Es war der deutschen Leitung gut genug bekannt, daß man 
in Osterreich die Neigung hatte, die Stärke des deutschen Bundes- 
genossen z» eigenen Zwraken austunutxen — mit dem deutschen 
Säbel etwas laut zd tiostUn, wie sich Kaiser Wilhelm einmal gegen- 
über dem ErzhersGOg Franz Ferdinand ausgedrückt hat. War es 
nach diesen Erfahrungen zu rechtfertigen, einer solchen Regierung 
carte blanche zu gebend* Ein Mangel an Vorsicht in diesem Punkte 
ist das mindeste, was man der deutschen Regierung vorwerfen muß. 
Die gefühlsmäßige Erregung für die Mordtat hat hier zweifellos 

Diplomatuche Akteostfid» zur VorgMcfaicfate des Krieges, Nr. 2, 5. 6. 

Pie Lcpendc vom Potsdamer Kronrat ist nun auch von dem cnplischcn offi- 
ziellen Darsteller Oman ^en gelassen. The outbreak of the war of 1914 — iB, 
S. 16. 

▼•ItBtlB. DMliAliDdi AvtavolHIk. 12 
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mitgewirkt. ,Jct?t oder nie*' — schrieb Kaiser Wilhelm an den 
Rand des Berichtes Tschirschkys vom 30. Juni und dann weiter: 
„Mit den Serben muß aufgeräumt werden und zwar bald.** Es 
ist schlechterdings unbegreiflich, daß die deutsche Leitung den 
Standpiinki einnahm: es ist lediglich Österreichs Sache, gegenüber 
Serbieu zu handeln — und trotzdem auf alle Fälle Bundeshilfe 
xumchute, Waren die Erfahrungen mit Österreich so giit< Hatte 
Osterreich in Algedras auf alle FäUe mitgewirkt^ 

Osterreich begami nunmehr» der deutschen Rückendedcung 
sicher, seine Handlung. Am 7. Juli fand die entscheidende 
Ministersitzung sutt. Der Minister des Auswärtigen Graf 
Berchtold entwickelte als sein Proc:ramm : die Lap:e der öster- 
reichischen Monarchie kann sich gegenüber der gegnerischen 
und Russen nur verschlechtern; es muß deshalb den Gegnern 
zuvorgekommen werden und durch eme rechtzeitige Abrechnung 
mit Serbien der Entwicklungsprozeß aufgeliaiten werden, was später 
nicht mehr möglich ist. In dem Konzept der Rede wird der Krieg 
mit Rußland infolge eines österreichischen Einmarsches in Serbien 
ab sehr wahrscheinlich bezeichnet^ — es müßten aber aus der 
Gesamtsituation sdaoa. jttast die letzten Konsequenten gezogen 
und ein Schlag gegen Serbien geführt werden. Der ungarische 
Ministerpräsident Graf Tisza opponierte; nach seiner Ansicht sollte 
in erster Linie ein diplomatischer Erfolg gegenüber Serbien er- 
strebt werden; die Krise in Bosnien sei durch innere Reformen zu 
beheben ; ein Krieg brauche nicht unbedingt geführt zu werden ; die 
Stellung der Monarchie sei auch auf rein diplomatischem Wege 
verbesserungsfahig. Graf Tisza blieb aber mit seiner Ansicht iso- 
liert. Sowohl der ICriegsminister wie der gemeinsame Finam;- 
minister hielten einen kriegerischen Entsdieidtmgslcampf mit 
Serbien für früher oder später unvermeidlich; ein diplomatischer 
Bffolg habe keinen Wert; der Krieg sei jetzt günstiger zu führen 
als zu einem späteren Zeitpunkte. Graf Tisza warnte vergebens 
vor der furchtbaren Gefahr eines europäischen Krieges; es gelang 
ihm wenigstens, als Ziel einer kriegerischen Aktion lediglich die 
Verkleinerung Serbiens unter Verzicht auf eine vöUige Vernichtung 
durchzusetzen. Der Ministerrat einigte sich ferner^ wiederum 
im Gegensatz zum Grafen Tisza, darauf, daß an Serbien so weit- 
gehende Forderungen gestellt werden mflJBten^ daß eine Ablehnung 
vorauszusehen sei und es somit zum Kriege komme. Graf Tisza 
wollte auch an Serbien harte Forderungen richten; jedoch soUtea 
sie nicht unannehmbar sein, sonst fiele jede rechtliche Grundlage 
für eine Kriegserklärung weg» Es wurden dann noch militärische 
Möglichkeiten erörtert : der Kriegsmini«;ter und der Chef des Gene- 
ralstabs nahmen dazu das Wort. Eine Mobümachung wturde erst 
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für die Zeit nach der Aufstellung der Forderungen an Serbien ins 
Auge gefaßt. Graf Tisza hat seine Auffassung, man sollte aus der 
Mmxltat keinen casus belli machen^ auch in unmittelbareni Vortrag 
gegenüber dem Kaiser festgehalten« Bs hei6t darin: ,,Wir haben 
bisher keine genfigenden Anhaltspunkte» um Serbien verantwort- 
lich tn^anti»« 2u können und trotz etwaiger befriedigender Erklärungen 
der serbischen Regierung einen Krieg mit diesem Staat zu provo- 
zieren. Wir würden den denkbar schlechtesten locus stand f Inhen, 
würden vor der ganzen Welt als die Friedensstörer dastehen und 
emen großen Krieg unter den ungünstigstea Umständen an- 
fangen."^) 

Graf Berchtoid isL der eigentliche Träger der österreichischen 
Aktionspolitik^). Er wOrde^b^^wetfellcs eine solche Haltung nicfat 
eingenommen haben, wenn er nicht der Beritner HiUe auf alle Falle 
gewiß gewesen wäre* Aus dem Bericht des Grafen Sujogfiay an 
den Grafen Berchtoid vom 12. Juli 1914 ergibt sidi klar, wie 
BerUn dasu kam, den Grafen Berchtoid so zu ermuntern. Nach 
der Berliner Auffassung war Rußland damals zum Krieg noch nicht 
genügend vorbereitet, England war aber nach sicheren Anzciclien 
nicht bereit, sich an einem wegen eines Balkanlandes ausbrechenden 
Krieg zu beteiligen, , »selbst dann nicht, wenn er zu einem Waffen- 
gang mit Rußland, eventueii auch Frankreich führen boiUe". „Nicht 
nur» daB sidi das englisch-deutsche Verhältnis so weit gebessert 
hat, daß Deutschland eine direkte feindliche Stellungnahme Eng- 
lands nicht mehr befOrchten aeu müssen glaubt» sondern vor allem 
^t England zurzeit nichts weniger als kriegslüstern und gar nicht 
gewült» für Serbien, im letzten Grund für Rußland, die Kastanien 
aus dem Feuer zu holen." ^) Berlin glaubte also, ohne europäische 
Gefahr den Österreichern den Rat ertcüen zu können: geht nur 
recht schnell und energisch, selbst auf die Gefahr eines lokalen 
Krieges, gegen Serbien vor! In diesem Sinne sprach auch der 
deutsche Botschafter in Wien Herr v. Tschirsciiky, der mit allem 
Nachdrudc erklärte, daß man in Berlin eine Aktion Österreichs 
gegen Serbien erwarte» und daB es in Deutschland nicht verstanden 
wfiide» wenn die Monardiie die gegebene Gelegenheit vorüber^ 
giehen ließe, ohne einen Schlag zu führen. Hierzu muß bemerkt 
werden» daß das Telegramm Bethmann Hollwegs an Tschirschky» 
vom 6. 7. 19x4 keinesw^ sich so scharfer Wendungen bedient hat. 

0 Diplonutbdie Aktenstficke zar Vofgesdiicltte des Kriege, Nr. a, S. 16. 

*) Graf Berchtoid h.U in der Neuen Züricher Zeitung vom yj. September 
loiQ eine Rechtfertigung seiner Politik gegeben. Dazu hat sich Botschalter a* D. 
<m Wedel in den Hauubarger Vbdiriditea vom ax. Oktober 19x9 kritüMdi 
geäußert. 

*) Diptomatische Aktenstücke zur Vorgesdiichte des Krieges» Nr. 25, 
S. 49. 
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Offenbar hat also Herr v. Tsdurscfaky mündlich schärfeie Aus- 
drüd» gebraucht. JedenÜalls ist es ctem Grafen Berchtold ge- 
lungen, unter Hinweis auf die Berliner Inspiration die Opposition 
des Grafen Tisza zu überwinden: Graf Tis^a hat ausdrücklich 

dem deutschen Botschafter erklärt, daß er nunmehr mit einer ener- 
gischen Aktion einverstanden sei. Es ist zweifellos ein sehr ver- 
hängnisvolles Moment gewesen, daß zwischen dem deutschen 
Botschafter in Wien einerseits und seinem Vorgesetzten, dem 
Reichskanzler von Bethmann Hollweg andererseits, eme wesentliche 
Differenz in der Auffassung vorlag. Kaiser Wilhelm und sein 
müicadscher Kreis waren jedenfalls für eine sehr energische Be* 
handlung der Angel^nheit. Bethmann Hbllweg war vocsiditiger: 
er hat in seiner Depesche an Tschirschky vom letzten Juli den 
Passus des Entwurfes «,unter allen Umständen'' gesttichöi. Da* 
nach wollte c r also nicht unter allen Umständen an der Seite 
Österreich-Ungarns stehen! Kaiser Wilhelm dagegen hat in emer 
Randglosse angemerkt, Österreich sollt* die Räumung des 
Sandschak fordern, und dann wäre der Krieg da. Diese Forderungen 
finden sich am Rande des Berichtes Tschirschkys vom lo. Juii, 
in dem er auch die Stellungnahme des Grafen Tisza schildert» 
Auch diese wurde vom Kaäer Wilhelm stark gemißbilligt« Er 
schrieb unter den Bericht das Wort Friedrichs des GioOent 
t,lch bin gegen die Kriegsräthe und Berathungen, sintemalen die 
timidere Partei allemalen die Oberhand hat." Ich halte es nicht 
für ausgeschlossen, daß diese energischere Auffassung des Kaisers 
und seines Militärkreises dem deutschen Botschafter in Wien 
auf besonderem Wege mitgeteilt worden ist : nur so ist Tschirschkys 
Haltung während der Krise eimgermaßen erklärlich. Wenn er 
nur nach der Instruktion des Reichskanzlers gehandelt hätte, 
dann wäre er zweifellos nicht so aufgetreten, besonders weil er ein 
höchst gewissenhafter, um nicht z» sagen pedantischer Beamter 
war, der eine Kriegspolitü^ aus eigener Im'tiative sicher nidit ge- 
trieben haben würde, der aber seiner ganzen Veranlagung nach 
Österreich gern aus dem Schlafe rüttelte'). Die Halttmg des Herrn 
von Tschirschky ist in der Öffentlichkeit viel diskutiert worden. 
Um ihm gerecht zu werden, muß man einen Unterschied machen 
zwischen semer Stellung vor der unmittelbaren Kriegskrise und 
während dieser. Vor der unmittelbaren Krise, — und dieser Zeit- 
punkt geht uns zunächst an — hat er ganz zweifellos immer wieder 
den Österreichern nahegelegt, daß rasches Handeln geboten sei, 
und daß Deutschland alle Konsequenzen aus dem Bfindnisvertrs^ 
ziehen würde. Tschirschky argumentierte so: Deutschland muß 
doch über kurz oder lang einen Krieg mit Frankreich und Rußland 

1) Czetoiii, Im Weltkriege, S. 16. 
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durchkämpfen; das Jahr 1914 ist günstiger als später heute kann 
es noch diesen Krieg siegreich beendigen ; £ngland bleibt voraus- 
- skfatlicfa dfaufien; zu emem späteren Zeitpunkt wicd Deutschland 
vor allem auch &tcneicfas nicfat so sicher sein, das jetzt 1914 im 
Mittelpunkt stand. Das war fr^ich Tschinchkys persönliche 
Politik und nicht die Bethmanns'). Über den Inhalt der üstet* 
reichischen Note an Serbien hat Tschirschky zum erstenmal am 
Tl. 7. 1914 in einem Privatbrief an den Staatssekretär v. Jagow 
berichtet. Die betreffende Briefstelle lautet: „Die hauptsächlichste 
Forderung an Serbien würde, soviel er (Graf Berchtold) mir heute 
sagen könne, darin bestehen^ daß verlangt würde, der König müsse 
amtlich und öffentlich in einer feierlichen Erklärung und durch 
einen Armeebefehl kundtun, daß Serbien sich von der Pditik im 
grofisesbischett Sinne lossage, und zweitens werde die Einsetzung 
eines Organs der östefreichiach-uiqiariscfaen Regierung verlangt 
werden, das über die strikte Einhaltung dieser Zusidierui^ cu 
wachen haben werde. Die Frist zur Beantwortung dieser Note 
werde so kur^: wie möglich, also vielleicht mit 48 Stunden, bemessen 
werden. Wird hier die Antwort als nicht genügend angesehen, 
so erfolgt sofort die Mobilmachung.*' Der prinzipielle Inhalt 
der österreichischen Note an Serbien ist also in Berlin seit dem 
12. JoU nachmittags bekannt gewesen. Tschirschky wählte die 
Form des Privatbriefes» um die absolute Geheimhaltung zu ver- 
bürgen. Er tat dies auf den Rat des dsteneichischen Mtnisteis, 
der offenbar ein Bekanntwefden in Österreich selbst befürchtete, 
wenn chiffriert telegraphiert würdet . Offiziell hat Berlin aller- 
dings den Wortlaut der Note nicht früher als die anderen 
Mächte erfahren. Berlin wollte den Wortlaut auch gar nicht 
früher wissen — Österreich sollte nach außen durchaus unabhängig 
vorgehen, damit später noch Spielraum für diplomatische Einfluß- 
nahme bliebe. Man kann gegen dieses Arrangement vom politischen 
Standpunkte eigentlich mchts einwenden, wenn überhaupt ein 
solcherSchritt geschehensollte und — wenn BeiUnricfatig fedmete! 

Was aber unbegreülicfa ist, was auch in Berlin Unruhe und Be- 
fremden hervofgerufen hat, d» itt die Tatsache, daß Graf Berch- 
told seine Aktion so lange hinzögerte. Warum hat er nicht un- 
mittelbar nach dem entscheidenden Ministerrat vom 2. Juli ge- 
handelt (* Der Eindruck der Mordtat von Scrajewo hatte sich noch 
nicht verwischt; die Lage war noch günstig. Daraals in den ersten 
Juhwochen bestand auch noch nach der Berliner Auffassung alle 

0 Cmda, Im Weltkrieg, 5. 16. 

-) Akten des Untersuchungsausschusses, S. 119; das und nicht mehr 
ergibt sich auch aus dem belyinnten ersten Briefe von Dr. Mühloa an Bcth- 
tnann Hollweg. 
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Aussicht» den Konflikt zu lokaKaeten. Am 13* JuU achdeb der 
Staatsselcreär v. Jagow an den Botschafter in Londons »JBs hcsteht 
die Möglidikeit, daß Österreich sich infolgedessen t» emstlidien - 

Maßnahmen gegen Serbien entschließen und diese astt allgemeinen 
Komplikationen führen könnten. Wir wünschen unter allen Um- 
ständen Lokalisierung des Konfliktes." 

Der Grund tur die Hinausschiebung der Übergabe der Note 
an Serbien Ine xn folgendem Moment: der französische Präsident 
Poincare sollte am 25. Juli von Petersburg abreisen. Graf Berchtold 
befürchtete einen sofortigen Gegenschlag von Frankreich und Ruß- 

wenn die Note vor dem 35. Juli überreidit wOrde. Er wollte 
also bis zu diesem Termin warten. Kaiser Wähelm hat an den 
betreffenden Passus des Berichtes Tschirschkys an den Reiths- 
kanzler vom 14. Juli 1914 die Worte geschrieben: ,,Wie schade!'* 
In der Tat liegt hier vielleicht der Hauptgrund, daß der österreichisch- 
serbische Konflikt zum Weltkrieg geführt hat. Wäre die Note 
früher überrt icht worden, so wäre vielleicht die fran::ösisch-russische 
Stellungnahme viel früher zum Ausdruck gekommen, und die • 
deutsche Regierung hätte wohl noch die Möghchkeit gehabt, den 
Ausbruch eines allgemeinen Krieges zu verhindern. Berlin und 
Wien wollten also schließlich bezüglich Serbiens dasselbe, betOg- 
lieh der Form der Aktion wichen ab«: ihre Erwägungen voneinander 
ab. Graf Berchtold hat vielleicht am meisten die Möglichkeit 
eines europäischen Krieges ins Auge gefaßt tmd ist nicht davor 
zurückgeschreckt*). Er dachte sich eben: Deutschland macht mit, 
und wir kommen dabei dtirch . Tn Berlin hat, wie wir gesehen haben, 
der Gedanke an einen europäischen Knep; in den ersten Juiiwochen 
durchaus fem gelegen. Die Autfassung war optimistisch, um nicht 
zu sagen illusiotustisch. 

Die Ausarbeittmg der historischen österreichisch-ungarischett 
Note an Serbien vom 23. Juh 19 14 hat die maßgebenden Stellen 
lange genug bescfaSItigt. Sie entsprang, wie wir jetzt wissen, 
einem rein politischen Bedüifiiis: Ustenekh wollte die Mordtat 
benutzen, um Serbien zu demütigen und zu verkleinem. Der 
Ministerrat vom 19. Juli ist sich darüber einig geworden, daß die 
Monarchie keinen Erobcmngskrieg führen wollte und nicht die 
Einverleibung des Königreiches Serbien beabsichtigte: aber „stra- 
tegisch notwendige Grenzberichtiguiigen", sowie die Verkleinerung 
Serbiens zugunsten anderer Staaten, endlich eventuell notwendige 
Besetzung serbischer Gebietsteile sollten dadurch nicht ausge- 
schlossen sein. Wieweit Österreich hierbei gehen wollte, das wußte 
CS wohl selbst mcht.f ||,Graf Berchtold pflegte in den kritischen 

^) V|^. die Bemerkungen des Grafea Berchtold zu dem österreichisc&ca 
Rotboch in*der Neuen Freien Presse vom 5. Oktober xgij). 
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Tagen zu betonen, Österreich wolle keinerlei serbisches Territorium 
beanspruchen. Man scfaeiot also eine VergrttBerung Bulgariens 
in eister Linie ins Auge gefaßt zu haben. Gerade daufiber wollte 
begreiflicherweise Berlin auch recfatzeidge AufUänuig haben. Der 
Erlaß des Staatssekretärs v. Jagow vom 17. 7. 19x4 an den Bot- 
schafter V. T^irschky mutet sehr bescheiden an, wenn er nach 
den österreichischen Zielen in territorialer Hinsicht fragt. Tschirsch- 
ky solle ja nicht den Anschein erwecken, als woHte Deutschland 
der österreichischen Aktion hemmend in den Weg treten: „Es 
wäre uns sehr von Wert, einigermaßen darüber orientiert sein, 
wohin der Weg etwa führen soU/*^) Eine Aufklärung auf diese 
bescheidene Anfrage ist der deutschen Leitung nicht geworden. 

Ztnn Vefständnis der ästerretcliischen Note an Serinen sind 
nun die Ergebnisse der Untersuchung von größter Bedeutung, die 
der österreichisch-ungarische Gesandte Dr. Friedrich Wiesner im 
amtlichen Auftrag in Serajewo anstellte* Nach seinen Erwägungen 
bestand weder ein Nachwei?; noch ein greifbarer Verdacht für eine 
Mitschuld oder Mitwisserschaft der Belgrader Regierung an dem 
Attentat*). Es ist für die damalige Wiener Mentalität außerordent- 
lich bezeichnend, daß sie trotz dieser juristisch einwandfreien Er- 
gebnisse die serbiüciie Regierung intellektuell für die Mordtat 
verantwortlich machte. Es war damals populäre Überzeugung in 
Wien und anderswo, die amtliche Untersuchung der Mordtat 
habe die Mitschtild der serbischen Regierung erwiesen. Das ist 
aber nicht der Fall. Es waren nach dem Bericht Wiesners vielmehr 
Anhaltspunkte vorhanden, durch die die Mitwisserschaft der ser- 
bischen Regierung ausgeschlossen wurde. Allerdings war das Atten- 
tat von den Mördern in Belgrad beschlossen; serbische Staatsbahn- 
beamte haben an den Vorbereitungen mitgewirkt und die Materiahen 
beschafft. Die Bomben entstammten dem serbischen Armee- 
magaziii, konnten aber sehr wohl aus beiseite gebrachten Vorräten 
vom letzten Balkankriege herrühren. Die Bomben und Waffen 
sind fiber die Grenze auf geheimnisvolle We^ nach Bosnien 
geschalt worden. Das einzige also» was danach von der serbischen 
Regierung zu fordern war, war die Unteidrfickung der Mitwirkung 
ihrer tmtergeordneten Organe am Schmuggel und ein Strafverfahren 
gegen die beiden als Helfer beteiligten serbischen Untertanen. 
Die Mörder selbst waren ja österreichische Untertanen! Wichtig 
war noch, daß eine Mitwirkung des Sekretärs der bekannten natio- 
nalistischen Organisation „Narodna Ochrana" nicht festgestellt 
werden konnte. Trotz dieser verhältnismäßig geringfügigen Ergeb- 

0 Die deutschen Dokunieate tum Kricgsausbracfa« Nr. 6x« S. 87; Nr. 155« 
S. 165* 

^ OstemidiHdie Rondadiau, Augusdicft 191 9. 
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nisse der Untersuchung hat die österreichisch-ungarische Regierung 
in ihrer Note, die «war befristete Demacdie genannt wurde, aber 
den Charakter eines Ultimatunb trug, die Mordtat von Serajewo 
in direkten Zusammenhang mit der gegen Österreich gerichteten 
subveisiven Bew^ung in Serbien gebracht. Die serbodie Re- 
gierung wurde moralisch für eine Mordtat verantwortlich gemacht, 
die sie weder angestiftet hatte, noch irgendwie zu decken beab- 
sichtigte. Juristisch steht deshalb dieser Anspruch an Serbien 
auf außerordentlich schwachen Füßen. Als Richter konnte 
man an ihre Mitschuld gewiß nicht glauben'). P o 1 i t i s c h ist natür- 
lich der intellektuelle Zusammenhang zwischen der großserbischen 
Bewegung und der Mordtat nicht «u bestretten. Aber es kam 
eben der flsterreichischen Regierung darauf an, bei dieser Gelegen- 
heit mit Serbien zum Bruch asu kommen. Aus sachlichen und 
juristischen Gründen ist also die ungewöhnliche Schärfe der Note 
nicht zu erklären. Sie war eine politische Aktion mit einem ganz 
bestimmten politischen Ziel, über dessen innere Berechtigung 
man verschiedener Ansicht sein konnte, das sich aber durch den 
weiteren Verlauf der Dinge für alle Beteiligten als äußerst verderb- 
lich erwiesen hat. Bekanntlich verlangte Österreich die vollständige 
Annahme der Note, d. h. eine offizielle Regierungserklärung gegen 
die grofiserbtscfae Propaganda und die EfHUlung von sieben Punkten 
binnen 48 Stunden bei Gefahr des Abbruches der diplomatischen 
Beaehungsn. Am 33. Juli» nachmittags 6 Uhr^ hat der ästerreichiscfae 
Gesandte in Belgrad, Freiherr v* Giesl» die Note übergeben. 

Die deutsche Leitung kannte die prinzipiellen For- 
derungen ö'^terreichs an Serbien vor Überreichung der Note. 
Sie bitte einen energischen und schnellen Schritt selbst gewünscht. 
Der Wortlaut der Note hat nber trotzdem überraschend imd 
befremdend auf sie gewirkt. Staatssekretär v. Jagow hat sofort 
dem österreichischen Botschafter nach Kenntnisnahme gesagt, 
daß der Inhalt ihm als ,,reicfa]icfa scharf' und über den Zweck 
hinausgehend erschien. Dieselbe Auffassung hatte Betfamann 
HoUweg* Die deutschen Staatsmänner waren unangenehm davon 
berfihrt, daß man ihnen eine nähere Mitteilung nicht vorher ge- 
macht hatte, insbesondere, daß die eigentlichen Ziele der österrei- 
chischen Poh'tik im Unklaren blieben. Die Schärfe des österreichi- 
schen Schrittes schuf auch für Deutschland eine ganz neue Lage. 
Eine Beeinflussung des Wiener Kabinette durch StcUungnainne, 
Beratung und Antragstelhing liat .ilso nicht stattgefunden und war 
jetzt ganz unmöglich. Auch die streng vertrauliche Bekanntgabe 
an Herrn v. Tschirschky am 21. 7. kann nicht als eine vorherige 

Vgl. die Denksdirift des Generalkonsuls Eiswaldt, Akttn des Unter- 
sudiiingsaiiadiusics. 
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Onentierung Deutschlands aufgefaßt werden. Denn Herr 
V. Tschirschky hat wiederum brieflich die Note nach Berlin weiter- 
gegeben, und sie ist eist s^ekhzeitig mit der oCGaaeUen Übeigabe 
dufcfa den gstencidiischen BoCschafter eingetroffen« Von detstscber 
Seite war wohl der Wunsch ausgesprodien worden, den ErlaB 
früher zu erfahren, und auch Graf Szögy^ny' war der Ansicht, 
•es solle geschehen. Diese so sehr nahehegende vorherige Mitteilung 
ist aber, wie sich aus den Akten ergibt, nicht erfolgt^* 

6. Das Eingreifen Rußlands 

In*aUen großen poUtischen Zentren herrschte bis zur Übergabe 

der österreichischen Note und den Ereignissen, die sich dafan 
knüpften, die Überzeugung, daß Serbien Österreich Genugtaupg 
geben müsse. Die deutsche auswärtige Leitung hatte, soweit es 
ihr möglich war, diese Überzeugung gestärkt. So ließ sie in London 
an die Ermordung des Königs Alexander und der Königin Draga 
erinnern, sowie an die Haltung, die die öff enthebe Meinung und 
die Regierung in England damals gegenüber Serbien eingenommen 
und Jahrelang aufcedit eriiahen hsutte. Dasselbe System, so heißt 
es in dem EriaS vom 15. 7. des deutschen Staatssekretärs an den 
deutschen Botsdufter in London, henscht audi jetzt noch in Ser- 
bien; dieselben Kräfte dürften auch in der großsecbischen Agitation 
wirken. Jetzt sei vielleicht die letzte Gelegenheit, dem GroB- 
serbentum unter verhältnismäßig günstigen Begleiterscheinungen 
den Todesstoß zu geben: versäumt Österreich diese Gelegenheit, 
so ist es um sein Ansehen geschehen, und es wird auch für unsere 
Gruppe ein noch schwächerer Faktor"*). Schwierig war aber die 
italienische Situation: nach dem Artikel 7 des Dreibundvertragcs . 
besaB Italien das Anrecht auf Kompensation für den Fall, daß sidi 
Üsteneidis EtnflttSsphäre auf dem Balkan vergrößerte, sei es auch 
nur durch eine zeitweise Okkupation. Italien fßrchtete, infolge 
des österreichisch-serbischen Kotifliktes %u kurz zu kommen, und 
deshalb instruierte der italienische Außenminister MarchesediSan 
GiuHano die italienischen Vertreter in Petersburg und Bukarest 
in dem Sinne, daß sie auf die dortigen Regierungen einwirkten, 
um in Berlm und Wien durch Drohungen die österreichisch-unga- 
rische Aktion zu verhindern. Vor Übergabe der Note hat also 
ItaUen sciion eme Gttgenaktion begonnen. Der Marchese diSan 
Giuliano steUte sich auch im Gespräch mit dem deutschen Bot- 
schafter auf den Standpunkt» die Mordtat in Serajewo könne nicht 
zum Gegenstand von ReUamationen gemacht räden. £r hatte 

. 0 Gooss, a. a. O., S. iio. 

0 Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. 48, S. 73. 
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sich «ur Begrfindung dieser Ansteht ein vStkerrecfatliclics Gut- 
achten geben lassen. Aftf eine UntefStütsung dtirdi Italien war 

also nicht zu rechnen, vielmehr war vorauszusehen, daß der öster- 
reichische Angriff dort auf direkten Widerstand stoßen würde. 
Graf Berchtold wollte sich aber durch diese voraussichtiiche 
Haltunc; nicht einschüchtern lassen. Er gebrauchte jedenfalls bei 
den nahen italienisch-russischen Beziehungen gegenüber Italien 
besondere Vorsicht. 

In Petersburg hatte der österreichische Botschafter gelegentlich 
des Empfanges des diplomatischen Korps eine Unterhaltung mit 
dem dort m Bestidi weilenden Präsidenten Pdincar^* Poincar6 ist 
derjenige Staatsmann, der schon vor der Überreichung der Note 
die am meisten ablehnende Haltung gegenüber den österreichischea 
Wünschen eingenommen hat. Er vertrat den Standpunkt» daß 
man keine Regierung verantwortlich machen könne, wenn nicht 
ganz konkrete Beweise vorlägen ; er betonte ausdrücklich, daß Serbien 
Freunde habe, und daß eine für den Frieden gefährliche Situation 
entstehen könnte. Poincar^ ging soi;ar so weit, zu sagen, er wolle 
nicht annehmen, daß Österreich sicii der Mordtat als eines bloßen 
Vorwandes bediene. Man muß zugestehen, daß der französische 
Präsident die sdiwachen Punkte der österreichischen Aktion recht- 
zeitig erkannt hat. ^ Hier war jedenfalls die Stelle» von der der leb- 
hafteste Widerstand gegenüber den Zentralmäcfaten zu erwarten 
war. Die Unterhaltung zwischen dem Präsidenten und dem öster- 
reichischen Botschafter ist ein Wetterzeichen in dieser ganzen im- 
seligen Entwicklung. Von Poincari ist unmittelbar die russische 
Haltung abhängig^). 

Mit diesem Eingreifen Rußlands haben wir uns nun etwas 
näher zu beschäftigten. Die deutsche Leitung hatte mit der Fried- 
fertigkeit des Zaren und der nervösen Unentschiossenheit Sasonows 
gerechnet. Davon war nun gar mchts zu merken. Sasonow, der 
sdion vor der Überreichung des Ultimatums erregt von der Be- 
drohung Serbiens gesprochen hatte*), erhob gegendie österreiditsdie 
Demardie den scfaäxfeten Widerspruch. Vergebens versuchte der 
österreichische Botschafter zu bestreiten, daß Serbiens Integrität 
oder Dynastie bedroht werde. Sasonow wollte nichts davon wissen, 
daß das monarchische Prinzip in Frage stünde; die Richtigkeit 
der österreichischen Haltung stellt er in Zweifel; die Form des 
Ultimatums erschemt ihm ganz unangebracht: Osterreich werde 

•) Vgl. die Äußerung des Zaien zu einem seiner dänischen Verwandten: 
„Jedenfal^ will Herr Poincare nicht wie ich den Frieden um des Friedens 
wiUen* Er hat den Glauben an einen guten Krieg." (Frankfurter Zeitung, 
aa. Juni 19x6, nacli Sdiwetzer QatUm) 

>) Graf Pourtatts, Am Scheidewege zwiidieD Krieg und Frieden, S. xt.^ 
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dauernd in Serbien mtervenieren wollen, eine Auflösung der 
»«Nafodna Odbnna** kfimie Seibkti mdit .zugestehen. Saaoaem 
sagte dem östenetcliiscfaeii Botschafter ^tt ins Gesicht, daß die 
R^ieruiig in Wien den Kikg wolle» da6 sie deshalb die BrOcfcea 
hinter sidi verbrannt habe, daß sie das Feuer in Europa anlege. 
Am 24. 7. empfing Sasonow den deutschen Botschafter Grafen 
PourtaUs. Er entwickelte ihm unter schärfsten Vorwürfen an Öster- 
reichs Adresse die folgende Ansicht: die Angelegenheit zwischen 
Österreich und Serbien sei eme europäische; denn der Ausgleich von 
1909 sei unter den Auspizien von ganz Europa erfolgt; das öster- 
reichische Material müßte einer internationalen Prüfung unterzogen 
werden; Rußland könne es nicht gleichgültig hinnehmen, wenn 
Osteiteicfa Serbien verschlinge* Es müßte zam Schwert gretfen* 
Durch diese russische Auffassung wurde ein ganz neues Moment 
in die Angelegenheit gebracht. Schon jetzt ist deutlich, wie der 
deutsche und der russische Standpunkt divergieren. Die deutsche 
R^'erung will den Konflikt lokalisieren, die russische will ihn vor 
den europäischen Areopag bringen. Wenn Österreich die Mordtat 
von Serajewo benutzt hat, seine politische Situation auf dem Balkan 
durch Zurückdrängung Serbiens verbessern zu wollen, so benutzt 
nun Rußland dieses Bestreben Österreichs, um einen europäischen 
Konflikt hervorzurufen. Sasonows Unterredung mit Pourtales 
fand unmittelbar nach einem Ministerrat statt I Schon in den ersten 
Tagen nach Überreichuttg der Note, vor der serbischen Antwort, 
verschiebt und vergrößert sich der Konflikt durch die gereizte und 
heftige Art des russischen Vorgehens, wie es sich auch in den 
Äußerungen des russischen Geschäftsträgers in Wien zeigte. Die 
Kundgebungen der großen russischen Presse waren vom ersten Tage 
an ano;riffslustig und kriegsbereit. Ein Kommunique der russischen 
Regierung im amtlichen Organ vom 24. 7. sprach von lebhafter 
Besorgnis der kaiserlichen Regierung und von der Unmöglichkeit, 
daß Rußland bei dem österreichisch-serbischen Konflikt indifferent 
bleiben würde. Gleichseitig traten gut verbürgte Gerüchte über 
militärische Maßnahmen Rußlands atüf« Während in London und 
auch in Paris der Gedanke der Loltalisierung sympadiisch begrüßt 
wurde und beruhigende Ratschläge von dort nach Belgrad gingen, 
vttsdaäxttc die Petersburger Regierung den Konflikt von vornherein 
mit einer Absichtlichkeit, die man doch bewußt nennen muß. 

Am 25. Juli erfo]c:te die serbische Antwortnote an Österreich- 
Ungarn. Serbien bewiihgte darin fast alle Forderungen der Mon- 
archie: es erklärte sich bereit, die verlangten Erkläruni^en zu er- 
lassen, die schuldigen Beamten und Offiziere zu bestrafen, die natio- 
nalen Vereine aufsulösen, den Schulunterricht zu kontrollieren, 
die Presse zu beaufsichtigen, jeden gerichtlich überwiesenen Teil- 
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nehmer an der Mordtat nach den Gesetzen zu bestrafen, den 
Waffenschmuggel zu unterd rücken. Die verschiedenen Vorbehalte, 
die sie machte, bezogen sich m erster Lmie auf die von Österreich 
geforderte Teilnehmerschaft von österreichisch-ungarischen Organen 
bei der Untersuchung. Die serbische Regierung wollte nur eine 
Ivlitwirkung zulassen, die der serbischen Verfassung und dem ser- 
bischen Strafprozeßgesetz entsptadi. Dte sefbüd» Note, von der 
sogar Graf Berchtold anerkannte, daß sie sehr geschickt abge&ßt 
ivar, schloß mit der Befetcwilligkeitserklänuig, eine friedliche Lösung 
anzunehmen, sei durch Ubertragen der Entscheidung an das 
internationale Gericht im Haa^ sei es durch Appell an die Groß- 
mächte, welche die Krise von 1909 gemeinsam gelöst hatten. 

Man kann nicht bestreiten, daß das Entgegenkommen der 
serbischen Regierung die Grenzen des Wahrscheinlichen eigentlich 
uberschritten hatte. Der Ton, in dem die Note abgefaßt 
war, war zweifellos entgegenkommend, um nicht zu sagen unter- 
tänig. Österreich konnte jetzt den ganzen Konflikt mit einem diplo» 
madschenTritunph abschließen* Wäre der (Ssterreichisdie Gesandte 
Freiherr v. Giesl nicht unmittelbar nach Emp&ng der serbischen 
Antwort, die er als ungen^^d bezeichnete, abgereist, so wäre der 
Weltkrieg vielleicht verhindert worden. Aber Freiherr v. Giesl 
war durchaus österreichischer Nationalist. Seine Berichte aus 
Belgrad haben den Grafen Berchtold in seinem Kriegswillen 
nur bestärken können: eine Abrechnung mit Serbien, ein Krieg 
um die Großmachtsteiiung der Monarchie, ja um ihre Existenz als 
^Iche, wäre nicht zu umgehen, und Österreich sollte nicht 
warten, bis Serbien sich von den zwei Balkankriegen erholt 
habe, und bis Rußland mit verdoppelter Macht einzugreifen 
in der Lage iwäre. Es ist nicht anders: Osterreich Raubte 
bliesen Krieg mit Serbien zu brauchen, um überhaupt als 
Staat weiterleben zu können. Beide Nachbarn, Rußland und 
Italien, hatten schon jetzt keinen Hehl daraus gemacht, wie 
wenig sympathisch ihnen das österreichische Vorgeben war. Auf 
dem Balkan war Rumänien mehr als unsicher; nur das Deutsche 
Reich gewährte der Monarchie einen Stützpunkt, und mit der 
Rücksichtslosigkeit der verzweifelten Schwäche hat die öster- 
reichische Leitung diese Hilfe des Stärkeren ausgenutzt. Bezeich- 
nend fiir die «ahrhaft unbefangene Art> wie Ostctxeidi seinen 
Verbündeten behandelte, ist auch die Tatsache» daß das Wiener 
Kabinett die serbische Antwort nicht sofort nach Berlin weiter gab, 
sondern sich erst von dort um eine solche Mitteiltmg bitten Ikß. 
Nach deutscher Auffassung war die Note Serbiens durchaus ge- 
nügend. Kaiser Wilhelm be::eichnete sie als einen großen mora- 
lischen Erfolg für Wien: es sei mehr, als man erwarten konnte; 
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jeder Kriegsgrund fiele jetzt fort. Aus demselben Gefühl heraus 
ist sein BrlaB an den Reichsfcanzler entstanden: er dachte steh als 
weiteren Vorgang eine teüwe^ Besetzung Serbiens durch östec^ 
reich, bis alle Versprechungen erfüllt wSren: „Die paar Reserven, 
welche Serbien zu einzelnen Punkten macht, können meines Er- 
achtens durch Verhandlungen woh! geklärt werden." Die gleiche 
Auffassung herrschte auch in London. Sir Edward Grey sa^e, 
Serbien sei in einem Umfange den österreichischen Forderungen 
entgegengekommen, wie er es niemals für möglich gehalten hätte. 

Ganz anders war die Wirkung in Rußland* Rußland mobili» 
aierte! Osterrekh hatte seine teilweise Mofafluierung am 25. Juli 
angeordnet. Am selben Tage nahni Rußland die Teihnobilisierung 
vflo dreizehn Armeekorps an der Grenze gegen Österreich in Aus- 
sicht und trat mit seiner Gesamtarmee, auch der asiatischen» in 
die zweite Kricgsvorbcrcitungsperiodc. Es war also allen irgendwie 
beteiligten Mächten bei weitem voraus. Graf Pourtales machte 
den russischen Minister auf die Gefährlichkeit dieses müitarischcn 
Druckes am Abend des 27. Juli nachdrücklich aufmerksam. Es 
ist festgestellt, daß am 27. Juli Mobilmachungsbefeiile für die Be- 
zirke Odessa, Kiew und Warschau ergangen sind^. Am a8. Juli 
erklärte Österreich den Krieg an SerUen. Die ZaHü der Armee" 
korpsy die es mobil machte faetn^ acht schon das ist ein Beweis 
für die Ahnungslosigkeit, die damals gegenüber dem Umfange 
und der Bedeutung der russischen Rüstungen überall bestand. 

Diese Tatsache im Zusammenhang^ mit der Erfolglosigkeit 
der direkten österreichisch-russischen Konversation, deren Ende 
als Abbruch wirkte, gestaltete die Lage um einige Grade emsthafter. 
Es war geschehen, was Graf Berchtold von vornherein in Er- 
wägung gezogen^ und was die deutsche Regierung als unwahrschein- 
lich angesehen hatte: ein östeneichischHrusstscher Krieg stand 
VW der Tür. 

Was hatte indessen die deutsche Leitung getani' Sie hielt 
dauernd an ihrem Prinzip: »^Lokalisierung des Krieges" fest. Alt 
sich darf diese Einstellung keineswegs als sinnlos bezeichnet werden. 

Es war doch gelungen, im Zusrimmennrbeiten mit England und 
Frankreich sämtliche Krisen der Ier::ten Baikankriege zu lokalisieren; 
auch hier hatte ein Ausbruch, wie wir wissen, wiederholt nalie 
bevorgestanden. Österreich-Ungarn besonders hatte in den letzten 
Jahren mehrmals mobilisiert, ohne daß es ztmi allgemeinen Krieg 
gekommen war. Vor allem hatte die deutsche Regierung eben mit 
Ru61and die Erfahrung gemacht, daß es gern „hhäht**. Die deut- 

0 Dies bestätigt die bei Oman (a. a* O. S. 60} zuerst veröffentlichte 
Meldung des britischen Konsuls RobetH in Odoia an das Foreign OfGoe 
m ay. Jitit 1914. 
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sehe Auffassung war einfach die; die Russen machen, wie m den 
letzten Jahren wiederholt, ihren kriegerischen Lärm, und wir 
brauchen in Petersburg nur ernste Worte zu sprechen, und dann 
weicht Rußland wieder zurück^). In diesen Erwägungen v>t ein 
Hauptgrund da€Q& m sticfaetii daß die deutsdie Lotung lange zu 
opciimstisch blieb* Andererseits kann man aber sehr wohl fest-* 
stellen, daß die österreichische Handlungsweise immer mehr eine 
unangenehme Wirkung auf die deutsche Leitung ausübte. Von 
Deutschland war alles so arrangiert worden, daß an das Unbeteilfgr- 
sefn der deutschen Leitung an der österreichischen Aktion geglaubt 
werden mußte. Man liatte den Kaiser auf die Nordlandsreise 
gehen lassen, der Chef des Großen Generalstabs und der preußische 
Kriegs minister waren auf Urlaub. Dieses deutsche Spiel war gut, 
wenn ösLerieicii dann wirklich auch nichts anderes tat als das, 
was Deutschland erwartete. Es war aber, von der Ehrlichkeit ganz 
abgesehen, technisch schlecht, wenn Österreich nun Handlungen 
b^ing, die den deutschen Auffassungen keineswegs entsprachen. 

In seinem Hrlaß vom 28. Juli 1914 sprach Bethmann Hollweg 
davon, daß „Serbien den ästerreichischen Forderungen doch in so 
weitgehendem Maße entgegen gekommen ist, daß bei einer völlig 
intransigenten Haltung der österreichisch-ungarischen Regierung 
mit einer allmählichen Abkehr der öffentlichen Meinung von ihr 
in ganz Europa gerechnet werden muß". Als weitere Enttäuschung 
auf Deutschland wirkte die Tatsache, daß nach den österreichischen 
Dispositionen vor dem 12. August keine kriegerische Aktion gegen 
Serbien begonnen werden konnte. Das widersprach ausdrüddich 
<dem deutsdhen Wunsch» durch ein schnelles miUtäriscfaes Zugreifen 
die Angelegenheit erledigt und damit auch lokalisiert zu sehen. 
Das schlimmste aber war, daß, wie schon erwähnt, die letzten Ziele 
Österreichs der deutschen Leitung verheimlicht wurden. Man 
begreift, daß das Befremden Bethmann Hollwegs über diese Doppel- 
züngigkeit von Tag zu Tag wuchs. Während Österreich in Peters- 
burg feierlich sein territoriales Desinteressement erklärt, verschenkt, 
wie sich Bethmann Hollweg ausdrückt, der österreichische Bot- 
schafter in London, Graf Mensdorf f, Teile Serbiens an Bulgarien 
und Albanien. Ebenso verdächtig war die Politik def nichtssagenden 
Redensarten in Rom. Die deutsche Leitui^f konnte nicht daran 
seweifeln, daß Österreich tatsächlich Pläne hatte, die es mit Absicht 
vor Berlin verheimlichte, um sich auf alle Fälle der deutschen 
Unterstützung zu versichern^. Jedenfalls war das kein Mittel, um 

*) Bericht des bayerischen Geschäftsträgers von Schoea in Berlia vom 
18. Juli 1914; Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbrudi, IV, Aah. 4. 
Vgl. auch Bunsen an Grcy, 26. Juli; Oman, a. a. O. S. 34. 

Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. 361. 
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die politische Rdiabtlitieruiig zu endcfaen, deren Österreich auch 
nach Ansteht seines deutschen Verbündeten dringend bedurfte. 
In einer Randbemerkung zu dem Bericht des Fürsten Lichnowsky 
vom 28. Juli schreibt Bethmann Hollweg: »»Diese Zweideutigkeit 
Österreichs ist unerträglich." Er hatte um so mehr Grund, un- 
gehalten zu sein, als Graf Hoyos während seines Berliner Aufent- 
haltes aus der Schule geschwatzt hatte und das tatsächliche Pro- 
gramm des Graten Berchtold, das auf die Zerstörung Serbiens 
hinauslief, entwickelte, worauf von Wien die Mitteilung kam, 
diese Ausfuhrungen des Grafen Hoyos seien rein privater Natur 
gewesen. 

Die Situation war verfahren ; wenn sie überhaupt noch enie 

günstige Läsung finden sollte, so mußte das in Petersburg geschehen. 
Der deutsche Botschafter in Petersburg, Graf Pourtal^s, hat während 
der ganzen Krise eine energische und aufopferungsvolle Vermittler- 
tätigkeit nnsgeübt. Das Entscheidende war, die nissische Mobil- 
machung; auf::uhalten, bzw. rückgängig zu machen. Daß diese 
Mobilmachutig eine europäische Krise in nahe Aussicht rückte, 
sagte die deutsche Leitung der russischen mit aller Offenheit; der 
Bestand des serbischen Königreiches sollte aber nicht angetastet 
werden; diesen russischen Wunsch verpflichtete sich Deutschland 
gegenüber Österreich zu unterstützen. Die deutschen Bemühungen 
um Beflegung des Konfliktes, die von den englischen, später von 
uns zu betrachtenden unterstützt wurden, wurden nun durch die 
österreichische Kriegserklärung an Serbien aufs äufietste erschwert, 
die gerade mit der Absicht so schnell erfolgte, um jedem Inter- 
vcntionsversuch den Boden zu entziehen^). Deutschland hätte es 
am liebsten gesehen, wenn Österreich schnell Belgrad oder andere 
serbische Gebietsteile als Faustpfand besetzt hätte; auch England 
wäre mit einer solchen Lösung einverstanden gewesen. Deutsch- 
land hat sich femer, als auch dieses nicht zu erreichen war, dem 
englischenVocscfalag, derVermittlttne der vier Mächte, angeschlossen. 
In ernster Weise hat Deutschland Österreich beschworen, die Ver^ 
mitdung unter den vorgeschlagenen ehrenvollen Bedingungen atlr 
zundunen. Es heißt in Bethmann HoUwegs Telegramm nach 
Wien vom 29. Juli: „Wir können Österreich-Ungarn nicht zu- 
muten, mit Serbien zu verhandeln, mit dem es im Kriegszustande 
begri^en ist. Die Verweigerung jeden Meinungsaustausches mit 
Petersburg aber würde ein schwerer Fehler sein, da er kriegerisches 
Eingreifen Rußlands geradezu provoziert, das zu vermeiden Öster- 
reich-Ungarn in erster Linie interessiert ist. Wir sind zwar bereit, 
unsere Bundespflicht zu erfüllen, müssen es aber ablehnen, uns 
ifon Wien leichtfertig und ohne Beachtung unserer Ratschläge in 

*) Tschirschky an das Auswärtige Amt am 27. 7. 1914* 
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einen Weltbrand hineinziehen zu lassen". Wie sdiaif Betfanuum 
Hoilweg den österreichisches! Eigensinn verurteilte» geht auch «US 

dem am 30. Juli nnch Wien gerichteten Teleprnmm hervor, in dem 
gesagt wird: „Wenn Wien jedes Einlenken, besonders auch den 
letzten Greyschen Vorschlag ablehnt, ist es kaum mehr möglich, 
Rußland die ScJiuId an der ausbrechenden europäischen Konfla- 
gratjon zuzusclueben". Infolge der deutsclien Befürwortung kam 
es am 7. zu einer Untenedung zwischen dem Grafen Bttch-^ 
told und dem nisstschett Botschafter in Wien, wodurdi die abge- 
brochenen Verhandhingen wiederum aufgenommen wtirden. Es 
war aber schon zu spät: die allgemeine russische Mobil» 
machiing machte jede Hoffnung atif Vermeidung des Welt- 
kriege?; zunichte. Die österreichische Haltung hnr nlso durch 
ihre Langsamkeit den Erfolg der deutschen Vermittlung un- 
möglich gemacht; ob dabei auch böser Wille mitgespielt hat, 
mag dahin gestellt sein. Auch dafür sind Anzeichen vorhanden. 
Die deutsche Leitung hat ihr Möglichstes getan; es gab nur noch 
eine MaBiegel, die sk unmittelbar nach dem Ssterreichisdi-aer-^ 
bischen Bruch hätte treffen kISnnen: sie konnte östendch gStaüAt 
vor Europa fallen lassen. In* der Doppelzüngigkeit und Unzuver- 
lässigkeit der österreichischen Politik hätten für einen solchen Ent- 
schluß hinreichende Gründe gelegen. Wie aber nun einmal die 
deutsche Leitung eingestellt war, wollte sie diesen letzten Ver- 
bündeten, den sie besaß, eben nicht opfern. Ob Österreich lange 
eine schwere politische Demütigung überlebt hätte, wie sie darin 
gelegen haben würde, das ist allerdings sehr fraglich. 

Was hat nun Deutschland im einzelnen in Petersburg getan 
Der russische Kriegswüle ergibt sich mit besondeter Deutlichkeit 
aus einer Unterredung; die der serbiscfae Gesandte in Ptteisbuig 
am 24. 7. mit Sasonow hatte^)« Nach einer Veröffentlichung 
der^Nowoje Wremja" vom io./29. Dezember 1914 hat sich Sasonow 
in dieser Unterredung in kategorischer Form dahin erklärt, daß 
Rußland in keinem Fall eine aggressive Haltung Österreichs gegen 
Serbien zulassen könne; ein Überfall auf Serbien berühre das größte 
Lebensinteresse Rußlands und zwange die kaiserliche Regierung 
zu entsprechenden Maßnahmen. Die Sprache, die Sasonow 
am selben Tage gegenüber dem deutschen Botschafter Graf Pour* 
lal^ führte, war viel weniger entschlossen. Danach vertrat RuB- 
land den Standpunkt, den wir schon kennen, daB die serbisch- 
ästcrreicfaischen Differenzen nicht von den Beteiligten attein aus- 
getragen werden könnten. Hätte Deutschland von vornherein 
gewußt, daß Rußland aus dem österreichisch-serbischen Konflikt 
einen Kriegsfall machen w o 1 1 1 e , so würde es Österreich gegen- 

Noddcistscbe AUgcnciiie Zeitiisig vom 3. Jaatiaf 1925. 
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über vielleicht noch ganz anders aufgetreten sein. Eine ganze 
Reüie von freundschaftlichen Warnungen hatte nun Deui^cliiand 
an die russische Adresse gerichtet'). Die politücfaen und militä- 
rischen Stellen Rußlands stellten mit aller FeierlicfalKit militäriscfae 
Maßnahmen in Abrede. Die Mobilmachungsordre gegenfiber 
Österreich wurde voo Suchomlinow abgeleugnet in einem Augen- 
blick, als sie schon unterschrieben war^). Besonders wurde auf das ' 
lebhafteste bestritten, daß an der deutschen Front gerüstet würde. 
Auch das war unrichtig : die Festimg Kowno wurde dtirch Befehl 
vom 26. Juli in den Kriegszustand versetzt. Es gibt für die rus- 
sische Haltung tatsächlich nur eine Erklärung: der Krieg gegen 
Österreich, der nach Lage der Dinge auch der Krieg gegen Deutsch- 
land war, ist bereits im Ministerrat vom 24. Juli und im Kronrat 
vom 25. JuU beschlossen worden, und alles andere, was'Sasonow 
seitdem vorbtadite, war lediglich diplomatisches Verschleppungs- 
mandver, das den Zweck hatte, Zeit zu gewinnen*). Die Schwan- 
kungen in der Haltung Sasonows sind nur so zu erklären. Eine 
bestimmte Basis der Verständigung, auf die er hingearbeitet hätte, 
gab es überhaupt nicht. Am 27. Juli fand auf Anregung des Grafen 
Pourtales zwischen Sasonow und dem österreichischen Botschafter 
in Petersburg em Gespräch statt, m dem Sasonow sich alle Mühe 
gab oder zu geben schien; einen Bruch zu verhindern, solange der 
Krieg zwischen Österreich-Ungarn und Serbien lokalisiert bliebe 
und keine territorialen Eroberungen beabsichtigt seien* Der rus- 
siscfae Minister war plGttlicli durchaus optimistisch gestimmt und 
schlug in erster Linie vor, die serbische Antwortnote xu einem 
neuen Ausgangspunkte für Verhandlungen Vi nehmen. Graf 
Berchtold lehnte solche neuen Verhandlungen ab: es sei schon 
zu spät, Serbien habe bereits vor der Überreichung seiner Antwort 
seinerseits mobilisiert: Die Feindseligkeiten gegen Serbien seien 
bereits mit dem 27. Juli eröffnet, und eine Diskussion der Kon- 
fhktsfrage werde durch dieses Moment ausgeschlossen. Diese 
Verhandlungen tragen durdiaus den Charakter eines Schein- 
manGvers; sie sind gewissermafien die Verwirklichung jener Pläne, 
die bcfcits im November 1913 bei den Verfiandlungen der Iritenden 
^russischen Stellen ski^rt worden sind^* 

0 Beüunann Holiwegs l eiegramm vom a6. Juli an Pourtales; vgl. Pour- 
tatts, a. a. O., S. 27- 

') Dies gibt rrnch d:^^ vertriuliche Memorandum Buchanans vom 15. Sep- 
tember 1917 zu, dessen Veröffentlichung Oman (a. a. O. S. 62) von den „Times" 
besonders verübelt worden ist. 

') Dies bezeugt auch ein unmittelbarer Teilnehmer, der nmüchc Ffiist 
Tundutow (Deutsche AUg. Zeitung, 13. Juni 1916). 

*) Robert Hoeniger, Rußlands Vorbereitung zum Weltkrieg, S. ^4* 
Es heißt in dem damals angefertigten Protokoll: „Anderseits kann es sich 
als vorteilhaft erweisen, die Konzentrienmg zu vollziehen, ohne die Femd- 
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Am 28. Juli machte Sasonow dem deutschen Botschafter eine 
heftige Szene, so daß dieser die Unterhaltung abbrechen mu0te; 

am selben Nachmittag beschwor er Pourtal^, an einer Vermitt- 
limgsaktion teilzunehmen. Die deutsche Bürgschaft, Österreich 
werde die serbische Integrität respektieren, fand er aber unge- 
nügend. Die Mobilmachung gab er nunmehr zu, betonte aber, 
daß sie noch nicht den Krieg bedeute. Von Deutschland ver- 
langte er, daß es Österreich in den Arm fallen sollte^). Die be- 
rOhmte Formel, durch deren Annahme Osterreich auf die Ver- 
letzung serbischer Souveränitätsrechte verzichten sollte, wurde 
nicht nur in Berlin, sondern auch in London und Paris nach dem 
Stand der Dinge am 30* Juli als unannehmbar angesehen. Am 
31. Juli hat sie Sasonow etwas gemildert. Aber die Hauptsache 
war, daß die russ!<?che Mobilmachung gegen Österreich auf alle 
Fälle weiter ging. Eine Zurucknajime wurde abgelehnt. Rußland 
verlangte zuerst Einsteilung der Operationen gegen Serbien, was 
nach erfolgter Kriegserklärung eine Forderung von beabsichtigter 
Unausführbarkeit gewesen ist. Die nervöse Doppelzüngigkeit, 
die mit starkem Pathos arbeitende Verhandlungsmethode Sasonows 
ist das gefiUirlidiste und veidächdgste Moment in dieser ganzen 
Kette von verhängnisvollen Ereignissen. 

Am 29. Juli teilte die deutsche Regierung der russischen mit, 
daß sie durch weiteres Fortschreiten der russischen Mobilmachungs- 
mnßnahmen auch zur Mobilmachung gezwungen würde, und daß 
dann der europäische Krieg kaum noch aufzuhalten sem würde. 
Der Zar hatte den deutschen Kaiser um seine Vermittlung gebeten; 
wie konnte eine solche Vermittlung ruhig vonstatten gehen, wenn 
gleichzeitig eine russische Teilmobümaciiuug offen gegen Öster- 
reich, eine russndie geheime Gesamtmobilmachung gegen das 
Deutsche Reich erfolgtet Was sollte mm von den russisdien 
Friedensbeteuerungen halten, die in so krassem Widerspruch «u 
den unbestreitbaren und schlechterdings unauflialtsamen Vor- 
g^gen standen Die deutschen militärischen Stellen begannen 
jet::t, ihr Wort mitzusprechen. Die Möglichkeit des Weltkrieges 
wurde in der Potsdamer Beratung vom 29. Juli ins Auge gefaßt; 
die polltischen Stellen zeigten bei allen Erwägungen eine Stimmung 



Seligkeiten zu beginnen, damit dem Gegner nicht unwiederbringlich die Hoff- 
nung genommen wird, der Krieg könne noch vermieden werden. Unsere 
Maßnahmen müssen hierbei durch diplomatische Schein- 
verhandlungen maskiert werden, um die Befürchtungen des 
Gq;iiers mdglichgt eiiiKinchläfem*" 

Über die EinzcIhcit'Mi vgl. Pourtalcs, a. a. O., S. 5of. Der in der 
Revue des deux Mondes, Jinuar 1921, veröffentlichte Aufsatz des französischen 
Botsciiafiefs m Peceiabtu^g Paleologue bestätigt die vethäiigiiisvoOe Solle der 
«ogUschea und framfim'iichctt Vertretung. 
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der Überraschung und der Verzweiflung, die nur allzu sehr be- 
weist, daß man in eine Situation hineingeraten war, die kein 
deutscher Staatsmann gewollt hatte. Die russische Teilmobil- 
machung ist am 29. Juli vorn Zaren formell unterzeichnet worden, 
in derselben Nacht hat er bekanntlich seine Unterschrift zurück- 
gezogen; sie wurde überhaupt nur verspätet verkündigt und ist 
eigentlidi gar nicht praktisch geworden* Alle Mobilniachtmgis» 
maSnahmen Rußlands vom Juli sind eine Folge der ,4^riegs- 
vorbereitungsperiode". Die russische Gesamtmobilmachuiig tst 
bereits am 30. ohne Unterseicfanung des Zaren von der £r(Midieren~ 
den militärischen Nehenregiening erlassen und erst am Vormittag 
des 31. Juli durch seine Unterschrift tatsächlich legitimiert worden^). 
Welch ein Widerspruch liegt darin, daß diese entscheidende Hand- 
lung erfolgte, einen Tag, nach dem man sich in Deutschland 
zum ersten Mai über die Gefahr der Ge^amüage in gemein- 
samer Beratui^ klar wurdel Am Abend des 29. Juli sprach 
der deutsche Botschafter in Petersburg erneut die deutsche 
freundschaftliche Warnung an Rußland aus; sie wurde von Sa* 
sonow als eine Drohung im Sinne der Drohungen in den früheren 
Jahren aufgefaßt. Zweifellos hat dieser deutsche Schritt, der auch 
durch ein Telegramm gleichen Inhalts an den Zaren betont wurde, 
bereits ultimativen Charakter gehabt. Die Situation ließ kein 
anderes Mittel mehr zu, aber es half dieses Mal nicht mehr. Der 
schwache Zar, der bis zuletzt keinen Krieg mit Deutschland führen 
wollte, wmrde von der russischen Aktionspartei vollkommen um- 
strickt. Vergebens beschwor am 31. Juli Graf Ptourtalis den Zaren» 
die Gesamtmobilmachung zurückzunehmen» da sie den Krieg mit 
Deutschland unvermeidUdi mache. Der Zar war ganz apathisch 
und fatalistisch. Die Gesamtmobilmachung Rußlands wurde nicht 
widerrufen ; die Ereignisse gingen ihren furchtbaren Verlauf. Die 
rn«;s!sche Gesamtmobümachung ist niemals von Rußland während 
der Verhandlungen m Aus'^tcht gestellt worden; ihre öffentliche 
Bekanntmachung am Morgen des 31. Juli wirkte deshalb auf die 
deutschen maßgebenden Stellen vollkommen überraschend. 

Es ist der deutschen Regierung vorgeworfen worden, daß sie 
auf den im Telegramm des Zaren vom 39. Jtsli gemachten Vor- 
schlag, die Haager Konferenz anzurufen, nkht eingegangen ist. 
Bei diesem wichtigen Problem ist zweierlei zu unterschdden. Die 
Leitung der deutschen auswärtigen Politik hat es für richtig ge- 
halten, dieses Telegramm des Zaren in ihrem Weißbuch von 1914 
nicht zu veröffentlichen. Diese Tatsache wirft gewiß ein sehr 
schlechtes Licht auf sie und ist ebenso wie die übrigen Umstellungen 

Vgl. Hoeniger, a. a. O., S. 100; femer Oberstleutnant von Eggcling, 
Die russische Mobümachung und der Kriegsausbruch, Oldenburg-Berlin 19x9. 
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und Arrangements unserer offiziösen Drucksachen absolut zu miß- 
billigen. Die Begründung der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung 
vom 5* Februar 19x5, nur die ausschlaggebenden Telegramme der 
beiden Herrscher seien verdffentlidit worden, und dieses Tele- 
gramm sei nicht dazu gerechnet worden, richtet sich durch ihre 
Fadenscheinigkeit selbst* Über diese Seite der Frage ist also kein 
Wort mehr zu verlieren. Viel wichtiger ist aber die Entscheidung 
darüber, ob der Vorschlag des Zaren damals noch praktische Be- 
deutung gehabt hat. Das Hauptgewicht in dem Telegramm des 
Zaren vom 29. Juli liegt darauf, daß der Zar den Kaiser auf den 
verschiedenen Ton aufmerksam gemacht hat, durch den die amt- 
liche Erklärung des deutschen Botsdiafiters an den russischen 
Minister und das Telegramm des deutschen Kaisers gekennzeichnet 
würden. Der Zar nennt das kaiserliche Telegramm „versöhnlich 
tmd freundlich" ; die offizielle Mitteilung des deutschen Botschafters 
hat man in Rußland, wie oben gezeigt, mit Recht als Drohung auf- 
gefaßt. Tatsächlich zeigt aber eine genaue Vergleichung der 
beiden Kundgebungen, dai3 sie ihrem materiellen Inhalt nach voll- 
kommen übereinstmimen. Und erst an diese Erwähnung emes 
Unterschiedes, der aber in Wirkliclikeit nicht bestand und auch 
nicht bestehen konnte, knüpft der Zar die beiläufige Bemerkung: 
würde richtiger sein, das osterreichiscb4exbiscfae Problem 
der Haager Konferenz zu übergieben". Am 09* Juli gab es fiber- 
haupt kein österreichisch-serlMadics Ploblem mehr; der uc^wOn^ 
liehe Konfliktsfül war ganz zurückgetreten hinter den östeffreicliisch- 
russischen Gegensatz, der im Begriff sUnd, sich zu einem deutsch- 
russischen aus^uwachsen. Der Appell an das Haager Schieds- 
gericht, der sicher von vornherein das Richtigste gewesen wäre, 
kam also durchaus verspätet. In der serbischen Antwortnote auf 
die österreichische Demarche befand sich, v-ic wir wissen, auch 
ein solcher Appell an das liaager Schiedsgericht. Wenn da^ 
Deutsche Reich gewollt hätte, hätte es an diesen Vorschlag an- 
knüpfen und die ganze Sache der kri^eriscfaen Entscheidung ent- 
ziehen können. Wir wissen, dafi die kaiserliche Regienmg aber 
eine Lokalisierung des Konfliktes erstrebte, d. h. einen öster- 
reichisch-serbischen Krieg für unvermeidbar hielt, wir wissen auch, 
daß sie dem Schiedsgerichtsgedanken überhaupt kühl gegenüber 
stand. Es war also von ihr ein Eingehen auf einen solchen Vor- 
schlag, besonders zu einem :!v. eifellos verspäteten Zeitpunkt, durch- 
aus nicht zu erwarten. Kauser Wilhelm erwähnt so in seinem 
Antworttelegramm diesen beiläufigen Vorschlag überhaupt nicht. 
Selbst wenn wir uns eine andere Mentalität auf deutscher Seite 
vorstellen: in diesem Augenblick war eine Anrufung des Haager 
Scfaiedsgericfatshofies wegen des österveichisch'^erläscfaefi Kon- 
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lUktes sumlos» wegen des 5sterreicfaisch-ru«tscheii xiach Lage der 
Diiige ohne jede Aussicht, wofern nicht die russische Mobilmachung 
als solche aufgehalten wurde. Das hätte mindestens der Zar zur 
Ergänzung seines Vorschlages noch in Aussicht stellen müssen: 

den Abbruch von militärischen Maßnahmen, die von den Nachbar- 
staaten als unmittelbare Kriegsgefahr nur Recht aufgefaßt wurden. 

Man hat den Eindruck, daß die Erwähnung des Haager Schieds- 
gerichts in diesem Augenblick überhaupt der persönlichen Ini- 
tiative des Zaren entsprach, und daß sein Minister ihm gewisser« 
maBen den Gefallen ut, auch noch dieses Kampfmittdf zu ge- 
brauchen; bei dem Zaren ist ohne weiteres anzunehmen, daß er 
die beste Absicht dabei hatte; bei Sasonow muß man voraus- 
setzen^ daß ihm diese Erwähnung des Haager Schiedsgerichts ein 
willkommenes Mittel war, Deutschland durch die voraussichtliche 
Nichtbeachtung ins Unrecht zu setzen. Ein Hauptfehler der 
deutschen Politik war ja, daß sie viel zu sehr auf persönliche Macht 
des Zaren baute. Cjcwiß hatte der Zar großen Einfluß; gewiß 
behandeke der Zar auch damals wieder den französischen Präsidenten 
mit Kälte und Hochmut — aber gegenüber Sasonow, noch mehr 
gegenüber der allslawiscfaen militaristischen Partei bedeutete der 
Wille des Zaren wenig^). Sasonow ist viel schwieriger zu beurteäen, 
als der Zar. Ursprüng^ch mag er einen Krieg in diesem Augenblick 
nicht gewollt, sondern nur auf eine Befestigtmg des Verhältnisses 
zu Frankreich und England hingearbeitet haben, um dem fest- 
gefügten Block des Dreibundes ein Gegenp;ewicht zu geben*). 
Dann aber hat er sich vollkommen durch das ö^iterreichische Auf- 
treten gegenüber Serbien in die Leidenschaft bringen lassen. 
Sasonow stimmte darin mit allen maßgebenden Persönlichkeiten 
der Ptetefsburger Regiertmgswdt überein» die gegenüber österrdcfa 
und seinen Zuständen aus ihrer grenzenlosen Verachtung gar keinen 
Hehl machten« Zu dem deutschen Botschafter Grafen Pourtalte 
hat der russische Minister am 25. Juli 1914 gesagt: ^^HaB ent- 
spricht nicht meinem Charakter, ich hege daher auch keinen Haß 
oegen Österreich, aber Verachtung"''). Eine Zeitlnn?: scheint 
Sasonow der Ansicht gewesen zu sein, Ruliland könne mit Öster- 
reich Kneg fuhren, ohne daß Deutschland eingriffe. Seine Stim- 
mung und sein Ziel hat sich aber von Tag zu Tag, um nicht zu 
sagen, von Stunde zu Stunde, geändert. Unter der Decke seiner 
europäischen Kulttviertfaeit verbarg sich ein religiöser und poli- 
tischer Fanatismus, der ihn in so kritischet Stunde unbedingt auf 
die Seite der Kriegspartei hinüber bringen muBte. Dabei war er 

*) Deutsche Doktuneate zum Kriegsausbruch, Nr. 291 und Nr. 298. 
*} Deuttdie Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. 5. 
') Deutsche Dokumente ssum Kriegsausbruch, Nr. 204. 
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etn Nervenmensch, der einmal durch heiße Worte efscfafeckeii^ 
und der dann wieder unruhig und ängstlich nach Auswegen sudwn 
konnte. Schon aus diesem Gninde durfte die deutsche Leitung 
hoffen, durch ihre energischen Warnungen vielleicht die Krise zu 
lösen. Hat sie nun recht daran getan, die russische Gesamtmobil- 
machung so ernst zu beurteilen, wie sie es tats* Zur Entscheidung 
dieser Frage, die ja eine der wichtigsten ist, muß man sich zunächst 
die Tatsache vergegenwSrtigen, daß eine russische Mobiknachung 
nicht dasselbe ist» wie eine ettr^)atsche* Man darf also nicht sagen: 
Osterreich und Preußen haben früher auch dann und wann mobil 
gemacht, und es ut nicht zum Kriege gekommen. Die russische 
Mobilmachung trug den Charakter einer Völkerbewegung; bei den 
enormen Entfernungen war es selbst für den besten Willen fast vtn- 
ausführbar, sie aufzuhalten. Es war zudem zwischen Rußland und 
Frankreich seit dem Abschluß ihrer Militarkonvennon Einver- 
ständnis darüber vorhanden, daß die russische Mobihiiachung der 
Kriegserklärung gleichkommen sollte, und dieses Einverständnis 
wttd durch dk aufgefundenen amtitKhen Dokumente bestätigt, 
wonach die Mobilmachung mög^dist mit der KriegserUärtmg zu- 
sammenfallen sollte. Alle Sadiverstand^gen waren sich darüber 
einige daß Deutschland eine russische mobilisierte Armee an setner 
Greste nicht ertragen konnte« ohne Schutzmafiregeln zu ergreifen^)» 
Das rein numerische Übergewicht war ja überwältigend! Was 
konnte demgegenüber das Wort des Zaren bedeuten, er wolle keine 
herausfordernde Handlung unternehmen, solange die Verhand- 
Itmgen mit Österreich fortgesetzt würden?' Es bleibt dabei: 
die russische Gesamt mobilmachung war eine Herausforderung 
allerschwerster Art. Wenn man die Gesamtheit der russischen 
Maßnahmen überblickt» so mufi man den Ausführungen beistimmen, 
die der Grofie Generalstsb am 29. Juli X914 an den Reichskanzler 
richtete. Die russische Kriegspartei hat geschickt gearbeitet; sie 
hat ihre Maßregeln sehr früh in Szene gesetzt, sie hat durch Hinaus* 
zögern der Verhandlungen tmd immer wieder neue Vorschläge 
Zeit gewonnen, sie ist gegenüber dem kriegerischen Österreich als 
Beschützer des kleinen Staates Serbien aufgetreten, sie hat sich 
endlich durch die deutsche Kriegsdrohung nicht einschüchtern 
lassen — sie hat durch alles das den Krieg, den sie wollte, erreicht, 
und der Gegenseite ein gutes Stück Verantwortung zugeschoben. 
Hätte es die deutsche L^ung verantworten fcSnnen, im Vertrauen 
auf den Zaren von GegenmaBregeln abzusehen, denselben S^en, 
der, schwach und launenhaft wie er war, von seinen nächsten 
pditisdiai und militanschen Ratgebern dauernd einseitig infor> 

^) Vffl. das Zetttna des nisräcfaca Generals Gurko; Rohrbadi« Wie nua 
Fnnkrckh in den Krieg brachte, Deutacfae Politik, Juli xgao. 
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miert tmd schließlich direkt betrogen und belogen «iifde^)< Der 

deutsche Reichskanzler hat, wie wir glauben, Rußland gegenüber 
gar nicht anders handeln können; ob die formelle Kriegserklärung 
ein kluger Schritt war, ist freilich eine andere Frnge. Tatsächlich 
den Krieg herbeii^eführt hat jcdcnfails Rußland und nicht Deutsch- 
land. Die stärksten Beweismittel für den russischen Kriegswillen 
haben zu vielem anderen noch die Ausführungen des serbischen 
Geschäftsträgers in Berlin, Boghitsche witsch, geliefert, der doch gewiß 
als einwandfreier Zeuge anzusehen ist. Auch er bestätigt die Probe- 
mobilisation Rußlands seit dem Februar 1914; schon am 23. Juli 
hatte der serbische Gesandte in Petersburg der serbischen Re^^erung 
und den übrigen Gesandtschaften Serbiens durch Zirkulardepesche 
die Mitteilung gemacht, daß die russische Regierung die Mobili- 
sation von zwei Millionen Mann angeordnet habe, und daß die Kriegs- 
begeistcrung in Rußland eine ungeheure sei. Am 28. Juli ist 
Boghitschcwitsch in Warschau eingetroffen. Sofort nach Über- 
schreiten der deutschen Grenze hat er Mobil sationsmaßnahmcn 
großen Stils beobachtet; in Brest-Litowsk war bereits an diesem 
Tage der Belagerungszustand verkündigt. Am 29. Juli ist schon 
die allgemeine Mobümadiungsorder in Knchihew (SfiSentlidi anr 
geschlagen gewesen« Rußland schickte ach zu seiner Offensive 
gegen Mitteleuropa an. 



Die deutsche Leitimg hat die Stellung Rußlands zu optimistisch 
beurteilt; dasselbe scheint sie besfiglicfa der Halttmg Frankreichs 
setsm zu haben. Jedenfalls heißt es in dem Erbß Bethmann Hott- 
wegs an den Staatssekretär von Elsaß-Lothringen vom z6. Juli 
19x4$ i,Wir haben Grund anzunehmen und müssen wünschen» 
daß das zurzeit mit allerlei Sorgen belastete Frankreich alles tun 
wird, um Rußland von einem Eingreifen abzuhalten." Vielleicht 
hat aber der Reichskanzler gerade gegenüber Straßburg keine Be- 
fürchtung bezüglich Frankreichs äußern wollen; sicherlich bezeugt 
der weitere Inhalt des Erlasses, wie sehr die Neigung der deutschen 
Leittmg auf Frieden ging. Bethmann Holiweg sprach nämlich den 
Wunsch aus, man möge den frarnsösischen Nationalisten keinen 
Agttatioosstalf zur Ausbeutung geben; deshalb wesde von Berlin 
aus jede Preßpolemik mit PtankreiGh für die nächsten Wochen 
nadi Möglichkeit abgestoppt, und in Straßburg soUe ein gleiches 

') Suchomünow, Die russische Mobilniachung iiu Lichte amtlicher 
Urkunden und den Enthüllungen des Prozesses, Bern 1917, S. 30L; Erlaß 
des Chefs des Generalstabcs vom 29. März/ii. April 1912; formell wieder 



zetUgkeit von MobümachungserklSnuig und Kri^Krflffiiufig ersetzt. 
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und durch möglichst annähernde Gleich- 
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geschehen. So hoffte der Reichskanzler^ der Pariser Regierung 
ihre Aufgabe, Ruhe zu halten, wesentlich zu erleichtern. In Paris 
hat das offizielle Frankreich in der Tat große Zurückhaltung be« 
wabrt^)* Der deutsche l^kaUsierungsgedanke wurde nach den Ec^ 
klärungen des französischen Justigministeis vom 24. Juli» der den 
Ministerpcäsidenten vertrat, durchaus geteilt, wenn auch die Presse 
den deutschen Wunsch in wenig verständiger Weise als einen 
Einschüchterungsversuch an die französische Adresse darstellte. 
Österreich gegenüber wurde aber auf der anderen Seite erklärt, 
die Hakung der serbischen Regierung ließe ein energisches Ein- 
schreiten Österreichs begreiflich erscheinen. Der Schwerpunkt 
der französischen Tätigkeit lag aber damals keineswegs in Paris. 

Wir wissen bereits, daß Pomcar^ während seines AufeudiaiLs m 
Petersburg sich sehr serbenfreundlich luOerte. Aus dem. Tele- 
gramm Vivianis nach Paris aus Reval vom 37. Juli geht hervor» 
dafi Frankreich und Rußland schon vor Kenntnis der Ssterreichischen 
Demarche in Belgrad eine gemeinsame Intervention zugunsten 
Serbiens vereinbart hatten und daß England daran teilnehmen 
sollte. Der Europäisierungsgedanke, für den sich Sasonow zuerst 
aussprach, ist also offenbar französischen Ursprungs; er wider- 
sprach semem innersten Wesen nach dem deutschen Lokalisierungs- 
gedanken und erhöhte die Kriegsgefahr, so friedensfreundlich er 
sich gab. Keinesfalls hätte Sasonow eine so herausfordernde 
Sprache führen können, wenn er nicht Frankreichs vollkommen 
sicher gew»en wäre. Der französische Botschafter in Petersburg 
PaUologue ist der Hauptvertreter einer kriegerischen Politik ge- 
wesen. Nach dem Beridit des englischen Botschafters vom 24. Juli 
1914 ist das Einverständnis zwischen Frankreich und Rußland 
allen Beobachtern frühzeitig klar gewesen. Es heißt dort: „Es 
scheint mir, nach der Sprache des französischen Botschafters zu 
urteilen, daß Frankreich und Rußland zu festem Widerstand 
entschlossen sind, selbst für den Fall, daß wir (England) es ablehnen 
sollten, uns ihnen anzuschließen." Das französische Gelbbuch hat 
übrigens diese Sätze aus dem englischen Blaubuch nicht über- 
nommen, sondern bezeichnenderweise weggelassen. Damit stimmt 
Überein die französische Erklärung bei der Unterredung Sasonows 
mit den beiden Ententebotsdiaftem vom 24. Juli, wonach Frank- 
reich zum Krieg um die serbische Frage bereit sei, entsprechend 
den Verpflichtungen seines Bündnisses mit Rußland. In wahrhaft 
kriegshetzerischer Weise hat der französische Botschafter in Peters- 

Den Anteil Frankreichs an der Kneesschuid hat neuerdings Georges 
Demartial überzeugend dargelegt in den Pbreign Affiuna^ November 19x9; 
darüber; Deutsche Allgemeine Zeitung, iq. November 19x9. Em weiterer 
Aufsatz Demartials in L'Humanite, 26. Aprii 1920. 
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bufg von vornherem behauptet und in der Piesse behaupten lassen, 
daß Deutschland zum Konflikt triebe. Gtaf PourUlB mußte 
öffentlich dagegen Verwahrung einlegen. In ähnlicher Weise hat 
der französische Botschafter in Wien gewirkt; der französische Bot- 
schafter in Berlin Jules Cambon stellte seine Wirksamkeit von vorn- 
herein daraufhin tm, die Lösung der österreichisch-serbischen 
Frage hinauszuschieben und half so mit dazu, eine klare Erledigung 
des Streitfalles im Sinne der Lokalisierung zu verhindern. Er 
verbreitete auch die falsche Nachricht, Deutschland sei an der Ab- 
fassung der dsteneicluschen Note an Serbien beteiligt. Schon am 
. a6* Juli gab er einem Journalisten die Parole: »»England wird mit 
uns gehen l*'^) Ein Versuch» in Petersburg zu warnen oder Rat- 
schläge zur Mäßigung zu machen» ist von keiner französischen 
Seite gemacht worden. Auch der serbische Geschäftsträger in Berlin 
Boghitschewitsch bezeugt, daß Cambon ganjf im Gegensatz zu 
früheren Krisen vor der Möglichkeit des Krieges keineswegs 
zurückschfL-ckte, sich vielmehr mit ihr zeitig abgefunden zu haben 
schien und der englischen Hilfe durchaus sicher war-J. Es muß 
der französischen Regierung zugestanden werden» daß sie ihren 
Kriegswillen und ihre Kricgsbereitsdiaft in sehr geschickter Weise 
verbarg*). Während Paris sich ruhig hielt und sich den Anschein 
gab» jede Möglichkeit der Verständigung zu befördern, wirkten die 
franaäsnschen Diplomaten an allen großen Zentren mit Verdächti- 
gungen und Entstellungen, die in einer so schweren Krise die inter- 
nationalen Beziehungen unrettbar vergiften mußten. Die Be- 
völkerung von Paris war keineswegs kriegslustig, die Stimmung 
war bestenfalls resiy;niert entschiossen, und bis zum letzten Augen- 
blick herrschte bei vielen eigentlich noch die Hoffnung vor, Deutsch- 
land werde zurückweichen, sobald es sähe, daß die Triple-Entente 
fest zusammenhielte. Die Pariser Regierung hat es sogar fertig 
gebracht» den Ton der Presse zu mäBq^^). Gleichzeit^ aber 
stellte PaUologue in Petersburg die Behauptung auf» die russische 
allgemeine Mobilmachung sei nur eine Folge der österreichischen 
allgemeinen Mobilmachung ( ! ) und der militärischen Maßnahmen in 
Deutschland^). Er hat damit den Beweis erbracht» daß man 

von Jagow, a. a. O., S. 154; Beüitnann HoUweg, a. a. O., S. 145. 
Bofl^tsdicwitsdi, Kriegsunadien, S. 95. 
^) Die Bank von Frankreich hat sich für den Kriegsausbruch Hi;r Mittehi 
versehen, die denen aller anderen Staaten weit überlegen waren (Semaphore, 
I. März J916). Für die Mehlvefsorgung von Paris wurden schon im jvamr 
1Q14 auncrordentliche Mittel bev.ilhe! Im Mai vMiräc rmt der Schweiz 
über deren Getreideveisorgung im Kriegslail verhandelt (Botschafter von 
Sdiociif Dcmicfae AUgcmdoc Zettungr ai. Dezember 1918). 

*) Die dcntKhen Dokumoitt «im I&üegaauSbnidi, Nr. 430 und Nr. 483* 
' FranaOsiichcs Gctbbuch» Nr. 118. 
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durch einen Satz den historischen Tatbestand in sein vollkommenes 
Gegenteil verkehren kann^ und er bat es so erreicht, der Pariser 
Regierung die Überzeugung beizubfinj^en, Deutschland und Öster- 
reich hätten Rußland mit bewußtem Kriegswilien herausgefordert. 
Pal^ologue ist auch der erste gewesen, der die Nachricht von der 
allgemeinen Mobilmachung Rußlands nach Paris geben konnte j 
sein Telegramm ist bereits am Morgen des 31. Juli dort eingegangen, 
also in dem Augenblick, da die Mobflmachungsanschläge an allen 
Stiaßenedcen in Petersbufg und RuBIand angeheftet wurden. 
Beseitigt ist diese Tatsache durch ein Gcheimtelegramm des rus- 
sischen Botschafteis Iswolski aus Paris nach Petersburg*). Trot^ 
dem hat sich der französische Ministerpräsident Viviani gegenfiber 
dem deutschen Botschafter unwissend gestellt und hat am 31. Juli 
erklärt, von der russischen allgemeinen Mobilmachung sei ihm 
nichts bekannt. Infolgedessen wirkten die deutschen Gegenmaß- 
regeln als Herausforderung an Frankreich. Iswolski bezeugt auch, 
daß die französische Regierung von vornherein ihre Teilnahme 
am Krieg als notwendiges Endergebnis der Krise betrachtete, daß 
siecher in Rücksicht auf das Parlaiaent und die äfiientlidie Meintmg 
mit größter Vorsicht z» Werke ging. Wir kennen noch nicht den 
voUstibidigen Meinungsaustausch zwischen Paris und Petetsburg in 
den entscheidenden Tagen; wir wissen ebensowenig, was Poincar^ 
mit den russischen Ministern bei seinem Besuche tatsächlich ver- 
handelt hat, wahrscheinlich mit absichtlicher Ausschaltung des 
Zaren. Hier besteht eine der vielen Lücken unseres Wissens. 
Solange sie nicht von der Gegenseite ergänzt werden, wird man 
immer nur ein einseitiges Bild haben. Der Indizienbeweis spricht 
jedenfalls zwingend dafür, daß Frankreich und Rui3iand sich darin 
einig waren, das herauslbfdemde Vorgehen österreidis gegenüber 
Serbien nun ihrerseits za einer Herausforderung gegenüber den 
Mittehnächten tu benutzen, die schließlich mit Krieg endigen 
mußte. Der russische Kriegswille war YOihanden; Frankreich hat 
nichts getan, um ihn zu dämpfen. Es hat sogar technische Ratschläge 
für die russische Mobilmachung erteilt. Auf alle Fälle war Frankreich 
entschlossen, mit Rußland tu gehen, selbst wenn England neutral 
bliebe. Die höchste Aufgabe der französischen Diplomaten war 
aber freilich, das Mitgehen Englands zu erreichen. Am 31. Juli 
richtete Pomcare sem berühmtes Schreiben an den König von 
England, in dem er auf deutsche Kriegsvorbereitungen an der 
französischen Grenze hinwies. Der Krieg werde tmvermeidlkh 
sein, wenn nicht die englüche Regierung eingriffe. Vor einer ge- 

Veröffentlichung in der Wochenschrift „Prawda" vom 9. März iQiQS 
vgL RfdutMcb, Wie man FranlEteich in den Krieg brachte, Dttttsdie Politik, 
g. Juni tgao. 
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metnsatnen Akdon der Entente werde Deutschland voraussichtlich 
zurückweichen. Poincai^ gab ausdrücklich zu, daß England voll- 
kommen freie Hand trotz der abgeschlossenen militärischen und 
Marine-Abkommen hätte; eine gemeinsame Aktion von Engbnd, 
Frankreich und Rußland sei nber :n der Lasje, den Frieden zu erhalten 
und das europäische Gleichgewicht endgültig zu befestigen. Dieser 
Brief weist nach London hin: dort lag in der Tat die allerletzte und 
die allerhöchste Entscheidung. Die Antwort des Königs von 
England an den Piüsidenten vom z, August 1914 war sehr vor^ * 
sichtig* Ihr beseiclinetidster Saiz lautet; »»Was die Halttmg meines 
Landes betrifft, so wechseln die Ereignisse so rasch, dafi es schwer 
ist, vofaussusagen, was gesdiehen vlntd** 

8. Englands Vermittlungsversuche 

Der Brennpunkt des pohtischen Geschehens war im Anfang 
der Krise Wien, dann Petersburg, zuletzt London, Berlin und 
Paris liabeii sich, zum mindesten nadi außen, zurückgehalten. Es 
war klar, daß nach der ganzen Lage der Dinge die Auäassungen in 
London für den scbliefilichen Ausgang von der erheblichsten 
Bedeutung sein mußten. Unser Botschafter in London war Fürst 
Lichnowsky, der Nachfolger des Freiherm von Marschall, der sich 
ganz in den Dienst der deutsch-englischen Verständigungspolitik 
gestellt hatte. Fürst Lichnowsky wird meistens nach einer Denk- 
schrift beurteilt, die er während des Krieges nur für einen privaten 
Kreis geschrieben hat, und die dann bekanntlich durch Indiskretion 
zuerst im Auslände verbreitet worden ist. Diese Denkschrift ist 
gewiß charakteristisch für den Botschafter; der Historiker wird 
sie aber doch tn erster Linie als Stimmungsniederschlag eines sehr 
sensiblen und verwohnten Mannes zu betrachten haben, und wird 
die Urteile, die darin gefällt worden sind, mit kritisclier Vorsicht 
atilnehmen. Der Politiker Lichnowsky muß selbstverständlich 
bewertet werden nach seinen positiven Leistungen während der 
Botschafterzeit, und dafür liegen ja genug Zeugnisse vor. Ein 
Hauptmißstmd bestand darin , daß Lichnowsky von vornherein per- 
sönlich bei den maßgebenden Personen der Berliner Leitung nicht 
beliebt war. Zwischen ihm und dem Unterstaatssckretar Ziimner- 
mann bestand ein scharfer Gegensatz, auch Bethmann Hollweg hatte 
keine persönlichen Sympathien für ihn, und das Verhältnis wurde 
noch dadurch kompliziert, dafi ein ähnlicher persönlicher Gegen* 
satss zw&chen dem ersten Mitarbeiter des Pürsten Lichnowsky, 
dem damaligen Botschaftsrat v« Kfihlmann und dem politischen 
Dirigenten im Auswärtigen Amt, dem Freiherm von Stumm, 
bestamd. Also weder war das Auswärtige Amt von vornherein 
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sehr geneigt, die Leistungen der Londoner Botschaft hoch zu 
schätzen, noch war m London große Lust vorhanden, sich den 
Bcrh'ner* Gesichtspunkten unterzuordnen. Ein entscheidender 
Fehler ist nun von Berlin aus insofern gemacht worden, als man 
den Fürsien Lichnowsky nicht rechtzeitig bekannt gemacht hat 
mit den geheimen Nacfarichten aus Petersburg über das Vorhanden- 
sein weitgehender politischer und militärischer Abmachungen 
zwischen England und Frankreich und fiber die auf da» gleäie 
' Ergebnis hinzielenden Verhandlungen zwischen England und 
Rußland. Das Auswärtige Amt legte diesen Nachrichten so ent- 
scheidende Bedeutung bei, daß es, wie wir v/k^en, den endgültigen 
Abschluß der deutsch-englischen Koloniaiverträge verzögerte. Es 
mag sein, daß man in Berlin die Bedeutung dieser Dinge etwas 
überschätzt hat und insbesondere die englischen Angriffsabsfchten, 
die daraus folgten, zu scharf gesehen hat; gleichviel: es bestand im 
Sommer 1914 bei der deutschen Leittmg ein starkes Mißtrauen 
gegen England. Erst Ende Juni ist Ffirst Lichnowsky bei seinem 
letzten Berliner Aufenthalt auf diese geheimen Nachrichten vom 
Reichskanzler aufmerksam gemacht worden, aber auch nur in Form 
von vorsichtigen Andeutungen. Lichnowsky hat daraufhin Sur 
Edward Grcy dieser Dinge wegen gefragt, und der englische Staats- 
sekretär hat betont, es bestünde kein neues oder geheimes Überein- 
kommen, aber die Beziehungen zu den Verbandsgenossen trügen 
nichtsdestoweniger einen sehr intimen Charakter. Sir Edward 
Grey ist auf das Problem des Flottenübereinkommens zwischen 
England und Rußland nicht eingegangen, er hat Verhandltmgen als 
solche diesmal nicht in Abrede gesteUt, diese Fühlungnahme der bei- 
den Martneverwaltungen ging also nihig weiter, mit seinem Wissen. 
Rtißland war dabei derjenige Teil, der auf Abschluß drang, es erklirte 
sich auch bereit, den EngÜndem Indien zu garantieren, auf derglei- 
chen Grundlage, zu der sich 1 9 1 2 Japan verstand^) . Auch aus den Ver- 
öffentlichungen der bolschewistischen Regierung ergibt sich khv, 
daß Sir Edward Grey seit dem Frühj.ihr 1914 eme Flottenkon- 
vention mit Rußland ins Auge gefaßt hat, nicht aber ein Festlands- 
abkommen, und zwar aus dem Grunde, weil über die englische 
Landmacht Verfugungen für den Kiiegsfall bereits getroffen seien. 

Im Sommer 19 14 ist also das engüsch-russisch-firanzösische 
Bfindnisverhältnis im Begriff gewesen, intimer zu werden — natfirlidt» 
wie von englischer Seite immer betont worden ist, mit defensiver 
Absidit. Von einem Abschlüsse dieser Verhandlungen im Sinne 
eines tatsächlichen militärischen Bündnisses der drei Mächte 
kann natürlich nicht gesprochen werden. Der «ögemde Teil war 

>) Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. 6, ao; Zuschrift 
Professor Schicmaiuis ui die Kreuzzeitung vom ag. März 1919. 
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immer Sir Edward Grey, der infolge der Indiskretion des Berliner 
Tageblattes stutzig geworden war und den Widerstand eines Teiles 
der liberalen Partei fürchtete*). 

Wäre Fürst Lichnowsky genau von Berlin eingeweiht worden^ 
dann hätte er vielleicht in manchem eine andere Stellung einnehmen 
können. Was er über seine unmittelbaren Eindrücke in London 
berichtete, bezeugt aber jedenfalls eine vorzügliche Beobachtungs- 
gabe, und seine Beurteilung der Gesamtlage, wie sie durch den 
österreichisch-serbischen Konflikt geschaffen war, ist jedenfalls 
die treffendste gewe<;en, die von einem deutschen Diplomaten 
damals ausgegangen ist. Kemeswegs war Lichnowsky dafür, daß 
Österreich von Berlin aus völlig fallen gelassen werden sollte. Er 
schrieb am 23. Juli in einem Privatbrief an Jagow : „Die Erhaltung 
Österreichs ist für uns von größter Wichtigkeit, nur müssen wir 
bei dem Bündnis der leitende, nicht aber der leidende 
Teil sein. Das Bündnis war doch ab eine gegenseitige Versicherung 
g^cht gegen politische Wetterschiden, nicht aber als ein Zuaam- 
menschluB zu einer gemeinsamen polit^chen Firma. Wir müssen 
Österreich zwar schützen, es liegt aber mcht in unserem Interesse, 
es bei einer aktiven Balkanpolirik zu unterstützen, bei der wir alles 
zu verlieren und absolut nichts zu c^ewinnen haben." Man kann 
die Berliner Politik der entscheidenden Wochen nicht schärfer, 
aber auch nicht treffender kritisieren. Lichnowsky war der Auf- 
fassung, daß der Bündniswert Österreichs auf seiner militärischen 
Leistui^plShigkeit und nicht auf seinem auswärtigMi Prestige 
beruhte: trotx einer diplomatischenNiederlage desGra&nBetchthold 
sei Deutschland stark genug, um der Dreibundgruppe Einfluß zu 
verschaffen. Diese letztere Ansicht ist wohl nicht ganz stichhaltig 
und war auf die persönliche Mentalität Jagows berechnet, der sich 
ja von der konventionellen Dreibundpolitik nicht losreißen konnte. 
Hätte man von Berlin aus Österreich fallen lassen, so hätte die Drei- 
buiidgruppe als solche diese Niederlage wohl nicht lange überleben 
können^). Jedenfalls hat Lichnowsky die Berliner Leitung recht- 
zeitig darauf aufmerksam gemacht, daß österreichische Gewalt- 
schritte keine Sympathie in England finden würden« Der öster- 
retchtsche Thronfolger war in ^gland schon wegen seines Kleri* 
kalismus wenig behebt; die brittsdien Sympathien, besonders die 
der liberalen Partei, galten von jeher dem Natioiialitatenprin«q> 
und stellten sich deshalb auf Seite der Italiener gegen Österreich, 
und ebenso während der Krisen von 1908 und 19 12 auf Seite der 
Slawen gegen Österreich. In England hat man es auch zeitig 

Brief des Staatssekretärs von Jasow an Generaldirektor Ballin vom 
15. Juli TOT 4; Die deutschen Dokumente znm Kriegsausbruch, Nr. jd. 
') Die deutschen Dokumente zum Kriegsat^bruch, Nr. x6i. 
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durchsdiaut, daß östendcfa eben die günstige Gelegenheit, be- 
nutzen wollte und den Mord von Sarajewo als Vorwand nahm» um 
den unbequemen Nachbarn zu schädigen^). Die Auffassung Sir 
Edward Greys ging von vornherein dahin, daß eine Schmälerung 
des serbischen Gebiets nicht in Frage kommen dürfe. Österreich 
sollte seine Genugtuung haben, aber es sollte nicht die Gelegenheit 
ergriffen werden, um den Status quo auf dem Balkan zu verändern. 
In diesem Sinne verwandte sich Sir Edward Grey auch in Petersburg 
zugunsten der österreichischen Ansprüche^). Es herrschte aber, 
und diescb Moment ist für den Gebäintveriauf ausbcliiaggebeud 
gewesen, damals in Rußland wohl hauptsächlich wegen der stocken- 
den Verhandlungen über das Marineabkommen eine Mißstimmimg 
gegen England. Sir Edward Grey sagte Lachnowsky, er müsse auf 
die russische Empfindlichkeit Rücksicht nehmen und könne die 
russische Politik nicht durch entscheidende Worte maßgebend 
beeinflussen; an einen russischen Kriegswillen glaubte der englische 
Staatssekretär nicht, oder wenigstens versicherte er dem deutschen 
Botschafter, daß er nicht daran glaube. Dasselbe sagte der russische 
Botschafter in London Graf Benckendorff zu Lichnowsky, dessen 
Vetter er war. Wie es scheint, hat Lichnowsky wegen der verwandt- 
schafdichen Beziehtingen seinem russischen Kollegen ohne weiteres 
Vertrauen geschenkt — Graf Benckendorff war es aber gerade, 
der alles darauf anlegte, Rußland und England gegen die Zentral- 
mächte zusammenzubringen. 

Wie reagierte nun die russische Regierung auf die wieder- 
holten Versuche Greys, mäßigend einzuwirkend* Der englische 
Botschafter in Petersburg hnt bereits am i8. Juh* berichtet, Sa- 
sonow habe offen erklärt, Rußland könne ein österreichisches Ulti- 
matum an Serbien nicht hinnehmen; und der russische Minister 
sprach in diesem Augenblick bereits von militärischen Maßnahmen, 
die vielleicht ergriffen werden müßten. Dieser offenbar russische 
Kriegswüle hat Sir Edward Grey zeitig pessimistisch gestimmt* 
Am ao. Juli sprach er zu Lichnowsky von der Möglichkeit eines 
bevCHTStehenden Krieges aewisclien den GroBmSchten; seine Be- 
mühungen in Petersburg setzte er aber fort: er riet wiederholt, man 
solle sich mit Wien verständigen. Wir wissen bereits, wie er- 
folglos diese wohlmeinenden Ratschläge waren. Nachdem Sir 
Edward Grey die Note Österreichs an Serbien kennen gelernt 
hatte, fand er, daß die Gefahr des europäischen Krieges in nächste 
Nähe gerückt sei. In seiner Unterredung mit Lichnowsky zeichnete 
er ein Zukunftsbild, das nur allzu gut gesehen war: gänzliche Er- 

') Die deutschen Dokumente tum Kriegsausbruch, Nr. 49» Bericht vom 
24. 7. 1914. 

*) Grey an Budianan, Oman, a. a* O., S. 19. 
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Schöpfung und Verarmung Europas, Vernichtung von Industrie und 
Handel, Zerstörung der Kapitalskraft, revolutionäre Bewegungen wie 
im Jahre 1848. Baliui, der damals m London war, bezeugt gleich- 
fills, ta seinem BäeS an Jagow vom 24. Juli, den Pesstnusmits der 
englischen Staatsmänner» der noch durch die trischen Schwierig- 
heiten verschärft wurde. Besonders beklagte Sir Edward Gr^ 
an der österreichischen Note die kufse Befiristung, und er hat sich 
gleich den übrigen Mächten an dem russischen Versuch beteiligt, 
in Wien eine Fristverlängerung herbeizuführen. Wegen des Ab- 
bruchs der österreichisch-serbischen Beziehungen kam dieser Ver- 
such dann nicht zur Ausführung. Man begreift, daß Lichnowsky 
unter dem Eindruck der englischen Auffassung nicht an die 
Möglichkeit einer Lokalisierung des Streites glauben konnte: falls 
es 2U einem Waffengang mit Serbien kommt» schrieb er an Jagow 
am 23. Juli» gehört die Lokalisierung dem Gebiete der frommen 
Wunsche an*). Sir Edward Grey regte nunmehr, da eine Frist- 
verlängerung unmöglich war» eine Vermittlung der vier nicht un* 
mittelbar beteiligten Staaten England, Deutschland, Frankreich 
und Itilien rwischen den beiden Gegnern Rußland und Österreich- 
Ungarn an. Dieser Vorschlag vom 24. Juli, der dann am 25. in 
dem Sinne erweitert wurde, daß die beiden Gegner gebeten werden 
sollten, von militärischen Angriffen auch nach der Mobilmachung 
zunächst abzusehen, wurde von der deutschen Regierung sofort 
angenommen» allerdings unter Vorbehalt ihrer bekannten Bfindnis^ 
pflichten. Sir Edward Grey unterschied scharf zwischen dem 
^fsterreichisch-serbischen und dem österreichisch-russischen Kon- 
flikt« In den ersteren wollte er sich nicht mischen ; er sagte Lich- 
nowsky, daß er ihn nichts angehe. Den österreichisch-russischen 
Streit sah er aber als eine Gefahr für den Weltfrieden an; er er- 
innerte ausdrückhch an die Londoner Botschafterkonferenzen von 
1913, durch die damals der Weltkrieg verhindert worden war. 
Für Großbritannien, sagte er, sind europäische Verwicklungen 
nicht gleichgültig, obwohl es durch keinerlei bindende Abmachungen 
verpflichtet ist^. Nach Kenntnisnahme der serbischen Antwort 
an Österreich hat aber Sir Edward Grey seine Stellung primsipiell 
geändert. Er sah die serbische Antwort als befriedigend an und 
entschloß sich deshalb, auch den fisterreichisch-serbischen Kon- 
flikt als solchen zum Gegenstand seiner Vermittlung zu machen. 
Dadurch trat die englische PoHtik in direkten Gegensatz zur 
deutschen, die ja den Lokalisierungsgedanken vertrat; dadurch 
stellte sie sich aber auch in weitgehendem Maße auf den russischen 
Standpunkt. Während am 25. Juli noch der englische Botschafter 

^) Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr. XS7, 161. 254. 
*) Die deutschen Dokumente zum Kri^sausbnich, Nr. 180 tmd 19a. 
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io Petersburg Warnungen aussprach, ganz in der Ast, wie er es 
bisher getan hatte, nahm er jetzt eine andere Haltung ein. Über 
diese Wendung sind wir noch etwas im Unklaren, da England bisher 
nicht die entscheidenden Instruktionen nach Petersburg veröffent- 
licht hat. Wir kennen aber die Berichte des Grafen Benckendorff 
vom 26. und 27. Juh', aus denen klar hervorgeht, daß sich England 
seit dem 26. klar auf die Seite Rußlands stellte. Benckendorff er- 
scheint danach als die treibende Kraft, der es nur ganz allmählich 
gelingt, Sir Edward Grey vorwärts zu bringen. Auch Lichnowsky 
hat dieses Abschwenken Englands durchaus richtig beobachtet und 
darüber nach Berlin^ berichtet« Es mag sein, dafi er am 35. und 
a6. Juli die Ausführungen Sir Edward Greys nicht so au^e£ifit 
hat, wie sie gemeint waren. Sein Bericht vom 27. Juli aber ent- 
hält die Worte : „Sollte daher die Absicht Österreichs^ den gc^jen- 
wärtigen Anlaß zu benutzen, um Serbien niederzuwerfen, immer 
offenkundiger in Erscheinung treten, <;o wird Englnnd, de??en bin 
ich gewiß, sich unbedmgt auf Seiten Frankreichs und Ri^ßbnds 
stellen, um zu zeigen, daß es nicht gewillt ist, eine moralische oder 
gar militärische Niederlage seiner Gruppe zu dulden. Kommt es 
unter diesen Umständen zum Krieg, so werden wir England gegen 
uns haben"^). 

Mit jedem Tage wurdedie Sfiradie Sir Edward Greys Uaicr und 
fester. Der englische Botschafter in Petersburg, Budhanan, wurde ent- 
sprechend instruiert, London und Petersiburg arbeiteten zusammen. 
hk dem Telegramm Benckendorffs vom 27* Juli heißt es: ,J>a8 

gestern eingetroffene Telegramm Buchanans machte anscheinend 
einen sehr nützlichen Eindruck. Jedenfalls hat die Zuversicht 
Berlins und Wiens in bezug auf die Neutralität Englands keinen 
Grund mehr'**). B. W. v. Bülow hat bereits darauf aufmerksam ge- 
macht, daß dieses Telegramm Buchanans im englischen Blaubuch 
leiilt ). ßuclianan iiatte bis dahin mit aller Offenheit betont, Eng- 
land wolle sich nicht in einen Konflikt hineinziehen lassen. Seit 
dem 27. Juli war das anders. Das bestätigt auch der Bericht des- 
belgischen Gesandten de ITscaille in Petersburg» der am 30. Juli 
schreibt, man sei heute sehr von dem Eingreifen Englands fiber- 
zwgt, Ja man hat sogar die Zusicherung, cUß England Pranlodch 
beistehen wird". 

Seit dem 26. und 27. Juli hat Sir Edward Grey die Auffasstmg 
gehabt: Serbien ist nach Möglichkeit en^gengekommen, Ruß- 

*) Die deutsdien Dokumente zum Kriessausbnicfa, Nr. 365. 

') Weißbuch betreffend die VeraiuworTiu hkeit «IC., Anlage XL Wie- 
derabdruck der „Prawda^-Aufsätze M. Pokrowskis. 

*) B. W. von Bülow, Die Grundliaien der diplomatischen Verhandlungen, 
bei KrwsBausbruch, S. 54« 
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land hat Serbien zu dieser Nachgiebigkeit veranlaßt, Österreich 
irill aber den Krieg, Deutscfalatid mänt dahinter, und Ruffland 
muß eingreifen. Selbstverständlich ist diese brttuiche Auffassung 
4nicli dem französischen Botschafter in London, Paul Cambon, nicht 
i^rborgen geblieben. England gab Rufiland moralisch Recht, 
und von da bis zur positiven Teihiahme am Kriege war nur noch 
ein kleiner Schritt. Und nun ereijinete sich die folgende tragische 
Verknüpfung. Der König von England äußerte zum Prinzen 
Heinrich von Preußen, England würde sich neutral verhalten, falls 
zwischen den Kontinentalmächten der Kneg ausbrechen sollte. 
Diese Äußerung wurde von dem deutschen Marineattach^ in London 
am 96. Juli an das Reichsmarineamt telegraphiert und gleich von 
diesem an das Auswärtige Amt weitergegeben. Prinz Heinrich 
hat nach seiner Rückkehr am 29. Juli sofort diese Mitteilung dem 
Kaiser mündlich bestätigt, wie sich aus seinem Telegramm vom 
an den König von England ergibt. Die deutschen maßgebenden 
Stellen haben also in den entscheidenden Tagen fest daran ge- 
glaubt, England beabsichtige neutral zu bleiben. Es lag darin 
eine schwer begreifliche Überschätzung des Wortes des Königs 
von England, das doch keineswegs mit den amthchen Nachrichten 
übereinstimmte. Kaiser Wilhelm in erster Linie und infolgedessen 
seine Ratgeber haben den Wert des königlichen Wortes Über alles 
andere gestellt. Es ist eines der verhängnisvollsten Momente 
während der Krise, daß gleichzeitig mit dem Hin und Her des amt- 
lichen Meinungsaustausches die bekannten Telegramme der Mon- 
archen gingen, und es entsprach der deutschen dynastischen Auf- 
fassung;^ eben das Hauptgewicht auf die Äußerungen der Monarchen 
zu legen Wir wissen schon ans unserer Betrachtung der russischen 
Dinge, wie ohnmächtig der Wille des Zaren tatsächlich war. Bei 
dem König von England v.ar nach seiner ganzen Persönlichkeit 
eis wirksames positives Eingreifen noch ,weniger zu erwarten. 
Trotzdem hat man an den wichtigsten Stellen in Beriin geglaubt. Eng-* 
land beabskfatige im Grtmde nichts in den kontinentalen Konflikt 
einzugreifen, man habe es schlimmstenfalls nur mit Rußland und 
Frankreich zu tun"). Und dies geschah, obgleich Lichnowsky am 
29. Juli ein Telegramm schickte, aus dem die englische Stellimg- 
nahme in vollkommener Klarheit zu erkennen war! Sir Edward 
Grey wählte für seine ernste Mitttüung an den deutschen Bot- 
schafter die Form der freundschaftlichen und privaten Verstän- 



\) Oman (a. a. O., S. 98) niadit sich die Sache letdit, indein er etnftch 
bestreitet, daß der König von England eine solche Äußerung habe tun können. 

In diesem Sinne hat Admiral von Ingenohl auch die deutschen Ge- 
schwaderchefs über die politische Lage ioformiert. S c h e e r ^ Deutsch- 
luids Hochseeflotte im Weltkriege, S. 3z. 
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d^ung. Er sagte zu dem Botschafter, er wünsche nicht, daß die 
wedisdsettigeti herzUchen persSolicbeii Bectebungeii und ihr 
intimer Gedankenaustausch über alk pditiscfaen Fragen ihn. Lieh- 

nowsky, irre führe; er, der Staatssekretär, wollte sich fßr Später 
den Vorwurf der Unaufrichtigkeit ersparen. Und dann sagte er: 
England will Freundschaft mit Deutschland, England kann abseits 
stehen, solange sich der Konflikt auf Österreich und Rußland be- 
schränkt ; werden aber Deutschland und Frankreich hineingezogen, 
so ist die Las^e sofort eine andere, und die britische Regierung wird 
sich unter Umständen zu scluiellen Entächlüsben gedrängt sehen; 
sie kann in diesem Falle nicht lange abseits stehen und warten. 
Sir Edward Grey fügte hinzu: Das soll keine Drohung sein, Lich- 
nowsky solle nur vor Täuschungen bewahrt werden* Recht be- 
trachtet, war diese Mitteilung trotzdem eine Drohung. Sie sah den 
fteundschafthchen Warnungen Deutschlands an Rußland in den 
vergangenen Jahren sehr ähnlich; sie war ein Ultimatum in der 
diskretesten, schonendsten und vorsichtigsten Form. Es w^r 
eigentlich unmöglich, sich nach dieser Mitteilung noch Illusionen 
über die englischen Entschlüsse zu machen. 

Seitdem sicii England auf die russi^sche Seite am 26. Juii ge- 
stellt hatte, hatte der englische Vemtittlungsvofschlag zu Vieren 
einen neuen Sinn: Die BoCschafterkonferenz in London, die Sir 
Edward Grey anregte, sollte nach setner Ansicht die österreichisch- 
serfaischen Fragen regeln und damit den eigentlichen Anlaß des 
österreichisch-russischen Konfliktes aus der Welt schaffen* Das 
lehnte Deutschland nunmehr ab: Österreich könne nicht wegen 
seiner Ausemandersetzung mit Serbien vor ein europaisches Gericht 
gezogen werden. Das Motiv der deutschen und der Österreichischen 
Regierung war klar: Österreich hatte auf der Botschafterkonferenz 
in London nach seiner Auffassung schlechte Erfalirungen gemacht; 
Während der Annexionskrne 1908/9 h^ es gleichfalls eine Konfe- 
rtDZ abgelehnt; endlidt Uig nach der österreichischen Aulfassung, 
die allerdings, wie wir wissen, nicht haltbar war, in erster Linie 
ein strafrechtlicher Tatbestand vor, für den eine internationale 
politische Konferenz nicht kompetent war. Der Gedanke der Bot- 
sch^fterkonferenz fand auch bei Rußland keine Gegenliebe: der Be- 
scheid von Petersburg lautet dahin, daß der Weg direkter Bespre- 
chungen mit Wien besser sei — ein Weg, der damals schon gründ- 
lich verbaut war. Die Aussichten für die Mittelmächte auf einer 
Botschafterkonferenz waren ziemlich trübe. Italien hätte auf der 
Gegenseite gestanden, die Endlosigkeit der Verhandlungen der 
leisten Botsdiafterkoi^ierenie konnte nur abschreckend wirken. Die 
deutsche Leitung hielt also von dem Konferenzvorschlag wenig und 
madite auch gegenflber Osterreich daraus keinen Hehl* Inuneifaia 
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bemühte sie sich, die englischen Vorschläge weiterzugeben, um 
das gute Verhältnis zwischen Deutschland und England nicht leiden 

lassen. Nachdem Str Edward Grey mit 
sdilag oicfat dtirchgedrungen war» regte er am »7* Juli an/ die ser- 
btsche Antwortnote inöchte als Grundlage für Unterhandlungen an- 
genommen werden, und die vier unbeteiligten Mächte sollten dabei 
vermitteln. Die deutsche Regtenmg war sich durchaus bewußt, 
daß sie diese englische Anregung nicht ohne weiteres abweisen 
könnte, nachdem sie den Konferen:;vorschIag ungünstiir beurteilt 
hatte. Sie entschloß sich also, den englischen Vorschlag Wien emf)- 
fehlend zu unterbreiten. Graf Berchtold stellte sich demgegenüber 
auf einen durchaus negativen Standpunkt : eine Unterhandlung auf 
Grund der serbisdun Antwortnote sei ausgeschlossen, das Wiener 
iCabinett habe die vollständige Annahme gefordert, Serbien wolle 
sicfa kdiglicfa durch Winkelsuge aus der Verlegenheit ziehen« In 
einem Memoire vom 79* Juli motivierte das Wiener Kabinett näher 
seine ablehnende Haltung. Die Österreichische Aktion, hieß es 
darin, richtet sich ledic^Hch gegen Serbien: die österreichischen 
Gefühle für Rußland sind durchaus freundschaftlich. 

Am 29. Juii erfolgte dann der dritte und letzte Versuch Sir 
Edward Greys, eine Formel zu finden, mittels welcher die vier nicht 
tmmittelbar beteiligten Großmächte den schwer gefährdeten Frieden 
erhalten könnten. Der Gedanke war, Österreich dahin zu bringen, 
sich mit einer Okkupation eines Stückes von Serbien z» begnügen 
und nicht weiter vorzugehen, bis die GroSmächte zwischen öster- 
reich tmd Rußland vermittelt und Österreich volle Genugtuung 
von Serbien verschafft hätten. Dieser Vorschlag wurde auch im 
Teleo;ramm des Königs von England an den Prinzen Heinrich vom 
50, Juli wiederholt. Die deutsche Regierung hat nun diesen gewiß 
sehr vernünftigen und sachgemäßen Vorschlag bei der österreichi- 
schen aufs Wärmste befürwortet. In seiner Begründung hat Beth- 
mann Holiweg, durch die letzten Miiieilungen Lichnowskys in 
seinem Optinaimtus grOndlicfa etschfittert^ die Lage mit voU- 
isonmiener Klarheit g^childert: »Wir stehen somit, faUs Ostetreidi 
jede Vermittlung ablehnt, vor einer Koofk^ration, bei der England 
gegen uns, Italien tmd Rumänien nach allen Anzeichen nicht mit 
uns gehen würden, und wir zwei gegen vier Großmächte ständen, 
Deutschland fiele durch Gegnerschaft Englands das Hauptgewicht 
des Kampfes zu. Österreichs politisches Prestige, die Waffen- 
ehre seiner Armee, sowie seine berechtigten Ansprüche Serbien 
gegenüber könnten durch Besetzung Belgrads oder anderer Plätze 
hinreichend gewahrt werden. Es würde durch Demütigung Ser- 
biens seine Stellung im Balkan Rußland gegenüber wieder stark 
machen* Unter diesen Umständen mfissen wir der Erwägung des 
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Wiener Kabmetts dnngend und nachdfflcklich anheunstelien, die 
Vermittlung zu den angegebenen ehrenvollen Bedingungen anzu- 
nehmen.. Die Verantwortung fdr die sonst eintretenden Folgen 
wäre für Osterreich und uns eine ungemein schwere"^)« Die 

österreichische Regierung hat den englischen Vorschlag am 30. Juli 
empfangen. Im Laufe des 30. und 31. Juli hat der englische Bot- 
schafter wiederholt wegen Antwort bei ihr nachgefragt. Die 
deutsche Regierung hat mehrfach dringende Anfragen nach Wien 
gerichtet, die aber unbeantwortet blieben. Graf ßerchtoid hat 
seine Mitteilimg für die österreichischen Botschafter in London, 
Berlin und Pj!;tersbufg cm am 3x* Juli au^esetct und eist am 
X. August expediert. hat sich dabei» abgoehen von der Ver- 
zögerung, auch noch eine durchaus unsachliche und* obetflädilidie 
Behandlung zu Schulden kommen lassen*). Eine Antwort an 
Deutschland ist überhaupt nicht gegeben worden. Aber bereits 
bei der Mitteilung des englischen Vermittkingsvorschlnges erklärte 
Graf Berchtold, er sähe in Anbetracht der inzwischen erfolgten 
Kriegserklärung an Serbien den Schritt Englands als zu spät er- 
. folgt an^j. 

Über die Motive des Grafen Berchtold geben die österreichischen 
Akten auch vollkommenen AufsdiluS: er hat dem Kaiser Fianc 
Joseph vorgetragen, daB man in der Form England Entgegen- 
kommen zeigen mfisse, daß die Antwort sehr verbädlicb sein solle» 
aber auf den tatsächlichen Inhalt einzugehen vermieden werden 
müsse. Es ist also Österreichs und nicht Deutschlands Schuld, 
wenn der letzte Vermittlimg^vorschlag Sir Edward Grcys die Krise 
nicht hat lösen können. Begreiflich genug ist es auch, daß sich in 
London die Litierschütterlichc Überzeugung gebildet hat, die 
deutsche Regierung habe mit böser Absiciit alle MögUchkeiten einer 
befriedigenden Lösung verhindert. Eine solche böse Absicht 
scheint aus dem Telegramm des Graftn Szögy^ny vom 27. Juli 
zu folgen* Jagow sagte dem österreicfaiscfaen Botschafter an diesem 
Tage, die deutsche Regierung fßbe wohl die Vermittlungsvorschläge 
Englands an Österreich weiter, unterstütze aber ihrerseits ein Inter- 
vention^verlangen keineswegs*). Die deutsche Auffassung hat sich 
aber m der Zeit vom a?. bis zum 29. Juli wesendich geändert, wie 

') Die deutschen Dokumente tarn Kriegsaustmidi, Nr. 395; vgl. aock 
die bei Oman, The Outbreak of the War of I9i4'i8, S. 54 veröffentlichte 
chiffrierte Geheimdepesche Goacbens an Grey über seine Unterredung mit 
Bclhniana am 39. Juli. Ferner den weiteren Dq)e8dienweGli8cl «wachen 
Goschen und Grey am 29. und 30. Jul^ S. 56« 

•) Gooss, 3. a. O-, S. 235f. 

*) Die deutschen Dokumente zum Kri^sausbruch, Nr. 3x3. 

0 Ich lasse hier die Frage beiseite, inwiefern die Altecaadtwadie Szi^inys 
seine Benichtetstatliiiig beeintfächtigt hat; ygLPreußiidie Jahrbficher« Juu 1919. 
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wir wissen, infolge des Stiiiiraungsumschwunges in London. Wenn 
also am 29. Juli Bethmann Hollweg mit allen Mitteln den letzten 
Vorschlag Sir Edward Gfcys m Wien befiOrwortete, so fcontiten die 
Österreicher unmSgUch auf Grund jener schon veralteten Stellung- 
nahme darin ein machiavelÜstisches ManAver sehen* Es kann 
aber wohl sein, daß Graf Berchtold mit einer gewissen Absichdidi- 
keit die ältere Weisung zur Richtschnur seines Haadehis genommen 
hat. Ausgeschlossen ist aber, daß er ehrlich geglaubt hat, damit 
Deutschland einen Dienst zu leisten. Er machte eben österreichische 
Poh'tik und zog das Deutsche Reich mit hinein, das von dem Zwei- 
frontenkrieg, vor allem aber von dem Krieg mit England in letzter 
Stunde am liebsten zurückgetreten wäre. 

Wenn man die Schritte Greys in Berlin und in Wien verfolgt, 
SO Üann ein Zweifel an seiner Loyalität nicht aufkommen. Wenn 
man aber damit das vergleicht, was von dem Meinungsaustausch 
zwischen Petersburg und London bis jetzt bekannt ist, so will das 
nicht oJme weiteres dazu passen. Was konnte schließlich ein Ent- 
gegenkommen Österreichs, wie es Grey wünschte, helfen, wenn 
gleichzeitig Rußland durch seine Gesamtmobilmachung jede 
österreichisch-russische Verständigung unmöglich maclite und den 
deutsch-russischen Konflikt mit Notwendigkeit heraufbeschwor J* 
Greys Gedanke war, Österreich solle ein Zugeständnis machen, das 
Rußland ins Unrecht versetzte. Wenn Rußland dann noch ab- 
lehnte, dann k&mte er euMn Druck auf Pata und Petersburg aus- 
üben^). Ein tetfttges Wort in Petersburg w9re das allein wirksame 
Mittel gewesen. Seit dem 37. Juli hOrt aber der englische Bot* 
schafter Buchanan auf, Sasonow zu warnen. Sasonow hätte 
die Gesamtmobilmachung nicht gewünscht und nicht erreicht, 
wenn er der englischen Hilfe nicht sicher gewesen wäre. 

Es kann sein, daß Sir Edward Grey nicht in der Lage war, 
die Voraussetzungen und die Folgen der ru^ischen Mobilmachung 
richtig einzuschätzen. An ein Doppelspiel mit böser Absicht 
braucht man keineswegs zu glauben. Der Fehler, den Sir Edward 
Grey gemacht hat, liegt ja nach unserer Betrachtung völlig klar 
auf der Hand: er hat sich, zunächst diplomatisch, seit dem 25. und 
36. Juli auf die russiscfae Seite gestellt, obgleich Rußland den dster' 
fdchisch-flerbiscfaen Konflikt zum Kiieg gegen Osterreich benutzen 
wollte; er hat dadurch unbewußt die russäclien Angrifi&ahsichten 
gestärkt und dem Friedensgedanken, dem er dienen wollte, gründ- 
lich geschadet. Alles, was er an Instruktionen nach Petersburg hat 
gehen lassen, trägt einen zaghaften und unsicheren Charakter. 
Das englisch-russische Verhältnis war ja wohl nicht intim genug, 

0 Die dctttschen Dokumente zum Kriegsaasbruch, Nr. 48g. 
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um sehr kräftige Worte aushalten zu können. Immediia wünschte 
Sir Edward Grey das Verhältnis zu Rußland aufrecht tut erhalten» 
selbst auf die Gefahr des Krieges hin, anstatt daß er es gefiUirdet 
hätte im Interesse des Weltfriedens*)* 

9. Die Katastrophe 

Was war das letzte Ziel der Pohtik Sir Edward Greysl* Es ergibt 
sich aus der Atif Zeichnung, die der englische Botschafter Goschen 
dem deutschen Reichskanzler als GrimdLige für ilir Gespräch am 
31. Juli überreicht hat. Sir Edward Grey hatte die Absicht, wenn 
damals die Krise glücklich vorübergegangen und der Friede Europas 
gewahrt worden wäre, sich dafür einzusetzen, ein Übereinkommen 
zustande m bringen, an dem auch Deutsciilaiid teilnehmen soUte^ 
wodurch es die Sicherheit erhalten hätte, daBRuiSland, Frankreichund 
Großbritanien weder einzeln noch gemeinsam eine aggressive oder 
feindselige Politik gegen Deutschland oder dessen Verbündeten 
verfolgte. Ein solches Übereinkommen wäre die Vorstufe eines 
Völkerbundes gewesen; es ist kein Zweifel, dnß schon Ediinrd VII. 
eine derartige, zunächst europäische Geraemschaft als letztes Ziel 
vorgeschwebt hat; Sir Edward Grey hat diese Ideen wieder aufge- 
nommen und während der Balkankrise von 19 12/13 dafür gearbeitet. 
Deshalb waren ja gerade die deutsch-englischen Beziehungen seit- 
dem soviel besser geworden. ' Sir Edward Grey war der Ansicht, 
daB dieser bisher ab utopisch angesehene Gedanke Aussicht haben 
wärde auf Verwirklichung» wenn die Krise vom Sommer 19x4, 
die schärfste, die Europa seit Generationen erkface» überwunden 
wäre und einem Gefühl der Erleichterung und der Entspannung 
Platz gemacht hHrte.^) Wenn Sir Edwnrd Grey dieses großes Ziel 
im Sommer 1914 nicht erreicht hnt, so tragt er persönlich daran 
einen guten Teil der Schuld. Er hat in den Julitagen letzten 
Endes nicht eine europäische Politik getrieben, sondern eine asia- 
tische, also recht die alte englische Weitpolitik rem egoistischen 
Charakters. Gewiß hat England «u Rufiland nicht ein so starkes 
Autoritätsverhältnis gehabt, wie etwa Deutschland zu Österreich; 
Rufiland war vielmehr der asiatische Konkurrent imd Gegner Eng«- 
lands; England mußte befürchten^ daB sich der russische Erobe- 
rungsdrang nach Asien zurückwenden wfirde, wenn er sich nicht 
in Europa austoben konnte. Und es war eben das englische In- 
• teresse, daß Rußhnd nicht gegen Japan und Indien marschierte. 
Also marschierte Rußland gegen Deutschland. Was ein russischer 
Einfall in Europa an Gefahren für die heiligsten Kulturgüter der 

0 Die deutKlien Dokumente zum Kriqjsausbrucfa, Nr» 43^ 
*) Die deutKlien Dokumente «um Kriegsawlinich, Nr« 497« 
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Menschheit bedeutete, davon hat Sir Edwaid Gfcy keinen B^rifif 
gehabt oder er hat diesen Gesichtspiinkt lOr weniger wicht^ ge- 
halten. Deutschland und Rußland wnr t n die beiden großen Gegner^ 
die England auf seinem Weg fand: Rußland der alte Gegner seit 

dem Krimkrieg, Deutschland cr^t der Gegner von gestern. Fs war 
schließlich der größte englische Vorteil, wenn diese beiden Gegner 
sich gegenseitig zerfleischten. Wohl gab es eine andere englische 
Politik, eben die Völkerbundspolitik, die Sir Edward Grey letzten 
Endes zu verioigen glaubte oder wirkhcii verfolgen wollte. Für 
diese Politik wäre Serbien eine Frage dritter Ordnung gewesen; 
fdr diese I^olitik hätte der Gedanke in erster Linie gestanden» daß 
man Deutschland in Europa und außerhalb Europas Raum £Qr 
seine Kräfte geben müßte; diese Politik hätte bei einem Kriege 
zwischen Deutschland und Rußland, wenn auch nicht aktiv, so doch 
politisch und kulturell nuf der Seite Denfschbnds gestanden. 

Was hat Deutschland getan, um England vom Krieg fcrnzu- 
haltenf* Wir kennen die Besprechung vom 29. Juli, die im Neuen 
Palais unter Vorsitz des Kaisers stattfand. Ihr Ergebnis war, daß 
der Zweifrontenkrieg als unvermeidlich angesehen wurde. Zu- 
gleich mit dkser Übmeugung machte sidi aber eine andere geltend, 
daß es vor allem darauf ankäme, England von diesem Zweifronten- 
krieg fernzuhalten. Die Sprache Sir Edward Greys war ja schon 
sehr bedrohlich geworden; seine entscheidend e Unterhaltung mit 
Lichnowsky hatte, recht betrachtet, den Charakter eines Ulti- 
matums. Bethmnnn Hollweg macht deshnlb am 29. Juli dem eng- 
h'schen Botschafter ein Neutralitätsar^gebot. Deutschland wollte 
sich verpflichten, keine Gebietseroberung auf Kosten Frankreichs 
zu machen, wobei aber die französischen Kolonien ausgenommen 
sein sollten; Deutschland wollte sich femer verpflichten, die Neu- 
tralität und Integrität Hollands am achten, ebenso die Integrität 
Belgiens, falls Deutschland durch Belgien marschieren mfißte, 
vorausgesetzt, daß Belgien nicht gegen Deutschland Partei er- 
greife« Dieses Neutralitätsangebot wurde von Sir Edward Grey 
am 30. Juli in scharfer Weise zurückgewiesen. Er stellte sich auif 
den Standpunkt, daß Fngland unmöglich mit gekreuzten Armen 
zusehen könne, wenn sich Deutschland der französischen Kolonien 
bemächtigte und Frankreich niederschlüge; Frankreich müßte da- 
durch seine Stellung als Großmacht verlieren und ein Trabant der 
deutschen Politik werden. England lehnte femer jeden Handel 
Aber die belgische Neutralität ab; Sir Edward Grey erklärte, 
es sei die Pflicht Engbnds, sich die volle Handlungsfreiheit 91 er^ 
halten für alle Fälle, die aus der gegenwärtigen Situation folgen 
könnten^). Die Schärfe dieser Erklärung wurde allerdings wesent- 

0 Rnglwchw Blaubuch, Nr. 101. 
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lieh gemildert durch den erneuten Appell an die Zusammenarbeit 
von Deutschland und England im Interesse der Erhaltung des euro- 
päischen Frieden«?. Dieses Ziel sei das einzige Mittel, die guten 
Bezuehungen zwischen Deutschland und England zu erhalten. Es 
folgen dann jene auf einen Völkerbund bezüglichen Ausführungen, 
die wir oben erwähnt haben. Das war also die Situation am Morgen 
des 30. Juli. Der Zweifrontenkrieg schien unvermeidlich, die 
Teilnehmerschaft Englands schien unabwendbar. — Es war Beth- 
nuum Hdlweg gelungen, entgegen der Meinung der militarisclien 
Stellen« die Verkündigung der drohenden Kriegsge&hf hinatis^i- 
schieben, sodaß am 29. Juli lediglich der militärische Bahnschutt 
verfugt wurdet« Die Mobilmachung wurde noch nicht in Aus- 
sicht genommen; die Bekanntmachung des LoknI-Anjeigers vom 
30. Juli, durch welche die deutsche Mobilmachung verkündet 
wurde, war die Folge einer Entgleisung unverantworthcher militä- 
rischer Stellen, einer Entgleisung, die natürlich verhängnisvoll genug 
war. Diese falsche iVleidung erliöhte die nervöse Spannung der 
kritischen Stunden in lurdttbarer Wene. Umnittetttare Folgen 
im schlimmen Sinne hat der Unfug nachweislich nicht gehsüit. 

Da, im letcten At^enblicke, kam esnochmab zu einer scheinbaren 
Entspannung. Die direkten Besprechungen «wüschen Wien und 
Petersburg wurden wieder aufgenommen. Am 28. Juli ist der 
russische Botschafter in Wien, Schebeko, bei Graf Berchtold ge- 
wesen; sie kamen iiberein, die Konversation über das Verhältnis 
der beiden Lander, wenn auch nicht über die serbische Frage, fort- 
zusetzen. Ebenso fanden zwischen Sasonow und dem öster- 
reichischen Botschafter in Petersburg Unterhaltungen statt, wo- 
nach ein Gedankenaustausch zwischen Rußland und Osterreich 
auf breiter Basis stattfinden sollte; der asterreichüsche Versieht auf 
tenttoftale Vetgrdfierungen wurde immer wieder wiederholt, Graf 
Berchtold hat in diesen letzten entscheidenden Tagen ebenso wie 
Sasonow den Wunsch zum Einlenken gezeigt: es ist dies eine 
charakteristische Reaktion gegenüber dem Kriegswillen der vor- 
herigen Tage, und dieses Moment o:estaltet die Ges^mtlage noch 
unklarer, als sie sowieso schon war. Die Unterhaltungen der Diplo- 
maten sind niemals so freundschafdich, intim und friedlich gewesen,, 
als unmittelbar vor Kriegsausbruch. Indessen lief die Hauptent- 
wicklung weiter: Österreich setzte seine kriegerischen Operationen 
gegen Serbien fort» Osterreich weigerte sich« den letzten englischen 
Vemittttungsvorschlag anzunehmen, die russische Gesamtmobil- 
machung «folgte, und auch die Österreichische Gesamtmobfl- 
machung wurde am 31. Juli angeordnet. Es macht einen sehr 
eigentfimlichen Eindruck, daß diese scheinbare Entspannung 

*) Dctttsdie Dokamente usw., Nr. 456. 
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zwischen Österreich und Rußland in denselben Tagen vor sich ging, 
in denen der Bruch zwischen Deutschland und Rußland stattfand. 
Konnte Deutschland jetzt nicht noch den Frieden duichsetzen^ 
Die tuäMadbm Maschinell liefen schon — dagegen kam «W^nw»w< 
auf. Auf die Nachricht von der tusstscfaen GftMmnnobilmachttng 
wttfde am 31. Juli dfcr Zustand drdienderKriegsge&hr inPeuischland 
erklart. An Rußland wurde das fonncUe Ultimatum gerichtet, das die 
KitwHHfng jeder Kriegsmaßnahmen gegen Deutschland und Öster- 
reich binnen zwölf Stunden verlangte. Die fran::ösische Regierung 
wurde von dem Ultimatum an Rußland in Kenntnis gesetzt und 
aufgefordert, binnen achtzehn Stunden sich zu erklären, ob Frank- 
reich in einem russisch-deutschen Kriege neutral bleiben wolle. 
Die politischen Stellen iiatten versucht, dieses doppelte Ukunatum, 
das ja logisch aus den Beschlossen vom 29. Juli folgte, zeitlich noch 
Unausaischieben. Die milttärischen Stellen haboi sich aber auf 
das lebhafteste einer noch wei te ren Hinausschiebung der deutsdien 
militärischen Handlung widersetzt. Dasselbe Büd bietet sich bei 
der Krtegserklänmg an Rußland dar« am z. August, als das Ulti- 
matum unbeantwortet blieb. Man kann m'cht sagen, daß die militä- 
rischen und politischen Stellen einheitlich gearbeitet hätten; die 
militärischen Stellen haben vielmehr ihr Möglichstes getan, um 
die Entwicklung im kriegerischen Sinn 2;u beschleunigen. Es wird 
immer eui Ruhm für Betliinanii Hollweg bleiben, daß er die letzten 
entscheidenden Schritte bis zur äußersten Grenze des Möglichen 
hinauszuschieben sich bemühte* Die beste Rechtfertigung für 
ihn und schlieBlich auch für das Handeln der militibischen Stellen 
liegt aber, wie immer wieder betont werden muß, in der russischen 
Gesamtmobilmachung. Von dem politischen Urteil des Großen 
Generalstabes geben die Akten ein sehr wem'g erfreuliches Bild. 
Die Naivität, mit der der Gedanke einer Revolutionierung Indiens, 
Ägyptens usw. entwickelt wird, ist erstaunhch. Das Zusammen- 
arbeiten zwischen militärischen und politischen Stellen mutet oft 
an, als handle es sich um die letzten scharfen Redewendungen 
zwischen Duellgegnem. So hat z. B. Großadmiral von Tirpitz 
vom Auswärtigen Amt eine schriftliche Mitteilung ftber 
den Kriegsbeghm mit Rußland verlangt und sich mit der mOnd^ 
liehen oder telephonischen Inkenntnissetzung nicht begnügen 
wollen. Ein eigentümliches Mißtrauen zwischen hohen Reichs- 
imtem*) ! Die Kriegserklärung an Rußland — sie lag eigendich schon 
in dem letzten Ultimatum, das überhaupt nicht beantwortet worden 
ist — wurde vom Knegsminister Generai von Falkenhayn aus poli- 
tischen Gründen für einen Fehler gehalten. Der Chef des General- 
stabes, General von Moltke, hat sich dagegen für die formelle 

') DU deutsdien Ddnameote zum Khegsausbzxich, Nr. 6ax und 633. 
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KriegserkUbning emgesetst, um sofort kriegeradie Handlungen iroT' 

nehmen zu können, und Bethmann Hollweg hat sich dieser Ansicht 
angeschlossen^). Aus militärischen Gründen hat also Deutschland 
unnötigerweise den Anschein nach außen hervorgerufen, als habe 
es den Krieg entschieden. Noch bedenklicher ist sicher das gleich- 
zeitige Erlassen eines Ultimatums an Frankreich gewesen, und am 
allcrbedenklichsten die Begründung, die in der offiziellen Kriegs- 
erklärung an Frankreich vom 3. August u. a. gegeben worden ist. 
Es ist darin von Fliegerbomben die Rede, die von französischen 
Fliegern auf Bahngeleise bei Nürnberg geworfen seien.' Es handehe 
sich um eine Falschmeldung infolge von Kriegspsychose*). 

Von der Gegenseite ist die Frage aufgeworfen worden: hat 
Österreich Kenntnis von unseren Schritten gehabt, ist mit Oster- 
reich beraten worden vor Absendung der beiden Ultimaten an 
Rußland und Frankreich«' Diese Frnge verschiebt das Problem; 
es gab für die deutsche Regierung jetzt m erster Linie einen deutsch- 
russischen Konflikt, der akut geworden war, nachdem Rußland 
auf Deutschlands energische Warnungen nicht wie gewünscht 
re^^ert hatte. Die russische Teilmobilmachung, noch mehr aber 
die russische Gesamtmobilmachuiig bedeuteten ein Htnauswaduen 
des Konflikts über die serbische und die ästerreichische Sphäre. 
Deutschland mußte die letzten schwersten Entscheidungen ganz 
nach seinen Interessen treffen; es ist freilich sehr verwimderhch, 
daß es in Österreich Leute gab, die die deutsche Krieperklärung 
an Rußland als einen Al:i ansahen, der die österreichische Ver- 
handlungsbereitschaft gestört hätte. Österreich hätte früher durch 
Nachgiebigkeit die drohende Gefahr des Weltkrieges beschwören 
sollen ; es war jedenfalls sehr imangcbracht, hinterher einen Teil 
der Verantwortung auf Deutschland abschieben zu wollen. Die 
machiavellistische Politik des Graüen Bercfatold wird vidleicht 
gerade durch dieses Manöver besonders denkwürdig bekrönt: 
Deutschland setzt sich für Österreich bis zur Selbstaufopferung 
ein, und Osterreich findet, daß Deutschland Verständigung^^ 
möglichkeiten verdorben hat. Noch am 2. und 3. August kamen 
aus London Nachrichten, daß Osterreich jetzt zu Verhandlungen 

Moltkc muß sonst das Zeugnis ausgestellt werden, dä3 er, persöiüich 
keineswegs kriegslustig, seine Verantwortimg überaus ernst nahm und schwer 
daran trug. Vgl. seine Dcnksciinft vom ao. Juli 1914 (verSfiefitlidit in der 
Norddi u'bch. ;i Allgemeinen Zeitung von Oberstleutnant von Haeften am 
27. September 1917) und die Aufzeichniingen von General Hell (Vossiscbe 
Zeitung, II. September 1917). 

•) Es bedarf roch der AiifkJnrunt^, auf wen die Zumutung an Frank- 
reich zurückgeht, Toul und Verdun als Pfand seiner Neutralität in einem 
deutsch-russischen Kriege an Detstadiland ZU fibertassen. Bdeuint*idi ot 
die Forderung faktisch nicht anspe^prochen worden. Sfe hätte Frankreich 
mit Gewalt in den Krieg hmemgetrieben. Dessen t^durfte es ja freilich 
flicht (Deutsche Dokumente etc. Nr. 491). 
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bereit sei, und auch einer grundsitzlichen Besprechung seines 
Streitpunktes mit Serbien durch eine Viermächtekonferenz in 
London zustimine'). Ja, es gab 6scenreichiscfae Politiker, die die 
Frage stellten, ob in dem deutsch-russischen Krieg österteicb 
überhaupt verpflichtet wäre, Deutschland za helfen, denn Deutsdi- 
land sei der Angreifer, und der Dreibundvertrag verpflichtet des- 
halb Österreich nicht zur Mitwirkung. In der Tat hat ja auch 
Österreich seine Kriegserklärung an Rußland bis zum 5. August 
hinausgeschoben. Der unerfreuliche Eindruck, den die öster- 
reichische Diplomatie in dieser ganzen Zeit macht, wird durch diese 
letzte Stimmungsprobe recht verstärkt. Von vornherein hatte 
Österreich den Konflikt mit Rußland m seine Berechnung mit 
hineingezogen, von vornherein hatte es sich dabei auf die Mit- 
wirkung des Deutschen Retcfaes verlassen* Als nun die Dinge 
gekommen waren, wie man vorausgesehen hatte, da versuchte die 
österreichische R^erung, sich hinterher noch ein moralischem 
Ah'bi zu verschaffen : sie betonte enthusiastisch ihren Vcrhandlungs- 
willen und ihre Friedlichkeit in einem Augenblick, da, wie ihr wohl 
bekannt war, all das viel zu spät war, um noch etwas zu nützen. 

Würde England in den Zweifrontenkrieg eingreifend Das 
war die große letzte Frage. Das Verhältnis zu England wurde durch 
das belgische Problem besonders kritisch. Man hat sich deutscher- 
seits bemtUit, die Verletzung der belgischen Neutralität als tatsäch- 
lich irrelevant für die englische Kriegserklirung nachzuweisen: 
England habe darin ntir einen willkommenen Vorwand gesehen. 
Das ist eine völlige Verkennung des tatsächlichen Verlaufe der 
Dinge. In dem ersten Neutralitätsangebot Bethmann Hollwegs an 
England vom 29. Juli, das wir oben betrachtet haben, wird bereits 
die Verletzung der belgischen Neutralität als Möglichkeit ange- 
deutet. Wir kennen die schroff ablehnende Haltung Englands 
und seine Berufung auf die vorhandenen Verträge. Am selben 
29. Juh ist auch bereits das Ultimatum an Belgien im verschlossenen 
Umschlag nach Brüssel abgesandt worden; der deutsche Gesandte 
sollte auf besondere Weisung davon Gebrauch machen. Am 
selben Tage hat Jagow an den deutschen Gesandten in BrQssel 
telegraphiert: „Ist Belgien gewillt, in dem bevorstehenden Kriege 
Deutschland gegenüber eine wohlwollende Neutralität einzunehmen, 
so verpflichtet sich die deutsche Regierung beim Fnedensschluß 
nicht nur Besitzstand und Un-ibhan gigkeit des Königreiches in 
vollem Umfang zu garantieren, sie ist sogar bereit, etwaigen territo- 
rialen Kompensationsünsprüchen des Königreiches auf Kosten 
Frankreichs in wohlwollendster Weise entgegenzukommen"^. Der 

') Die deutschen Doktimcntc zum Kriegsausbruch, Nr. 687 utid 764. 
^) Die deutschen Dokumente zum Khegsau^nich, Nr. 376. 
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Entschluß der deutschen Regierung^ Belgien vor die Alternative 
ZU stellen, sich entweder auf die deutsche Seite zu schlagen und 
den Durchmarsch zu gestatten, oder den Durchmarsch als Zwangs- 
inaBftgd tu dulden, ist eine Folge des als unumstSfilich geltenden 
deutschen Kriegsplanes gewesen, der eine Niederwerfung Frank- 
reichs als eistes Erfordernis enthielt. Das Ultimatum an Belgien 
ist bereits am 26. Juli vom Chef des Generalstabs entworfen worden. 
Die politische Leitung hat wohl eine Diskussion darüber herbei- 
geführt: der Generalstabschet von Moltke aber erklärte den militä- 
rischen Zwang für absolut, und Bethmann Hollweg konnte und 
wollte sich nicht dagegen auflehnen. Der Zweifrontenkrieg schien 
so außerordentlich gefahrvoll zu sein, daß der als zwingend be- 
«eiduete müitämcfae Plan eben auf alle F3Ue durcligd&liit «erden 
muBteO* Wie verhängnisvdl diese Unterordnung der politischen 
Gesichtspunkte unter die rein militiirisdien Gesiditspunkte war, 
bedarf keines Beweises. Die entschlossene Schontmg des bel- 
gischen Territoriums von vornherein wäre in der Tat wohl das 
einzige Mittel gewesen, um die englische Neutralität wenigstens 
für eine Zeitlang zu sichern-). Dem Auswärtigen Amt kann schließ- 
lich der Vorwurf nicht erspart bleiben, daß das Ultimatum an 
Belgien, wenn es nun einmal realisiert werden mußte, viel besser 
gefaßt und aus historischen Vorgängen und Vcrtragsbestiimnungen 
viel eindringlicher hätte begründet werden kennen. 

In London wirkte die Erklärung der drohenden Kriegsgefahr 
am 31. Juli sehr ungOnst^. Sir Edward Grey hatte den Eindruck, 
daB nidit mehr RtiOland, sondern Deutschland der provoseierende 
Teil sei; wenn ihm aber Rufiland, für das er sich ja seit dem 26. Juli 

moralisch einsetzte» verhältnismäßig gleichgültig war, so wurde 
nach seiner Auffassung die Lage für England unmittelbar kritisch, 
wenn Frankreich und Belgien in den Konflikt hineingezogen 
würden. Wie entscheidend für England die belgische Frage war, 
beweist die Tatsache, daß Sir Edward Grey an diesem Tage die eng- 
lischen Botschafter in Paris und Berlin anwies, von den dortigen 
Regierungen eine Erklärung darüber zu erbitten, ob sie sich ver- 
pflichteten» die NeutralitSt Belgiens «u respektieren» solai^ sie von 
keiner anderen Macht verletzt war. Frankreich antwortete sofort in 
dem gewünschten Sinn, und auch der f ranssös&die Gesandte in Brüssel 

') Einen Begriff von dieser entscheidenden Diskussion macht die Er- 
zählung des späteren Kriegsministers von Stein. Als die ersten Nachrichten 
über Lüttich utigünslig lauteten, sagte der Kaiser zu Moltke: „Nun sehen Sic 
wohl, da haben Sie mir die Engländer ohne Grund auf den Hals gebracht 
(Pr. von Stern» Erlebnäse und Betrachtungen aus der Zeit des wdtkrieges. 
S. 38.) 

*) Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Bd. 4, Anhang 4t 
Nr^ 35; Bethmann HoUweg, Betrachtungen zum Weltkrieg, S. 167. 
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gab im Namen sdncr Regierung die offizieUe Eridärung ab, daB 
Frankfekfa die belgisdie Neutralität im Falle eines intematianalen 
Konflikts respektieren ^Ue. Dieser Entschluß könnte nur dann 
eventxteil eine Änderung erfahren, wenn die Neutralität Belgiens 

von einer anderen Seite verletzt werde. Diese französische Er- 
klärung ging auch m die Presse. Die deutsche Leittinp kam aber 
durch die englische Anfrage in begreifliche Verlegenheit. Das 
Ultimatum an Belgien lag, wie wir wissen, schon bereit in Brüssel. 
Eine Erklärung und wahrheitsgemäße Antwort an den engliscben 
Botschafter hätte die deutschen mÜitärtschen Absichten enthfiUt* 
JagQiw und ebenso Bethmann gaben also ausweichende Antworten^)» 
Sir Edward Grey wurde durch diese deutsche Haltung sehr beun- 
ruhigt; man brauchte kein Prophet zu sein, um im Hinblick auf die 
Verschiedenheit der französischen und der deutschen Antwort die 
Ereignisse der nächsten Ztikunft vorauszusagen. Sir Edward Grey 
hat gegenüber Lichnowsky aus seinem Standpunkt keinen Hehl 
gemacht: er sagte ihm am 31. Juli mit aller Deuthchkeit: Deutsch- 
land möge einen vernünftigen Vorschlag machen; wenn Rußland 
und Frankreich unvernünftig wären und einen solchen Vorschlag 
tiota; ^wgHfc**^«' UnterstQGeung nicht annähmen, dann wflrde sich 
die engHi^he Regierung nicht mehr imi die Konsequensen kfimmetn* 
Wenn es aber nicht dazu käme, würde England dutdi die Beteili- 
gung Frankreichs auch hineingezogen*). Jedenfalls entschloß sich 
England jetzt, den Schutz Frankreichs in die Hand zu nehmen. 
Am I. August kündigte Sir Edward Grey dem französischen Bot- 
schafter an, er werde im Kabinett die Erklärung verlangen, daß die 
englische Flotte sich einer deutschen Durchfahrt durch den Kanal 
imd jeder Demonstration an den französischen Küsten widersetzen 
würde* Am 2. August wurde diese Zusage offiziell gemacht. Damit 
war praktisch die deutsche Flotte lahmgelegt; Deutschland konnte 
nur noch einen Krieg mit Frankrach su Lande f&hren, wenn es 
ketnen Krieg mit England haben wollte. 

Genau wie in dem Verhältnis zu Rußland die letzten Tage 
noch eine scheinbare Entspannung brachten, so geschah es auch 
in dem Verhältnis zu England. In der englischen öffentlichen 
Meinung und bei den führenden Politikern machte sich ein starker 
Widerwille geltend gegen die Teilnahme Englands an dem bevor- 
stehenden Kontinentalkrieg. Erst ganz allmählich waren ja die eng- 
lischen politischen Kreise aufgewacht; von der Intimität der eng* 
lisch-firanzösischen und der englisch-russischen Be^iehtmgen hatten 
nur ganz wenige einen Begriff* Sir Edward Grey selbst war alles 

*) Englisches Blaubuch, Nr. 114; Die deutschen Dokumente zum Knegs- 
aiMfarudi, Nr. saa tiad 584. 

*) Die deutsdwa Dokumente «iim Kriegsausbruch, Nr. 496. 
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andere ab ein Mann des Krieges. Seine persönliche Übec«eugung 

sdieint gewesen ta sein« daß alles darauf ankäme, einen kleinen 
Zeitau£schub zu gewinnen, weil dann die österreichisch-russischen 
Besprechungen doch noch eine Lö«^ung des Konfliktes herbei- 
führen könnten. Der Angelpunkt der Situation, der m der rus- 
sischen Gesamt iTiobiimachung lag, wurde von ihm, wie gezeigt, 
nicht geseheti oder nicht genug beachtet. Auch Asquith sagte noch 
am 2. Auguiit dem deuLsclien Botschafter, em Krieg zwischen 
Engtand und Deutschland sei bei der gegennrifat^ien Sdmmung in 
England sehr unpopulär. Die englischen Staatsmänner hätten gern 
die Neutnüitilt auf irgend eine Weise erhalten» und Lichnowsky 
lichtete deshalb nach Berlin die dringende Bitte, es möchten alle 
provozierenden Marinehandlungen unterbleiben. Auch die Eng- 
länder würden sich den deutschen Gewässern bis auf weiteres nicht 
nähern*). Niemand knnn ihm einen Vorwurf daraus machen, daß 
er in diesen letzten Stunden das Äußerste aufbot. Der drohende 
Krieg traf ihn mit der Schwere eines persönlichen Verhängnisses. 

Am I. August vormittags hat Sir Edward Grey eine Lösung für 
möglich gehalten in der Art, daß Frankreich und Deutschland bei 
dnem a8terretchisch-*rus8ischen Kriege neutral blieben; Deutschr 
land sollte dann Frankreich nicht angreifen, und auch England hätte 
dann neutral bleiben könAen. Fürst Lichnowsky verstand den Vor* 
schlag falsch : er meinte, es handelte sich um englische Neutralität 
im deutsch-russischen Kriege. Die Möglichkeit dieser Lösung ist von 
der deutschen Leitung mit großer Freude aufgenommen v/orden; 
entsprechende Weisungen wurden gleich nach allen Seiten und be- 
sonders auch den militärischen Stellen gegeben. Bcthmann Hollweg 
dachte sich die Lösung so, daß England sich mit semer gesamten 
Streitmacht für die unbedingte Neutralität Frankreichs im deutsch- 
russisclien Konflikt verbürgen sojlte. Der Höffiiungsschimmer ver* 
schwand aber schnell« Am selben Tage noch üand eine Unterredung 
zwischen Grey und Lichnowsky statt, in der Grey den Faden nicht 
weiter q)ann* König Georg hat dieses Zwischenspiel dann in seinem 
Telegramm an den Kaiser als Mißverständnis aufgeklärt. Was ist 
der tiefere Grund für diese englische Schwenkung gewesen < Der 
Grtmd kann nur ein doppelter sein: erstens die ausweichende Ant- 
wort Deutschlands bezüglich der belgischen Neutralität, und 
zweitens unser Ultimatum an Frankreich vom 31. Juli abends. Wir 
wissen nicht, was an diesem i. August zwischen Frankreich und 
England verhandelt wurde, wdche Mitteilungen der inuttSsische 
Bottchafter dem englischen Staatssekrear machte* Hier ist wieder- 
um eine der vielen schmerzlichen Lücken tmserer Kenntnis. Um 
ein reines Mißverständnis kann es sich bei diesen Dingen ja nicht 

0 Die deucschea Dakumente «im Kdegttusbcudv Nr. G69 imd 73& 
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handeln; vtebneiif Ist der logische Ztisammenhamg so, daß England 
im Laufe dieses Tages maBgebende Gründe erhielt, um an eine 
neutrale Haltung Frankreichs in einem deutsch-russischen Krieg 

nicht mehr glauben zu können. Lichnowskys Vorschläge in dieser 
Unterredung mit Grey vom i. August steilen den letzten, beinahe 
verzweifelten Versuch Deutschlands dar, die enc^lische Neutrah'tät 
zu sichern. Lichnowskys erste Frage war: Kann England eine 
bestimmte Erklärung über seine Neutralität abgeben, wenn Deutsch- 
land die belgische Neutralität wahrt?* Sir Edward Grey antwortete 
darauf ausweichend: die belgische Frage spiele eine große Rolle; 
voriftofig beahstchtige England nicht, feindlkh gegen Deutschland 
vorzugehen, die Verletcui^ der belgischen Neutralität würde aber 
^cher einen Umschwung in der Stimmung hervorrufen, eine be- 
stimmte Erklärung könne er nicht abgeben. Da stellte Lichnowsky 
seine zweite Frage: Kann England seine Neutralität m'cht ver^ 
sprechen auf Grund weitgehender fester Bedingungen, etwn auf 
Grund einer Garantie der Integritit Frankreichs und seiner Kolo- 
nien?' Darauf antwortete der englische Staatssekretär, er müßte 
ein Neutralitätsversprechen von solchem Charakter endgültig ab- 
lehnen, er könne nur sagen, England müßte seine Hände frei be- 
halten. Wir haben keine Urkunden darüber, da6 Lichnowsky zu 
diesen letzten Angeboten von Berlin aus autorisiert war. Sir Edward 
Grey hat später erklärt, er hätte den Eindruck gehabt, Lichnowsky 
madie nur persönliche, keine offiziellen Vorschläge. Lichnowsky 
habe gegenüber Berlin zu wenig Autorität besessen, um derartige 
Angebote auch wirklich durchzusetzen. In der Form waren gewiß 
Lichnowskys Angebote nur gefaßt als Vorschläge, wie sie ein Bot- 
schafter im Laufe einer Konversation persönlich machen kann. 
Tatsächlich aber war er von Berlin aus autorisiert, er sprach selbst- 
verständlich in einer so entscheidenden Angelegenheit durchaus 
im Namen seiner Regierung. Sir Edward Grey wäre, also ver- 
pflichtet gewesen, d^se Vorschläge, die eine günstige Lfisung er- 
öffneten, zum mindesten aufzugreifen; er hätte sich durch RQck- 
frage in Berlin im ZweifelsfaUe leicht vergewissern können, wie 
weit sie amth'ch gemeint waren oder nicht. Die englische Regierung 
hat sich vergebens bemüht, die Bedeutung dieser Unterhaltung 
herabzusetzen. Sir Edward Grey war in diesem Augenbh'ck nicht 
mehr imstande, jedenfalls nicht mehr gewillt, die Ereignisse aufzu- 
halten. Frankreich und Belgien waren für England ein einheitlicher 
Interessenkomplex; England wollte nicht dukten^ daB Frankreich 
niedergeworfisn und Belgien in seiner v5lkerrechdich garantierten 
Stellung verletzt würde. Sir Edward Grey glaubte nicht, daB 
Frankreich ohne eine Verletzung der völkerrechdichen Stellung 
Belgiens niedergeworfen werden kirnte. Man sieht, wie die Frage 
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der belgischen Neutralität immer mehr die eigentlich entscheidende 
für die Haltung Englands wird. Bethmartn Holiweg hatte am 
29. Juli ein vergebliches Neutralitätsangcbot gemacht. Hätte er 
damals schon dasselbe geboten wie Lichnowsky am 1. August — 
wer weiß, wie die Dinge gelaufen wären! Jetzt glaubte England 
nicht mehr an die eine günstige Lösung, es wartete mit Bestimmtheit 
auf die VerleUung der belgischen Neutralität und wollte dann 
handeln. Wäre am 31. Juli nicht das Ultimatuni an Frankteiclii 
abgegangen, so hätte das deutsche Neutrahtätsangebot vom i. August 
noch einen besseren Sinn gehabt. Keinesfalls ist aber der englisdie 
Staatssekretär von schwerer Verfehlung freizusprechen. Wäre er 
eine energischere und unbefangenere Persönlichkeit gewesen, dann 
hätte er doch noch den Versuch gemacht, m diesem letzten Augen- 
bhck den Wagen umzuwerfen*). Am 2. August fand der englische 
Ministerrat statt, der über Krieg und Frieden entschied. Wir 
wissen nichts Authentisches über seinen Verlauf. Das PioiokoU 
ist bis jetzt nicht veröffentlicht. Aber es ist klar, was die Mefaiheit 
des engliix^en Kabinetts an diesem Tage beschloß: sie beschkfi«. 
in den Krieg einasutreten, falls, wie vocaussusehen, Deutschland die 
Niederwerfung Frankreichs mittels des Durchmarschs durch Belgien 
versuchte. Das ist die große politische Frage, auf sie kam es an» 
Am 3. August übergab der belgische Gesandte in London 
den Wortlaut des deutschen Uhimatums und die beigü^che Antwort, 
die unter Hinweis auf die internationalen Verträge die deutschen 
Vorschläge zurückwies. Die Situation war jetzt für England ge~ 
klärt, und es unternahm die entscheidenden Schritte in Berlin. 
Deutschland versuchte gegenüber England die Verletzung der bei- 
giscfaen Neutralität nach Möglichkeic m rechtfertigen* Lich- 
nowsky wurde instruiert, das Vorgehen Deutschlands als einen Akt 
der Notwehr gegen französische Bedrohungen zu charakterisieren; 
Deutschland wolle versichern, auch im Falle kriegenscher Kon- 
flikte mit Belgien nach Friedensschluß Belgiens Integrität zu wahren. 
Giey zeigte sich dem deutschen Botschafter gegenüber stark ver- 
stimmt: England könne den Bruch der belgischen Neutralität nicht 
so ruhig hinnehmen. Der König der Belgier wandte sich am 
3. August an den König von England mit der Bitte um diploma- 
t^cfae Intervention zum Schutze der NeutraUtät Belgiens. Ver- 
gebens versuchte der Reichskanzler Beüimann Hollweg, England 
die deutsche Handlungsweise begreiflich za machen. Der englische 
Botschafter in Berlin wurde am 4. August beauftrag, gegen die 
militärische Verletzung der belgischen Neutralität Protest vi er- 
heben und Deutschland aufzufordern, sein Ultimatum an Belgien 

') Vgl.G.P.Gooch, Life of Lord Courtney, London 1920, S.580. Tm Aneust- 
heft igi8 der National Review hat L. J. Maxse anschauliche Eioselheiten über 
deo Kampf swiMhca cngUsdicfi Kriegsgegnern iiod KricgBfmindea bctichtet^ 
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zurückzuziehen. England sprach in diesem Augenblick nur von 
Belgien, nicht von der Flotte« nidxt von dem Schuf« der franssB- 
sischen Kflsten. Alles hatte sich auf dies Eine «ugespitct*). Die 
deutsche auswärtige Leitung erwiderte, dafi es zu s|^t sei. Es 
erfolgte die englische Kriegserklärung^). 

So geriet also Deutschland in den Weltkrieg hinein, weil es 
Österreich nicht hatte fallen lassen können oder wollen. Deutsch- 
land wollte seine bisherige politische Position behaupten und in 
der immerhin bescheidenen Weise fortbilden, wie es in den Jahren 
nach Bismarcks Abgang versucht worden war. Als treuer Bundes- 
genosse grüf Deutsciiiaiid zum Schwert. Hatte es nun selbst Ver- 
bOndete in seinem Kampf auf Leben und Tod< Die Plane der 
deutschen Leitung gingen sehr weit* Man hat militarisdiefseits 
an die Koopeiation Schwedens gegen Rußland gedacht; der Chef 
des Gencralstabes v. Moltke schlug sogar vor, man solle versuchen, 
die Vereinigten Staaten zu einer Flottenaktion gegen England zu 
veranlassen, für die ihnen als Sieges^preif? Kanada winke. Gegen 
Rußland sollte auch eine Insurrektion im Kaukasus versucht 
werden*). Greifbarer als diese verwegenen Phantasien war die 
Hoffnung auf Italien. Die politische Leitung freibch war hier 
nach den Erfalirungen der letzten Jahre skeptisch. Imnierinn be- 
stand der erst kürzlich erneuerte Dreibundvertrag mit ergänzenden 
Vera^|»edungen, und es mußte versucht werden» möglichst viel heraus* 
aniscfalagen. ist vielleicht der schweiste Fehler der Östenei* 
chischen Politik gewesen, daß sie es nicht verstanden hat, für ihre 
Balkanaktion das italienische Wohlwollen zu sichern. Der italie- 
nische Standpunkt war der: nach dem Artikel 7 des Dreibund- 
vertrages machte es das Recht auf Kompensationen auf dem Balkan 
geltend, selbst für den Fall eiAer nur provisorischen Okkupation 
serbischen Gebietes. Graf Berchtold bestritt Italien gegen- 
über nachdrückhch die Absicht territorialer Erwerbungen, ließ 
sich aber doch am 27. Juli zu einer Erklärung herbei, wonach 
er eventuell mit Italien in einen Meinungsaustausch w^en aesner 
Ansprüche treten wolle, falls es doch zu einer dauernden Okku- 
pation serbischen Gebietes käme. Die wahre Stimmtmg |täliens 
wurde in Berlin durch ein Telegramm Lichnowskys vom 26. Juli 
bekannt; sie ging so sehr gegen eine Teünahme Italiens am Kriege» 
daß die italienische Regierung ein aktives Eingreifen nicht riskieren 
wollte^). Das englische Auswärtige Amt glaubte deshalb von vom- 

') Vgl. auch Czernin, Im Weltkriege, S. 21. 

") Eine umfassende kritische Zusammenstellung des Dokumentenma- 
tectals (frdUch iMKh <^ne die Kaatsky-Akten) bietet Ernst Saiierbeck , 

• Der Kriegsausbruch. Stuttgait unJ Bernn 1919. 

Die deutschen Dokumente ^um Kriegsausbruch, Nr. jao und 876. 
Die deutsdien Dokumente tma Kriegsauabrudi, Nr. ^ und 355. 
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heretn, der Dietbund weide die Ptobe eines Weltkrieges tiicht 
bestehetu Es ist ducakterisdKfa IQr die Widier P^Utik^ 
bewußt Sahdat Nachricht verbreitete» Italien habe seine Zustim- 
mung ausgesprochen und bundesgemäße Zusagen gemacht. Wenn 
BerUn Grund hatte, über das Verhalten Österreichs empört zu ^ein, 
so war die Italien gegenüber beliebte , .Politik mit doppeltem Boden" 
ein besonders maßgebendes Momciu. Wien hat tatsächlich in 
Rom, London, Berlin und Petersburg — also an den vier großen 
Zentren der auswärtigen Politik — vier verschiedene Formulie- 
rungen seiner Absichten gegenüber Serbien vorgebracht. Am 
90. Juli erklärte Betfamann HoUweg in der &*t2ung «tes Pre u ßi s ch e n 
Staatsministeriuffls, die Haltung Italiens sei »»nicht ganz durch- 
sichtig"; Italien ffirchte» die schrütlich zugesicherte Hüfeleistuttg 
nicht in vollem Umfange leisten zu können. Trotzdem übte die 
deutsche Leitung, auch durch den Kaiser pci-sönhch, energischen 
Druck auf Rom aus. Es war vergebens : Italien stellte sich am 31. Juli 
vormittags nach einem entscheidenden Ministerrat auf den Stand- 
punkt, daß Österreichs Vor-^htn gegen Serbien aggressiver Natur 
sei; überdies sei Italien nicht vorher davon benachrichtigt worden. 
Durch weitere Verhandlungen zwischen Wien und Rom konnte 
diese Stellungnahme ebenso wenig geändert werden» wie durch 
die direkte Entsendung eines kaiserlichen Flfigeladjutanten an den 
König von Italien. Die Motive Italiens sind verschiedener fiatur 
gewesen. Einmal war die Antipathie gegen Osterreich eben doch 
sehr groß, und der Krieg gegen Serbien war in der Tat geeignet, 
italienische Interessen zu verletzen. Der Ärger über Österreichs 
herausfordernde Haltunc: wurde noch verstärkt durch die Furcht 
vor England. Nur die ieise Möglichkeit, daß England an dem allge- 
meinen Krieg teilnehmen würde, schüchterte Italien ein. Schon 
am I. August 1914 erzählte man sich in Rom, daß die italienische 
Regierung einen Schritt getan habe, um sich der englischen Re- 
giertmg «u nähern. Trotz der Ableugnung des italienndien Aufien- 
ministers müssen solche geheimen V«rabf«dlungen als wahrscheinlich 
betrachtet werden. Das letzte Moment war endlich die Furcht 
vor dei^ Revolution, die in Italien ja seit langem als Gespenst im 
Hintergrunde steht. Der König endlich war gar nicht in der Lnge, 
eine positive Entscheidung herbeizuführen; im Herzen wäre ihm 
eine aktive Hilfe im Lager der Verbündeten sicher am liebsten ge- 
wesen. Die Tatsache, daß Deutscliland formell gegenüber Ruß- 
land und Frankreich durch seine Kriegserklärungen ab der An- 
greifer dastand, enthob Italien der formellen Verpfliditung, dem 
Deutschen Reich in dem Zweifrontenkrieg beizustehen. Diese 
Haltung Italiens, die für Deutschland eine schwere Enttäuschung 
und eine empfindliche Vermehrung der militäriscfaen Belastung 
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gegenüber Frankreich bedeutete, wurde fibrigens von maßgebenden 
italienwchen Politikern nicht gebilligt Der italienische Botschafter 
in Konstantinopel machte seinem vorgesetzten Minister gegenfiber 
keinen Hehl aus seinem Urteil und bot wiederholt seine Entlassung 
an« Er sagte zu Wangenheim, das Versagen Italiens könne zm 
einem nie auszulöschenden Flecken auf der nationalen Ehre Italiens 
werden^). Und der italienische Botschafter in Berlin brach in 
Tränen aus, als er die Haltung seines Landes dem deutschen Staats- 
sekretär auseinanderzusetzen gezwungen war. 

In derselben Sitzung vom 30. Juli, in der sich Bethniami Holl- 
weg skeptisch über England und ItaUen aussprach, bemerkte er 
audi« daiB auf Rumäniens Hilfe nicht zu rechnen sei» ebensowenig 
auf Bulgarien* Diese 'Auffassung war das Ergebnis von Be^ 
mühui^en» die die deutsche Leitung während der letzten Woche 
in Bukarest angestellt hat. Zu Beginn der Krise, am 6. Juli, ließ 
Bethmann Hollweg im Namen des Kaisers dem König Karol von 
Rumänien als treuen Verwandten, Freund und Bundesgenossen 
nahe legen, ob er nicht angesichts des Ernstes der Situation von 
Serbien abrücken wolle. Bei der Eifersucht zwischen Rumäm'en 
und Bulgarien wurde deutscherseits das Versprechen abgegeben, 
ein eventuelles Abkommen Bulgariens mit dem Dreibund solle 
mit den vertragsmäßigen Verpflichtungen gegenüber Rumänien 
in Einklang stehen, ja ausdrücklich die territoriale Integrität Ru- 
mäniens garantieren. Die Spannung zwischen Österreich und 
Rumänien infolge der rumänenfeindhchen Pohtik der Ungarn in 
Siebenbürgen erschwerte ein Gelingen dieser Versuche ebenso 
sehr, wie die rassemäßigen Sympathien Rumäm'ens für die roma- 
nischen Völker. Im kritischen Augenblicke vermochte es König 
Karol nicht, Rumänien den Bündnispflichten entsprechend auf die 
Seite der Mittelmächte zu bringen. Rumänien richtete sich dabei 
unmittelbar nach Itahen. Bei dem entscheidenden Kronrat am 
4. August blieb der Kön^; und der alte Deutschenfiretmd Carp 
isoliert. Die Überwiegende Mehrheit entschied sich gegen Mobili- 
sation und Teilnahme am Krieg. Der deutsche Gesandte v. Waldt- 
hausen bea^eugtt daß ohne die italienische Neutralitätserklärung das 
Zusammengehen mit dem Dreibund doch noch durchgeseta^t 
worden wäre*). 

Die Türkei allein wurde schon vor Kriegsausbruch an die 
Mittelmächte angeschlossen. Die deutsche Leitung war sich freilich 
mit dem deutschen Botschafter in Konstantinopel darin einig, daß 
die Türkei für die iiaciisten Jahre wegen ihrer sciiieciiLen Armee- 
veriiältnisse- nur ab passiver Paktor angesehen werden konnte. 

^) Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch, Nr* 815. 
*) Die deutscbeo Dokumeole siiin iEri^sausbrucht Nr. 868. 
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Gfaf Berchtdd war es^ der am 14, Juli bereits den Anschluß der 
Tflrkei befOrwortete, ohne aber bei Jagow viel Gegenliebe su 
finden. Deutscherseits wurden besonders die Forderungen der 
Tüikei befürchtet» die nach Lage der Dinge als unerfi&llbaff ange- 
sehen wurden, in erster Linie der Schutz Armeniens gegen Ruß- 
land. Der deutsche Botschafter v. Wartgenheim ging so weit, am 
18. Juli an das Auswärtige Amt zu telegraphieren: ,,Die Türkei 
* ist zweifellos heute noch vollkommen bündnisunfähig. Sic würde 
ihrem Verbündeten nur Lasten auferlegen, ohne ihm die geringsten 
Vorteile bieten zu können"^). Die türkische Stellung war dr^mals 
so: es bestanden zwei Möglidikeiten — einmal die AUiant mit 
Griecfaenlandf die zum Dreiverband hinfiberführte, und dann die 
Allianz mit Bulgarien, die die Überleitui^ zum Dreflmnd dar* 
stellte« Mit Bulgarien hatten schon seit langem Verhandlungen 
stattgefunden; der Abschluß eines Bündnisvertrages war aber nicht 
zustande gekommen, weil Bulgarien ohne Patronanz des Drei- 
bundes sich dazu nicht entschließen konnte. Seit Beginn der Krise 
näherte sich aber Bulgarien sichtbar den Mittelmachten; es schloß 
Mitte Juni ein Finanzabkommen mit der Disconto-Gesellschaft in 
Berlin. Die Türkei erstrebte seit Beginn der Krise aus Angst vor 
Rußland deutlich den formellen Anschluß an den Dreibund. Trotz 
der Warnungen des deutschen Botschafters entschloß sich die 
deutsche Leitung, die Gelegenheit zu benutzen, um die Türkei 
festzumachen« Natürlich sollten Rumänien und Bulgarien auch 
hinzutreten, so daß der einheitliche Kontinentalblock gebildet 
werden konnte, der dann später während des Krieges auch tat- 
sächlich in Erscheinung trat. Am 28. Juli bot die Türkei ein ge- 
heimes Schutz- und Trutzbündnis gegen Rußland an, wobei sie 
ausdrücklich keinen Schutz gegen andere Länder verlangte. Das 
Bündnis wurde abgeschlossen, Deutschland erwartete bestimmt 
eine nennenswerte Aktion gegen Rußland und sofortige Kriegs- 
erklärung der Tflricei« Sie ist dann unter dem Eindruck des E&i- 
ttitts Englands in den Krieg wesentlich s{Ater erfolgt*). Der einzige 
Btmdesgenosse, den Deutschland hatte, war also selbst nach maß- 
gebendem Urteil in hohem Grade hilfsbedürftig, und hat sich auch 
nur nach starkem Druck offen för die Mittelmächte erklärt« 



Pr&fen wir zuletzt noch einmal unter allgemeinen Gesicht» 

punkten die Frage der Verantwortung oder, wie der populäre, allzu 
moralisch-krimmalistische Ausdruck lautet, die Schuldfrage. Von 
allen Seiten smd Behaupttmgen aufgestellt worden über vorzeitige 

') Die deutschen Doktimentc zum Kriegsausbruch, Nr. 71. 

*) Die deutschen Dokumente zum Kriegsausbnidi, Nr. Z17, 141, 149, 
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militärische Maßnahmen, die von der Gegenseite getroffen worden 
wären. In den kritischen Tagen haben die Beschwerden über 
Grenzverletzungen eine große Rolle gespielt und haben die Stim- 
mung leidenschaftlicher und empfindlicher gemacht. Militärische 
Rüstungen gröBeien Umlanges sind tatsächlich» wie wir gesehen 
haben, voneitsg nur von Rußland unternommen worden. In 
welchem Gfade die militärischen Maßregeln der übrigen Mächte 
dazu geeignet waren, die Krise zu erschweren und zu beschleunigen, 
ist schwer auszumachen. Bei allen Beteih'gten machte sich der 
Gegensatz zwischen militärischen Stellen und zivilen Steilen geltend. 
So hatte z. B. der Befetii des Kaisers, die deutsche Flotte sollte 
aus den norwegischen Gewässern ihre Heimreise vorbereiten, 
den Widerspruch Bethmann Hollwegs am 25. Juli hervorgerufen. 
Betfamann HöUweg wies darauf hin, daß die englische Marine 
iKinerlei atifißUige Maßnahmen träfe, und bat von der verfrühten 
Heimreise der Hotte abzusehen. Ika hat den Kaiser veranlaßt, 
seinen Befehl mit dem kritischen Veriiältnts ZU Rußland zu be- 
gründen. In seiner Randbemerkung spricht er davon, daß der 
,,Zivilkan!:1er" die allgemeine Laeje noch nicht begriffen habe. 
Diese Äul3erung wirft ein bezeichnendes Licht auf die Verhältnisse: 
In derselben Weise begleitete der Kaiser eine Niederschrift Beth- 
mann Hollwcgs vom 26. Juli, in der er eine ruhige deutsche Haltung 
forderte, niit der Randbemerkung; ,,Ruiie ist die erste Bürger- 
pfliditl Nur Ruhe, immer nur Ruhet! Etne ruhige Mobfl- 
machung ist eben auch was Neues 1"*) Jedenfalls scheint der kaiser- 
liche Bäehl an die Flotte die ersten en^chen Flottenmaßnahmen 
hervorgerufen «u haben: am 36. Juli erging der Befehl an die erste 
Flotte, nicht auseinanderzugehen, in derselben Nacht noch der 
Bpfehl an die zweite Flotte, in den heimischen Häfen zu bleiben; 
am 27. Juli wurden alle Seeflugzeuge nach der Ostküste dirigiert 
imd die Admirale av:swärts benachrichtigt; in den folgenden Tagen 
kam dann die Erhöhung der schützenden Flotillen der Ostküste 
auf liire volle Starke, am i. August die aügenieine Mobilisierung 
der Flotte^ die der Marineminister Churchill auf eigene Verant«- 
wortung anordnete*). Will man also wirklidi den Befehl des 
Ka&ers zur Heimreise der Flotte als voreilig beaseicfanen, so hat 
England mit Maßnahmen geantwortet, die den Ereignissen weit 
vorausliefen, und eine Mobilisaenmg auf eigene Verantwortung des 
Marineministers wäre in dem „militaristischen" Deutschland voll- 
kommen ausgeschlossen gewesen^« In Deutschland haben £mbe- 

^) Die deutsdhcn IXikuiiieiite tum Krt^isaiabraeh, Nr. ito tuKl X96. 

*) Churchills eigene Angaben, ,iSuQday Pictorial" vom 23. Juli 19x6. 

') Vgl. die Ausführungen über den Briefwechsel zwischen Tirpitz und 
dem Auswärtigen Amt vor der deutschen Fiottenmobilisierung, oben 5. 217. 
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rufungen von Mannschaften vor der ErUSning des Ziistandes der 
drohenden Kriegsgefahr nirgends stattgefunden. Durch unter- 
geordnete Kommandostellen sind am 23. Juli einzelne Offiziere 
aus der Schweiz Zurückgerufen worden. Die große Masse der be- 
urlaubten deutschen Offiziere hat aber eine derartige Anweisui^ 
nicht erhalten. In Frankreich ist aber diese Zurückbenifang schon 
am 26- Juli angeordnet worden. Alles andere, was besonders von 
französischer Seite vorgebracht worden ist, ist mißverstanden oder 
übertrieben oder überhaupt erfunden. Es war begreiflich, daß 
in den Grenzdistrikten, in dem Retchsland Emteurlauber und 
Truppen von den Übungsplätzen hetmbeordert wurden. Das sind 
aber keine MobitmachungsmaBregeln. In Frankretdi haben aber 
dagegen nach dem Berichte des französischen Kriegsministefs vom 
16. Februar 191 5 die VorsichtsmaBregeln schon am 26, Juli begonnen. 
Der Grenzschutz wurde schon am 27. Juli aufgestellt, am i. August 
wurden schon Kolonialtruppen gelandet. Am 2. August waren 
bereits mindestens fünfzig Grenzverletzungen durch die Franzosen 
festgestellt^). Die Betrachtung der rein militärisch cn Maßnahmen 
fuhrt also zu einem überwiegend gunstigen Resultat für Deutsch- 
land; es ist das bleibende geschichtliche Verdienst der deutschen 
Zivilstellen, die Ungeduld und den Tatendrang der militilrischen 
Stellen verbältoisniäßig so erfolgreich gezOgelt zu haben. 

Wenn wir zum SchluB versuchen wollen, eine Skala der Schul- 
digen festzustellen, so muß nach allem Rußland in erster Linie 
stehen. Bei Österreich wird ja immer die dringende Notlage 
eines wurmstichigen Staatsgebildes in Betracht zu ziehen sein. 
So tadelnswert das Vorgehen der östeireichischen politischen 
Leitung im einzelnen war — in seiner Gesamtheit war es doch der 
Ausdruck einer schweren mnercn Krise, es war mehr ein Symptom 
der Verzweiflung und des Wunsches, auf eine ehrenvolle Weise 
den Untergang zu suchen, wenn er nicht zu vermeiden war, als 
bOser Wille. Bei Rußland kommen derartige Motive nicht in Frage. 
Das zaristische Rußland von 19 14 ist ein kraftstrotzendes Staats- 
gebilde, das seine ungeheuren Machtmittel nach irgendeiner Seite 
spielen l.issen will. Rußland hätte auch ohne den Mord von Sara- 
jewo über kurz oder Innn; Insj^eschlagcn. Für Österreich war diese 
Mordtat ein Anlaß, die Probe auf seine Großmachtsteliung herbei- 
zuführen. Rußland muß also in erster Linie. Österreich in zweitsr 
Linie genannt werden. Die dritte Stelle in der Skala der Schuld 
geben* wir gleichmäßig Frankreich, England und Deutschland. 
Wenn sich d^ offizielle Frankreich auch nadi außen, wie wir wissen» 
sehr «ui^Qckgehalten hat: die franaösasche Diplomatie war die ge- 

') Anlage i des dcttticfac& Beridttn fiber die Verantwortlichkeit der 
Ufbcber des Ktkga, 
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wiegteste und tafitnierteste, ihre ganze Arbeit war seit Jahren darauf 
etugestjelit, den russtsdien KnegpBwillen angtifarhen. Was England 
bemSt, so muß gewiß anerkannt werden^ daß Sir Edward Grey 

iiiinier wieder neue Vocacfaläge gemacht hat, um ZV. einer gfltltchen 
Beilegung der Krise zu gelangen. Sein schwerer Fehler war, daß 
er den russischen Knegswillen in seiner ganzen Gefährlichkeit 
nicht richtig erkannte oder wenigstens nicht die Folgerungen 
daraus zog, die ein europäischer Staatsmann daraus hätte ziehen 
müssen. Es wird für alle Zukunft ein unauslöschlicher Flecken 
auf dem Schilde Englands sein, daß es den Zarismus zuerst mo- 
talisdi und dann materiell in seinem Kampfe gegen Mitteteuropa 
untefstQtzte. Darfiber kann man nicht hinwegkommen, auch wenn 
man durchaus xugibt, daß England mit seiner Verurteilung der 
osterrdduschen Provokationspohtik recht gehabt hat. Sir Edward 
Grey wußte genau, daß die deutsche politische Leitung eine Ver^ 
srändij^imjT mit Englnnd wollte und nicht das geringste Interesse 
an einem allgemeinen Krieg hatte; er wußte ebenso genau, daß 
Frankreich auf Tod und Verderben hin mit Rußland verbündet 
war und alles tat, um den russischen Kriegswillen anzufeuern, 
und trotzdem hat er die moralische Bindung an Frankreich zu einer 
hochpolitisdien und miUtÜrischen anwadisen lassen. Das zweite 
schwere Verschulden Sir Edward Greys ist, daß er nicht recht- 
zeitig gegenüber Berlin Farbe bekannt hat. Warum hat er seiner 
Warnung an Lidmowsky eine so vorsichtige und SO freundschaft- 
liche Form gegeben< Wurde doch Lloyd Georges Drohrede xgii 
aus viel geringerem Grunde losjrelnssen ! Wenn er wirklich mit 
Rußland und Frankreich liegen Deutschland gehen wollte, dann 
wäre ein Ultimatum an Deutschland am 29. JuH das Gegebene 
gewesen — es wäre vielleicht zum Mittel der Erhaltung des Welt- 
friedens geworden. England hat immer wiederholt, daß es seine 
Freiheit der Entschließung sich bewahren mfisse. Erstens hat es 
diese Freiheit 'tatsächlich nicht mehr gehabt^ nach allem, was mit 
Rußland und besonders mit Frankreich an Bindungen vorlag. 
Zweitens machte es von dieser Freiheit einen sehr vorsichtigen 
Gebrauch I Es schützte diese Freiheit vor, um die Gegenspieler 
über seine tatsächlich wahrscheinlichste Haltung möglichst lange 
im unklaren zu lassen. Mag sein, daß Sir Edward Grey vor dem 
Krieg mit Deutschland seihst zurückgescheut hat; wie schwer er 
bei der öffendichen Meinung Englands populär zu machen war, 
das wußte er genau. Das Schhmmste, was man von der englischen 
Politik Z914 sagen kann, ist, daß sie nicht europSäch/ sondern nur 
engUscfa war, trotz der ungeheuren Verantwortung, die England tOt 
Europa und die Welt mittrug* Es war eine nüchterne, eiskalte, 
tief egotslische Politik. Sie war letzten Endes erfolgreich, aber groß 
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in irgend einem Sinne ist sie nicht gewesen. Das Verletzende der 
englischen Politik für alle empfindenden Menschen liegt besonders 
in dieser ihrer Frostigkeit. Man f&lilt sich etwas erinnert an Jenen 
.rönuschen Senator^ der in seiner Toga Krieg und Ptiedcn hatte, 
und dem es gleidigfllt^f war» was die anderen wählten. Alle Leiden- 
sdiaft in den großen Völkergeschicken hat etwas Begreifliches und 
Veneihliches. Sir Edward Grey hat leidenschaftlich weder den 
Krieg noch den Frieden gewollt. Er trieb seine Politik folgerichtig, 
sowohl mit als ohne Krieg. 

Und Deutschland^ Als das Maßgebende für die Beurteilung 
erscheint uns dies: welcher Staat hat am wenigsten das erreicht, 
was er ursprünglich gewollt hat?' Dieser Staat ist Deutschland 
govesen. Daß Deutschland von vornherein einen Kfi^ mit Eng- 
land, Rußland und Prankreich gleichzeitig erstrebt hat, das kann 
niemand behaupten, der wirklich die Mentalität der deutschen 
leitenden Personen auf Grund der vorhandenen Dokumente studiert 
hat. Unsere führenden Staatsmänner waren überzeugt, daß dieser 
Krieg, wie er nun begann, nicht zu gewinnen sei. Man wird ihnen 
nicht die Sinnlosigkeit unterschieben wollen, daß sie einen Welt- 
krieg erstrebt hätten, dessen unglücklicher Aufjgang für Deutsch- 
land von ihnen vorausgesehen wurde. Deutschland hat von allen 
beteiligten Staaten am wenigsten das erreicht, was es ursprünglich 
ins Auge ge^t hatte. Rußland wollte den Eroberungskrieg und 
hat ihn cum Ausbruch gebracht; Osterreich wollte den Krieg mit 
Serbien, auch auf die Ge£ihr eines russischen Krieges, und hat 
seinen Wunsch erreicht; Frankreich wollte den Revanchekrieg 
über kurz oder lang — es hat ihn bekommen. Das England Sir 
Edward Greys hat, wie wir gesehen haben, nichts Bestimmtes ge- 
wollt — es hat die Dinge so genommen, wie kamen, und hat 
ihnen die für England günstigste Wendung gegeben. Es ist nicht 
richtig, daß England den Krieg des Dreiverbandes mit allen Mitteln 
erstrebt und vorbereitet hat; aber es hat diesen Krieg des Drei- 
verbandes als eine Eventualität erwogen. Als sie eintrat, war Eng- 
land dabei. Deutschland aber hat einen Krieg mit den drei K^ditea, 
nur Osterreich an der Seite, auf alle Fälle nicht gewollt und nicht 
wollen können. Als er doch kam, brachen die deutschen Fflhrer 
innerlich zusammen vor Verzweiflung. Wir wissen, was Deutsch- 
land gewollt hat: die Lokalisierung des österreichisch-serbischen 
Konfliktes. Diese Lokali'^fernn« war nach Lage der Di'n^e nicht 
möglich. Deutschland hat sich also verrechnet. Der Grund für 
diesen Rechenfehler liegt in dem zu weitgehenden Vertrauen, das 
Deutschland seinem Verbündeten Österreich-Ungarn schenkte. 
Der zweite sciiwere Rechenfehler der deutschen Leitung bc- 
betrifift das Verhältnis ^ Rußland. Der russische Kfie^wille 
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war diesmal ernst. Vielleicht hat das Deutsche Reich, wie manche 
meinen, das Ultimatum und die Kriegserklärung an Rußland 
übersturst. Die Nerven haben einfach nicht durchgehalten. Der 
dritte sdiwere Fehler, den die deutsche Leitung gemacht hat» war 
aber die gleichzeitige Heiausfordeniiig Frankreidis. GewiS ivar es 
aiißeroidentlidi unwahrscheinlich, daß Frankreich sich von einem 
deutsch-russischen Kriege fernhalten würde* Es mußte aber 
deutscherseits schon um Englands tmd Italiens willen alles ge- 
schehen, um die Initiative den Franzosen zuzuschieben. Hätte 
England in den entscheidenden Tagen die Begrenzung des 
Konfliktes auf einen osteuropäischen Krieg zwischen Rußland 
und den Mittelmächten für durchführbar gehalten, dann hätte 
es davon absehen können, einzugreifen. Immerhin ist uns kein 
Dokument bekannt, aus dem hervorginge, daß England die Fran- 
zosen curfldcgehalten und beruhigt hätte* Deutschlands gleich- 
zeitiges Erlassen von Ultimaten an Rußland und an Frankreich 
war zwcifiellos eine Folge militäriidier Einflüsse. Die deutschen 
Handlungen sind ja nicht von einer einzelnen Persönlichkeit aus- 
gegangen, wie etwa die englischen Handlungen von Sir Edward 
Grey. Alles, was Deutschland tat, ist eine Resultante von Wiiiens- 
richtungen verschiedener Einstellung und verschiedener Herkunft, 
^ Willeiisnchtungen des Monarchen und seines Kanzlers, des General- 
stabschefs, des Knegsininüstefs usw., endlich des Staatssekretärs 
des Rridumariheamtes, dessen vorzeitige Rückkehr vom Urlaub 
ab Kriegnignal bef&rchtet und infolgedessen mit Aufbietung aller 
Mittel von den civilett Stellen vnliindert wurde. Deshalb haben die 
deutschen Handlungen in der Krise das Inkonsequente, Wider- 
spruchsvolle, Zerfahrene. Die Staatsmänner im Ausland wußten 
deshalb nicht recht, und konnten es nach Lage der Dinge in Deutsch- 
land auch nicht wissen, was Deutschland im Grunde wollte. Wenn 
wir also sagen, die deutsche Leitung hat Fehler gemacht, so sind 
das nicht die Fehler eines Einzelnen, sondern die schiefen Hand- 
lungen einer innerUch nicht homogenen Gesamtheit. 

Die deutsche politische Leitung Bethmann Hollwegs und 
Jagows wollte eine Weltpolitik ohne Krieg. Sie ist überxeugt ge- 
maen, daß DeutscUand nur noch wenige Jahre brauchte» um an 
Reiditum und Kraft an der Spitze aller europäischen Nationen 
tu stehen. Das deutsche Volkseinkommen betrug 1913 43 Milli- 
arden Mark (gegen 25 Milliarden im Jahre 1895); das deutsche 
Volksvermögen 300 Milliarden Mark (gegen 200 Milliarden im 
Jahre 1895). Unsere besten Kunden waren unsere politischen 
Gegenspieler — England, Rußland, Frankreich. Dann folgte 
das verbündete Italien, dann die Vereinigten Staaten. Es 
ist nicht einzusehen, warum die deutsche pohtische Leitung 
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so günstige Entwicklungsmöglichkeiten hätte durch einen wenig 
aussichtsvollen allgemeinen Krieg in Frage stellen sollen. Die 
deutschen militärischen Kreise haben sich 1914 den Krieg ge> 
wfloscht, genau wie x» frfiliereii Zeitpunkten. Er ^ ihr Haoii- 
werk. Die nuKtärtscfaen Kreise aller anderen Länder kaben den- 
selben Willen gekabt. Sie sind nur bei uns — und in Rufilandl — 
besonders einfluficeick gewesen. Es ist ungenau, wenn man sagt, 
der Krieg von 19 14 trüge auf deutscher Seite das Kennseichen 
eines verwerflichen Präventivkrieges. Österreich hat einen Prä- 
ventivkrieg geführt tind führen wollen, Deutschland hat Österreich 
gedeckt in der Hoffnung, es würde nicht so schlimm*). Der beste 
Beweis für den guten Willen Deutschlands liegt in der Leidenschaft- 
lichkeit, mit der Bethmann Hollweg um die englische Neutralität 
genmgen hat« Großadmiral v. Tirpitz erzählt, der Reichskanzler 
bätte vorgeschlagen, wir sollten» um England neutral zu erkalten» 
die deutsche Flotte durch eio Abkommen mit England opfern; 
der Kaiser kabe das abgdeknt. Wir wissen nichts Näheres über 
diesen Gedanken» der nicht zur Verwirklichung kam, aber wohl auf 
keinen Fall eine wirkliche Aufopferung der Flotte in Betracht zog. 
Es kann sich nur um eine Bindung unter gewissen Bedingungen 
gehandelt haben, für die allerdings sehr viel sprach. Ebenfalls aus 
der trüben Quelle der Tirpitzschen Erinnerungen*) stammt die ^ 
Nachricht, Jagow habe am 20. Juli die Absicht geäußert, die eng- 
lische Neutralität dadurch zu erzwingen, daß wir den Engländern 
drohten» sofort Holland zu besetzen» falls sich Et^land gegen uns. 
erklärte. Auck darQber wfißte man gern etwas Genaueies. Wichtig 
fOr uns ist der bis zum letzten Tage sich immer steigernde Wüle 
Bethmann Höllwegs» Englands Neutralität selbst unter weitgehenden 
Bedingungen zu erlangen. Ein Staat» der so vorgeht, wünscht sich 
doch wahrhaftig keinen allgemeinen Kricc:! Die tiefste Un^nche 
dafür, daß wir in den Krieg hineingeraten sind, liegt m der ve^n uns 
betonten Inkongruenz der polnischen und mihtarischen Steilen. 
Wie sehr sie gegeneinander gearbeitet haben, beweist z. B. die 
folgende Tatsache: von jenem Angebot Sir Edward Greys, England 
wolle den Schutz der französischen Küsten fibmehmen im Falle 
eines deutsch-französischen Krieges» erhielt Berlin zueist Mitteilung 
durch ein Tekgiamm des deutschen Marineattadifs in London 
an den Kaiser. Es stand darin, Sir Edward Grey habe zu Lichnowsky 
gesagt» da6 uns England umgehend sofort mit seiner Flotte an- 
greifen werde, falls der deutsch-französische Krieg atisbräche. 
Man sieht» wie durch die Auffassungsweise des Marin e attac hd s 

Deutsche Denkschrift an des Genfer SodaUsteofcongicO Oker die 

Verantwortung im Weltkriege, Vorwärts vom 25. Juli Xjpo. 
Tirpitz, a. a. O., S. 934, a^/a^S. 
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der englische Gredankc vergröbert und zu einer Provokalion umge- 
staltet wird. Charakteristisch ist auch das Telegramm des Kaisers 
an das Rdchsmarincamt tmd den Admiralstab vom 31. Juli: ,,An- 
statt VofscliUlge fOr Konfcmzen pp* sau machen» mdge S. M. der 
König (von England) klipp und klar Russen und GaUiem gldcfa- 
zeitig anbefehlen lassen — es seien ja seine Alliierten — , umgehend 
ihre Mobilmachungen einzustellen, neutral zu bleiben und die 
Vorschläge Österreichs ab^inwarteii, die ich sofort weitergeben 
werde, sobald sie mir mitgeteilt seien." Welch eine Verkennung 
der Stellung des Königs von England und der Natur seiner Be- 
ziehungen zu Frankreich und zu Rußland ! Nicht einmal der deut- 
sche Kai:äer schickte derartige ßefeiüe an Österreich- Ungarn! 
Und dodi der richtige Kern in der autokrattschen Veiscfaalting: 
die letsten Entscheidungen kamen aus London. Die schwierigsten 
Dinge in der diplomatischen Geschichte der letzten Jahrsänte 
sind in Berlin gleichzeitig militärisch-absolutistisch und diplo- 
matisch behandelt worden. Kein Wunder, daß die deutsche 
I«ettung versagte. Es heißt ihre Intelligenz unterschätzen und ihre 
Hochachtung vor der eigenen Kraft überschätzen, wenn man ihr 
den Ausbruch eines Krieges nach drei Seiten als erwünschtes Ziel 
unterschiebt. Zwischen politischen Rechenfehlern und moralisch- 
knnunalistischer Schuld besteht ein Unterschied, dessen Natur 
nur gewissenlose Oberflächlichkeit verkennen kann. Gerade die 
vom besten Willen eckten und deshalb moralisdi am wenigsten 
zu belastenden Personen irren am leichtesten im Kalkül der inter- 
nationalen Politik. Die Verletzung der belgischen Neutralität 
gehört als eine Kriegshandlung, streng genommen nicht mehr zur 
Vorgeschichte des Krieges. Will man sie aber auch noch hier mit 
in Rechnung ziehen, und die Mös:lichkeit der Verletzung der bel- 
gischen Neutralität durch DeiuschLuid hat ja schon vorher positiv 
eingewirkt, so verschlechtert sich die deutsche Position in der Skala 
der Schuldigen wesentlich. Deutschland würde dann unmittel- 
bar hinter Österreich eingesetzt werden müssen. 

Keine der beteiligten Nationen ist ganz unschuldig, keine ist 
allein schuldig. Diese Grunderkenntnis wird von den Einsichtigen 
aller Länder bereits heute m'cht mehr bestritten. Alle beteiligten 
Regierungen haben den Krieg als Möglichkeit seit Jahren in Er- 
wägtmg gezogen und praktisch vorbereitet. Pazifistisch ist keine 
einzige Regierung ge^^scn. Es ist niso Unkenntnis oder böser 
Wille, wenn die eine Partei für sich in Anspruch mn.mt, die Sache 
des Weltfriedens oder die Interessen der Menschheit gegenüber 
der anderen Partei verfochten zu haben. Ebenso unrichtig ist, 
wenn die eine Partei die imliiarisdien Rüstungen der anderen als 
• eine Gefidir fOr den Frieden und deshalb als notwendigen Kriegs- 
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grund bezeichnet. Der sogenannte deuuche MüiLarismus ist eme 
deutsche Besondetlieit mir insofem, als unter dttsem Ausdrude ^ 
ein bestinunter Stil unseres politischen und sozialen Lebens, also 
unseres nichtmilitariscfacn Lebens begriffen vfixd, Militar^usch 

in dem Sinne, daß die Gesamtheit des staatlichen Lebens ihren 
letzten und greifbarsten Aus d ruck in kriegerischer Rüstung ge- 
funden hat, sind alle Staaten vor dem Krieg gewesen. E'^ treffend 
nachgewiesen worden, daß die Ausgaben Englands für scme Flotte 
pro Kopf wesentlich höher waren, als die Ausgaben Deutschlands 
pro Kopf für sein Hclt. Der Heeresmilitarismus ist selbstverständ- 
lich genau so zu beurteilen, wxe der FiottemnihLarismus^). Selbst 
im Falle eines Zweifrontenkrieges hatte Deutschland femer nur 
137 Divisionen aufzustellen gegenüber 194 Divisionen auf der 
Gegenseite^. Also schon rein numerisch war Deutschland im 
Hintertreffen und hatte allen Gründl nur unter dem dringendsten 
Druck der Not einen Waffengang zu riskieren. In Deutschland 
ist besonder*^ unsere Diplomatie verantwortlich öiemacht worden 
für den Kriegsausbruch und speziell für die ungünstige Situation, 
in der wir in den Krieg eintreten mußten. Hierzu ist zu bemerken, 
daß ei> eine unbestreitbare Tntsache ist: die deutschen Diplomaten 
haben vor Kriegsausbruch neben den engiisciien die geaciitetste 
Stellung in der intemationalen Wek emgenommen ; die franaBsischen 
und amerikanischen z* B. sind ihnen gegenüber fast durchweg 
an Ansehen und Bedeuttmg zurückgetreten. Die deutschen Diplo- 
maten der nachbismarckischen Zeit stammen aus der Schule des " 
großen Kanzlers. Das war ihr Vorteil und ihr Nachteil. Sie er- 
freuten sich der Autorität, die er dem Deutschen Reiche gewonnen 
hatte, und sie versuchten, diese Autorität mit den überkommenen 
Mitteln auf der Höhe zu erhalten. Fehler im einzelnen sind natür- 
lich gemacht worden wie überall. Aber die entscheidende Fehlerquelle 
ist unsere auswärtige Leitung in der Zentrale gewesen, wie wir 
wiederholt hervorgehoben haben, und nicht die Diplomatie. Fürst 
Radolin, unser Botschafter in Paris, war der fiberzettgteste Gegner der 
Bülow-Holstein'schen Marokkopolitik — er hat sie trotzdem vertreten 
müssen; Graf Monts hat vor Italien gewarnt — die Leitung in Berlin 
hat trotzdem den Dreibund wieder erneuert; Fürst Lichnowsky hat 
zeitig darauf nnfinerks:im gemnclu^dnB England inden Kriegeingreifen 
werde, falls Frankreich hineingezogen würde — die Berlmcr Leitung 
hat trotzdem so gehandelt, als ob das englische Eingreifen wider 
alle Berechtigung und Voraussicht geschähe; Freiherr v. Waiden- 

') Vgl. z. B. Standaard vom 37. Juni 19x6. 

*) Graf Max Montgcbs, Augustheft der Deutschen ^Tation, iqig; femer 
dessen Zusammenstellung der Friedens- und Kriegsstarken: AHten des Uater- 
suchungsaupchusscs der Nacioiialvenaminlujig. * 
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heim hat die Türkei als bOndnistmfihig be^dmet — die Berliner 
Leitung hat trotzdem den Abschluß des Bündnisses für richtig 

gehalten; Graf Pourtal^ hat seit 191 3 fmmer wiedef auf die grofie 
Wahrscheinlichkeit hingewiesen, daß Rußland im Falle eines ernsten 
Konfliktes zwischen Österreich-Unparn und Serbien kriegerisch 
eingreifen würde — aber trotzdem hat die Berliner Leitung Öster- 
reich nach dem Mord von Samjewo carte blanche gegeben'); 
Graf Pückler hat in der Zeit Bülows und in der Zeit nach Bülow 
die Notwendigkeit der deutsch-englischen Verständigung immer 
wieder nachdrfiddich betont — sie ist trotzdem zu einer Zeit erst 
in Angriff genommen worden, da die Aussichten auf eine gfinstige 
Lösung sehr gering geworden waren, Ms^ sein^ daß dife deutitcfaen 
Diplomaten in modemer Technik des intematiocialen Geschäfts 
den englischen und französischen nicht ebenbürtig waren; die großen 
Richtlinien des zukunftigen Geschehens haben die Besten unter 
ihnen zweifello?; zutreffend erkannt und haben auch Mannhaftigkeit 
genug besessen, ihre Ansicht 211 sagen. Die Fehler, die trotzdem 
gemacht worden sind, fallen also durchaus der Zentrale zur Last. 
Bethmann und Zimmermann, die Verantwortlichen des 5. Juli 1914, 
waren beide keine Diplomaten; der skeptische Jagow wäre vor- 
sichtiger gewesen und wie er wohl alle, die damals Botschafter 
waren. 

Man hat endlich ganz allgemeine Momente für den Ausbrudi 
des Weltkrieges als Gründe in Anspruch genommen; so etwa den 
überspannten Industrialismus, der die Produktion ins Unermefiliche 
gesteigert hat, und der aus der Not der Konkurrenz und der Absatz- 
schwierigkeiten keinen anderen Ausweg mehr fand, als den Kampf 
in Form des Krieges. Ein fremder Botschafter hat in Berlin 
vor Kriegsausbruch geäußert: Deurschland ist sehr stolz auf seine 
großen Städte, aber es wird daran sterben-). Diese Zurückfuiirung 
auf wirtscfaafdidie Mmnente »t durchaus einseitig. Der Ausbruch 
des Weltkri^es wdt nur mfiglkh^ weil eine bestmimte Geistes^ 
Verfassung die vorherrschende war, die allerdings u* a* auch den 
Industrialismus zur Vorausseuung gehabt hat. Der am meisten 
charakteristische Zug dieser Geistesverfassung ■ der Vorkriegszeit 
ist aber anderer Natur. Er besteht in der einseitigen Identifizierung 
des Einzelmenschen mit dem Staate, dem er angehört. Nichts ist 
bezeichnender für den Ausbruch des Weltkrieges, als daß die inter- 
nationalen Parteien durchaus unfähig waren, ihn zu verhindern. 
Der deutsche sozialdemokratische Führer Hermann Müller, der 
spätere Reichskanzler, hat im Juli 1914 in Paris erklärt, die deutsche 
Sozialdemokratie werde einen Krieg nicht zulassen; auf keinen Fall 

l) Graf Pourtalte,^Am'Schcidcwcge zwischen Krieg und Frieden, S. 93. 
*) Gabrid Hanotam^ HcMini« Olustiie de h guene de 1914, 5. so. 
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iverde sie für die Ktiegskredite stmunen» »e wnde entweder ab- 
lehnen oder sich der Stimme enthalten. Und die deutsche Sozial- 
demokratie hat dann genau so wie die gleichgerichteten Parteien 

in den anderen Ländern nur mit ganz geringen Aufnahmen den 
Krieg ausdrücklich gebilligt und mitgemacht. Die Staaten waren 
1914 mächtiger als der Einzelne, mächtiger als die internationalen 
Gemeinschaften, mäclitiger als die Idee der Menschheit. Man 
kann geradezu von einem Maschinalismuä des Staatslebens vor 
Kriegsausbrtidi q|>rechen. Der bewaffnete Friede hatte die ge- 
samte Kraft der Nationen für die Kriegsmöglichkeit ^^usammen- 
geballt. Die beiden Staatengruppen standen sidi lauernd gegen- 
über; je g^ßer der Machtaufwand und die Staarsautorität auf 
beiden Seiten waren, desto empfindlicher waren die Wageschalen 
des Gleichgewichts. Die Bündnisse waren zum Zwecke der Sicherung 
abgeschlossen; sie zogen nun automatisch eine Macht nadi der 
anderen in den Strudel. Die Einzelstaaten haben sich in Einzelkriegen 
bekämpft; erst die Staatengruppen haben einen Weltkrieg möglich 
gemacht. Mehr als sich die leitenden Männer wohl selbst klarmachten, 
waren sie lediglich die Organe einer Macht, die sie gar nicht zu 
abersehen, geschweige denn xu lenken imstande waren* Der Welt- 
geist war zum Weltkrieg bereit. Alle Bemühungen dagegen waren 
ohnmächtig. Das ist der tiefste Grund, warum ein solches Er- 
eignis überhaupt hat Wirklichkeit werden können. Ein Teil der 
Verantwortung für den Weltkrieg auf jeden Bewohner Europas^). 

XI. Die belgische Frage 

Der Völkcrrcchtsbruch, den Deutschland durch Verletzung 
der belgischen Neutralität im Anfang des Krieges beging, ist rein 
formell ein Völkerrechtsbrucfa wie andere. In jedem Krieg ist das 
Völkerrecht oft gebrochen worden; es gehört zm seinem Charakter, 
und der Weltkrieg konnte selbstverständlich keüie Ausnahme sein*)* 
Die Verletzung der belgischen Neutralität steht aber wegen ihrer 
politischen Tragweite abseits und verlangt deshalb nach Vorge- 
schichte und nach Folgen eine besondere Behandlung. Wir wollen 
der Reihe nach betrachten die Stellung Belgiens vor dem Krieg, 
das Wesen und die umnitceibaren Folgen des deutschen Ein- 
marschs und endlich das Verhältnis Deutschlands zu Belgien 
während des Weltkrieges bis zu seinem Ende. 

*) Kaiser Wilhelm soll sich nach den Daily News in diesem Sinn zu 
eitlem neutralen Staatsmann geäulktt haben; Ncmoje Wremja, a. Stptmbet 
19x6. 

') In meiner Schrift: „Entente und Neutralität" Leipzig, 1917» habe 
ibh. die gefl^nerischen Neutralttätsverletzungen einer eingehenden Frflfuilg 
u nte i g og ei i» auf Gfund von Maienalim des Auawärt^en Amtes. 
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Matthias Eisbeiger hat ta setnea Ecnmenitigra treffeod .auf 
einen ArtÜEd der »»Post" vom Jahie 1887 hingewiesen, den Fürst 
Bismarck zur Zeit der damaligen deutsch-französischen Kiiae 

schreiben ließ'). Es heißt darin: „Dentschland wird nie einen 
Krieg mit einer Verletzung eines europäischen Vertrages beginnen. 
Viel zu hohen Wert legt die Staatsleitung auf ihren Ruf der treuen 
Beobachterin der Verträge, welche Europa zur Bewahrung seines 
Friedens errichtet hat... Ebeosowemg wie die beigiüclie wird 
jemals die Neutralität der Schweiz von Deutschland vettet^t 
werden/' Die fiiüentliche Meinung in Deutsdüand hat sich während 
des Krieges daran gewöhnt m sagen: Gewiß hat Be^en ein hartes 
Schicksal erlitten; aber Belgien hat dieses Schicksal verdient« 
Diese Auffassung ist hervorgerufen worden durch eine Reihe von 
ofti^Tiellen Aktenveröffentlichungen, zu denen die belgischen Archive 
m Brussel der deutschen Regierung das Material heferten. Aller- 
dmgs hat die deutsche Regierung selbst amtlich oft den Standpunkt 
vertreten, daß ihre Veröffentlichungen nicht eine nachträgliche 
Entschuldigung für den Einmarsch in Belgien darstellen sollten. 
Die Norddeutsche Allgem^e Zeitung vom 27. August 19x5 hat 
geschrieben: „Im Obtlgen stellen wir fest, daB deutscherseits ein 
Versuch, den deutschen Einmaisch in Belgien naditiüglich mit dem 
schuldhaften Verhalten der bclg'sclicn Regierung zu rechtfertigen, 
niemals gemacht worden ist/' Diese Feststellung läßt sich leider 
allzu leicht widerles^en. In «;etner Rt-de vom 2. Dezember 1914 
hat der Reichskanzler von Bethmann Holl weg die belgische Neu- 
tralität, die England zu schützen vorgab, eine Maske genannt. 
Er hat dann weiter gesagt: „Für die Schuld der belgischen Regierung 
lagen schon damals (nämlich bei Kriegsausbruch) mann^altige 
Ani^dien vor. Positive schriltUche Beweise standen mir noch 
nicht zu Gebote, den englischen Staatsmännern aber waren diese 
Beweise ganz genau bekannt," tmd er hat dann ausdrücklich auf 
die in Brüssel aufgefundenen Aktenstficke hingewiesen, durch die 
die Tatsache bewiesen sei : „Als unsere Truppen in der Nacht vom 
5. zum 4. August das belgische Gebiet betraten, da befanden sie 
sich auf dem Boden eines Staates, der seine Neutralität selbst längst 
durchlöchert hatte." Und er hat weiterhin von einem ,,bis 
in alle Einzelheiten ausgearbeiteten englisch-belgischen Kriegs- 
plan" gesprochen. Diese offizielle Auffassung der deutschen 
Regierung, die die öffentliche Meinung in Deutschland jahrelang 
entscheidend bestimmt hat, ist unhaltbar.« 

Das Aktenmaterial, tmi das es sich handelt^ bezieht sich zu- 
nächst auf die Gespräche, die englische Militärattaches mit den 



■) Eizbefger, BridMune im Wdtkri^ S. 197. 
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belgischen Generalstabschefs von 1906 — igza gehabt haben. Dazu 
ist zunächst zu bemerken, daß Unterhaltungen militärischer Per- 
sönlichkeiten vor dem Kriege auf allen Seiten stattgefunden haben, 
daß durchweg ihre Unverbmdlichkeit betont worden ist, und daß 
man deshalb keine zwingenden Folgerungen aus diesen Vorgängen 
ziehen darf. Das Verhängnisvolle all dieser Vorgänge hegt viel 
weniger in der Einzeltatsache und ihrer tmmittelbaren Bedeutung, 
als in dem Prinzip: es war vor dem Kriege entsprechend der all* 
seitsgeo Einstellung auf die drohende Kriegsmaglichkdt durchaus 
Üblidh, daß der internationale Militarismus sich unter sich ver- 
ständigte; daß Grruppen von militärischen Führern andere Gruppen 
heranzogen und durch Besprechungen aller mihtärischen Möglich- 
keiten Situntionen 5^chiifen, die dann politisch sehr gefährlich 
werden konnten. Wir haben also in den englisch-belgischen Be- 
sprechungen durchaus nichts Außergewöhnliches zu erblicken. 
Auch von Deutschland sind 2^ahlreichc militärische Besprechungen 
unverbindlicher Natur angeregt worden, und es wäre falsch, aus 
dieser blofien Tatsache die Angri^bsicht zu folgern. Wenn man 
dann ferner die Hergänge der Jahre 1906 und 1912 näher ins Auge 
faßt^ so ergibt sich das Folgende. Die Initiative in beiden raien 
hat England gehabt. Die englischen Mihtärstellen hatten das starke 
Interesse, sich in den Besitz aller möghchen Nachrichten zu setzen, 
um von ihrem militär-fachmännischen Standpunkt aus ein Urteil 
• über den militärischen Wert Belgiens zu gewinnen. Die belgischen 

Generalstabschefs haben den englischen militärischen Fachleuten 
Auskunft gegeben, und zwar über wesentliche Dinge. Wenn auch 
mthtärische Geheimnisse begreiflicherweise nicht mitgeteilt worden 
sind, so war es doch sehr wesenthch, daß die Engländer die grund- 
sätzhche Au£Esssung der belgischen Militärbehörden erfuhren* Das 
belgische Programm war damals schon: schärfeter Widerstand 
gegen eine Invasion, kein Zurückziehen nach Antwerpen, Ver- 
teidigung der Maasfestungen. Der belgische Generalstabschef 
Ducame hat nun aber keineswegs die englischen Erkundungsfragen 
gern aufgenommen. Er und alle maßgebenden belgischen politi- 
schen Persönlichkeiten sahen in der Tätigkeit des englischen 
Militärattaches Bernardiston etwas Gefährliches und Verhängnis- 
volles. Englands Haltung und seine sich als wahrscheinlich er- 
gebenden politischen Pläne wurden angeschen als Gefahr für den 
Weltfrieden und speziell als Gefahr för Belgien. Die Angebote 
und Zusicherungen d$s englischen Militärattache waren den 
Belgiern peinlich. Während im Jahre 1906 der englische Versuch 
bei seinem belgischen Gegenspieler auf eine ziemliche Bereit* 
Willigkeit zum unverbindlichen Meinungsaustausdi gestoßen ist, 
werden die gleichen Versuche des Jahres iQza durch deutliche 
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belgische Ztirückhaltung charakterisiert* Der damalige englische 

Militärattache Oberst Bndges ist so weit gegangen, zu sagen, 
daß England auf alle Fälle auch ohne Zustimmung der belgischen 
Regierung Truppen in Belgien landen wolle, im Falle eines deutsch- 
eaglisch-französischen Krieges. Der belgische General Jungbluth 
betonte dagegen, daß England nur unter ausdrückiiciier Geneh- 
migung Belgiens landen könne. Außerdem meldete er den Vorfall 
dem belgisdien Mtnisterium des AuBem, und tniolgedessen er^ 
wirkte Belgien im Jalire 19x3 von Rngland die Znsiclimng, daß es 
in keinem Fall zuerst die belgische Neutralität verletzen wollte* 
Zum Abschluß einer militänschen Konvention — und das ist das 
Entscheidende — ist es weder im Jahre 1906 noch im Jahre 191a 
gekommen. Ware 1906 eine solche Konvention abgeschlossen 
worden, so wären 1912 die erneuten Gespräche nicht notwendig 
gewesen. Sie haben jedenfalls nicht zu einem Einverständnis 
geführt. Und das Wichtigste war eben: die Leitung der eng- 
lischen auswärtigen Politik hat ein Eingreifen in Belgien nur für 
den Fall in Aussicht genommen» daß eben Belgiens Neutralität 
durch eine andere Madit verleüst würde* Dies hat Sir Edward 
Grey 1913 dem belgischen Gesandten ausdrOcklicli g»agt^). Ein 
Recht, sich um die belgische Neutralität ZU kfimmern, kann Eng- 
land deshalb nicht abgestritten werden, weil es ja Garant der bel- 
gischen • Neutralität war, ebensogut wie Deutschlnnd. Wenn 
vermutet werden durfte, daß von einer Garantiemacht die Neu- 
tralität eventuell verletzt werden konnte, so hatte auf alle Fälle 
jede andere Garantiemacht das Recht und die Pflicht, Vorsichts- 
maßregeln zu treffen, und Belgien selbst hatte ja das ausdrücklich 
vOlkenÜBditiicfa anerkannte Recht, seine Neutrali^ zu verteidigen« 
Das fiOnlte Abkommen der «wetten Haager Priedenskonferm 
bestätigt diese Rechtsstellung Belgiens. Danach darf eine neutrale 
Macht auf ihrem Gebiet kriegerische Handlungen nicht dulden, 
sondern hat vielmehr die Pflicht, Neutralitätsverlets;ungen lish 
Gewalt abzuwehren. Daß der englische Generntstab Belgien 
militärisch bearbeitet hat, daß englische Spione in Belgien tätig 
waren, das beweist für die Haltung der belgischen Regierung nicht 
das geringste. Hat etwa der deutsche Generalstab nicht gearbeitet?* 
Hat Deutschland keine Spione dort gehabt?' Es ist interessant, 
daß die deutschen scfarifüichen Auslasstmgen von amtlicher Stelle 
ihre Worte in dieser Angelegenheit immer sehr vorsichtig gewählt 
haben, daß sie letzten fitides den belgischen MiUtärbefaörden nur 
vorwerfen, den militärischen Plänen Englands Vorschub geleistet 
tu haben, mit Vorwissen der belgischen Regierung* Aber auch 

^) Sir Edward Greys Brief an die englische Presse vom a6. August 1915. 
VaUnilB. OaaüdtUad» Anaanpolliik. 16 
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dieser Vorwurf läßt sich bei näherer Prüfung nicht aufrecht 

erhalten'). 

Die VerGffentlichung der BrOsseler Akten m der Norddeutschen 
Allgemeinen Zeitung hat nun leider auch noch dadurch der deut- 
schen Sache sehr geschadet, daß sie durch Obersetgungsfehler, 

Einschiebungen und Umstellungen den Dokumenten eine größere 
Bedeutung zu geben versucht hat, als sie in Wirklichkeit haben. 
Am bedenklichsten ist hier die Übersetzung: „Conversation** 
(Gespräch) mit „Abkommen" (Convention), ein Fehler, der auf 
Unleserlichkeit zurückgegangen sein soll. General Ducame hat 
nach Kriegsausbruch erklärt, daß ein französischer oder ein deut- 
scher Militärattache genau so von ihm behandelt worden wäre, 
falls er ihn eingeladen hätte, Maßregeln zu einer eventuellen ge- 
meinsamen Verteidigung des garantierten Gebiets zu treffen^. 
Der belgische Generalstab hat auch seine mili^rischen Übungen 
und Arbeiten keineswegs einseitig gegen Deutschland gerichtet. 
Die Studienreisen haben vielmehr abwechselnd stattgefunden im 
Hinblick auf einen Angriff durch Deutschland, durch Frankreich 
und durch Ene:l:ind, oder auch auf einen kombinierten Angriff 
Frankreichs und Englands. Hätte eine bmcienclL' militärische 
Verpflichtung zwischen England und Belgien bestanden, so wäre^ 
das wahrscheinlich nicht so geregelt worden. Andererseits ist es eine 
Tatsache, daß Belgien seinerseits nie den geringsten Versuch ge- 
macht hat^ sidi wegen eines franxösisdi-englisdien Einmarsches 
mit der deutschen Regierung ins Einvernehmen zu setzen. 

Die Frage der Verletzung der belgischen Neutralität aus militil- 
rischen Gr&nden im Falle eines grofien europäischen Krieges ist 
während der letzten Jahre vor Kriegsausbruch mit vollkommener 

Offenheit in der mihtärischen Literatur behandelt worden. Die 
bedeutendsten deutschen Schriftsteller, Schlief fen, v. d. Goltz, 

Bernhardi, haben sich darüber ausgesprochen. Ja, sogar in die 
populäre pohtische Literatur ist die Erörterung dieser Möghchkeit 
übergegangen; sie findet sich z.B. in Rohrbachs weit verbreitetem 
Buch: „Der deutsche Gedanke in der Welt"^). Frankreich hat 
jahrelang in seinen Kriegsplänen auch die Verletzung des belgischen 
Gebietes vorgesehen. Sdt 191 9 hat es aber mit dem deutschen 

') Die am 14. Dezember igiA in der Norddeutschen Allgemeinen Zei- 
tung veröffentlichten, dem englocnen Legationssekretär Grant Watson ab- 

§enonunenen Noltten haben nlr die These der belgisehen Schuld keine 
leweiskraft. 

•) Waxweiler, Belgien hat sein Schicksal nicht verschuldet, S. 56. 

*) Bei der Erörterung der Befestigung von Viissingen xgii wurde die 
belgische NeutnUtSisCtage in der deutschen PiesK besprochen und zum An- 
laß einer vertraulichen Erkläniag Beihmann HoUweg» gemacht (vgl, auch 
Oman, a. a. O., S. 126). 

344 



uiyitized by Google 



BELGIENS ZURÜCKHALTUNG. DEUTSCHLANDS PLANB 



Angriff geredhnet und hat seinen Feldzugsplan entsprechend ge- 
ändert. So konnte es sich die politischen und militärischen V<nteüe 
der Defensive sichern*). Die belgische militärische Leitung war 
davon spätestens; seit Frühjahr 1914 durch ihren Militärattache 
in Paris unterrichtet^). Anders war es in Deutschland. Für die 
deutschen mihtärischen Pläne blieb die Grundauffassunc; des 
Generalobersten von Schlieffen entscheidend. Man kann aber nicht 
sagen, daß dieser Kriegsplan von aUen maßgebenden Stellen ge« 
biUigt tind entsprechend politisch tmterst&tst und vorbereitet 
worden wSre. Am a. Mai 19x3 hat bei der Beratung der Militär- 
vorläge in einer vertraulichen Aussprache das Ptoblem der bel- 
gischen Neutralität im Reichstage w Debatte gestanden*). Damals 
hat der Staatssekretär von Jagow auf das bestimmteste erklärt, 
Deutschland würde die Neutralität Belgiens nicht verletzen; der 
preußische Kriegsministcr hat hinzugefügt, daß die deutsche 
Heeresleitung die belgische Neutralität solange respektieren würde, 
wie sie von den Gegnern beachtet würde. Auf deutscher Seite war 
also die Lage so: es bestand ein von überragender Autorität atisge^' 
arbeiteter Kriegsplan, aber ein Teil der näitärischen Stellen und 
die maSgebenden politischen Stellen waren nicht damit einver- 
standen. Wir haben schon oben erwähnt^ daß im Hinblick auf das 
Eingreifen Englands noch im letzten Augenblick der Einmarsch 
in Belgien stark umstritten wurde. Wenn man zusammenfaßt, 
so ergibt sich ein für Deutschland betrübendes Bild. Auf belgischer 
Seite herrscht Resignation und Fatalismus. Die maßgebenden 
belgischen Staatsmänner und Militärs liaben seit Jahren ihr Mög- 
hchstes getan, Belgien nacii keiner Seite hin zu binden, aber auf 
alle Eventualitäten vorzubereiten. Belgiens Politik ist durchaus 
änipstlich und auf den Tag eingestellt gewesen; als Hauptgefahr 
galt Deutschland, aber die voraussichtliche Bundesgenossenschaft 
von England wurde beinahe ebenso gefürchtet. Belgien wollte 
den Frieden und nicht den Krieg, Belgien wollte seine ruhige 
Sicherheit. England und Frankreich hielten sich amtlich vöU^ 
zurück, bereiteten sich aber mihtärisch vor. Die Kreise, die dort 
mit dem Krieg rechneten, waren überzeugt, daß Deutschland ihnen 
den Gefallen tun würde, seine politische Stellung durch Verletzung 
der belgischen Neutralität wesentlich zu verschlechtern, in der 
Hoffnung, seihe milititeische ^u verbessern. Deutschlands Be- 

') Vgl. Hermann Stegemann, Geschichte des Krieges, Band 3, S. 541. 
Dort sind die Erklärungen des Marschalls Joffre vom 6. Juli 1914 über die 
ei^üsch-französischen Feldzugspläne angeführt. 

^) Bernhard Schwcrrfeger, Der geistige Kampf um die VcrktZttng der 

belgischen Neutralität, S. 126. 

') Vgl* Midi Bdgndici CSiaufauch: Beycns' Bericht an Davignoii vom 
a. Mai 1913* 
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Handlung der belgischen Frage war durchaus unsicher, durchaus 

unklar, durchaus inkonsequent. 

Eine besondere Farbe bekam das belgische Problem dadurch, 
daß Belgien der Besitzer des Kongostaates war. Es war keine 
Frage, daß Belgien dadurch in einen Kreis weltpolitischer Betäti- 
gung hineingekommen war, der es im Grunde nach Herkunft, Ge- 
sinnung und Macbtnutteln okfat gewachsen war, und durch die es 
angewiesen wurde, auf die Freundschaft der maßgebenden Kolo- 
nialstaaten in AfnOka, also in erster Linie auf die Freundschaft 
Englands und Frankreichs. Belgien hat sich nicht auf Tod und 
Leben den Ententemächten hingegeben, wie die deutsche plumpe 
Auffassung nach Kriegsausbruch es gerne darstellte. Belgien kam 
aber wider Willen und trotz aller seiner Ängstlichkeit zu. emer 
Geschaftsfreundschaft mit den Westmächten, die auf seine Stellung 
in Europa schließlich entscheidend einwirken mußte. Deutschland 
war auf kolonialem Gebiet expansiou^aiug und expaiisionsbedürftig^ 
warn den deutsclien Staatsnännem als letutes Zid ein großzügiges 
englisch-ftanasöstsch-deutsdies Kdomalabkommen votsdhwehte, so 
muiBte dabei auch die wirtschaftliche EnschHeBung des belgtscfaen 
Kongo spruchreif werden. Im Jahre 1912 hatte Frankretcfa Deutsch* 
land sein Vorkaufsrecht auf den belgischen Kongo angeboten, eine 
Tatsache^ die der belgischen Regierung nachträglich bekannt wurde. 
Sie hat verstimmend auf Belgien gewirkt und zu einer zeitweisen 
Annäherung Belgiens an Deutschland geführt. Belgien wäre jeden- 
falls durch eine deutsche helfende Tätigkeit bei seinen Kongo- 
schwiengkeiten gegenüber der englisch-französischen Übermacht 
am besten gesichert gewesen. In Frankreich glaubte man die 
deutsclien Pläne se aufEusen zu dürfen, als arbeite man auf eine 
Auftdlung des Kongostaates hin^). Durdi die Kongqfrage wurde 
das belgische Problem auf das verhängnisvolkte kompUzkrt* 

Außer den Akten über die Besprechungen zwisdien englischen 
und belgischen Militärpersonen hat die deutsche Regierung noch 
• eine größere Veröffentlichung nach Kriegsausbruch unternommen, 
nämlich die berühmte Sammlung der belrjschen Gcsnndtschafts- 
berichte, gleichfalls em Fund in dem Brüsseler Ministenum des 
Auswärtigen. Diese Sammlung sollte die deutsche Politik im allge- 
meinen rechtfertigen und speziell die öffentliche Meinung auch 
gegen das Belgien vor dem Kriege beeinflussen* Die deutsche 
Veröffentlichung trägt durchaus den Charakter einer zu Propa- 
gandazwecken zusammengestellten Auswahl an sich. Mit Redit 
ist in diesem tenden::iösen Arrangement ein schwerer Fehler ei^ 
blickt worden« Der Hauptzeuge, der langjährige belgische Ge- 

*) Nocddeatache AH^emtine Zeitune vom 6. August 1915. Bericht von 
BafOtt Beyciis vom a* Aptü X914 im bögiadb/ta Gfauhucfa* 
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sandte in Berlin, Baron Greindi, war als strenger Katholik ein aus- 
gesprochener Gegner der antiklerikalen französischen Rcpubh'k und 
des liberalen England. Er hat sich während seines langen Aufent- 
haltes in Berlin die deutschen olGsaellen Atiffnsungea im wesetit* 
liehen angeeignet^ so daB man hluftg aus seinen Benchten diiekt . 
deutsche Staatsmänner zu hören glaubt. Sein Nachfolger, Banm 
Beyens, ist kritischer und objektiver gewesen; gerade von ihm hat 
aber die o^izielle deutsche Sammlung nur verhältnismäßig wenig 
Berichte enthalten. Wäre Beyens vollständig zu Worte gekommen, 
so wäre durch die Bcnchtsammlung bewiesen worden, daß nach 
beigischer Auffassung zwar die Revancheidee und der Panslawismus 
eine schwere Gefährdung des europäischen Friedens darstellten, aber 
ebenso bestimmte Momente auf deutscher Seite^). Ein Beweis dafür, 
daB die AiGtehte des Dreiveftiandes allein die StSrer des eu- 
ropäischen Friedens gewesen 'wStta, kann aus der belgisdien Beridit* 
ff?ni*n'*i'*g nidit entnommen werden, freilich ebenso wenig ein Beweis 
dafür, daß die Entente schuldlos war. Auch haben die Belgier mit 
Hecht darauf hingewiesen, daß die Loyalität ihrer politischen Haltung 
durch die Berichtsammlung durchaus be^tätie^t wird, daß also die 
BerichtsammlunG; das Gegenteil von dem beweist, was die Akten 
über die Unterhaltungen zwischen englischen und beigischen 
MiUtärpersonen haben beweisen sollen. In der Tat; hätte Belgien 
die Absicht eines unbedingten Anschlusses an die Ententemächte 
gehabt, so Idtte es sich sicher nicht in Berlin jahrelang deutsch- 
freundlich vertreten lassen; und auch die belgischen Gesandten 
in Paris und London sind mehr deutschfretmdlich als england- 
freundlich gewesen. Sie stehen stark unter dem Einfluß von Greindi. 
Als Propagandamittel hat also die belgische Sammlung von Ge- 
sandtschaftsberichten durchaus versagt. Damit ist ihr Wert als 
historische Quelle, vorausgesetzt, daß man alle Ansprüche auf 
Vollständigkeit und alle methodischen Mittel der Kritik auf sie 
anwendet, nicht herabgemindert. 

Am 4. August 1914 hat Staatssekretär v. Jagow dem belgischen 
Gesandten Baion Beyens erklärt: ,4>eutschland kann Belgien nichts 
vorweifen, da seine Haltung immer korrekt gewesen ist*'. Am 
gleichen Tage hat Bethmann HoUwcg seine bnOhmte Reichstags» 
rede gehalten, in der er die deutsche Offensive, die Belgiens Neutra- 
lität verletzte, begründet hat durch die Größe der deutschen Ge- 
fahr, in der er für Deutschland dns Recht der Notwehr in Anspruch 
nahm und das vom völkerrechtlichen Standpunkt aus unbestreit- 
bare formale Unrecht Belgien gegenüber zugab. Heute darf man 

Eine vollständige Veröffentlichung der belgischen Gesandt.schaftsbe- 

richte erscheint uns, auch nach der großen Publikatioa Schwertfegexs, dnn- 
gKdd erwOnscbt. • 
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sagen, daß es der schwerste Fehler der deutschen Politik gewesen 
ist, diesen Standpunkt vom 4. August, wie ihn Jagow und Bcth- 
mann Holl weg formuliert haben, nicht festgehalten zu haben. Wie 
stark wäre Deutschlands Stellung in der Welt gewesen, wenn es 
während des gwzen Krieges nichts als diese beiden S3ts:e Ober den 
belgischen Fall gesprochen hätte: ^«Belgien war korrekt. Wir 
haben formales Unrecht tun müssen, wir sind jederzeit bereit, es 
voll wieder gutzumachen". Besonders die Haltung Bethmann 
Hollwegs am 4. August war auch vom höchsten politischen Stand- 
punkt nus durchaus weise: sie entsprach zudem seiner persönlichen 
ethischen Emsteliung und der Auffassung, die er wahrend der 
Krise in der belgischen Frage vertreten hatte, denn nur auf das 
dringendste Verlangen der militärischen verantwortlichen Persön- 
lichkeiten lät ja die Zuätunmung des Reichskanzlers zu der belgischen 
Neuttalitätsverletztuig erfolgt. Ein Unrecht wäre die Verletzung 
der belgischen Neutralität auch dann geblieben, wenn man den 
Einmarsch politisch besser begründet hätte, wenn man auf ein 
fraglos antiquiertes Durchmarschs^ oder Besatzungsrecht zurück- 
gegriffen hätte. Nach der ganzen Lage der Dinge hätte ein der^ 
artiger Versuch, ein unbestreitbares Unrecht völkerrechtlich in 
einen Rechtsanspruch umztimodeln, auf die öffentliche Meinung 
der Welt nur den peinlichsten Eindruck gemacht. Am besten wäre 
die Verletzung der belgischen Neutralität natürlich überhaupt nicht 
geschehen; wenn sie aber schon geschah, dann war die größte und 
vornehmste Methode, das Unrecht sofort und freimütig einzuge- 
stehen. Das Ultimatum vom a. August hat ausdrflddich betonl;, 
daB Deutschland keinerlei Feindseligkeiten gegen Belgien beab- 
sichtige; daß die deutsche Regienmg im Falle einer wohlwollenden 
Neutralität Belgiens dem Königreich Besitzstand und Unabhängig- 
keit in vollem Umfang gewährleisten wolle. Das zweite Ultimatum 
vom 9. August, das von Belgien gleichfalls schroff abgelehnt wurde, 
— der Vorgang wurde der deutschen öffentlichen Meinung ver- 
heimlicht — enthält ebenfalls die Zusicherung der völligen Wieder- 
herstellung Belgiens nach dem Kriege und macht gleichfalls nicht 
den geringsten Versuch, die Loyalität Belgiens in der Erfüllung 
seiner internationalen Ver|dlkhtungen anzuzwetfehi. Es heiBt 
darin: ,J)eutscfaland versichert nodimals feierlichst, daß es nicht 
von der Absicht geleitet gewesen ist, sich belgisches Gebiet anzu- 
eignen, und daß ihm diese Absicht durchaus fem liegt. Deutsch- 
land ist noch immer bereit, das belgische Königreich unverzüglich 
zu räumen, sobald es die Kriegslage gestattet". Em Anlnß zu Vor- 
würfen gegenüber Belgien lag ja auch in keiner Weise vor: der 
Große Generalstab selbst hat unterm 2g. Juli an das Auswärtige 
Amt berichtet: „Belgien will Einfall der Franzosen wie Deutschen 
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verhindern; entsprechende Maßnahmen, Armierung der Werke"'). 
Nach dem Urteil selbst des preußischen Generalstabs also war Belgien 
vor dem Kriegsausbruch durchaus darauf vorbereitet, seine Neu- 
tralität nach allen Seiten hin zu verteidigen. Es ist unbegreiflich. 
Wie spater aus demselben Kreis der Vorwurf hervorgehen konnte, 
Belgien habe im geheimen Einverständnis mit England und Frank- 
teicfa voi^itig seine Gren^n englischen und fKuufisischen Truppen 
gcöffoet. Von deutscher offizieller Seite sind sahlreiche Zeugen 
dafür angeführt worden, daß französische Soldaten und Offiziere 
bereits vor Kriegsatisbruch auf belgischem Boden gesehen worden 
seien. Es kann sich dabei nur um französische Untertanen handeln, 
die auf belgischem Boden wohnhaft waren und dort den Befehl zur 
französischen Mobilmachung empfingen. Durch Erlaß des franzö- 
sischen Kriegsministers vom 4. August ist den französischen 
Truppen aufs strengste verboten worden, belgischen Boden zu be- 
treten* Erst am 5. August, nach Verständigung mit der belgischen 
R^erung, ist die Ermichtigung zum Betreten belgischen Gebietes 
erfolgt: es wurde zugleich der Befehl gegeben, sich wie in Freundes- 
land und bei Verbündeten zu verhalten^. 

Wir haben hier nicht die strategische Frage zu eräftern. Es 
gibt auch eine sehr beachtenswerte Ansicht, die aus rein strategischen 
Grfinden den deutschen Feldzugsplan der Üherrennung Belgiens 
ablehnt. Der schwere Notstand des Deutschen Reiches ist aber 
zweifellos anzuerkennen; ob man ihm auch das Schwergewicht für 
eine allerletzte so schicksalsvolle Entscheidung zubilligen kann, er- 
scheint uns zweifelhaft. Wenn aber so etwas Bitteres und Grausames 
wie die Überrennung Belgiens, also die Hineinziehui^ eines tatsäch- 
lich schuldlosen und unbeteiligten Volkes in die Kriegskatastrophe, 
geschah» so mußte auf alle Fälle an dem zuerst festgestellten^ von 
uns geschilderten Standpunkt festgehalten werden. Der sdiwerste 
Fehler Deutschlands in der belgischen Frage ist nach unserer Auf- 
fassung nicht die Verletstmg der belgischen Neutralität nls solche, 
sondern der nachträgliche Versuch, die Überrennung Belgiens 
politisch und moralisch zu rechtfertigen, Belgien als den Schuldigen 
hinzustellen und für das gesamte Unheil allein bössen zu lassen. 
Erst dadurch ist der deutsche Volkerrechtsbr uch gegenüber Belgien 

*) Deutsche Dokumente zum Kriegsausbruch II, S. 9^. 
*) Frankreich hat überhaupt in glänzender Weise jeden Anschein ver- 
miadcti, ab sei es der Angreifer. Viviani, der damalige Ministerpräsident, 

hat am 31. Januar 1919 in der französischen Kammer seine Befehle und die 
des französischen Khegsministers Messimy mitgeteilt, durch die den trän- 
aösischen PatrouiUcn verboten wurde, eine gewisse Grenze zu überschreiten, 
um Deutschland gan^ die Verantwortung ^u^iiischieben. Trotzdem sind zahl- 
reiche Grenzverleuungeu vorgekommen, doppelt so viele als von deutscher 
Seite. Über Einzelheiten vgl. auch den Aufsntz von Graf Max Moa^gdaSr 
Zur Steuer der Wahrheit« Berliner Ti^eblatt, 14. August 1919. " 
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so völlig zum Einzelfall geworden, der mit den sonst üblichen und 
inmiei wieder beobachteten Völkerrechtsbrüchen nur wenig ge- 
meinsam hat. 

Setzen wir den Fall, die deutsche Heeresleitung hätte ihre 
dufch die Überrennong Belgtens veffolgten Ziele enetcht» Fiatik-> 
leich wäre medergewoffen worden» und der Weltkrieg hätte schnell 

und siegreich f&r Deutschland geendigt, nehmen wir weiter an, was 
freilich noch unwahrscheinlicher ist, das siegreiche Deutachland 
hätte den von uns oben skizzierten Standpunkt eingenommen und 
dem ersten Kriegsopfer Belgien gegenüber Großmut gezeigt: dann 
wäre die Verletzung der belgischen Neutralität für die öffentliche 
Meinung der Welt etwas durchaus Germgfügiges geworden. Dem 
gerechten und großmütigen Sieger fällt es immer leicht, sich in der 
Wdt durchzusetzen. Aber die Geschichte wollte es anders. 
Deutschland biß sich in Frankreich fest und vermochte an der 
Westfront nicht zu siegen. Das erste Kriegsopfer Belgien blieb 
weiter Obiekt des Krieges* Es wurde zxtm Teil ein Sdiauplatz» 
der aufs schärfiste in Mitleidenschaft gezogen war. Sicherlich hat 
Deutschland die Überrennung Belgiens lediglich aus strategischen 
Gründen vorgenommen und ein anncxionistischcr Gedanke war 
jener Entschließung durch:ius fremd. Das Schlimtne an dieser Hand- 
lung war ja gerade ihr gänzlich unpolitischer Charakter. Aber sobald 
Deutschland in Belgien drinnen war, da entwickelte sich eine starke 
Begehrlichkeit. Vergessen wir nicht: es war Krieg zwischen 
Deutschland und Belgien ausgebrociien^ unter ganz außergewöhn- 
lichen Umständen. Dieser Krieg wurde mit äußerster Erbitterung 
ausgefochten. Eine Einrichtung, wie die belgische Bflrgerwacfat 
(garde dvile) diente leider dazu» diesen Krieg noch mehr zu 
verschlimmern. Es handelte sich bei dieser sehr unsachgemäßen 
und tmklaren Organisation um eine Art von Miliz, die offiziell 
gemeint war, aber von den Deutschen nicht als kriegsrechdich 
zu respektierende Landesverteidigung erkannt und eingeschätzt 
wurde. Die Folge war, daß diese subjektiv durchaus berechtigten 
und von hohen patriotischen Gefühlen geleiteten Landesverteidiger 
von den deutschen Soldaten behandelt wurden als Zivilkarapfer, 
die auf eigene Faust die Waffen fuhren. Dies hat zu den zahlreichen, 

äußerst grausam wirkenden Hinrichtungen geführt^). Die deutsche 
Geschichtsachreibung pflegt Andreas Hofer und den Buchhändler 
Palm zu rühmen als Märtyrer eines gegen Obemucfat sich auf- 
bäumenden Volkes. Das kaiserliche Deutschland von 1914 hat 
kein Verständnis gezeigt für die patriotischen Belgier. 
Die Eroberung und Okkupation Belgiens war an sidi schon hart 

0 Vgl. Bernhard Schwertfeser, Bdgttche Landcsvetteidigitng und BOiger* 
wacht (Garde dvile) 1914» Berfia igao. 
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genug; wansm mußte sie durch schärfste Anwendung aller Kne^<^' 
gesetze und einer von Übermut und Verachtung getragenen Mil3- 
handiung der bürgerlichen Bevölkerung zur Unerträgiichkeit ge- 
steigert werden?* Und während das kaiserliche Deutschland 
Belgien okkupierte, während es ein Generalgouvernement für den 
Hauptteil eiru"ichtete und der Heeresleitung und Marineleitung die 
vom Krieg gefährdeten Gebiete zur Verwaltung überließ, ent- 
mckdte sich jener Erobererwille» dem es als selbstveist9ndlidi er- 
Sellien, dieses Land Beigten zu behalten« Die öffentliclie Meinung 
der großen Welt» bei den Neutralen» in Amerika besonders, nahm 
duichaus Partei für Belgien. Der Weltkrieg wurde aufgefaßt als 
. ein Kampf für Belgiens Recht. Wir brauchen nicht auseinander- 
^!u«;et2en, daß da«; eine Verschiebung des tatsächlichen Sachver- 
h^iltes war. Aber das Gefühl, das Mitleid, sind eben auch große 
Weltmächte. Den belgischen Flüchtlingen wurden begeisterte 
Huldigungen zuteil; durch den Hinweis auf Belgien wurden die 
geringen Sympathien, die Deuischiand an und für sich genoß, 
überall empfindlich hetabgemindert. 

An die Veröffentlichung der belgischen Aktenstücke scfaloB 
skfa eine sehr um&ngietche deutsche Literatur an, die für die An- 
nexion Belgiens in entsdiiedener oder verhüllter Form- Stimmung 
tu machen veisuchte. Wir werden später den deutschen AnneiicH 
nismus im Zusammenhang behandeln; hier soll nur die Bedeutimg 
der belgischen Frage für den weiteren Kriegsverlauf betrachtet 
werden. Neben die entschiedenen Annexionisten traten Personen, 
die sich em Abhängigkeitsverhältnis dachten, wobei Deutschland 
das Eisenbahn-, Post- und Telegraphenwesen sowie das Besatzungs- 
recht von Festungen innehaben sollte. Bescheidenere wollten sich 
mit der Maadinie begnügen. Andere l^en das Hauptgewicht 
auf den Hafen Antwerpen und die flandrisdie Küste, die als Basis 
für die deutsche Flotte angeblich von unentbehrlicher Wichtigkeit 
sein sollte. Interessenten der verschiedensten Kreise wirkten für 
eine Angliederung Belgiens an das Deutsche Reich: die Groß- 
industriellen, in erster Linie die Schwerindustrie, die die belgischen 
Kohlenschätze für sich haben wollten, dann natürlich die Marine, 
und schließlich zahlreiche, mehr oder weniger rom.intische Ver- 
treter des germanischen Gedankens, die es für nötig hielten, die 
Flamen von dem wallonischen Joche zu befreien. Alle diese Kreise, 
getrieben, wie man sieht, von mehr oder weniger idealistischen Mch 
tiven, übten einen sdif starken Druck auf die Reichsleitung aus. 
Da allgemein Belgien für schuldig gehalten wurde, so war es ja 
nur natürlich, daß man sich nun dem Gefühl der Rache und dem 
Anspruch auf Genugtuung hingab. Es wurde üblich, dem un* 
giuddichen Belgien überhaupt jeden Staatscharakter absuspredben 
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und es als ein pnpiernes Machwerk diplomatischer Spitzfindigkeit 
verächtlich zu machen; so ist etwa in den Suddeutschen Monats- 
heften 191 5 von Belgien als „einem Staat ohne eigene Kraft und 
ohne organisches Wachst Liin", von „einer künstlichen Schöpfung 
mit kunsthchem Namen" gesprochen worden. 

Besonders starke Wirkung hat die Stellungnahme Dietrich 
Scfaaefers gehabt. In einer Reibe von Denkschriften, die durch 
den »«Unabhängigen Ausscfatifi für einen Deutschen Frieden'* eine 
sehr große Verbreitting fanden, hat er den Standpunkt vertreten; 
,,Belgien bleibt unter deutscher Oberleitung, oder es wird eine 
Waffe gegen uns in der Hand unserer Feinde". Dietrich Schae- 
fers Anschauungen beruhen auf der Überzeugung, daß 
zwischen Deutschland und Westeuropa ein dauernder feindlicher 
Zustand herrschen müßte, und er wünscht eine so bedeutende 
deutsche Machtverstärkung, daß Deutschland die Hegemonie auf 
dem Kontinent und weiter hinaus unbestritten in der Hand be- 
hielte. In allen seinen Ausführungen findet sich als Begründung 
der lächste Krieg. Es gibt keine rückständigere und engere Be- 
trachtungsweise — aber sie hat in Deutschland während des Krieges 
eine überaus zahlreiche Anhängerschaft gefunden. Die Trennung 
von Flamen und Wallonen war für Dietrich Schaefer ein Haupt- 
punkt: „Erstes und oberstes Erfordernis einer Angliederung bleibt 
daher die völlige Trennung der Flamen von den Wallonen, demnach 
die Auflösung des belgischen Staates und eine rein flamische Re- 
giening und Verwaltung für die germanischen Teile, d. h. für die 
voiksreiche nördliciie Hälfte Belgiens". Dietrich Schaefer hat 
behauptet, daß es das dringendste Interesse Deutschlands, besonders 
der rheinischen Bevölkerung, sei, daß Belgien dem Deutschen 
Reiche angegliedert würde* Er hat sich ausdrücklich dagegen ver- 
wahrt^ daß er die Interessen der Schwerindustrie vertrete — ein 
Beweis für die Harmlosigkeit dieses persönlich so hoch acht- 
baren Mannes. Seine verblendeten und engherzigen An- 
sichten haben, wie wir heute offen sagen dürfen, in dem 
kaiserlichen Deutschland der Kriegszeit das größte Unheil 
angerichtet. Hören wir eine Argumenrntion wie die folgende: 
„Wir haben den kleinen Nachbarstaat mit raschem Siegesgrüf in 
unsere Hand gebracht. Die Gründe, die dazu zwangen, zwingen 
auch, ihn festzuhalten". Welch eine Gesinnung! Kein Gefühl 
für ein fremdes Volkstum, für ein kleines, aber doch so eigenartiges 
Staatswesen; reine Machtgesichtspunkte: Eine Au£marschlinie 
von Ostende bis Met^ würde so auf Franlxeich drücken, daß es 
stdi nicht so leidit zum zweiten Male in einen Krieg mit uns hinein- 
lagen lassen möchte. Die Herrschaft über Belgiens Küste wäre 
Zt^eich eine vernehmbare Warnung für England? sie gäbe uns, 
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genOgend ausgerüstet, eine ganz anliefe Basis für wirksame Be* 
kämpf ung der Inselmacht als das nasse Dreieck. Daß militärisches 
Verfügungsrecht politisches und wirtschaftliches voraussetzt, 
versteht sich von selbst, muß aber immer wieder betont werden, ^ 
weil geflissentlich versucht wird, dem deutschen Volke einzureden, 
es genüge ein Besetzungsrecht für den Kriegsfall"*). Die Formel, 
Belgien müsse politisch, militärisch und finanziell in der Hand 
belnlten vntdai, stammt von dem damal^en Rcichstagsabgeord« 
neten Spahn; sie ist sehr populär geworden, doch wurde sie niemals 
von den Regierungsstellen amtlicfa übernommen. Der Reichs- 
kanzler V. Bethmatiti Hollweg hat sich aber, wie er vor dem Untere 
suchungsausschuB erklärt hat, aus taktischen Gründen nicht aus* 
drücklich in der Öffentlichkeit dagegen gewandt*). Auch Groß- 
admiral V. Tirpitz hat sich für das selbständige Flandern ausge- 
sprochen, in welchem Deutschland das Besat^ungsrecht auf Zee- 
brÜgge haben sollte. In seinen Erinnerungen bestreitet er, für ein 
„Deutschmachen" Belgiens eingetreten zu sein. Aber es war ja 
klar, daß ohne eine" deutsche Herrschaft die wirtschaftliche Ein- 
be^ehung und die Durchsetzung des flamischen Gedankens über« 
haupt nidit zu erreichen war"). Bis zum Zusammenbruch haben 
diese Gedanken bei der Marine Geltung gehabt. Noch im April 
1918 hat der damalige Chef des Admimlstabes von Holtzendorff 
dem Reichskanzler Grafen Hertling eine Denkschrift vorgelegt, in 
der die Errichtung eines Herzogrumr, Flandern unter deutschem 
Schutz und die Abgabe der Wallome an em „royalistisches" Frank- 
reich empfohlen war. Graf Hertling hat, wie sein Sohn erzählt, 
für diesen Plan nur ein höfliches Interesse gehabf*). Vorsichtiger 
ist General Ludendorff gewesen. Was er über Belgien m seuieu 
Erinnerungen sagt, ist eine eigentümliche Mischtmg von Zurück- 
haltung und politischem Unverstand* Es heifit da: ,fitiff.tn. darf 
nicht feindliches Aufmarschgebiet werden. Die Neutralität dieses 
Landes hielt ^ für ein Phantom, mit dem nicht praktisch zu rechnen 
sei. Es mußte in wirtschaftliche Interessengemeinschaft mit 
Deutschland kommen, mit dem es so starke handelspoHtische Be- 
ziehungen verbanden. Es sollte ein eigener, selbständiger Staat 
bleiben, m dem auch die Flamen ihrem Recht kamen. Die Ver- 
gewaltigung dieses alten germanischen Stammes ist auch eine der 
Ungeheuerlichkeiten der Menschheitsgeschichte. Für die ersten 

^) Zur Lage und nodlinals: zur Lage, von Prof. Dr. Dietrich Schaefer 
(1916 und 19x7); Kriegs* und Friedensgicte» von Prof* Dr. Dieuicfa Schaefer 

(1917). 

Stenographische Berichte äber die dfientlichen Verhandlungen des 

Untcrsuchunps-Aiisschiisscs, S. 65a« 
*) a. a. Ü. S. 156 — 157. 

*j B ix xmeia m Graf v. Hetduig, Bin Jahr in der Reicfaskaoslei« S. 290. 
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Jahre hielt ich in Belgien ein gewisses detttsches Okkupationsrecht 
für non^'endig. Die Manß bei Lüttich durfte, wenn überhaupt, erst 
dann aufgegeben werden^ wenn Belgien seinen wirtschaftlichen 
Anschluß an Deutschland vollzogen hatte, und, seinen eigenen 
Interessen folgend, auf Seiten Deutschlands stand. Von dem 
Gedanken der deutschen Mafmestiitspunkte an der flatiditiscfaen 
Küste war ich kein Freund". Es ist unmöglich, aus diesen wider- 
spruchsvoUen Sätzen ein PfOKramm herau^uleaen» tind ein klares 
Ziel ist ja auch von der Obersten Heeresleitung in der bel- 
gischen Frage nicht verfolgt worden. Die Auffassung richtete, 
sich jeweil«; nach der militärischen Lnge*). 

Die polltische Leitung, Bethmann lloUweg und später Hert- 
ling, hat auf einem anderen Standpunkt gestanden. Frühzeitig wurde 
hier schon eingesehen, daß ohne eine Wiederherstellung Belgiens 
und seiner Unabhängigkeit überhaupt kein Frieden zu erreichen 
war. Aber diese Überzeugung ist leider der großen Öffentlichkeit 
vorenthalten worden, aus Furcht, die öffentliche Meinung in 
Deutschland Zu eiregeu, auch aus Furcht, irgaid welche Friedens^ 
tttöglichkeiten zu verderben. Seit dem Jahre 19x6 spätestens war 
es aber die Überzeugung aller maßgebenden neutralen Beurteiler, 
daß es lediglich einer klaren und offenherzigen Erklärung über 
Belgien bedürfe, um eine günstige Friedenssitiiation zu. schaffen. 

Gegen die von Dietrich Schaefer und seinen Anhängern ver- 
breiteten Ansichten hat sich eine Minderheit von deutschen Ge- 
lehrten und Politikern schon im Jahre 1915 gewandt. Unter 
Führung von Delbrück, Deraburg, ilariiack u. a. ist am 9. Juli 
1915 eine Eingabe an den Reichskanzler gericht^ worden, die 141 
Unterschriften trug. Darin steht der bemerkenswerte Sat%: „In 
rein sachlicher Erwägtmg bekennen wir uns zu dem Grundsatz, 
daB die Einverleibung oder Angliederung politisch selbständiger 
und an Selbständigkeit gewöhnter Völker zu verwerfen ist". Es 
ist auch gegen alle Mittel darin Stellung genommen, die „uns auf 
Umwegen schließlich doch zn Annexionen hinleiten würden". 

Ich selbst habe im Frühjahr 1915 eine Broschüre veröffentlicht: 
„Belgien und die große Pohtik der Neuzeit'*^), in der ich, soweit 
CS die Zensur damals gestattet hat, dafür eingetreten bin, den 
belgischen Staat unverseiirt ^u eriialten und wieder herzustellen. 
Ich habe damals davor gewarnt, daB man sich durch den Gegensatz 

Ludendorff, Meine Knepserinncningcn. S. 4i5f. 

*) Veit Valentin: „Belgien und die große Politik der Neuzeit * (Welt- 
kubur und Weltpolitik, Deutsdie und österreichisdie Sdiriftenfolge, heraus- 
gegeben von Ernst Jäckh-Berlin und vom Institut für Kulturforschung in 
Wien; Deutsche Folge, Heft 1, F. Bruckmanu A.-ü., München 1915). Ich 
stelle hier ausdrüddich fest, daB diese Scbfift eine rdne Privatwcbcit' war. 
Amtliche Auftrage habe icb eist nachher dhalten. 
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von Flamen tuid Wallonen dazu verletteii ]ieß, die MSgUchketC 
und Notwendigkeit eines Auseinanderfallens von Belgien zu ver- 
treten: ,,Durch nichts wird bewiesen, daß die Flamen politisch 
über die Grenzen des belgischen Staates gestrebt hnben. Ihr 
Gegensatz zu den Wallonen ist Jahrhunderte alt ... im Grunde 
hat es sich aber emsthaft um nie mehr als um eine Sprachenfrage 
gehandelt, in der sich die durch Natur, Geist und Wirtschaft ge- 
gebenen Gegensätze ausprägen. Der Katholizismus und der Staats- 
jgedanke sind aber* immer mächtiger gewesen ab edmische Spal- 
tungen* Zwischen dem Deutschtum tmd dem Flamentum insbe- 
sondere hat ein lebendiger kultureller Zusammenhang» der politisch 
etwas erhoffen ließ, nicht bestanden. Wir haben also mit dem 
Belgiertum als mit einer ^taatsnation' zu rechnen, deren poli- 
tische Einheit, wenn sie je erschüttert war, durch die deutsche 
Besetzung neu geschaffen worden ist". Als Ergebnis meiner Be- 
trachttmgen habe ich damals die folgenden Sjitze geschrieben: 
„Belgien ist die Jahrhunderte lang erstrebte staathche Form für die 
südlichen Niederlande. Es gibt eme historisch begründete und 
berechtigte belgische Selbständigkeit, es gibt eine belgisclie Ge- 
schichte tmd eine belgische politische Idee. Die großen Mächte» 
Spanien, Österreich» Frankreich» die Belgien dauernd besetz 
wollten, sind daran gescheitert". Ich habe freilich in metner 
Schrift kein Ilehl daraus gemacht, daß ich der Ansicht war, Belgien 
sei durch die Erwerbung der Kongo-Kolonie in Abhängigkeit von 
den großen afrikanischen Kolonialmächten gekommen und ein 
'Vorposten englisch-französischer Machtinteressen geworden . Meine 
Schrift ist damals zum Teil von Wortführern des Annexionismus, 
wie Georg v. Below, im „Tag" lebhaft angegriffen worden; zumeist 
hatte sie aber das Schicksal, toigeschwiegen zu werden. Die sehr 
umfangreiche Literatur, die von annexionistischer Seite ausging, 
ist leider im Laufe des ifrMges wesentlich mehr beachtet worden 
und hat die d£fentlidie Meinung entscheidend beeinfltißt. Sie 
ging zumeist von Personen aus» die Belgien von eigener Beobachf' 
tung her aus der Vorkriegszeit überhaupt nicht oder nur ganz ober- 
flächlich kannten. Die deutschen Arbeiten wurden auch dadurch 
entwertet, dnß zweifelhafte, in Belgien selbst ganz gering genchretc 
Autoritäten herangeholt wurden, wie zum Betspiel Major Girnrd. 

Neben die Historiker und Völkerrechtler haben sich Kunst- 
historiker und Kulrurpolitiker gestellt, ja, sogar eine Zeitschrift, der 
„Belfned", ist einige Jahre lang erschienen und hat den deutschen 
offenen oder verkappten Annexionismus unterstützt. Das alles wirkt 
heute wie ein schletiiter Traum. Die kontinentale Veranlagung des 
deutschen poHtischea Geistes hat sich in keiner Frage betrQbender 
gegeigt als in der belgischen. Man kann unaetcf polttisdien Leittmg 
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den Vorwurf nicht ersparen, daß sie sich wider ihre eigene wohl- 
bcgründete Überzengting j-ihrel^np; so vollkommen mit der Miß- 
handlung Belgiens und dem gegen Belgien gerichteten Annexions- 
wahn abgefunden hat. Hat doch em so guter Beobachter wie 
Oberst Renner am i8. Januar 1917 2. B. aus dem Haag berichtet: 
„Darüber muß man sich aber völlig klar sem, daß die Besitz- 
ergreifung von Belgien oder auch nur von einem kleinen Stück von 
Bdgieii auf dem Wege von Verhandlungen weder heute, noch jemals 
zu erreichen ist * •» In meinem leta^ten Bericht aus London schrieb 
ich im Juli 1914, daB die belgische Frage dk Teilnahme Englands 
am Kriege entscheiden würde. Heute kann man sagen, daß die 
belgische Frage einen ganz gewaltigen Einfluß auf den Kricgsver-. 
lauf gehabt hat, und daß sie auch für Deutschlands Zukunft eine 
große Bedeutung haben wird"^). Und das schlimmste, was Belgien 
in der letzten Kriegszeit noch angetan worden ist, ist die Depor- 
tation eines erheblichen Teils seiner Bevölkerung zu Arbeitszwecken 
nach Deutsciüaiid. Wie man weiß, iiat keine Maßregel, auch nicht 
die ErscfaieBung der Miß Cavell, eine so große Empörung in der 
großen Welt hnvorgerufiBn. Man requirierte in einem sdtuldlos 
in den Krieg hineingesogenen Lande die Einwohner zum Zweck 
der Kriegsarbeit nach außerhalb, unter völliger Nichtachtung ihrer 
gesellachafthchen Stellung, ihres Alters und Geschlechtes. Diese 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die die deutsche Militärverwaltung in 
solcher Weise aushob, kamen an Orte, wo Arbeit für sie überhaupt 
nicht vorhanden war, wo man nicht für Unterkunft und Verpfiegung 
gesorgt hatte, von wo sie großenteils deshalb, an Leib und Seele 
geschädigt, wieder nach Hause geschickt werden mußten. Luden- 
dortf hat es in seinen Kriegserinnerungen fertig gebracht, zu be- 
haupten, die Gestellung von Arbeitern nach Deutschland hitte tm 
Interesse Belgiens gelegen, und die vorgekommenen Härten wären 
«um großen Teil auf die Belgier selbst «urOckzuffihren! Immerhin 
gibt selbst er zu, daß diese Härten besser vermieden worden wären. 
Die kaltherzige Art, mit der Ludendorff über diese skandalösen 
Vorgänge hinweggeht, ist beinahe noch schlimmer, als die Vor- 
gänge selbst^. Bei der Ablehnunj^ des deutschen Friedensangebots 
konnten die alliierten Regierungen in leider all:;ii wirksamer Weise 
auf den Widerspruch hinweisen, der zwischen den deutschen 
Worten von Frieden und Menschlichkeit und der Dep>ortation der 
belgischen Bürger bestand^). Die Zwongsabschicbungen begannen 
Ende Oktober 1916. Zum Beweise, wie die belgische Aibeiter- 

0 Beilage zu den stenographischen Berichten über die öiffentlichea 
Verhandlungen des Untersuchungs-Ausschusses, Nt, 2, S. 130. 
Mehie KricgsetuuMfimgen, S. 264. 
^ KoUdrtivaote der allüeriten Rcparungcn vom 30* Desember 1916* 
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depoftation im Ausland gewirkt hat, sei der Bericht über ein Ge- 
spräch angeführt, das ein Mitglied der politischen Abteilung beim 
deutschen Generalgouvernement in Brüssel mit dem deutsch- 
freundlichen Amerikaner Kellog gehabt hat. Kellog hat sich dahin 
geäußert: ,,Nichts habe in der letzten Zeit das Verhalniis Amerikas 
zu Deutschland schwerwiegender beeinträchtigt, als die Arbeiter- 
abschiebung aus Belgien. Besondere Entrüstung sei dadurch ent- 
standen/ daß entgegen stets wiederhdten fderUdien Veisidierungen 
in gyoBer Anzahl Nichtchomeuie (Nichtstreikende) und sogar über 
tausend Angestellte desamenkantschen Ernährungswerlns abgescho- 
ben wurden; überall wurde damit g^en uns agitiert, daß wtrvonneu- 
em bewiesen hätten, wie wenig man dem deutschen Worte vertrauen 
dürfe. Durch diesen Vorgang sei Wilsons Friedensaktion und 
namenthch ihre Wirkung auf die aUiierten Völker erheblich beein- 
trächtigt worden"^). Man könnte vielleicht das viele Positive an- 
führen, was die deutschen Regierungsstellen während der Okku- 
pationszeit für Belgien getan haben: mancherlei Verwaltungs- 
reformen, vor allem die Gründung einer Universität. Aber selbst, 
wenn man sich sehr viel Mühe gäbe, der Gesamdetstung geredit 
zu werden: es bleibt die Tatsache brätehen, daß das Unrecht des 
ersten Ti^es der Neutralitätsverietsung durch all diese Jahre hin- 
durch im Ganzen nicht aufgehobeut soündem wesentlich vergrößert 
und verschlimmert worden ist. 

Ich habe schon im Jahre 1915 an das Goldene Vließ erinnert. 
Der Orden vom Goldenen Vließ ist 1430 gestiftet worden vom 
Herzog Philipp von Burgund, der dieses Sinnbild wählte unter 
dem Eindruck des blühenden Tuchgewerbes von Brügge, den 
Reichtum und die Macht semes Landes begründete. Das Sym- 
bol des Goldenen Vließes kann man auf Belgien übertragen. Wie 
das Vließ der antiken Sage ist Belgien viel begehrt worden^ tmd 
es ist jedem, der es völlig besitm wollte» zum Verhängnis ge- 
worden. ^ 

XII. Der deutsche Annexionismus 

Das deutsche Volk ist in den Krieg eingetreten in dem ehrlichen 
Bewußtsein^ einen reinen Verteidigung:? krieg zu führen. Auch 
eingehende historische Prüfung wird unseres Erachtens immer 
zu dem Ergebnis kommen, daß der Krieg Deutschlands gegen 
Rußland zum mindesten ein Verteidigimgskrieg im vollen Wortsinn 
gewesen ist. Die deutsche Regierung hat in ihren eisten ofiEiziellen 

') Gesandter v. d. Lancken an das Auswärtige Amt, Brüssel, ii. Januar 
1917. Beilage zu den stenographischen Berichten über die öffentlichen Ver- 
handhmgen des Untefsucbutig^-Aiiascliaascs, Nr. 9, S. ia6. 
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Kundgebungen den Charakter des Krieges ab etner Selbstver- 
teidigung scharf unterstrichen. Es war sehr verhängnisvoll, daß 
dieser Standpunkt nicht aufrecht erhalten worden ist. 

Unsere Darlegung hat gezeigt, daß man der deutschen aus- 
wärtigen Pohtik vor dem Kriege nicht die Absicht unterschieben 
kann, einen Angriffskrieg zu führen; unter keinen Umständen die, 
auf Erweiterung de^ deutschen Besiiaes m Europa hingearbeitet 
ZU haben. Unsere Regierung hat nur den Versuch gemacht, den 
wirtschaftUchcii und i>olittsdien EinfluB des Deutschen Rdclies 
nach Übersee hin zu erwettem, tmd zwar hauplsichlidi nach zm 
Seiten, nämlich nach dem Orient hin und in Afrika. Wir stehen 
noch heute auf dem Standpunkt, daß diese Versuche zwar im 
einzelnen m'cht immer glücklich durchgeführt worden sind, aber 
im wesenth'chen eine richtige und objektiv erreichbare poh'tische 
Tenderijs darsteilen. Wir kennen gleichfalls m seinen Grundzügen 
den deutschen Chauvinismus vor dem Kriege, der die notorische 
Friedfertigkeit unserer Reichsleitung systematisch darstellte als 
einen Mangel an Mut und Tatkraft. Von dem deutschen Chau- 
vinismus, dessen Hauptquartier gewissermaßen der Alldeutsche 
Verband gewesen ist^ ist der Krieg prinzipiell als ein notwendiges 
Mittel zur Weltherrschaft angesehen worden. So steht tn den 
Alldeutschen Blättern» Jahrgang 1913, Seite 284: „Krieg zu führen 
und Eroberungen zu machen, ist vornehm, die Besiegten zu ver- 
söhnen und zu mißhandeln aber ist gemein und ziemet nicht einer 
hochgesinnten Führerrasse, die sich berufen fühlt, die Weltherr- 
schaft zu erringen." Der Beruf zur Weltherrschaft konnte nach 
dem Begriff der Alldeutschen nur durch eine aggressive Politik 
erreicht werden. Der Anonymus Daniel Fryman hat in seinem 
berühmten Buch „Wenn ich der Kaiser war"" gesagt; „Es ist ge- 
boten, daß alle am öffentlichen Leben Interessierten umdenken 
lernen und verlangen, daß wir tätige äußere Pditik treiben, 
' sagen wir ruhig aggressive'*^)« Über den Inhalt einer solchen 
Angriffspolitik, wie sie sich aUdeutsche Kreise dachten, hat sich 
das Ausland am meisten und am liebsten durch das Buch des Gene- 
rals Friedrich v. Bernhardi imterrichtet : „Deutschland und der 
nächste Krieg'*. Bernhardi hat ausdrücklich den Gedanken ab- 
gelehnt, daß wir im Falle eines Wehkonfiiktes den Angriff der 
Gegenseite überlassen sollen. Er empfiehlt eine politische Aktion, 
die Frankreich so sehr in Verlegenheit bringt und seine oder Eng- 
lands Interessen so schwer verletzt, daß keine andere Möglich- 
heit als der Krieg übrig bleibt. Die Alldeutschen Blätter haben 

') .1. a. O. S. 137. Angeführt in: Chauvinismus und Weltkrieg, her- 
ausgegeben von Paul RoiirtMdli. Zweiter Band. Die Alldeutschen, von 
Maftm Hobohm ttnd Patd Rohibach, 1919. 
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die Gedanken Benihardis mit einem wahten Begeistenmg3rausGh 
als rein alldeutsch gepriesen und sich besonders damit einverstanden 
erklärt, daB ,,cmer unertiaglicli gewordenen Lage durch einen 
Angriffskrieg ein Ende zu machen'" sei« (Alldeutsche Blätter, 
1912, S. 107/108O Neben Bernhardi ist General Keim einer der 
Hauptntfer für den Angriffskrieg gewesen. Er hat auf dem All- 
' deutschen Verband-^tag in Erfurt gesagt, daß der Weg zur Einigung 
und Macht nicht mit Tintenfässern, Druckerschwärze und parla- 
mentarischen Beschlüssen gepflastert sei, sondern durch Blut, 
Wunden und Waifcntaten bezeichnet ist*). Man sieht, wie hier deut- 
lich auf die bismarckische Blut- und EisenpoUtik angespielt wird. 

Die Alldeutschen sind mit ihrer blinden Bismarcknachahmtmg 
die typischen Epigonen gewesen. Sie haben Gedanken« die zu ihrer 
Zeit schöpferisch und deshalb erfolgreich waren, blindlings nach* 
gesprochen» ohne jeden Sinn fOr die Forderungen einer neuen 
Weltepoche und die gänzlich veränderten Bedingungen, unter denen 
sich Deutschland behaupten mußte. Hier liegt eine der tiefsten 
Wurzeln der deutschen Niederlage. Noch andere Generäle haben 
sich in der verderblichsten Weise bei uns politisch betätigt und durch 
ihre militärische Autorität, die ja nur in einer langen Fnedenszeit 
erworben war, die Köpfe verwirrt. Generalleutnant v. Liebert hat 
1912 auf der Tagung des Alldeutschen Verbandes in Braunschweig 
verkündigt: ,,Eine elende Philistetpolitik wird in Deutschland g^ 
trieben* Es liegt Blutgeruch in der Luit, und niemand kann wissen, 
wann und wo die Kriegsfackel emporlodert"*). Dieses Gerede vom 
Blutgeruch oder vom Pulvergeruefa, vom Blutjahr, von der Kriegs- 
fackel, von den Reibtmgsflächen usw. ist für die Propheten des 
alldeutschen Gedankens sehr bezeichnend. Was sie konnten, 
haben sie dazu getan, um die Nerven der Bevölkerung aufzupeitschen 
und eine sensationeilt: kriegslustige Stimmung hervorzurufen. Es 
ist die Zeit der großen Wehrvorlagen gewesen. Eine Regierung 
stachelte immer die andere auf, ein Parlament lief mit dem anderen 
um die Wette ; die patriotische Presse goß öl ins Feuer, reichlich 
geschmiert von der allzu interessierten schweren Industrie, die Ja 
auch bekanntlich nichts dabei gefunden hat« den Hetzgeoerälen 
ein Bankkonto zu eröfCnen* Und so wurde jene Atmosphäre vor 
dem Krieg hervorgebracht, — jene überspannte, schwüle Atmo* 
Sphäre, in der so viele ihre Angst durch lautes Hurrageschrei ver- 
borgen haben. Es war eine materiell und äußerlich glänzende Zeit, 
die aber innerlich, wie %vir gestehen müssen, durch und durch faul 
war. Die Selbstbetäubung, der Übermut und der Geschäfts- 
patriotismus waren die Mittel, mit denen man sich von einem 

') Hobohm und Rohrbach, a. a. O., S. 2^. 
') Hobohm und Rohrbach, a. a. O., S. ao. 

V»lenUn. DeutachUada AuAcapoUUk. 17 
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Tag» zu dem anderen half, und mit einem unvergleichlichen Letcbt- 
sinn ist man in die Katastrophe des Weltkrieges hineingeraten. 

Der Krieg ist nach der alldeutschen Auffassung eine für den 
Bestand des Staates und der Gesellschaft von Zeit zu Zeit un- 
bedingt notwendige Entladung* Er ist eine edle und hehre Äußenmg 

des menschlichen Handeln«;, er ist dns ge^^cbene Feld für den Mann 
der Tat. Die Deutschen müssen herrschen, um zu kultivieren; 
sie haben eine historische Mission, die nur auf militärischem Wege 
durchzuführen ist. Dazu konnnen nach der alldeutschen Auf- 
fassung die Momente der imiereu Politik; der Luxuä und die Ge- 
nußsucht können nur durch einen Krieg überwunden werden, 
IQr alle stagnierenden Kiitfte der Nation gibt es nichts Schöneres 
und Herrlidieres als einen Krieg« Die alte frivole Redensart vom 
frischen, fröhlidien Kric^ feierte in diesen alldeutschen Ideen ihre 
Auferstehung. Und schHe6Hcfa ist der Krieg ein Mittel, feindlichen 
Mächtegruppen zuvorzukommen. Die Alldeutschen haben die 
Vorstellung des Präventivkn'ei^es immer wieder den Köpfen ihrer 
Leser und ihrer Hörer eingehämmert. Medizmairat Fuchs hat 
in der „Post" vom 28. Januar 19 12 auf Friedrich den Großen hin- 
gewiesen, der zuerst losgeschlagen habe, ohne den Todesstreich 
seiner Feinde abzuwarten. Und wieder ist es ßeraliardi, der diese 
Auffassung in klassische Form gebracht hat. „Muß cm Krieg» 
zu dem man sich freiwillig niclit entschlieBen kmmte» später viel- 
leicfat unter viel ungünstigeren Bedingungen geführt werden, so 
fallt die schwere Verantwortung fßr die erhöhten Opfer, die dann ge* 
bracht werden müssen, jenen zur Last, denen im günstigen Augen- 
bhcke Kraft und Mut zur entscheidenden politischen Tat gefehlt 
haben"'). Bismarck hat freilich in seiner gewaltigen Rede, in der er 
das Wort sprach: ,,Wir Deutsche furchten Gotr, aber sonst nichts 
in der Welt", den Gedanken des Präventivkrieges scharf abgelehnt. 
Infolgedessen mußte er sich von den Alldeutschen auch viel Tadel 
gefallen lassen. Medizinalrat Fuchs schreibt in dem oben ange- 
führten Artikel: ,,Der junge Bismarck besaS Stoßkraft; der alte 
hat sich durch Pazifismus schwer versOndigt." 

Die zahlenmäfi^ Mdiriirit des deutsdien Volkes hat vor dem 
Kriege unzweifelhaft diesem ganzen Ideenkre» ferngestanden. 
Nach Kriegsausbruch hat sich aber schnell unter dem Eindruck der 
ersten Erfolge eine Wandlung vollzogen. Mit großer Energie 
haben die führenden Männer des Alldeutschen Verbandes und des 
deutschen Chmivinismus überhaupt ihre Gedanken in der deutschen 
öffentlichen Mcimmg verbreitet, und es ist ihnen gelungen, auch 
auf die Reichsleitung Einfluß zu gewinnen; nicht in dem Sinne, 

0 Bemhardi, Deutadilaiid und der nädute Ktiieg, S. 40 f. 
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dai3 sie ihre Handlungen mit ihrem Geist erfüllt hätten, aber docli so, 
dafi flie als gefährilche Macht beachtet tmd gefOrc h t et w erden mugten. 
Seit der Uberremning Belgiens und dem Einfall in Frankrekfa, 
seit der giofien Niederlage der Russen befand sich die überwiegende 
Mehrzahl des deutschen Volkes in einem Siegesrausch» der von den 
verantwortlichen Stellen künstlich wachgehalten wurde, auch 
nachdem an der Marne die deutsche Angriffsbewegung zum Stocken 
gekommen war. Hätte die deutsche Leitung das deutsche Volk 
rechtzeitig nufgeklärt über die Gefahr seiner Lage, die sich trotz 
der großen müitärischen Anfangserfolge von Monat zu Monat 
verschärfte, so wäre das Überhandnehmen der annexionistischen 
Gesinnung unmöglich gewesen. Die maßgebenden mihtärischen 
Stdkn haben aber eine rechtzeitige wafarheitsgeniäBeAufklärungver- 
hinder^ und so sah sich die bfirg^liche Reichsleitung vor einer 
immer mehr anschwellenden Flut annexionistischer Forderungen 
und Wünsche, der sie nur zaghaft ein gewundenes Programm 
en^egenzusetzen vetsucfate. Bis zum Ende des Krieges bestand 
dieses Mißverhältnis zwischen der scheinbaren militärischen Macht- 
stellung und der tatsächlichen |K)litischen Ohnmacht. Man hat 
der deutschen Reiclisieitung oft vorgeworfen, sie habe keine Kriegs- 
ziele. Der Historiker wird diesen Vorwurf in der Form aufnehmen 
müssen, daß er sagt: Die deutsche bürgerliche Reichsleitung hat 
es nicht verstanden, die Ziele, die sie hatte, der militärischen Leitung 
und dem deutschen Volke wirklich verstihidlich und ^aubhaft zu 
machen. Unsere ausirairtige Politik hatte Ziele; sie waren, 
wie wir immer wiederholen mfissen, an sich erreichbar. Aber für 
den deutschen Siegesrausch waren sie zu bescheiden und zu dürftig. 
Unsere auswärtige Politik hat in m'chts mehr versagt, als in dieser 
größten Aufgabe, durch den Krieg ihre schon vorher verfolgten 
Ziele durchzusetzen. In ihrer viel richtigeren und nüchterneren Auf- 
fassung der Gesamtlage wurde sie von der Naivität der mihtärischen 
Stellen und der Hariiilosigkeit der breiten Masse vollkommen über- 
täubt und überschrieen. 

Durch welche Mittel der annexionistische Geist in Deutsch- 
land gewirkt hat, ist bis zum heutigen Tage der Mehrzahl der 
deutsdien Volksgenossen unbekannt. Die annexionistuche Stim- 
mung war einfadi da. Nur ganz wenige bürgerliche Kreise ver- 
suchten sich dagegen zu wehren; prinzipiell ablehnend verhielt 
sich die Sozialdemokratie, die durch ihre Stellung dem Bürgertum 
den beschämenden Nachweis erbrachte, daß die politische Ein- 
sicht wesentlich nach links abc;ewandert war. Eines der maß- 
gebendsten Dokumente des deutschen Annexionismus ist die Pe- 
tition der sechs führenden Wirtschaftsverbände an den Reichs- 
kanzler vom 20. Mai 1915. Es halten sich dazu vereinigt: der 
17* 
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Bund der Landwirte, der Deutsche Bauern-Bund, der Vorort 
der Christlichen Deutschen Bauernvereine (zurzeit Westfälischer 
Batiemverein), der Nationalverband Deutscher ]bidu$trie]Ier, der 
Bund der I^idustfiellen tmd der Rekfasdeutscfae Mittclstaiids- 
'verband. Diese Petition ist nicht nur an den Reichskanzler» sondern 
auch an die Regierungen der deutschen Bundesstaaten gegangen 
und ist auch als vertrauliches Flugblatt unter allen Mitgliedern 
der beteiligten Verbände, also über ganz Deutschland verbreitet wor- 
den . Die Vertrauensleute haben sich in ihrer politischen Haltung von 
den Anschauungen dieser Petition wesentlich beeinflussen lassen, 
und so sind diese Ideen bis in die kleinsten Bezirke gedrungen. 

Den deutschen Zeitungen ist der Abdruck der Petition verboten 
worden, und infolgedessen ist niemals eine öffentliche Erörterung dar» 
Über möglich gewesen. Man sieht, wie gefährlich epn solches Doku- 
ment die gamce politische Ideenbikiung einer groBen Nation beein- 
flussen mufite. Was ist nun sein wesentlicfaer Inhalt^ Als allgemeines 
Ziel ist in der Einleitung angegeben eine „bessere Sicherung unserer 
Grenzen im Westen und Osten, eine Erweiterung der Grundlagen 
unserer Seec:ekiin^ und die Möglichkeit einer ungehinderten und 
starken Entfaltung unserer wirtschaftlichen Kräfte, kurz, politisch, 
militärisch-maritim und wirtschaftlich diejenige Machterweiterune:, 
die unsere größere Stärke nach außen gewährleistet". Die Petition 
protestiert gegen einen vorzeitigen Frieden ohne „ausreichenden 
Siegespreis". Auch der Gedanke, der in breiten Volkskreisen 
so aufierofdentlicfa groBen Anklang finden sollte, mkd hier vor- 
getragen: ,|Dem Bltttopfer von- Hunderttausenden muß auch der 
Siegesprets entsprechen!*' Nur ganz nebenher wird die Forde- 
rung eines Kolonialreiches berührt, das den vklsettigen wirtschaft- 
h'chen Interessen Deutschlands voll zu genügen imstande wäre; 
dns Hauptziel v/ir-i erkannt in einer „Sicherunc; und Verbesserung 
der europäischen Dascinst^riindlagen des Deutschen Reiches". 
Zuerst wird Belgien behandelt. Wir finden hier die uns schon 
bekannten Forderungen: Unterstellung Belgiens unter die deutsche 
Reichsgeset2;gebung, und zwar militär-poiitisch, zoil-poli tisch und 
im Münzwesen, Bahnwesen tmd Postwesen; Eingliederung seiner 
Eisenbahn- und Wasserstraßen; Übeifßhrung der für die Befaerr^ 
schung des Landes wichtigen wirtschafdicfaisn Unternehmungen 
und Besitzungen in deutsdie Hand; Scheidung des Wallonen- 
und flämischen Gebietes — und endlich die krasseste Forderung: 
Führung der belgischen Regierung und Verwaltung in der Weise, 
,,daß die Bewohner keinen Einfluß auf die poüri'^chen Geschicke 
des Deutschen Reiches erlangen." M.m fragt sich, was dann über- 
haupt noch von Belgien als Staat übrig geblieben wäre. An zweiter 
Stelle wird Frankreich behandelt. Es wird gefordert : ,^er Besitz 
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dd;s an Belgien grenzenden Küstengebiets bis etwa zur Somine." 
Aber es wird nicht nur die KMe beaDspmcht^ andern das gesamte 
Hinterland, damit die gewonnenen Kanalhafen wirtschaftlich und 
strategisch voll ausgenutzt werden können. Die AngUederung der 

IBnegebiete von Briey und LoQgwy wird als wichtiges Ziel angesehen* 
Im übrigen sollen die Grenzen nach militärisch-strate- 
gischen Erwägungen durchgeführt werden. Das ist ein Gesichts- 
punkt, der für den ganzen deutschen Annexionismu«; charakteristisch 
ist: sprachliche und ethnische Grenzen werden mii3achtet, wenn 
es sich um militärisch-strategische Erwägungen handelt. Aus- 
drücklich wird darauf hingewiesen, daß durch diese Grenzerweite- 
rung die franzödischen Kohlengebiete des Nordens in deutsche 
Hand Idimen. Auch f&r die ftanzösische Bevölkerung soll der Ge- 
sichtspunkt maßgebend sein, der fSa die belgisdie gefordert wurde: 
poiitiscfae Entreditung der Einwohner und Überföhrung der wirt- 
schaftlichen Machtmittel, einschließlich des mittleren und größeren 
Besitzes in deutsche Hand. Frankreich solle die Eigentümer dann 
entschädigen! Schließlich wird der Osten behandelt: im Hinblick 
auf die Notwendigkeit, die landwirtschaftlichen Grundlagen unserer 
Volkswirtschaft zu stärken, wird gefordert: „eine erhebliche Er- 
weiterung der Reichs- und preußischen Grenzen gegen Osten 
durch Angliederung mindestens von Teilen der Ostseeprovinzen 
und der südlich davon liegenden Gebiete, unter Berücksichtigung 
des Zieles, unsere ästlichen deutschen Grenzen militärisch ver- 
teidigungsBhig zu gestalten". Die Petition behauptet, diese Ziele 
nicht aus Eroberungspolitik zu erstreben, sondern ntir deshalb, 
weil ihre Erreichtu:^ allein einen dauernden Frieden zu sichern - 
imstande wäre* Tmm^htn wird die durch ihre Naivität entwaff- 
nende Bemerkung gemacht: „Selbstverständlich beruhen diese 
Forderungen auf der Voraussetzung ihrer militärischen Durchführ- 
barkeit." Besonders ausführlich wird noch zum Schluß die „in- 
dustrielle Machterweiterung** durch Angliederung der erwähnten 
Erz- und Kohlengebiete gleichfalls als „mihtäribche Notwendig- 
keit" begründet. Zur Granatenfabrikation braucht man Minette; 
das französische Erzgebiet hat besonderen Reichtum an Minette; 
folglich muB im Hinblick auf emen zukünftigen Krieg »»gebieterisch" 
der Besitz des gesamten Minettevorkommens einschließlich der 
Festungen Longwy und Verdun gefordert werden. 

Das Gegenstfidc zu dieser Petition der Wirtschaftsverbände 
ist die Petition von 1341 Professoren, Diplomaten und höheren 
aktiven Regierungsbeamten, die am 20. Juni 1915 in einer Versamm- 
lung im Berliner Künstierhans angenommen wurde und gleichfalls 
als „streng vertrauliches Manuskript" verbreitet worden ist. la 
dieser Petition wird ausdrücklich festgestellt, daß die bloße Daseins- 
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efhaltimg, die blofie Abwehr der Gegner mchtigeiiüge: Deutsch- 
land sei das Schwert ia die Hand ^tsswvoxgjcti worden^ und 
deshalb wolle es zum Schutz gegen Wiederhcdung eines solchen 
^»Überfalls'' sich jetzt auf einen gesicherten und vergrößerten 

Heimatboden stellen. Es wird dann von der Furcht ge- 
sprochen, die i'n allen Schichten des Volkes, besonders in 
den einfachsten Kreisen, bestfmde, die Furcht nämlich, es könnte 
„aus falschen Versöhnungsiilusionen oder gar aus nervöser Un- 
geduld" ein vorzeitiger Friede geschlossen werden. Und dann kommt 
das berühmte Schlagwort, das während des Weltkrieges bei uns 
eine so gioBe Rolle gespielt hat^ das Schlagwort von der Diplo* 
matenfeder» die vetdirbt, was d^ Schwert stegreich gewonnen hat. 
Es ist ja leider gerade umgekehrt geworden: was die Diplomatie 
erlangen wollte, verdarb d^ Schwert. 

Im ganzen ist die Petition der Professoren im Ton doch etwas 
vorsichtiger gehalten, trotz der breitspurigen Einleitung, als die 
Petition der Wirtschaftsverbände. Es wird davon gesprochen, daß 
vielleicht nicht alle Ziele der nationalen Sicherung auf einmal zu 
erreichen seien; es wird femer zugegeben, daß zwischen Kriegs- 
zielen und schließlichen Friedensbedingungen ein Unterschied 
bestünde. Die Petition scheint also bewußt starke Töne anzu- 
schlagen, in der Hoffeung, auf diesem wenigstens einen Teil 
ihrer Ziele durchzusetzen. Im einzelnen wird nun gefördert: mit 
der französischen Gefahr soll ein für allemal aufgerätunt werden; 
Frankreich mu6 politisch und wirtschaftlich rücksiclitslos ge- 
schwächt werden, um des deutschen Dasein» willen. Dies soll 
erreicht werden durch Verbesserung der gnnzen Westfront von 
Beifort bis zur Küste. Em Teil der nordfranzösischen Kanalküste 
soll uns England gegenüber eine größere strategische Sicherung 
verschaffen und unseren Zugang zum Weltmeer verbessern. Be- 
züglich des französischen Eigen tuiuii wird dieselbe Forderung wie 
bei den Wirtschaftsverbänden erhoben, auch bezüglich der poli- 
tischen Rechte der Bevölkerung: „Dem von uns übernommenen 
Teil der Bevölkerung ist durchaus kein Einfluß im Reiche einzu- 
räumen*'. Frankreich soll eine hohe Kriegsentschädigung zahlen, 
und sein Kolonialbesitz soll geschmälert werden. Bezüglich 
Belgiens wird dasselbe gefordert wie bei den Wirtschaftsverbänden: 
es soll politisch, militnrisch und wirtscli.iftlich fest in der Hand 
gehalten werden; von dem verwandten Flamentuin wird völkisch'' 
em starker Zuwachs erwartet. Auch die Belgier diirfen kernen 
politischen Einfluß im Reich haben. Im Osten wird ein breiter 
für deutsche Besiedlung bestimmter Greiugünel gefordert, der 
auch den Zweck haben soll, Deutschland vor dem rusäschen Polen- 
tum zu s chü t zen«. Die nissischen Ostseeprovinzen werden gkicfa- 
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falls als Siedlungsgebiet m Erwägung gezogen; in den Litauern, 
Letten und Esthen wird ein gesicherter Stamm für die in Deutsch- 
land dringend notwendigen Wanderarbeiter entdeckt. An Stelle 
einer Kriegsentschädigung soll Rußland Grund und Boden ab- 
treten. Aittföhrlicfaer ab die Petition der Wtrtsdialtsverbaiide 
bescbäft^ stdi diese Petitioo mit den aberseeisdien Fragen. Eng- 
lands Vorherrschaft im Handel und Geldwesen soll gebrochen 
werden. Nicht Zentralafrika allein genügt als kolonialer Besitz, 
die Verbindung mit der islamitischen Welt muß dauernd sein, der 
Seeweg muß unabhängig von Englands Wohl- oder Übelwollen 
gesichert werden. Die Kette der maritimen Stützpunkte Englands 
soll gesprengt werden oder durch entsprechenden Erwerb deutscher 
Stützpunkte gesichert werden. In Ägypten soll England in seinem 
Lebensnerv getroffen werden. Die Beseitigung des englischen 
Iblönopols im Nachrichtenwesen wird als notwendig bezeichnet. 
Dieser Abschnitt der Petition lehnet sich durch abeicfatUche 
Unklarheit und eine seltsam gewundene Sprache aus* Es ist ofifen- 
bar den Verfassern selbst dabei nicht gans geheuer gewesen. Auch 
bei der Erörterung der Frage der Kri^sentschädigung wird Eng* 
land in erster Linie behandelt, denn: „der Geldbeutel ist der 
empfindlichste Teil dieser Krämernation". (!) Es wird aber als 
wahrscheinlich bezeiclmet, daß Frankreich zuerst für eine Kriegs- 
entschädigung in Betracht kommt. Zum Schluß wehrt sich die 
Petition dagegen, daß sie zu machtpolitisch sei, daß sie außerdem 
nur wirtschaftliche und etwa noch soziale Forderungen aufstellt, 
aber von der geistigen deutschen Zukunft nicfat spräche* Zur 
Entgegnung sdueibc sie den Uassischen Satz: »^Die Sofge um den 
deutschen Geist gehört nicfat unter die Kries^usiete und nicfat zu 
den Friedensbedingungen". Es wird dann entwickdt, daß der 
deutsche Geist ohne Machtpolitik der Zersetzung anhdmfiele. 
Der Schlußsatz betont im Gegensatz zu der vcmünftigerea Ein- 
gangsbemerkung die Erreichbarkeit der aufgestellten Ziele. 

Der annexionistische Geist hat es nur unter dem Ausschluß 
der Öffentlichkeit gewagt, so weitgehende Fordenmgen zu stellen, 
mindestens, so weit er von führenden Persönlichkeiten des Wirt- 
schaftslebens und der geistigen Welt gepredigt worden ist. An* 
nexionüstische SchriftsteUer sind vor der ÖSientlicfakeit weniger 
vorsichtig gewesen; wir werden auf sie später einen kurzen BUck 
werlen* Jetzt bedarf es noch der Untersuchung, in wieweit die 
deutschen politischen Parteien von dem annexionistischen Geist 
sich haben erfüllen lassen* Am 9« Dezember 1915 haben die bürger- 
lichen Parteien des Reichstages eine Erklärung abgegeben, als 
Antwort auf eine anti-annexionistische Rede Scheidemanns. In 
dieser Erklärung wird die Forderung ausgesprochen, daß bei 
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etwaigen Friedensverhandlungen die militärischen, wirtschaftlichen, 
finanziellen und politischen Interessen Deutschlands im ganzen 
Umfang und mit allen Mitteln ^^einschließlich der dazu erforder- 
Ucfaen Gebteerwobungen*' gewahrt werden mfissen. Am vor- 
sichtigsten unter allen Parteien im einseinen ist die Fonachritdidie 
Volkspartei gewesen. Sie hat in einer Sitsung am 7« Aiq^t 1915 
eine Resolution ^itbBt, in der sie ausdrücklich ablehnt, ein be- 
stimmtes Programm mit Einzellörderungen aufeustellen, da die 
Zeit noch nicht gekonmien sei. Sie meidet eine prinzipielle Stellung- 
nahme gegenüber dem Annexionismus, erklärt aber^ von uferlosen 
Annexionsplänen sich fernhalten zu wollen. Sie spricht wohl von 
notwendigen Gebietserweiterungen, worunter wahrscheinhch solche 
kolonialer Natur gemeint sind, betont aber stark den friedlichen 
Wettbewerb der Völker. In einer Resolution vom 4. Dezember 
19x5 wird auadrflcklidi gesagt, daß die Friedensbedingungen nicht 
nur die Wiederherstellung des Zustandes vor dem Kriege bringen 
dQi£en, sondern auch eine Mehrung der Macht» des Wohlstandes 
und des Gebiets Deutschlands* Das Zentrum hat sich vü-1 posi 
tiver im annexionistischen Sinne ausgesprochen. Der Beschluß 
des Reichsausschusses der deutschen Zentrumspartei vom 25. Ok- 
tober 191 5 redet von der Notwendigkeit eines verstärkten Schutzes 
unseres Landes im Osten und Westen, der dem Feinde verleidet, 
uns wieder zu überfallen. Entschieden annexionistisch war die 
Nationalliberale Partei. Die Resolution ihres Zentralvorstandes 
vom 15. August 19 15 spricht von der Erweiterung unserer Grenzen 
im Osten tmd Westen und Übersee, die uns mäitSrisdi, politisch 
und wirtschaftlidi vor neuen Überföllen sichert und die unge-' 
heuren Opfer des deutschen Volkes lohnt* Die nadooaUiberale 
Partei hat wesentlich dazu geholfen, daß die deutsche öffentliche 
Meinung sich so scharf gegen England wandte und eine Macfat- 
erweiterung gerade im Hinblick auf diesen „Hauptfeind" ver- 
lange. Die Freikonservntiven haben in ihrer Resolution vom 
6. Dezember 191 5 zwar eigene übertriebene Forderungen als Ant- 
wort auf die Kriegsziele der Feinde abgelehnt, dann aber doch 
.als Friedensziel gefordert ein Deutschland, das in seiner ganzen 
Machtstellung verstärkt, über seine bisherigen Grenzen durch 
m^Sglichste Festhaltung jetzt besetSster Geb i e ts t e i le erheblich er- 
weitert, sowie für seine Geldaufwendungen entschädigt würde. 

Dk Deutsch-konservative Partei endlacä legt in üuer Resolution 
vom 9* Oktober 19x5 den Hauptwert auf die nationale Sicherheit, 
des deutsdien Vplkes im Osten und auf die Niedentngung Eng- 
lands, welches den Krieg heraufbeschworen habe und für alle 
deutsche Zukunft die schwerste Bedrohung darstelle. Die Partei 
erklärt, daß sie für alle zu einem dauernden ehrenvollen Frieden . 
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erforderlichen Gebietserweiterungen ,^lbstverständlich" eintreten 
wQfde. 

Nicht annenonisdsch ist aufier der vofaichttgen Portschritt* 
Ikfaea Vdk^artei mit aller Entschiedcnliest umi Klarheit nur die 
Soeialdemoktatjsche Partei gewesen. Ihr Parteivorstand hat am 
25. Juni 19x5 an den Reichskanzler eine Eingabe gerichtet, durch 
die Protest erhoben wurde gegen die Petitionen der Wirtschafts- 
verbände und anderer politischer Führer. In dieser Petition wird 
daran erinnert, daß die Sozialdemokratische Partei sich in Reih 
und Glied gestellt habe mit der Gesamtheit des deutschen Volkes 
zur Verteidigung seiner nationalen Existenz und Unab- 
hängigkeit. Gegenuber den Bestrebungen, dem Krieg den Cha- 
rakter eines Eroberungskrieges zu geben, wird als Ziel proklamiert 
ein Frieden^ der die Fienndschaft mit den Nachbarvölkern er- 
möglicht: im eigensten Interesse Deutschlands sei es, jede An- 
tastung der Selbständigkeit und Unabhängigkeit eines anderen 
Volkes zu vermeiden, weil daraus nur neue kriegerische Verwick- 
lungen kommen können. Eine jede Propagierung von Eroberungs- 
plänen peitscht die Gegner wieder auf lind verlängert den Krieg: 
eine Gebietserweiterun im Osten und Westen wird als unnötig 
bezeichnet im Hinblick auf den glänzenden wirtschaftlichen Auf- 
schwung Deutschlands vor dem Krieg; insbesondere wird jeder 
Versuch, Belgien zu vergewaltigen, angesehen als ein Mittel zur 
Verewigung des feindlichen Bundes gegen Ileutschland« Auch 
' im Hinblick auf Holland wird eine Annexion belgischen Gebietes 
f&r gefährlich erklärt. Die Etf^iabe schlieSt mit dem Satz: ,,Itt- 
dem wir unter allen Umständen fQr die Selbständigkeit imd Unab- 
hängigkeit aller Völker und gegen jede Annexionspolitik eintreten, 
sind wir überzeugt, unserem Volke den größten Dienst zu leisten". 
Die sozialdemokratischen Führer haben auch in Reden im Reichs- 
tage und außerhalb scharfe Stellung gegen den Annexionismus 
genommen, besonders auch gnii^cn die Tatsache, daß die Verbrei- 
tung annexionistischer Ideen von allen Regierungsstellen geduldet, 
ja gefördert wurde, während die Gegner des Annexionismus jede 
Art von Verfolgung zu erdulden hatten. 

Das schmerzliche an dem ganzen großen Kampf um die 
deutschen Kriegiriele, der im wesentlichen für und gegen den 
Annexionismus ging, ist der Umstand, daß die wirtschaftlichen 
Interessen einen so ganz starken Einfluß ausübten und alle höheren 
Erwägungen vom kulturellen und menschheitlichen Standpunkte 
unterdrückten. Hinter den f^echs Wirtschaffsverbänden standen 
ja die maßgebenden Persönlichkeiten der deutschen Landwirtschaft 
imd Industrie. Der deutsche Großhandel hat sich bezeichnender- 
weise viel mehr zurückgehalten. Wie rücksichtslos die Groß- 
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industrie insbesondere ihre politisdieil Interessen durch den Krieg 
zu föixiern bestrebt war, beweist u. a. eine Denkschrift des Vereins 
Deutscher Eisen- und Stahlindtistrieller und des Vereins Deutscher 
Eisenhüttenleutc. Sie stammt aus dem Dezember 1917, also aus 
einer Zeit, in der doch schon wirklich der erste Sieecsrnusch ver- 
flogen sem konnte, freilich aus einer Zeit, da man dem letzten großen 
Angriff im Westen entgegen ging und die weitgehendsten Hoff- 
nungen daran knüpfte. Auch hier handelt es sich um eine als 
Handschrift gedruckte streng vertratiHdie Denkschrift, die der 
Reichsldtting und der Obersten Heeresleitmig eingereicht «oidea 
ist. Die Denkschrift behandelt die Frage der franasöscacfaen Erz- 
gebiete; sie ist betitelt: „Zur Einverleibung der französisch-loth- 
ringischen l^enerKbecken in das deutsche Reichsgebiet'*. Sie 
gliedert sich in vier Abschnitte. Der erste versucht nachzuweisen, 
daß die Abhängigkeit unserer Eisenerzversorgung vom Ausland für 
Industrie, Staat und Volk die größten Gefahren in sich berge. Die 
Überlegenheit der feindlichen Eisenindustrie wird als ganz über- 
wältigend nachgewiesen. Nur durch den raschen Angriff auf 
Belgien und Frankreich hat sich Deutschland in den Stand gesetzt, 
duiäi Besitz des ftanzösiscb-Jothringischen Eisener%beckeas den 
Krieg fbrtföhren zu können. Im HinbHck auf die Zukunft, so heißt 
es im «weiten Abschnitt» ist mm die Verlegung der lotfaxingischen 
Grenzen unumgänglich notwendig. Die deutschen Erzlager sind 
bald erschöpft, eine Eisenvorratswirtschaft darf nicht für einen 
künftigen Krieg fehlen, Verträge mit anderen Staaten bieten keine 
Sicherheiten, von Frankreich besonders sind Schikanen jeder Art 
zu erwarten. Die Annexion der Erzbecken von Briey und Longwy 
wird, so wird dann weiter gezeigt, außerdem altes deutsches Reichs- 
gebiet zu Deutschland zurückbringen; es handelt sich dabei auch 
nur um etwa 100000 Franzosen. (!) Im dritten Abschnitt wird 
dann der Wert der Erzgebiete für die deutsche Industrie und na- 
türlich auch für die deutsche Arbeiterschaft und die Volksem9h> 
nmg, besonders aber für die zukünftige Kriegsführung nachge- 
wiesen. Überraschend ist die Wendung des Schlußwortes, daß 
es sich um keine Annexion im übhchen Sinne dabei handelt, sondern 
um eine Wiedereinvcrieibttng. Also auch dieses Schlag^vort fran- 
zösischer pohtischer Rabulistik ist von deutscher Seite angewandt 
worden. 

Die weitgehendsten Forderungen gegenüber Frankreich er- 
hoben zu haben, ibt der traurige Ruhm des SchriftbteUers Kuid 
von Strantz» der einen erheblichen Einfluß auf den Alldeutschen 
Verband und den Deutschen Wehrveretn ausgeübt hat» Seft dem 
Jahre x886 hat dieser Mann eine unauihfirlidie Hetse gegen Prank- 
reich betrieben, die ja auch jenseits der Vogesen nicht tmbeaditet 

* 
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geblieben ist. Sein Buch: „Unser völkisches Kriegsziel" ist in 
seinem wesentlichen Inhalt auch bereits in den achtziger Jaiiien 
veröffentlicht worden. Während des Krieges hat er nun au^ neue 
flcine Stmune erhoben. Wenn StfanU erklärt, Frankreich sei der 
Hauptachiildige an der Entstehung des Weltkrieges, so ist, wie 
wir dargelegt haben, daran viel Wahres. Die Folgerungen, die er 
aber daraus zieht, sind von einer verblüffenden Maßlosigkeit. Nach 
seiner Auffassung, die durchaus in vöUdachen Gedankengängen 
ihre Begründung findet, sind die Lothrini^er und sogar die romn- 
nischen Wallonen, deutsche Franken, die unbedingt zu Deutschland 
gehören. Bis in das frühe Mittelalter geht Strantz zurück, um die 
deutschen volkischen Ansprüche auf die Freigrafschaft Burgund 
und auf Flandern, kurzum auf die ganze ,,alte deutsche Westmark", 
zu begründen. Strantz ist vielleicht der Annexionist, der am 
weitesten gegangen ist: er wül die deutschen Grenzen bis nach 
Boulqgne verlegen — auch das ist nach seiner AtilEassung noch 
alter fränkischer, noch alter Retchsboden. Boulogne ist Boonen, 
Calatt ist Kales. Wenn man auch diese Geschichtsklitterung nicht 
ernst nehmen kann, so wird man doch durch ihren harmlos ideali- 
stischen Geist nicht unsympathisch berührt, im Gcc:ensntz ZU 
der ungcschnimkten wirtschaftlichen Begehrlichkeit groliindu- 
strieller Kreise. Wie ein Mann wie Strantz Zu Bismarck steht, 
zeigt seine verwegene Äußerung, das Wort Bismarcks vom „über- 
sättigten" Deutschland sei nur als em flüchtiges Gelegenheitswort 
att£9i£»sen^). Den Grad der alldeutschen Verstiegenheit während 
des Krieges «e^ u. a. auch die' Broscfafire des alldeutschen Wort- 

' Ifthrers Prof. Dr. Heinrich Wolf in Düsseldorf: ^^Nationalpoli- 
tischer Egoismus" (Vaterländischer Schriftenverband, Bochum 
•Z916). Sein letztes Ziel ist irgend einer Form" (1) der Zu- 
sammenschluß des gesamten Deutschtums Mitteleuropas, dem sich 
noch die drei nord-gcrmanischen Königreiche anschließen mögen. 

* Zu diesem mitteleuropäischen Deutschtum gehören auch Holland 
und die Schweiz. Irgend eine greifbare politische Idee ist hei 
einer solchen Formel ja nicht zu entdecken. Wolf ist auch deshalb 
interessant, weil er in der heftigsten Weise jeden Gedanken einer 
Neuocientientng bekämpft hat. Wir sehen hier den Zusammen- 
hang «wischen der alldeutschen Machtpolitik nach außen und einer 
rflclaichtslosen Gewaltfxslitik nach innen. Ausdrücklich schreibt 
er: „Wir wollen den Vorwurf der Reaktion nicht fürchten; der wird 
tms sicherlich in ausgiebigem Maße gemacht werden'% tuid ^ter: 
„Scheuen wir uns nicht, es auszusprechen: tms kann nur eine 
Reaktion retten'*'). Natürlich müssen die alten Griechen und auch 

') Kurd V. Stranu, Uner vOlkÜNfaes KtMgssiclf S. 346.' 
') a. a. O. S. 13. 
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Bismarck als Eideshelfer gelten. Noch durch eine andere Stellung- 
nahme ist Wolf bemerkenswert. Er schreibt: ,,Die Sorgen um 
unseren späteren Kolonialbesitz tn fremdem firdtetl stehen für 
mich eist an vierter Stelle''* Es ist beaseicfanend fiOr den deutschen 
Annexionismus^ daß er sich geradezu auf Europa stfirzte und die- 
jenigen Gtens^erweiterungen forderte, die nach Lage der Dingie 
die allergrößten Schwierigkeiten für jede absehbare Zuktmft hervor- 
rufen mußten. Der Gedanke eines Ausgleichs des internationalen 
Wettbewerbes auf kolonialem Gebiete ist diesen Politikern tief 
unsympathisch. Sie sind eben ihrer ganzen Natur nach kontinental 
begrenzt. Wolf geht sogar so weit, überseeisches Siedeiungsgebiet 
für überflüssig zu halten, wenn man es sich nur in der unmittel- 
baren Nachbarschaft sichern köimte. Der ganze Sinn der letzten 
Weltepoche, die ja auf einen überseeiscfaen Wettbewerb hinauslief, 
ist diesen Leuten verborgen geblieben. Die gleiche e^nartige Be- 
schränktheit begegnet uns auch bei Dktrich Schaefer, dessen oben 
erwähnte Schrift wir hier nodi einmal eingehend unter allgemeinen 
Gesichtspunkten betrachten wollen, in Anbetracht der großen 
Verbreitung und des weitgehenden Einflusses, den sie gehabt hat^). 
Dietrich Schaefer, der auch bei der Abfassung der Professoren- 
Petition an den Reichskanzler maßgebend beteiligt war, drückt sich 
in dieser Flugschrift wesentlich vorsichtiger ans. Den Besitz der 
Erzbecken von Briey und Longwy erklart er zwar für eine wirt- 
schaftliche Notwendigkeit. Ob aber die anderen französischen 
Landesteile, also Beifort, der Westabhang der Vogesen, Toul, 
Verdun und Teile der KanalkQste genommen werden mfissen, das 
ist ihm eine ,,militäriscfae" Frage« Freilich ist dieser Standpunkt 
völlig unbegreifhch. Wie kann man das Schicksal ganzer Land- 
striche und hunderttausender von Menschen rein abhängig sein 
lassen von dem Waffenerfolg des Augenblicks! Die Zugehörigkeit 
zu einem Staate sollte doch in unserer Epoche, so meinen wir, nus 
inneren, geistigen und ethnischen Momenten erfolgen. Besonders • 
eingehend befaßt sich Dietrich Schäfer mit den Ostfragen. Für 
die polnischen Ansprüche und Wünsche zeigt er nur geringes 
Verständnis, aber ein klares Programm, was nun mit den Polen 
geschehen soO, hat auch er ruAt, Sein innerster Wunsch ist, 
Polen mit Deutschland zu vereinigen. Die B^ründung des Känig- 
reicfas Polen durch die Mittelmächte findet bei ihm scharfe und, 
wie man wohl zugeben muß, berechtigte Kritik. Sein Ausdehnungs- 
bedürfnis im Osten geht aber weiter. Er will Litauen, das Balten- 
land und die Ukraine von Rußland wie von Polen trennen» Das . 

Prof. Dr. Dietrich Schaefer, Ztir L^ge und nochmals: zur tage. 
Herausgegeben vom unabhängigen AuncIlttB für «nea deilladttn Ffüdöu 
(Neuiahr 1916 und Neujahr 19x7*) 
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Bddtenland tind Litauen sollen dann unter deutscher, die Ukraine 
unter ästerretchiischer Leitung stehen. Nicht eine Befireiui^ also 
der von Rußland unterdrfickten Völker wird von ihm ins Auge 
gefaßt; sie sollen lediglich den Beherrscher wechseln: eine Be- 
herrschung der Gebiete bis zum Peipus» der Beresina und dem 
Dnjepr durch Deutschland und Österreich sind ausdrücklich aus- 
gesprochene Ziele. Gegenüber England weiß Dietrich Schaefcr 
nicht so viel zu sagen; das wesentlichste ist ihm die Behauptung 
Belgiens und die Durchsetzung der Freiheit der Meere durch 
,,Macht". Bemerkenswert ist das naive Zugeständnis: ^, Englands 
ungeheuren Kolonialbesitz zu verkleinern, ist schwer". (!) 

Dietrich Scfaaefer ist in seinen Kriegszielen durchaus kontinental 
eingestellt. Er meint, daß es darauf ankäme, durch den Krieg 
Deutschlands festlandische Macht zu erweitem — ein Ziel, das 
bekanndich vor dem Krieg kein ernsthafter deutscher Politiker 
verfolgt hat. Der Gegensatz zu den weltpolitisch eingestellten 
Persönlichkeiten wird besonders in der zweiten Flugschrift von 
1917 deudich. Seite 29 finden wir hier die Sätze : , ,Es ist im höchf^ten 
Grade bedauerlich, daß das Jahr nicht nur von unverantwortlichen^ 
sondern sogar von amdichen Stellen her hat verkünden hören, daß 
ein erweitertes Kolonialreich zu erwerben sei, allenfalls durch Zu- 
geständnisse im Kriegsgewinn an unseren iieixnischen Grenzen, 
und gar, daß ein großes Kolonialreich gehalten und verwertet 
werden könne, ohne Seegeltung; daß auf diese Weise gebrochen 
werden könnte mit langjährigen Bestrebungen, die in ihren Er- 
folgen den besten Ruhmestitel unseres Kaisers darstellen". Diese 
Worte sind ein scharfer Angriff auf Ideen, die in erster Linie durch 
Staatssekretär Solf und Professor Delbrück vertreten worden sind. Sie 
haben bei einer kleinen Gruppe von Einsichtigen während des 
Krieges starken Anklang gefunden, sind aber leider von den höchsten 
Amtsstellcn nicht energisch genug aufgenommen worden, um 
durchzuschlagen. Diese Gruppe ist von der Erkenntnis ausge- 
gangen, daß bei dem Kräfteverhältnis der beiden gegnerischen 
Parteien das einzig praktisch Erreichbsfte für Deutsdiland die Er* 
halttmg des Status quo in Europa sei; die Erweiterung der deutschen 
Macht suchte diese Gruppe attf überseeischem Gebiet, also in einer 
territorialen Sphäre, wo Grenzverschiebungen und der Austausdi 
von Staatshoheiten schmerzlos und leicht durchzufuhren gewesen 
sein würde. Die Ostfragen sind von dieser Gruppe nicht einheitlich 
behandelt worden ; ein Teil hat hier Ansprüche erhoben, besonders den 
Gedanken der Befreiung der von Rußland unterdrückten Völker 
warm befürwortet; ein anderer Teil hoffte auch hier durch den 
Status quo zu einem baldigen Einverständnis mit Rußland zu 
kommen. Ich stehe noch heute auf dem Standpunkt, daß durch 
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eine rechtzeitige Inaugunening der von diesen Gesichtspunkten be- 
herrschten Politik» durch klare Erklärungen in der belgischen Frage» 

auch durch Entgegenkommen gegenüber Rußland der Krieg früh- 
zeitig und verhältnismäßig gQnsdg für Deutschland zu beenden 

gewesen wäre, nachdem nun einmal der durchschlagende militä- 
rische Erfolg im Anfang am entscheidenden Punkt, im Westen, 
ausgeblieben war. Staatssekretär Solf insbesondere ist der deutsche 
Staatsmann, der von Anfang an eme klare und nüchterne Auf- 
fassung der Gesamdage gehabt hat, und, immer sich selbst treu, 
eine Politik verfolgte, die den oben angedeuteten Gesichtspunkten 
ent^radi* 

Ein Dokument dieser Richtung ist die Ptdtion vom 9. Juni 191 5, 
die unter der Führung Professor Ddbrficks und des ehemaligen Kolo- 

nial-Staatssekretärs Dernburg an den Reichskanzler gerichtet, 
worden ist. Wir haben schon oben die Stellungnahme dieser 
tition zu der belgischen Frage erwähnt. Sie ist, wie der Einleitungs- 
abschnitt ausdrücklich sagt, ein Protest gegen die Eingabe der 
Wirtschaftsverbände und der Professoren. Die Verwirklichung 
der dort umrissenen politischen Ziele wird in dieser Petition als 
ein folgenschwerer politischer Fehler bezeichnet, der das Deutsche 
Reich nur schiwächen köime. Der Charakter des Deutschen Reiches 
als Nadonalstast soll nifht durch eine sinnlose Verbreiterung der 
kootioentalen Basis verstört werden« BezQgHch der positiven 
Krie^sziele drOckt sich diese Petition nur allgemein aus. Als den 
höchsten Siegespreis bezeichnet sie die Gewißheit, daß Deutsch- 
land sich einer Welt von Feinden gegenüber zu behaupten kräftig 
genug sei. Über die Einzelheiten des Friedens, der den strare- 
gischen Bedürfnissen, den politischen und wirtschaftlichen Inter- 
essen, der ungehemmten KräfLebetatigung m der Heimat und auf 
dem freien Meer gesicherte Grundlagen geben soll, wird nichts 
Nälierei» gesagt. Immerhin läßt sich genug schon zwischen den 
Zeilen lesen. Unter den Unterzeichnern der Petition sind Männer 
wie: Ansch&tZi Graf von Aroo, Brentano^ Einstein, v. JJsax, 
Ftm von Mendelssohn, Graf von Monts, Quidde, Radien, 
Rohrbach, SchmoUer, Walter SchQcking^ August Stein, Troelttch, 
Max Weber, Alfred Weber, Theodor Wolff. Es sind im ganzen 
141 erste Unterzeichner gewesen — von denen doch jeder seii^ 
Kreis und ??eine Wirkungsmöglichkeit besaß. Der deutsche Annexio- 
nismus ist also an den verschiedensten Stellen in Deutschland von 
Anfang an, auch von bürgerlichen Kreisen, bekämpft worden. Die 
bedeutendste Kundgebung gegen den Annexionismus ist nun aber 
die Petition des Bundes Neues Vaterland, die im Anfang Juni 191 5 
dem Reichskanzler zugestellt wurde. Ihre Verbreitung als Bro« 
schüre wurde durch Beschlagnahme verhindert. In dieser Pe- 
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titloii smd in cindruiglicher und gläncender Weise alle Grfinde zu- 

sammengefaßtf die die annexionistischen Forderungen als undurch- 
führbar darttm. Die Petition beginnt mit eioer pxitmpieUen 
Stellungnahme : es kann überhaupt kein Friede erreicht werden, der 
auf der Vernichtung der Gegner beruht. Die Geschichte beweist, 
daß Friedensschlüsse dieser Art neue Kriege hervorgerufen haben. 
Es wird dann im einzelnen gezeigt, daß es sich um die Annexion 
von Gebieten handelt, die nicht weniger als i6 Millionen nicht- 
deutscher Einwohner enthalten, Einwohner, die politisch ent- 
rechtet titid wirtschaftMch enteigiiet werdeo soUen: eine Unge- 
heuerlidikeitr für die es in der modernen Geschichte kein Beispiel 
gibt, und die Deutschland endgfiltig isolieren würde. Es wird dann 
auf eine Reihe von Tatsachen hingewiesen, die ja seitdem bekannt 
genug geworden sind: Die zahlenmäßige Unterlegenheit des 
Deutschtums in den baltischen Provinzen, die Feindh'chkeif der 
Polen und der Litauer, die Aussichtslosigkeit deutscher Koloni- 
sation der Ostlande. Über die Annexion Belgiens wird die klare, 
nur allzu berechtigte Meinung vorgetragen: „Wenn Deutschland 
Belgien annektiert, so wird es sich für absehbare Zeit fast die ganze 
Welt, auch Staaten, die heute noch neutral und tms verhältnis- 
mäfi^ wohlgesinnt sind, zum Feinde machen". Die politiacfae 
Kurssichtigkeit der Annexionisten wird in der ZuMmmenfawting am 
Schlufi gebührend gekenmseicfanet; ,,Wenn solche Annexions» 
forderungen zu Bedingungen eines Friedenssdllusses gemacht 
werden, so machen sie eine Beendigung des Krieges für absehbare 
Zeit vollkommen unmögh'ch. Daß England einen Frieden, der die 
geforderten Annexionen in sich begreift, nicht eingehen wird, ohne 
vollkommen niedergeworfen zu sein, liegt auf der Hand". Der 
Annexion isni US wird endlich als eine Forderung kleiner Interes- 
sentenkreise gebrandmarke; die Befriedigung des Maciitgefühls 
w3re erkauft lediglich durch Aussicht auf neuen Krieg; die breiten 
Schichten des Volkes, die hauptsächlidi x» laden hzhm, ver- 
bngen einen Frieden, der anders aussieht. 

Der Bund Neues Vaterland, der sidi im November 1914 unter 
Führung des Herrn von Tepper^Laski bildete, umfsBte Kenner 
aus allen Kreisen der Bevölkerung: Vertreter der Finanz und der 
Industrie, der Diplomatie und der Universitäten. Er wurde im 
Laufe des Jahres 191 5 immer mehr angefeindet und auf Anordnung 
der Militärbehörde imter poh'seih'che Aufsicht gestellt. Seine 
Generalsekretärin hat im Frühjahr des Jahres 1916 einige Wochen 
im Gefängnis gesessen^). 



^) Eine, freilich unvollständige und tendenziöse Zusammenstellung 
baetets S. Grumbach, Das mneiidnisrisclic DeutKhland, 1917. 
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Die Frage der Kriegsziele zeniß das deutsche Volk. Das 
schlimmste, was man vom Amieadoiusmus sagen kann, ist, daß 
er für viele seiner Anhänger nichts war als eine Improvisation 

aus Mangel an politischer Sachkunde. Die Alldeutschen waren 
gewiß eine Gesellschaft von wohlmeinenden Toren, aber sie hatten 
sich wenigstens seit Jahrzehnten mit den Problemen der großen Welt 
beschäftigt — freilich mit fast gänzhcher praktischer Erfolglosigkeit. 
Ist es für den Kenner der deutschen Geschichte überraschend, daß 
die überwiegende Mehrzahl unserer führenden Bürgerschicht, durch 
die zum Teil glänzenden Kriegserfolge der Anfangszeit berauscht, 
sich dem Annexionismus hingab Vielleicht nicht; pohtisch ist der 
Weltkrieg von der Regierung dttrcfaaus nicht vorbereitet worden. 
In der öffentlichen Meinung gab es keine Autori^t, die groß genug 
gewesen wSre, die Geister der Volksgenossen unter emem be- 
stimmten großen Ziele zu vereinigen. ]>eutschland ist in frfiheren 
Jahrhunderten durch den Gegensatz zwischen Protestantismus und 
Katholizismus, dann durch den Gegensatz zwischen Großdeutschen 
und Kleindeurschen auf das tiefste zerspalten worden. Das kaiser- 
liche Deutschland von 1914 enthielt einen neuen Riß, der sich 
als noch gefährlicher erweisen sollte, als jene früheren. Der stän- 
disch gefärbte Obripkeitsstaat, erfüllt von dem unbedingten Ver- 
trauen auf die nuiitärischc Macht, wurde von den führenden 
. Schichten des Besitzes und des Geistes als ihre praktischste Inter- 
essenvertretung angesehen. Sie woUten die Gelegenheit des Welt- 
krieges benutzen, diesen alten Staat zum Herrn von Eurof» zu 
machen und sich selbst durch ihn* Bs gab eine andere Schicht, 
die wußte, daß die Welt für solch napoleonisches Wollen keinen 
Raum mehr bot. Die Vorkämpfer eines freien deutschen Volks- 
. Staates, der mit seinen Nachbarn in Europa und Übersee in einer 
harmonischen Rechts- und Kulturgemeinschaft zu leben gewillt 
wäre, wandten sich mit Grauen hinweg von dem Bild einer herr- 
schenden Gesellschaft, die als höchstes Prinzip nur die Macht der 
Bajonette und der Kanonen kannte. 

Man könnte diesem Kapitel Über den deutschen Annezio- 
ttismus ein Kapitel über den französischen und den englischen 
Annezionismus an die Seite steUen, Die Verblendimg, der plumpe 
Machtwille und die Brutahtät gegenüber fremden Volksrcchten 
ist diu-chaus eine internationale Erscheinung gewesen. Auch in 
England und Frankreich hat der Chauvinismus Orgien gefeiert. 
Italien endlich steht in dieser Reihe nicht zurück. Die Eroberer- 
programme auf der emen Seite haben immer die Verständigungs- 
programme auf der anderen Seite totgeschbejen und umgekehrt. 
Es besteht aber ein prinzipieller Unterschied zwischen dem 
deutschen Annexionismus und dem seiner Gegner im Weltkrieg. 
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Der deutsche Annexionismus beruhte auf einer Täuschung, der 
Annexionismus der Gegner auf einer Hoffnung. Die maßgebenden 
Personell in Deutschland haben den Annexionismus gefördert, 
obgleich er der tatsächlichen MacfatsteUung des Deutschen Reiches 
von Jahr zu Jahr weniger entsprach. Die maßgebenden Personen 
unserer Gegner im Weltkriege haben den Anneadonismus gefördert, 
weil sie, nidit mit Unrecht, überzeugt waren, daß jedes neue Jahr 
des Krieges ihrem Annexionismus ein höheres MaB von praktischer 
Aussicht verleihen würde* 

XIU. Der Eintritt Italiens und Rumäniens in den 

Weltkrieg 

Italiens und Rumäniens Neutralitätserklärung bei Beginn des 
Weltkrieges, die, wie wir gesehen haben, nicht ohne Fühlung- 
nahme zwischen diesen beiden Staaten erfolgt ist, hat die polittscfae 

Lage Deutschlands uhd seiner Verbündeten vpn vornherein emp- 
findlich geschwächt. Hätte Dctißchhnd durchschlagende Erfolge 
auf dem westhchen Kriegsschauplätze erzielt, so hätte sich Italien 
voraussichtlich bnid wieder nls Dreibundsmacht zu fühlen be- 
gonnen. Das Sfockcii des Krieges mi Westen und die Widerstands- 
kraft Rußlands, trotz seiner großen Niederlagen lui Anfang,., liaben 
die italienische politische Position immer unabhängiger von Deutsch- 
land und Österreich gemacht« Wir wissen ja, dafi Italien die 
Fühlungnahme mit Frankreich und England läi^t vor Ausbruch 
< des Weltkrieges immer gesucht hat und vielleicht hat suchen müssen« 
Die olßeiellen deutschen Stellen waren auch niemals Italien gegen- 
über vertrauensselig. Der Generalquartiermeister von Stein er- 
zählt in seinen Erinnerungen, König Victor Emnnucl TT. habe 
einmal mitgeteilt, Frankreich sei über die deutsch-italienischen 
Abmachungen genau unterrichtet, wie ihm seine Verwandten in 
Frankreich erzählt hätten, Graf Schlieffen habe dazu die Be- 
merkung gemacht; „Er hat es ihnen selbst gesagt***). 

In seinem Telegramm vom i. August 19 14 hat Kaiser Fran^ 
Joseph feierlich an die Mithilfe des Königs von Italien appelliert 
und den Krieg als einen Verteidigungskrieg der Rechte des Drei« 
bundes dargestellt. In seinem Antworttelegramm vom a* August 
gab der König von Italien zwar m erkennen, daß er nicht an dem 
Krieg teilnehmen würde, aber versicherte doch seinen Verbün- 
deten, daß er entsprechend dem Dreibundvertrag eine herzlich 
freundschaftliche Haltung bewahren werde". Unmittelbar mit 

^) Dr. V« Steto» BrlebfliBe und Betnditutigen aus der Zeit des Welt- 
krieges, S. 179. 

Valaatln, DwtMhliiiU AoSwoUtlk. 18 
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Kriegsausbruch setzen Verhandltsiigai zwischen Italien und Oster- 
fcich ein, die sich besondeis um die Auslegung des Aitikeb 7 des 
Dreibundvertrages drehten'). Österreich lehnte zwar die italie- 
nische Auslegung dieses Artikels, wonach es im Falle des serbischen 
Konfliktes gewissermaßen die Genehmigung Italiens für seine 
Schritte in Belgrnd einzuholen verpflichtet gewesen wäre, ab, er- 
klärte sich aber bereit, für den Fall einer Besitzerweiterung auf 
dem Balkan unter allen Umständen in Verliandlungen mit Italien 
über die Entschädigungsfrage einzutreten. Diese ersten Verhand- 
lungen wurden am 28. August 1914 durch eine Erklärung des 
italienischen Außenministers Marchese di San Giuliano abge- 
schlossen* Italien hat nun die darauf folgenden Monate benutzt, 
um seine militärischen Machtmittel zu erweitem und zu kraftigen, 
und hat dann begonnen, sich mit der Erwerbung territorialer Stfitz- 
punkte in Albanien zu belassen. Obgleich diese Aktion keineswegs 
zu den vorhandenen Abmachungen und Erklänmgen paßte, hat sich 
Österreich dnmit einverstanden erklärt, und Italien hat auch seine 
Unternehmungen jeweils in Wien genau mitgeteilt, in Italien 
setzte jetzt eine sehr lebhafte kriegerische Erregimg ein, die im 
Grunde zurückzuführen ist auf die geschickte Agitation radikaler 
und freimaurerischer enteniefreuadiichcr Kieise, ursprünglich 
einer Minderheit; es ist ihr aber gelungen, die nationalisthche 
Leidenschaft unter Anrufung alter irredenttstischer Stimmungen 
so aufpeitschen, daß die Teilnahme am Krieg gegen Österreich 
schließlich bei den breiten Massen fOr eine Ehrensache gehalten 
wurde. Italien hat in den zehn Monaten seiner Neutralität in wirt- 
schaftlicher und militärischer Beziehung eine großartige Rüstungs- 
tätigkeit entfaltet, Sie ist leider bei iin«; in Deutschland von den 
offiziellen Stellen durchaus verkannt worden. Herr v. Jagow, 
der damalige Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, war des 
Glaubens. Italien stünde vor der Revolution, die Monarchie sei 
m der größten Gefahr; wenn Italien überhaupt in den Krieg einträte, 
so müßte es admdl einen Separatfrieden schließen, um sich inner- 
lich aufrecht zu erhalten*). 

Der Tod des Marchese di San Giuliano, der Eintritt Sonninos 
in das Kabinett sind entscheidende Punkte auf dem Wege Italiens 
in den Weltkrieg. Seit dem Dezember 1914 haben Verhandlungen 
zwischen Italien und österrddi eingesetzt, die die italienixfae 
Forderung betrafen, auf Grund des Artikels 7 des Dreibundver- 

') Vgl. österreichisches Rotbuch II, Diplomatische Aktenstücke betr. 
die Bedenungen ößterMhrünguns zu Italien usw., Berlin 1916. Dort vidc 

Einzelheiten. 

^) Geheimberichte des MinisterialdirektofB Dr. V. Scoddummem atl den 
Grafen Hertling, Grenzboten, Juni 1920. 
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träges die Abtretung von Teilen österreichischen Gebiets zu er- 
langen. Österreich schlug am 27. März endgültig vor, daß es fast 
die ganzen italienischen Teile Südtirols Italien überlassen wolle, 
wenn Italien wohlwollende Neutralität bis zum Friedensschluß 
zusicherte und auf dem Balkan Österreich volle Handelsfreiheit 
überliefie. Die italknischefi GegeovorschU^ vom 11. April 
gingen sehr wdt: Preisgabe des Treotino bis vmi Bteimer» des 
Isonzotals samt Götz, emes Streifens von Kärnten, tlmwandlnag 
Triests m einen Freistaat, Abtretung der Curzolari-Inselgruppe, 
die Souveräni^t über Valona und völliges Desinteresse ment Öster- 
reichs in Albanien. Während noch Verhandlungen über diese ja 
überraschend weitgehenden italienischen Forderungen schwebten, 
schloß aber Italien mit Großbritannien, Frankreich und Rußland 
am 26. Aprü ein Abkommen ab, das ihm die Erfüllung dieser seiner 
Gebietsforderungen zusicherte gegen Teilnahme am Feldzug mit 
allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln gegen alle Gegner der 
Ententemächte, also auch gegen Deutschland. Der erste Paragraph 
dieses Abkommens sah eine Militärkonvention vor, der dritte 
Paragraph eine Marinekonvention, wodurch Italiens Eingretfen 
in den Weltkrieg geregelt wurde. Femer wurde ihm der voUe 
Besitz der von ihm okkupierten Inseln im östlichen Mittelmeer, 
sowie das Recht auf einen gleichen Anteil bei Aufteilung der Türkei, 
und endlich das volle Eigentum von Tripolis zugesichert^). Es 
gibt übrigens noch ein Zeugnis, wonach Italien schon fünf Monate 
vor Abschluß des Londoner Abkommens fest entschlossen war, 
am Kriege teilzunehmen. Sonnino hat am 21. März 1915 ein 
Telegramm an die italienischen Botschafter in den Großstädten 
gescäckt des Inlialts, Italien trete in den Wdtkrieg ein, um die 
strategische Vorherrschaft Österreichs in der Adria «1 brechen« 
Bs müBte aber das Übergewicht der Sfldslawen an der Adria be- 
kämpft werden durch Neutralisierung der Kiiste; Piume sollte zu 
Kroatien gehören^. Das Londoner Abkommen vom 26. April 
in der Tasche, führte Italien einen diplomatischen Scheinkampf 
mit Österreich-Ungarn und dem Deutschen Reiche weiter. Das 
Deutsche Reich hatte den Fürsten Bülow als außerordentlichen 
Botschnfter nach Rom geschickt, um eme Verständigung zwischen 
den Dreibundniächten herbeizuführen. Diese Entsendung des 
Fürsten Bülow hat großen Widerstand sowohl im Auswärtigen Amt 
wie beim Kaiser .hervorgerufen, ist aber schließlich dann doch 
durdigeseta» worden. Er arbeitete auf eine Verlängerung und Er- 
neuerung des Dreibundvertrages mit all der Kunst seiner dipbm^ 

') Cseroin, Im Weltkneg, S. 37ji. 

■) FfMkfurter Zdtuog vom to. Snmebtt xoao, Wiedergabe riner Ver- 
fiHmtfiefauag des Bologiicacr Blattes «iRcsio del Carlino'*. 
18» 
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tischen Meisterschaft hin; wäre zeitig in Berlin und Wien sein 
Bestreben klar unterstützt worden, ao wäre ihm vielieidit auch, 
ein voller Erfolg beschieden gewesen. 

In Wien kämpften gegen die Abtretung des Trentmo außer 
der aristokratischen Umgebung des Kaisers Graf Tisza und die 
maBgebenden Ffihrer der cfaristüch-mtalen Partei* Die deutsche 
Regierung h^t Österrdch-Ungam wiederholt die schleunige Be- 
friedigung der italienischen Ansprüche empfohlen, und auch die 
deutsche Oberste Heeresleitung hat sich diesen Ratschlägen an- 
geschlossen. Von österreichischer Seite wurde dagegen geltend 
gemacht, daß jedes Nachgaben an sich gegenüber einer Erpresser- 
politik gefährlich und in diesem besonderen Falle deshalb verhäng- 
nisvoll werden würde, weil der lockere Zusammenhalt der Monarchie 
dadurch noch mehr in Frage gestellt und die Ansprüche RunK^mens 
befördert wurden. Am 4. Mai kündigte der italienische Botschafter 
den Dreibundvertrag tind zog alle Angebote «urfick: das ivar die 
erste greifbare Folge des Lcmdooer Abkommens. Trotxdem wurde 
bis «um 24. Mai» dem Tag der Kriegserklärung Italiens an Öster- 
reich, weiter verhandelt. Wenn wir die Politik des Fürsten Bülow 
in der ^eit seiner Reichskanzterschaft vom höchsten Standptmkt 
aus scharf kritisiert haben, so muß doch dieser letzte Abschnitt 
seiner amtlichen Tätigkeit gerühmt werden: er war noch einmal, 
was er seinem Innersten nach gewesen ist — der überaus 
geschickte Botschnfter. Es wäre sehr verhängnisvoll gewesen, 
wenn Italien sciion im Winter 1914/15 in den Kreis der Gegner 
eingetreten wäre. Der Zusammenbruch Österreichs nach seiner 
Niederlage in Galizien imd Serbien wäre dann vielleicht schon sehr 
sdmefl ^lolgt. Jetzt war Österreich durch den großen Durcb- 
bruch bei Gorh'ce entlastet, und das Eingreifen Italiens wurde nidit 
so unmittelbar Lebensgefahr^). Es gehört zu den Paradoaden der 
deutschen Außenpolitik, daß Fürst Bfilow für seine beste dienst- 
liche Leistung am wenigsten Anerkennung fand. Bekanntlich wurde 
es verhindert, daß der Fürst nach seiner Rückkehr dem Kaiser 
imniittelbar Vortrag hielt. Eine Zusammenkunft fand erst ini Winter 
1916/17 statt. Freilich hat dazu beigetragen, daß die Kandidatur 
des Fürsten Bülow als Nachfolger Bethnianns von alldeutsch- 
nationalistischer Seite in unverhohlener und herausfordernder 
Weise betrieben wurde. 

Mit dem Eintritt Italiens in den Weltkrieg setzte sich der 
italienische Imperialismus gegenfiber der Dreibundpolitik durch; 
das größte außenpolitische Werk von Bismarck war zerschellt. 
Die deutsche außenpolttische Leitung hatte es nicht durch etwas 

^) V« Faikenhayn^ Die Obeiste Heeresleitung 29x4 — 19x6^ S. 57 u« S. 61 
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Neues, Größeres zu ersetzen vermocht. Sie hatte ängstlich und 
crfindungBarm an der erer bt en Form festgehalten imd mußte es 
ntin erleben, daß die schwächste und am meisten beschützte Macht 
diese Form eigenwillig und herausfordernd «erschmetterte. Deutsch- 
land hatte den belgischen Neutralitätsvertra^ gebrochen — in einem 
Augenblick höchster Not. Italien hat etwas getan, was doch viel 
schlimmer war. Sein Machiavellismus, der es ja zuletzt in den Krieg 
mit den langjährigen Verbündeten trieb, hat etwas Überspitztes. 
Wäre Italien neutral geblieben, könnte es heute die politische und 
wirtschaftliche Stellung Spaniens gonießen und den erwünschten 
Landzuwachs noch dazu. Im Laufe des Jahres 191 5 schloß sich 
Itahen immer mehr an die Entente an: es trat dem Abkoumien 
vom 5. September 1914 gegen den Abschluß eines Sonderfriedens 
bei und hat ja dann am sdben Tage wie Rumänien, am 28. August 
1916, auch den Krieg an Deutscfabnd selbst erklärt. Graf Czemin 
macht die interessante Bemerkung, es sei heute noch viel zu wenig 
bekannt tmd werde erst später zum allgemeinen Bewußtsein kommen, 
in welchem Grade die italienische Diplomatie in diesem Krieg die 
Führung gehabt hat^). Das ist jedenfalls sicher: in der Vorgeschichte 
des Krieges und für die Kriegsentscheidung spidt die Haltung 
Italiens vielleicht die größte Rolle. Nichts hat so sehr die moralische 
und politische Autorität der Mittelmächte geschwächt^ als daß dieser 
ihr Bundesgenosse so ungestraft und ungestört seine Souderwege 
gehen konnte. 

In derselben Richtung wirkte der Abfall Rumäniens von den 
Mittelmächten* Es ist vidldcfat der gräfite Erfolg der deutschen 
AuSenpolitik während des Krieges, daß es ihr gelang, den geo- 
graphischen Zusammenhang zwischen Mitteleuropa und der Türkei 

durch die Hineinbeziehung Bulgariens herzustellen und so jenen 
kompakten Block politischer und militärischer Zusammenarbeit 
z\i bilden, der ja in bewunderungswürdiger "Wckc jahrelang stand- 
hult, um zuletzt gerade an dem Zusammenbruch des bulgarischen 
Verbündeten zugrunde ZU gehen. Bulgarien war von jeher der 
Liebling der Wiener Politik, während Berlin aus seinem Mißtrauen 
gegenüber dem König Ferdinand, wie wir wissen, keinen Hehl machte 
und Rumänien bevorzugte. Der Haß gegen Serbien, die Eifer- 
sucht auf Rumänien trieb Bulgarien gans natörlidi auf die Seite 
der MittehnSchte* OasBOndnis war in den ersten Septemberts^ien 
1914 im wesentlichen fertig, der Eintritt Bulgariens sollte gleichzeitig 
mit dem der Türkei erfolgen: da zwang der Mißerfolg an der Marne 
den König von Bulgarien zur Vorsicht. Erst die glänzenden Erfolge 
der deutschen Waffen seit dem Frühjahr 19x5 im Osten führten 
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cfidlicli im Oktober 19x5 seine aktive Teflnahme 
Wie wir wissen, wäre König Karl von Rumänien sieber von vorn- 
herein auf die Seite der Mittelmächte getreten, wenn er nach eigenem 
Ermessen hätte handeln können. Die Vertreter der Mittelmächte 

setzten ihre ganze Kraft ein, um schließlich doch noch die aus dem 
geheimen Vertragsverhältnis notwendig folgende Teilnehrnerschaft 
ZU erreichen. Graf Czernin ging so weit, den alten König daran 
zu erinnern, daß „das gegebene Wort kein Deuteln zulasse, daß 
ein Vertrag Vertrag sei und beme Ehre es ihm gebiete, das Schwert 
ZU ziehen". Und er schildert eindrucksvoll in seinen Erinnenmgen, 
wie sich der alte König schlucfasetid auf seinen Schreibtisdi warf 
und mit gitternder Hand versuchte^ sich den Pour»le-m6ite-0iden 
vom Hals zu reißen, das SinnbiU seiner persönlicben und politi- 
schen Zugehörigkeit zum Haus und Staat der Hohenzollem')« 
Tatsächlich war Rumänien auch vor seinem Eintritt in den Krieg 
niemals wirklich neutral. Es hat sich faktisch schon früh an die 
Gegenseite gebunden. Sein Vertrag mit Rußland vom 18. Sep- 
tember 1914 enthält die Bestimmung: „Rußland verpfhchtet sich, 
sich jedem Anschlag gegen den territorialen Status quo Rumäniens 
in der Ausdehnung seiner gegenwärtigen Grenzen zu widersetzen. 
Gleichzeitig verpfhchtet es sich, Rtmiänien das Recht zuzuerkennen, 
sich diejenigen Gebiete der österteicbiBch-ungarischen Mönardiie 
anzugliedern, die von Rumänen bevölkert sind**/' RumänM 
unterstützte auch stets die Ententemädite» ließ z. B. russische 
Munitionstransporte für die Serben immer auf der Donau durch» 
während es Mtmition für die Türkei anhielt. Ganz ähnlich wie 
um Italien ist dann um Rumänien monatelanj!; diplomatisch gerungen 
worden; die Mittel, die dabei zur Anwendung kamen, waren viel- 
leicht noch skrupelloser. Nach dem Tod König Karls wurden die 
Aussichten, Rumänien mindestens neutral zu halten, schon aus 
dynastischen Gründen gering. Die deutsche Leitung hat der 
ästerreichischen ein Entgegenkommen gegenüber Rumänien auf 
dem Gebiet nationaler Fragen nahe genug gelegt. Dem starken 
EinIluB der Ungarn ist es zu danken» daß es zu derartigen Kon- 
zessionen nicht kam. In Wien meinte man immer, daß ernste An- 
grittsabsichten in Rumänien schheßHch doch nicht bestünden^)« 
Wie sehr hat man sich getäuscht 1 Wiederholt hat freilich Rumänien 
auch den Mittelmächten gegenüber Entgegenkommen gezeigt, so 
in der Erfüllung der Getreidelieferungsverträgc. Den Ausschl^ 
in seiner Haltung hat aber dann schließlich der große Erfolg der 
russischen Offensive unter Brussilow gegeben. Von Ende Juni 
1916 ab waren die entscheidenden Stellen der Mittelmächte über- 

Czernin, Im Weltkriege, S. 119. 
') G. V. Jagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges, S. 29. 
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zeugt, daß der Eintritt Rumäniens in die Reihe ihrer Gegner nur 
noch eine Zeitfrage war und durch keine Maßnahmen politischen 
Charakters mehr verhindert werden konnte. Nur Falkenbayn hat 
bis zulet^ nicht daran geglaubt. Diese schwere Verkennung der 
Lage entschied wohl seinen Rücktritt^* Die Kriegserklärung 
Rumäniens vom 27. August an Österreidi-Ungam, der sofort am 
a8. August die Kriegserklärung Deutschlands an Rumänien folgte, 
ist, wie es scheint, auf dringendes Auffordern Frankreichs zu diesem 
Zeitpunkt erfolgt, und nicht erst Mitte September, nach Beendigung 
der rumänischen Ernte*), Es ist bezeichnend, das Rußland die 
rumänische Hilfe als minderwertig ansah und deshalb kein besonderes 
Gewicht auf sie legte, während Frankreich unter dem Eindruck 
seiner furchtbaren Verluste moralisch und materiell des neuen 
Verbfindeten besonders bedurfte* 

Die deutsche dffentlicfae Meinung gefiel sich darin» die aus- 
wärtige Leitung scharf wegen des Abfalls Italiens und Rumäniens 
zu tadeln. Sie verkannte dabei vollkommen den wahren ursäch- 
liehen Zusammenhang. Bei durchschlagenden militärischen Er- 
folgen auf den Hauptknegsschauplätzen wären beide Staaten in 
dem Zustande mindestens der Neutralität zu erhalten gewesen. 
Die deutsche Wagschale senkte sich aber trotz aller glänzenden 
Waffenieistungen von Jahr zu Jahr mehr. Der Abfall Rumäniens 
speziell erhöhte die Schwierigkeit der Aufgabe auf dem Balkan- 
kriegsschauplatz, verwickelte die ganzen an sich schon so wenig 
durdisichtigen Ostfragan und sog neue militärische und wirtschaft- 
liche Kräfte Deutschlands von der Hauptfiront^ vom Westen, ab. 
Wir dfirfen den Abfall Italiens und Rumäniens die erste politische 
Krise des Weltkrieges nennen; sie^ endigte zum entschiedenen 
Nachteil der Mittelmächte. 

XIV. Der Untaseeb(M>tkrieg» das deutsche Friedens» 

angcboi und der Eintritt der Vereinigten Staaten 

in den Weltkrieg 

Der Eintritt Italiens und Rumäniens in den Weltkrieg wurde 
begleitet von einem bedeutungsvollen Wechsel in d[er deutschen 
Obersten Heeresleitung: am Tage nach der deutschen Kriegs- 
erklärung an Rumänien übernahm Generalfeldmarschall von Hin- 

denbiirg das Amt des Chefs des Generalstabes, und Ludendorff 
wurde ihm als Generaiquartiermeister beigegeben. Damit war vor 
aller Welt zugestanden, daß die bisherige Führung den höchsten 

*) V. Craraon a. a. O. S 76. 

^) V. Falkenhayn« a. a. O. S. 234 u. S. 239* 
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Anforderungen nicht völlig genügt hatte* Eine spätere Zeit wiod 
vielleicht .dem General von Falkenhayn vid mehr gerecht werden, 

als es bis jetzt der Fall gewesen ist* Falkenhayn hat zwei entscheid 
dende Dinge erkanntt es mußte versucht werden, im Westen den 
Krieg zu gewinnen^ und die ganze KriegsrO^tung Deutschlands 
mußte auf eine viel breitere Basis gestellt werden*). Bekanntlich 
ist vor Verdun der Versuch, die Westfront durchzustoßen, durch- 
aus mißlungen. Aber die Entscheidung des Krieges l.ig hier; 
Deutschland konnte sich niemals aus der furchtbaren Uniklatnme- 
rung durch noch so schöne Hrfoige an sekundären Knegssciiau- 
plätzen losringen. Noch hatte die Westfront in der Somme- 
Schladit standgehalten; wie sollte das aber später werden» wenn die 
Zahl der Gegner zunahm, wenn die Kraft ihrer militifanscfaen und 
technischen Mittel noch schärfer tmd umfassender eingesetzt 
wurdet Während der deutsche Annexionismus sich in allen 
führenden Schichten Deutschlands täglich mehr verbreitete, während 
die Massen von den offiziellen Stellen systematisch in den Ge- 
danken des Sieges als der einzig niöglichen Lösung eingewiegt 
wurden, waren sich die militärischen und politischen Führer 
bereits vollkommen darüber klar, daß die Kriegslage überaus ernst 
wax und nur noch ganz geringe Aussichten auf eine erträgliche 
Lfisung bot« Nur aus dieser merkwürdigen Verkettung von Stim- 
mungen und Umständen ist es zu begreifen^ daß der Unterseeboot* 
krieg ein so entscheidendes Moment für Deutschland hat werden 
können. Der Haß und die Wut gegen England hofften hier, ihr 
Genüge zu finden; der Wirtschaftskrieg mit seinen furchtbaren 
Folgen sollte durch dieses Mittel für Deutschland günstig gestaltet 
werden: die Führer der Landarmee endlich mußten hoffen, durch 
die Marine aus einer Situation herausgehauen 2:11 werden, die für 
ihre eigenen Wirkungsmöglichkeiten fast hoffnuni^slos war. 

Der Unterseebootkrieg war an sich ein rein mihtärisches 
Problem; er wurde zu einer pohuschen Frage erster Ordnung. 
War Deutschland auf den Unterseebootkrieg vorbereitet?' Wie 
wir wissen, hat Großadmiral v. Tirpitz es durchgesetzt, daß eine 
Politik der Paradesduffe getn'eben wurde, von der Bomarck im 
Hochsommer 1897 schon gesagt hat: ,,Ich glaube, daß wir neue 
Kreuzer brauchen, aber bin mißtrauisch gegen Paradeschiffe, 
die nur ztur Markierung von Prestige dienen sollen, und dk man, 
wenn die Sache ernst wird, mitunter Lügenschiffe neimen muß, 
weil sie nichts leisten.** Sachverständige haben dem Großadmiral 
v. Tirpitz auch vorgeworfen, daß er mit seinen Bauerzeugnissen, 
den Großkampfschiffen, den englischen -Schöpfungen sogar nicht 
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einmal qualitativ gleich gekommen wäre . Das ist eine technische Frage, 
mit der wir uns hier nicht zu befassen liaben. Der englische Bericht 
über die Skagerakschbcht spricht von den deutschen Erzeugnissen 
jedenfalls mit grofier Achtung. Der verhängnisvoUste Fehler^ den 
Tirpitz cweifdlos gemacht hat^üst seine völlig ungenügende Föfderung 
der Unterseebootwaffe. Um eine moglicfast große Schiffszahl von 
Schlachtschiffen z» bekommen, hatte et von Beginn seiner Amts- 
führung an alles getan, um das Unterseeboot zu diskreditieren ; er hat 
sicherwicsenerm.ißen dem Bnu von Unterseebooten energisch wider- 
setzt, trotz des Drängens besonders linksliberaler Abgeordneter. 
Im Jahre 1907 hat er Dr. Leonhart, Dr. Struve und ihren Ge- 
sinnungsgenossen entgegen gehalten: „Ich glaube nichts, daß die 
Unterseeboote eine umwälzende Wirkung auf den Seekrieg liaben, 
dazu sind ihier Brauchbarkeit zu enge Grenzen gesetzt." Das 
Scheinafgument, mit dem Tirpitz dabei arbeitete, war dieses i" die 
fremden Marinen sollten zuerst Versuche machen, damit wir keine 
Mannschaften und Geldmittel aufzuwenden brauchten. Wir 
wiss^ nicht, ob die fremden Marinen dem Staatssekretär des deut- 
schen Marineamts ihre Unterseebooterfahrungen mitgeteilt haben ; 
die Kosten für Unterseeboote spielten jedenfalls neben den Neu- 
bauten und Umbauten der großen Schlachtschiffe eine ganz, geringe 
RoUc, Infolgedessen besaßen wir bei Kriegsausbruch laut amt- 
lichem Marine- Verordnungsblatt bloß 27 Unterseeboote, von denen 
nur fünf technisch auf der Höhe der Zeit waren. Nach den Angaben 
von Admiral Scheer betrug die Zahl der Boote, die wir im Ajof ang 
des Jahres 1915 im Mandelskrieg verwenden konnten« ^etwa 24''; 
mit dieser 2^ war es nur mö^ich» etwa drei bis vier Stationen 
im Hauptverkehrsstrom des englischen Handels dauernd besetzt 
zu halten*). Auf sechshundert Seemeilen, das ist die Ausdehnung 
der Westseite von Großbritannien, konnten wir selbst rgi6 nur 
zwei, höchstens drei Unterseeboote entsenden! Trotzdem hat 
Deutschland bekanntlich bereits am 4. Februar 1915 die Gewässer 
um Großbritannien und Irland einschheßlich des Kanals als Kriegs- 
gebiet erklärt, und am 18. Februar den Untcrsceboothandelskrieg 
begonnen. Großadmiral von Tirpitz hatte bereits im November 
19 14 dem amerikanischen Korrespondenten von Wiegand verraten, 
England k5nnte umzingelt^ jedes Schiff könnte torpediert werden. 
Er machte dadurch unsere Gegner recht ungeschickt auf die Ge- 
fahr der neuen Waffe aufmerksam. Es ist merkwürdig, daß der 
Mann, der am wenigsten für die Unterseeboote getan hatte, nun 
nach Kriegsbeginn die größten Prophezeiungen an die Verwendung 
dieser Waffe knüpfte« Admiral Scheer erklärt den Beginn des 



0 Admiral Scheer, Deutschlands Hochseeflotte im Weltkrieg, S. 364. 

281 



Digitized by Google 



XIV. DER U-BOOT-KRIEG, DAS DEUTSCHE FRIEDENSANGEBOT 
U. D. BINTOITT D. VEREINIGTEN STAATEN IN D. WELTKRIEG 



Unterseebootkrieges im Jahre 1915 ausdrücklich fOr verfrüht» 
Man hätte eben mit diesem Kfiegsmittd warten müssen, bis man 
wirklich so viel Boote hatte, dafi ein emsthafter Erfolg etnigermaBen 

zu erwarten stand. Es ist aber das Gegenteil geschehen : man hat 
den Mund voll genommen und dabei nicht einmal den Bau der 
Boote genügend beschleun^« 

Das Schicksal der deutschen Flotte während des Krieges ist 
traurig genug gewesen. Großadmiral von Tirpitz ist dafür ein- 
getreten, daß die Schbchtflotte sofort eingesetzt würde,. Die 
maßgebenden Kommandosteikn der Marine haben das verhindert: 
ihnen galt die Erhaltung der Flotte als erste Notwendigkeit. Ad- 
miral von Pohl, der verantwortliche Führer, hoffte durch Vorstöße 
den englischen Gegner herauszulocken, dadurch Teüerfolge zu 
erringen, um allmähhch so zu einem Kräfteausgleich zu kommen. 
Eine Entscheidungssdüacht mit der gesamten englischen Ftotce 
sollte nicht gesucht werden. Man wüd diesen Standpunkt mfli- 
tärisch und politisch durchaus verstandlich finden, besonders da 
England von vornherein alles darauf anlegte, auch seine Flotte 
bis zum Kriegsende unversehrt 2U erhalten« Die maßgebenden 
Stellen auf der deutschen Seite waren völlig verschiedener Ansicht; 
Adnjiral Schcer gibt zu, daß Großadmiral von Tirpitz wohl die ge- 
eignetste Persönlichkeit für das Flottenkommando gewesen wäre, 
„obgleich ihm die Praxis der eigentlichen Flottenführung abging"*). 
Das Gesamtbild ist so; Tirpitz, die stärkste und ehrgeizigste Pcrsön- 
lidikeit^ will möglichst schnell nach allen Seiten hin handeln. Das 
Vertrauen zu ihm ist aber auf keiner Seite mehr groß; er, der im 
Frieden eine der populärsten Ffihrerpersönlicfakeiten des kai^lidien 
Deutschland gewesen war, wird von Kriegsbegiim an immer mehr 
in den Hintergrund gedrängt, natürlich nicht aus Eifersucht, wie 
er selbst sich gerne einredete, sondern weil man einsah, daß er 
Deut«^chlnnds Politik und Rüstung auf einen durchaus falschen 
Weg geführt hatte. Sagt doch General von Falkenhayn: „Zugleich 
legt sie (diese Auflassung) den folgenschweren Irrtum klar, der 
in Deutschland vor dem Kriege begangen worden war, als man, 
anstatt den Ausbau der Unterseewaffe als derjenigen des Schwäche- 
ren zur See ausreichend zu fördern, ihm die Schaffung von Schlacht- 
schiffen untergeordnet hatte"*). Tirpit« war ein viel zu kluger Mann» 
als daß er di^ Erkenntnis, die den Maßgebenden über seine ver- 
hängnisvolle Rolle alknählich kam, nicht gemerkt hätte. Schon 
früh regte sich das böse Gewissen bei ihm. So schreibt er bereits 
aus Koblenz am ao. August 1914, seine Frau möchte sich auf die 
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große Möglichkeit gefaßt machen, daß auf ihn später das Anathema 
fiele»). 

Weil GroBadmiral v. Tirpiu ein pefsönlkher Gegner des 
Adfmn]stabsdie£i v. Mal war, ist er ein Gegner des Erlasses 

vom 4. Februar 191 5r mindestens in dieser Form, gewesen« Tirpit« 
wollte ohne formelle Ankündigung die Waffe der Unterseeboote 
,isich selbst entwickeln lassen". Er hatte damit voUkommen recht, 

denn Admiral v. Pohl hat sich in meiner Annahme gründlich ge- 
täuscht, der Unterseebootkrieg könne damals schon n.nt Aussicht 
auf durchschlagende Erfolge begonnen werden. Natürlich wünschte 
Pohl ebenso wie Tirpitz den Unterseebootkrieg 11 neingeschränkt" 
zu führen, und durch dieses Moment wäciist nun das militärische 
Problem völlig in die politische Sphäre hinein. 

Welche Stellung hat die poh'tische Leitung zu der Frage des 
Unterseebootkrieges eingenommen!' Der Reiciiskaiizler von ßeth- 
mann HoUweg faßte die politischen Erwägungen in einer Schrift 
an den Adm^üstab vom 27. Dezember 1914 zusammen; danach 
war vom rechtlichen Standpunkt aus nichts gegen den Plan der 
U-Bootblockade vorzubringen, wohl aber vom Standpunkt der 
militär-politischen Opportunität. Der Reichskanzler entwickelte, 
daß der Unterseebootkrieg auf die Haltung der Neutralen tmd auf 
die Zufuhr nnch Deutschland nachträglich einwirken müsse; der 
Übertritt der Neutralen zu unseren Gegnern wäre dadurch wahr- 
scheinlich, und es wurde deshalb gefordert, daß erst die militärische 
Lage auf dem Kontinent so gesichert werden müsse, daß diese Ge- 
fahr als ausgeschlossen gelten könnte^. Die Befürchtungen des 
Reichskanzlers bewahrheiteten sich nur allzusehr; zunächst brachte 
der Unterseebootkrieg bei der geringen Anzahl der Boote im Jahre 
19x5 nur verhälfinsmäßig bescheidene Eifolge; daf&r führte er 
aber den Konfhkt mit Amerika herbei. Am 28. März 19 15 wurde 
der englische Passagierdampfer „Falaba" durch ein deutsches 
Unterseeboot versenkt. Ein amerikanischer Staatsangehöriger 
kam dabei ums Leben. Am i. Mai 191 5 wurde der amerikanif^che 
Dampfer „Gulflight" versenkt; zwei Amerikaner kamen dabei 
ums Leben, und am 7. Mai 191 5 fand die Versenkung der 
„Lusitania" statt — eine Katastrophe, die nicht nur in dem schwer 
getroffenen Amerika, sondern in der ganzen Welt den größten Ein- 
druck machte. Die Vereinigten Staaten hatten nach der Erklärung 
des deutschen Unterseebootkrieges zunächst versucht, eine Ver- 
sorgung Deutschlands durch Lebensmittel herbeizuführen, um so 
die Wirkung der Blockade zu mildem und den deutschen Unter- 
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seebootkrieg überflüssig zu machen. Der Gedanke war der, daß 
England fübr die Versorgung der deutschen ZivilbevSlkeruiig die 
notwendigen Lebensmittel durddieße. Die Bfirgscfaaft dafOr, 
daB diese Lebensmittel nicEt für Militärswecke reqoiriert weiden 
dürften, wollten die Vereinigten Staaten übemehn en und zu diesem 
Zweck eine streike Überwachung ausüben. Die Durchführung 
des amerikanischen Pt:?ne«; scheiterte an dem Widerstande Eng- 
lands, da«; sich natürlich sem Kriegsmittel, die Aushungerungs- 
blockade gegen das gesamte deutsche Volk, nicht hat nehmen lassen 
wollen. Durch die Versenkung der SChiffe, infolge deren ameri- 
kanische Staatsbürger ihr Leben einbüßten, wurden nun die Ver- 
einigten Staaten in ihrer Haltung wesentlich beeinflußt. Graf Bern- 
stofff macht in seinen Erinnerungen sehr treffend darauf aufmerk- 
sam, dafi in Deutschland die öffentliche Meinung durch die ge- 
waltigen Menschenverluste im Verlaufe des i^eges sehr ab- 
gestumpft war. Der Untergang eines Schiffes, der Verlust vwi 
einigen Menschenleben würde in Deutschland im Jahre 1915 
keinen tiefen Eindruck gemacht haben. In den Vereinigten Staaten 
war es natürlich anders. Der Lusitania-Zwischenfall zeigte hier zum 
erstenmal die furchtbare Grausamkeit^ die Sinnlosigkeit des moder- 
nen Krieges. Der deutsche Botschafter hatte in Amerika vor der 
mit dem Befahren englischer Passagierdampfer verbundenen Lebens- 
gefahr öffentlich warnen lassen. Durch einen Zufall ist die Anzeige 
erst an demselben Tage veröffentlicht worden, an dem die Lusitania 
den Hafen von New York verUeS. Jedenfalls wurde die Vernichtung 
dieses Schiffes in Amerika als ein Schlag ins Gesicht aufjgefaßt, 
und die Gefahr des Kriegsausbruches zwischen Deutschland und 
den Vereinigten Staaten trat unmittelbar in den Vordergrund des 
politischen Geschehens. Es war Präsident Wilson, der damals 
den Ausbruch des Krieges verhindert hat und gegenüber der auf- 
gehetzten und gegen Deutschland systematisch eingenommenen 
öffentlichen Meinung eine Politik der VerstäiKdigung durchsetzte. 

Anfang Juni 1915 waren bereits aiJe Vorbereitungen für den Ab- 
bruch der Beziehungen getroffen worden. Dem Botschafter Grafen 
B em storff ist es gelungen, eine Verständigungsmöglichkeit durch 
eine direkte Unterredung mit dem FrSsidenten Wilson hcrbegza' 
führen^). Es handelte sich dabei ja nicht nur um die Frage, ob 
Deutschland einen sehr erheblichen Gegner mehr zu bekämpfen 
haben würde, sondern vielmehr um diese: die Vereinigten Staaten 
waren der weltpolitisch gegebene Friedensvermittler. Wenn die 
diplomatischen Beziehungen zwischen Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten abgebrochen wurden, dann war jede Ho&»mg 

0 Graf Bcnstorff, Deutacbbnd und Amedkai, S. x4B «>. S. 150. 
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auf einen amerikanischen Vermittlungsfrieden vorbei. So vet^ 
knöpfte sich mit der Frage des Unterseebootkrieges die Frage des 
Friedens. Der Unterseebootkrkg aoUte in der verhängnisvoUsten 
Weise die 'deutschen Friedensmöglichkeiten verringern, ohne die 
Möglichkeit eines deutschen Sieges zu vermehren. In dem Noten- 
wechsel, der zwischen den Vereinigten Staaten und Deutschland 
über den Unterseebootkrieg begann, nahmen die Vereinigten Staaten 
zuerst den Standpunkt ein, daß er überhaupt ungesetzlich wäre; 
später haben sie dann ihre Stellung insofern modifiziert, als sie 
den Unterseebootkrieg als statthaft bezeichneten, wenn vor der 
Versenkung den Besatzungen und Passagieren der Haudelsschi^e 
Gelegenheit gegeben würde, ihr Leben zxx retten. Die Vereinigten 
Staaten appellierten im Namen der Menschlichkeit^ der Gerechtig- 
keit und des Respektes vor d«r Würde der Neutralen an die deutsche ■ 
Regierung, daß sie auf ein Kriegsmittel verzichte» das notwendig 
mit der Schädigung des Lebens neutraler Bürger und neutralen 
Eigenttuns verbunden sei. Die letzte amerikanische Lusitania- 
Note vom 21. Juli enthielt nußerdem noch die Betonimg eines 
gemeinsamen amerikanischen und deutschen Programms, nämhch 
des Kampfes für die Freiheit der Meere und die Einladung zur 
praktischen Mitarbeit für dieses gemeinsame Ziel. Die deutsche 
Regierung hatte nach der Lusitama-Katastrophe die Instruktion 
der Unterseebootkommandanten geändert* Trotzdem ist am 19. Au- 
gust 19 15 wiederum der britische Dampfer ,^Arabic'' versenkt 
worden» wodurch der Tod einiger Amerikaner herbeigeführt wurde. 
Die ganze Frage wurde dadurch noch besonders verwickelt, daB 
die neutralen und feindhchen Staaten ihre Handelsschiffe be- 
waffneten; es war natürlich außcrordendich schwierig für einen 
Unterseebootkommandanten, zu erkennen, oh ein Handelsschiff 
bewaffnet war oder nicht, und dementsprechend einwandfrei zu 
handeln. Die Passagierdampfer kriegführender Staaten wurden, 
dagegen nicht bewaffnet in Rücksicht auf die neutralen Fahrgäste 
— niemand konnte sie aber hindern, Kriegsmaterial mitzufuhren, 
wie es ja auch bei der Lusitania geschehen war. Die Amerikaner 
waren auch bis m einem gewissen Grade genötigt, auf englischen 
oder feuUExisischen Dampfern zia reisen, da sie nicht genügend 
eigene tmd neutrale Schiffe zur Verfügtmg hatten* 

Für Deutschland gestaltete sich die Frage immer mehr zu der 
eigentlich entscheidenden: ist der Unterseebootkrieg ein durch- 
schlagendes Mittel zur Niederzwingting Englands«' Konnte er 
unternommen werden, selbst auf die Gefahr der Teiinehmerschaft 
Amerikas am Kriege, mit der sicheren Aussicht auf rechtzeitigen 
Erfolg?* Darum ist in den Jahren 191 5 — 1917 zwischen allen ver- 
antwortlichen Stellen in Deutschland im unausgesetzten Kampfe 
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gerungen worden. Der Optimismus der Marine versprach das 
GföBte und Entscheidendste; es ist nidtt nur die Leitung der aus- 
wärtigen Politik gewesen, die diesem Optimismus von Anfang an 
skeptisch gegenüberstand. Auch ein Mann wie General iton FaUcen^ 

Hayn sagt ausdrücklich, daB die Marine die Hebungen, die man 
für den Kriegsfall auf sie gesetzt hatte, während des Krieges nicht 
erfüllt habe*). Dn<^ Gefährlich'^tc an dem (^nnzen Problem wn»-, 
dnß sich die öffentliche Memuna seiner bemächtig:fe, und daß der 
Zwiespalt, den der Annexionismus im deutschen Volke hervor- 
gebracht hatte, nun durch die Frage des Unterseebootkrieges aufs 
verhängnisvollste vertieft wurde. Die öffentliche Meinung pflegte 
der Reichsleitung vorzuwerfen, daß sie eine systematische und folge- 
richtige Niederkämpfung Englands aus der Absicht der politischen 
Vers^digung heraus vermeiden wollte* Dies war eine durchaus 
plumpe Entstellung*). Den Leitern der deutschen AtiSenpolitik 
wäre sicher eine englische Niederlage ebenso lieb gewesen wie eine 
russische oder französische; aber sie sahen nur leider nicht die 
greifbare Möglichkeit dazu und wollten eben die Schwiericjke-t 
der Lage des Deutschen Reiches nicht noch durch den Hinzutritt 
weiterer Gegner vergrößern. 

Eine Reihe von Kompromissen bezeichnet den Weg, den die 
deutsche Reichsleftung bis zur Erklärung des uneingeschränkten 
Unterseebootkrieges und bis zum Euitritt der Vereinigten Staaten 
in den Weltkrieg gehen mußte. Die Passagierdampfer sollten, so 
wurde nach der Versenkung des Dampfers Arabic befohlen, 
samtlich nur nach Warnung und Rettung der Passagiere versenkt 
werden dürfen. An Stelle des uneingeschränkten Unterseeboot- 
krieges wurde dann im Februar 1916 der sogenannte verschärfte 
Unterseebootkrieg angmdnet; das heißt» Deutschland stellte sich 
gegenüber den Vereinigten Staaten auf den Standpunkt der un- 
bedingten Gesetzlichkeit des Untetseebootkrieges und beanspruchte 
weiter das Recht für sich, bewaffnete Handelsschiffe ohne 
Warnung zu versenken. Damit wnr weder die Marine zufrieden« 
noch wurde politisch etwas Wesentliches erreicht. Es war eine 
Abschlagszahlung, die eigentlich technisch Unmögliches voraus- 
setzte. Die Verordnung ist auch nicht lange in Kraft gebHeben: 
am 25. April 1916 wurde befohlen, daß der Handelskrieg rein nach 
der Prisenordnung geführt werden sollte; das heißt, die Schiffe 
sollten über Wasser angehalten, die Papiere geprüft und die Per- 
sonen gerettet werden. Dieses let^e Zugestiteidnis, das in der deut- 



V. Palkenhayn, a. a. O. S. 59 — 60. 
•) Vgl. 2. B. die Maidcnkschnfr aus dem Jahre 191 6 des später so berüchtigC 
gewordenen Generailandschaftsdirektors Dr. Kapp; gedruckt Juni 1918. 
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sehen Note an die Vereinigten Staaten vom 4, Mai 1916 nieder- 
gelegt ist, ist eine Folge der Einsprache, die die Vereinigten Staaten 
anläSlich der Versenkung des frangBmschen Dampfers Sussex 

am 24. März 1916 erhoben. 

Die Sus^ex-Angelegenheit aus vielen Gründen von be^^on- 
derer Wichtigkeit. Deutschl.ind hatte zunächst m Zweifel gezogen, 
daß die Versenkung durch em deutsches Unterseeboot vonstatteÄ 
gegangen wäre; die in dem Rumpf der Sussex vorgefundenen 
Stücke eines deutschen Torpedos hatten den Beweis zu. unseren 
Ungunsten erbracht. Dieses Moment diente zur Verschärfung 
des Konfliktes. Die amerikanische Regierung hatte damals ihren 
Wünschen die Form eines Ultimatums gegeben^ und Pi^dent 
Wilson hat dieses Ultimatum vor Absendnug in einer feierlichen 
Sitztmg persönlich dem Kongreß bekanntgemacht. Durch das 
Ultimatum in der Sussexfragc waren die Vereinigten Staaten 
festgelegt. Die Kriegsgefahr bestand de?;hnlb bis zur Erklärung 
des tincingcschr;inkten U-Bootkrieges im Jahre 1917 uneinge- 
schränkt fort. Die deutsche Regierung hatte sich den amerikanischen 
Forderungen gefügt; sie mußte sich dabei bewuRr sein, daß dies 
Zugeständnis die emzige Voraussetzung für die Eriiaitung des 
Friedenszustandes und infolgedessen die einzige Voraussetzung 
fOr eine amerikanische Friedensvermittlung war. So zugespitzt 
war also die Lage; wenn man sie sich nicht in dieser Gesät ver* 
gegenwärtigt, gewinnt man kein Verständnis der Ereignisse, die 
nun folgten. 

Die Marine war bei ihrer Forderung, den tmeingeschränkten 
Unterseebootkrieg bereits zum i. Febrttnr 1916 zu eröffnen, keines- 
wegs einheitlich gewesen. Adiniral von Holtzendorff stellte sich 
auf den Standpunkt, daß ein kurzer Aufschub das Endergebnis, 
die Lähinunc: Enplands, nicht in Frage stellen würde. Nachträe;- 
lich wird minier wieder auf diesen Termin des Jahres 19 16 zurück- 
gegriffen, und es wird gesagt: wäre damals der Unterseebootkrieg 
begonnen worden, so hätte er die Entscheidung gebracht. Demp 
gegenüber seilte man sich doch immer die Sätze vergegenwärtigen, 
die die höchste militärische Autorität, Generalfeldmarschall v. Hin- 
denburg, in seinen Erinnerungen geschrieben hat: „Mochte die 
Marine auch noch so sehr drängen, so verlangten doch politische 
und militärische Rücksichten eine Verzögerung des Bef^inns des 
uneingeschränkten Unterseebootkrieges über den Herbst 19 16 
hinaus. Wir durften m der damals so hoch gespannten Kriegslage 
keine neuen Gegner auf uns ziehen. Wir mußten jedenfalls warten, 
bis wir einen günstigen Absciüuß des rumänischen Feldzuges 
fibelblicken konnten. Gelang ein solcher, so verfügten wir über 
genügend Kräfte, um angrenzende neutrale Staaten vor einem Ein- 
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tritt in die Reihen unserer Gegner abbalten zu Imnnen, mochte 
England auch deren wirfschafrKche BedrOdnsng weiter steigem"^). 

Auch Ludendorff hat es nachträglich ganz gut gefunden, daß 
der uneingeschränkte U-Bootkrieg im Frühjahr Z916 noch nicht 
begonnen worden ist; die Oberste Heeresleittuig wünschte ihn eben 
erst dann, wenn sie selbst militätisch feststünde. Und das war 
damals noch nicht der Fall^). 

Die erste Phase des Kampfes um den Unterseebootkrieg, 
die mit der Sussex-JNote ihren Abschluß erhält, bekommt durch 
den Rücktritt des Großadmirals v. Tirpitz einen besonders starken 
Inhalt. Es war dem Reichskanzler v. Bethmanu Holiweg gelungen, 
mit seiher Ansdiauung durdizudrmgen, daß der Unterseebootkrieg 
aufgeschoben werden müsse und könne. Zu der entscheidenden 
Sitaning vom 6. MSrz 19x6 ist Großadmiral v. Tirpitz m'cbt mehr 
zugezogen worden. Nicht darin allein hat aber der Grund seines 
Rücktritts gelegen. Wie sich aus einem Brief Bethmann HoUwegs 
an Jagow vom 5. März 1916 aus dem Großen Hauptquartier ergibt, 
sind sich damals die maßgebenden Stellen darüber einig geworden, 
daß das Presse-Bureau des Rcichsmarmeamts, von dem msbcsonderc 
die Artikel des Grafen Reventiow inspiriert wurden, eine höchst 
schädliche Einrichtung sei, und es wurde deshalb beschlossen, 
dieses Bureau an den Admiralstab übergehen zu lassen, iixpitz 
bekam ein scharfes Kabinettschreiben» durch das die Beau&icliti- 
gung der Presse auf dem Gebiet der Seekriegsführung dem Ad- 
miralstab fibertragen wurde. Damit war mit einem Schlage die 
ganze Tirpitzsche Agitation, die sich ZU einer Hetze gegen die 
maßgebenden Reichsstellen herausgewachsen hatte« lahm gelegt* 
Einen sehr unangenehmen Eindruck hat noch ein Zwischenfall im 
Bundesrat gemacht: der Beauftragte von Tirpit?, Kapitän Löhlein, 
hatte Mitteilungen über die verfügbare Zahl der Unters-eebootc 
gemacht, die allgemein einen ganz falschen Eindruck erweckten. 
Löhlein hatte die Zahl von 203 Unterseebooten genannt; nachträg- 
lich wurde diese Mitteilung dahin korrigiert, daß nur 54 frontbereit 
seien. Diese Korrektur hat aber die Unstimmigkeit n^t beseitigt, 
und eine genaue und wahrheitsgemäße Angabe wurde vom 
Reiclismarineamt überhaupt nicht gemacht. Damals» als die Zahl 
203 im Bundesrat genannt wiu*de, waren tatsächlich nur 2 bis 
9 Unterseeboote dnufien im Kampf gegen England^ 1 Tirpits 



*) v. Hindenbur^, Aiis meinem 'Lehen, S. 232. 

*) Ludendorfi, Urkunden der Obersten Heeresleitung, S. 304 — 305 j 
Befulit des Veitretefs des Admirabtabs der Kbruie im Gfoßen Hauptquartier 

vom TO. September 1916. 

') Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 
Untersudiungs-Ausschusses, S. 406* 
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meldete sich am 8. März 1916 krank, worauf er die telcgraphischc 
Aufforderung erhielt, seinen Abschied einzureichen. Er tat dies 
am 12. März. Der Unterseebootkrieg verschwand zunächst für 
eine Zeitlang aus der Pressebehandlung. Es wurde Praventiv- 
zeosur angeordnet^). 

Wir wollen uns jem die weiteren Verknüplung^ der 
Friedensfrage und der Untetseebootfirage zunächst in einent 

gemeinen Uberblick vergegenwärtigen» um darauf eine Beurteilung 
der hauptsächlich beteiligten Personen und zuletzt eine Charakte- 
risierung des gesamten Verlaufes folgen zu Lissen. Die Zeit von der 
Übcrreichimg der Sussex-Notc bis zum deutschen Friedens- 
angebot vom 12. Dezember wird zunächst dadurch gekennzeichnet, 
daß der deutsche Botschafter in Washington, Graf Bemstorff, im 
Auftrage der deutschen Reichsregierung unausgesetzte Versuche 
machte, einen Friedensschritt Wilsons herbetztäohren* Bespre- 
chungen «wischen dem Vertrauensmann Wilscms, dem Obeisten 
House, und deutschen Regjerungsvertretem haben bereits im Winter 
19x5/16 stattgefunden* Wilsons Interesse für den Frieden war 
schon deutlich geworden; aber von bestimmten Friedensaktionen 
war noch nicht die Rede. Der Friedenswunsch der deutschen 
Regierung ist im Laufe des Jnhres 1916 immer lebhafter geworden. 
Für den Präsidenten Wilson war die Lage deshalb schwierig, weü 
die neue Wahl zur Präsiel entschaft im November ig 16 bevorstand. 
Nach Bernstorf fs Urteil war es nicht zu erwarten, daß Wilson eine 
Friedensaktion vor der Wahl unternähme, es sei denn, daß Deutsch- 
kmd einen besonderen Aqtrag bei dem Präsidenten Wilson stellte. 
Ein solcher Antrag wurde nun von der deutschen Regierung nidit 
beabsichtigt. Sie wünschte sich den Präsidenten Wilson überhaupt 
nicht als eigentlichen Friedensvermittler, sondern nur als Friedens- 
anreger. Eine Teilnehmerscbaft des Präsidenten an der Friedens- 
konferenz paßte ihr keinefiwej»s; hesfimmte Fried enf;vor<;ch läge, 
besond^s auf territorialem Gebiet, wollte sie nicht haben. Dagegen 
schwebte ihr vor, daß Präsident Wilson auf einer internationalen 
Konferenz nach Friedensschluß die allgemeinen Fragen inter- 
nationaler Art zur Behandlung bringen sollte. Es war ja klar, 
warum die deutsche Regienmg diese Haltung einnahm. Sie 
wfinschte sich der Autorität des Präsidenten za bedienen, ohne 
aber von ihm abhängt zxl werden; sie hoffte, durch seine Vermittlung 
mit ihren Gegnern aht gleichberechtigter Partner an den Verhand- 
lungstisch zu kommen. Das deutsche Friedensbedfirfois wurde 

1) Beilage zu den sten(^;raphischea Berichten über die öffentlichen Ver- 
handlungen des Untctstichui^AiisscbtisMS, a. UmenuiBdittfi, Teil IV, 
S* 164. 

VaUbMu. Dtutwht—dt AuAnpalitlk. 19 
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nun auf das lebhafteste yerstarki durch die Rücksicht auf C^ter- 
mdi. Nach der östenekfatschen Anpassung, wie sie Baroo Burian 
am i8. Oktober 1916 im Hauptquartier xu PleB dem Reichskaiiglcr 
Betfamatm Hollweg eotwickette, war der Krieg mit militärischen 
Mitteln überhaupt nicht mehr am entscheiden, und die Herbei- 
ffihrung von Friedensverhandlungen erschien dort der einzige 
Ausweg aus einer unhaltbaren, den staatlichen Zusammenhang 
mehr und mehr zermürbenden Lage. Präsident Wilson war nun 
im November wiedergewählt worden, ausdrucklich als der Friedens- 
bringer ohne Krieg. Die deutsche Regierung drang auf ihren Bot- 
schafter in Washington, es möchte irgendeine Klarheit jetzt ge- 
schaffen werden: wird Wilson seine Friedensaktion beginnen oder 
nichts Die Antwort des Grafen Bemstoiff war so bestimmt wie 
mfiglich: er teilte mit, die Friedensaktion Wilsons käme spätestens 
im neuen Jahr, Sie erfolgte dann am ax. Dessember* Trotssdem 
entschloS sich die Reichsregierung, mit ihrem eigenen Friedens- 
angebot an die feindlichen Mächte am 12. Dezember heraussu> 
kommen. In die Erörterung über das deutsche Friedensangebot, 
das ja völlig iiberraschend kam, fiel nun dies lang vorbereitete, 
sorgsame und umständlich redigierte Friedensvermittlungsangebot 
des Präsidenten, in dem, ganz nach den deutschen Wünschen, 
keine bestimmten Vorschläge gemacht wurden, auch nicht die Ab- 
sicht ausgesprochen wurde, an der Friedenskonferenz teilzunehmen, 
sondern led^lich die Bitte tarn Ausdruck kam, alle kriegführenden 
Mächte möditen ihre konkreten Friedensbedingungen mitteilen. 

Die deutsche Regierung hat aber ebensowenig aul diese Anfrage 
wie auf die gleichzeitige Anfrage einer neutralen Macht irgend 
etwas über ihre konkreten Friedenswünsche geäußert. Tat- 
sächlich waren solche Friedensbedingungen von den deutschen 
Regierungsstellen im Einvernehmen mit Österreich formuliert 
worden. Die deutsche Regierung hielt es aber für richtig, damit 
zurückzuhalten, obgleich die ganze Welt über einige Hauptpunkte, 
besonders über die belgische Frage, irgend etwas wissen wollte. 
Das deutsche Friedensangebot erfuhr indessen seitens der Entente 
scharfe ZurOckweisung; immerhin kcmnte man der Ansicht sein, 
daß gewisse MdglicUceiten zum Wdterverhandehi bestanden. 
Besonders von Ostetreich wurde diese Auffassung geltend gemacht. 
In Deutschland aber gewann die Partei des rücksichtslosen U-Boot- 
krieges jetzt Oberwasser: diese letzte Kriegsmöglichkeit soUte auf 
jeden Fall noch versucht werden — am 9. Januar 1917 ist der rück- 
sichtslose U-Bootkrieg in Pleß beschlossen worden. Und nach 
diesem Beschluß, der also nach dem Urteil des in erster Linie 
berufenen Beobachters, des Grafen Bernstorff, unbedingt zum 
Bruch mit Amerika führen mußte, sind auf ein erneutes Friedens- 
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vcnnittlung^sangebot vom 27. Januar endlich von der Reichsregierung 
dem Grafen Bernstorff die deutschen Friedensbedingnugen mit- 
geteilt worden, und zwar die Bedingungen, die dem Friedens- 
angebot vom 12. Dezember zugrunde gelegen haben, unter denen 
also Deutschland damals befdt gewesen wäre, den Frieden zu 
schließen. Am selben Tage hat der deutsche Botschafter sowohl 
die Friedensbedingungen flbennittelt, als die Er^Enung des rüd^- 
sichtslosen U-Bootkrieges bekanntgeben müssen, die nun jede 
Möglichkeit abschnitt;» in der Friedenssache weiterzukommen. 
Die Vereinigten Staaten brachen die diplomatischen Beziehungen 
mit Deutschland ab. Präsident Wilson zögerte aber, in den Krieg 
einzutreten; durch 2;\vei Handlungen wird dieses Zögern bewiesen. 
Er legte durch die Schweiz der deutschen Regierung nahe, 
die Anwendung des uneingeschränkten U~Bootkrieges gegen 
Amerika nicht ins Auge zu fassen oder überhaupt zurückzuziehen; 
er wollte femer die österreichische Erklärung, die mit unserer U- 
BootnoCe identisch war, nicht entgegennehmen, um sich den Weg 
über Osterrei^ o£fien zu halten. Die österreichische Leitung hätte 
davon gern Gebrauch gemacht, aber die deutsche Leitung hat die 
weitere Verhandlung auf diesem Wege und mit der Devise: „Frieden 
ohne Sieger und Besiegte" abgelehnt. Die deutsche Leitung hoffte, 
durch den uneingeschränkten Unterseebootkrieg diese Formel 
entbehren zu können, d. h. den Krieg zu gewinnen. Infolge des 
Bekanntwerdens des Bündnisangebots Deutschlands an Mexiko 
haben dann die Vereinigten Staaten auch tormeii den Krieg an 
Deutschland eikiart. 



Wir wollen nunmehr eine Anzahl Einzelfragen behandeln, im 
besonderen im Hinblick auf die Rolle, die die leitenden Personen 
gespielt haben. An erster Stelle muß die Frage nach der Zahl der 
Unterseeboote stehen. In keiner Angelegenheit sind mehr objektiv 
falsche Angaben auch von amtlichen Stellen gemadit wcMCden, 
als in dieser. An sich ist es für den Laien schwer, sich ein richtiges 
Bild zu machen, da die verschiedenen U-Bootgrößen und -typen 
eigentlich besonders gezählt werden müssen; es gab bis zu zehn 
Typen während des Krieges; und ferner muß ein Unterschied 
gemacht werden zwischen den Begriffen: frontverwendungsfaiug, 
frond)efeit, Unterseeboot auf Fahrt, Unterseeboot im Bau, bfr« 
steOtes Unterseeboot, geplantes Unterseeboot. Im März 1916 
waren, wie oben erwähnt, tatsächlich nur drei Unterseeboote an 
der Westküste von England, elf Unterseeboote waren in der Nord- 
see, frontbereit waren gemeldet 22 große Unterseeboote. Im 
Januar 1917, als der uneingeschränkte Unterseebootkrieg beschlossen 
wurde, hat Staatssekretär v. Capelle in Kiel die amtliche Meldung 

19* 
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bekommen, daß 20 Unterseeboote frontbereit waren. Trotzdem 
hat der Staatssekretär von 160 Unterseebooten gesprochen. Diese 
sehr bescheidene Zahl von 20 Unterseebooten im Januar 1917 
ist dann nur ganz allmählich in die Höhe gegangen. Im März 
waren es 41, im April 47, im Mai thasaoMt, im Juni 5^ Boote 
d. h, Unterseeboote^ die wtrldicfa auf Unternehmungen waren und 
auf Unternehmungen gehen konnten. Der Untersdued zwischen 
diesen tatsächlichen Ziffern und den Angaben, die den Reichstags* 
abgeordneten im Haushaltsausschuß gemacht worden sind, war 
immer groß, besonders kraß aber am 51. Januar 1917, also im 
Augenblick der Erklärung des uneingeschränkten U-Bootkrieges. 

Wie oben gezeigt, hat Großadmiral v. Tirpitz den Untersee- 
bootbau vor dem Kriege und während des Krieges systemausch 
vernachlässigt. Sein Nachfolger, Staatssekretär v. Capelle, hat es 
aber nicht viel besser gemacht. Schon im Frühjahr 1916 hat sich 
der Abgeordnete Dr. Struve deshalb an ihn gewandt; der Staats- 
sekretär nannte die Zahl von ^gegen 400 U-Booten". Dr. Struve 
wies nach, daß man, selbst wenn man alle verlorenen und alle 
bestellten mitrechnete, kaum die Znhl 300 überschreiten könnte. 
Es ist nachgerechnet worden, daß Staatssekretär v. Tirpitz von 
August 1914 bis März 1916 im Monat durchschnittlich 4000 Tonnen 
an Unterseebooten bestellt hat. Staatssekretär v. Capelle lint 
14 000 Tonnen pro Monat bestellt. Unsere Industrie wäre imstande 
gewesen, sehr viel mehr zu leisten. Später, im Juli 1917, sind an 
einem einzigen Tage über 60 000 Tonnen bestellt worden*). 
Dr. Struve hat gezeigt, daß die Werften im Frühjahr 1916 
sich angeboten haben, 139 Unterseeboote z» bauen; bestdlt worden 
sind aber ledig!kh 56. Eine Anzahl Antrage von Weiften sind 
vom Staatssekretär v. Capelle einfach abgdehnt worden. Am 
I. Juli 19x7 hat Capelle in einer Sitzung beim Reichskanzler von 
Bethmann Hollweg den Parteiführern versichert, 15B Untersee- 
boote seien fertij^, 240 seien im Bau. Tatsächlich waren aber nur 
150 im Bau, und die anderen 90 waren eben erst bestellt. Es ist 
wirklich so gewesen, daß der Staatssekretär selbst über die 
wahren Sachverhältnisse von seinen Referenten ganz falsch orien- 
tiert worden ist"). Eine merkwürdige Einzelheit ist die folgende 
Tatsache: die erste Rede des Staatssekretärs von Capelle, in der er 
über die Möglichkeit der Verwendung von Unterseebooten absolut 
klaren Wein eingeschenkt hat, in einer geheimen Sitzung des Haus- 
haltsausschusses, ist nachträg^ch verschwunden, und die BemOhun- 

*) Die erste Bestellung großen Stils ist fibiieens nach Tiipitzeos Eat^* 
lassung auf unmittLlbares Eingreifea Bethmann HoUweg! bin gemadit wacden. 
Stenc^raphische Berichte^ S. 283. 

') StenographiMltt Betidite ttjcr die affentlidwii Veiliaiidlinisen des 
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gen des Reichstagsbureaus, sie beim Reicbsmanneamt wiederzu- 
bekommen» waren trotz wiederholten Ersuchens vollständig ver- 
gebens^). Wenn vom Staatasektear des Marineamtes unztttrdfeende 
Angaben gemacht wocden sind, so gilt das in noch viel stärkerem 
Ma6e von den Referenten im Marineamt^ Kapitän Bartenbach und 
Admiral Brüninghaus. Alle Versuche, die Vorwürfe der Abgeord- 
neten Dr. Struve und Gothein von Seiten der Marine zu widerlegen, 
sind vor dem Unteisuchungs-Ausscfauß völlig gescheitert*)» 

Staatssekretär v. Capelle hat sich damit rechtfertigen 
wollen» daß er im Gegensatz zu dem Großadmiral v. Tirpitat» 
dessen Flottenpolitik er ja amdich scharf abgelehnt hat, keine eigene 
Politik treiben wollte — d. h.: er wollte in einem Augenblick, da 
der Unterseebootkrieg durch die Sussex-Note eingeschränkt witrde, 
kein großzügiges Ü-Bootbauprogramm entwerfen. Natürlich ist 
datnit gar nichts bewiesen; denn gerade weim der Unterseebootkrieg 
zunächst nicht rücksichtslos gefuhrt werden konnte, mußte man 
die Zahl der Unterseeboote mSglichst vennehren« Admiral v* Ca- 
pelle war flberiiaiq>t von Haus aus kein Unterseebootmann. Die 
Unterseebootfrage geharte nicht za seinem Ressort, er hatte sich 
nie vor seiner Übernahme des Amtes mit diesen Dingen beschäft^, 
wie er sich ja auch deshalb geweigert hat, das Amt überhaupt zu 
iihernehmen. Immerhin hnt er 3us gnn2; allgemeinen Gesichts- 
punkten den Unterseebootkrieg skeptisch angesehen. Im Gegen- 
satz zu dem Großadmiral v. Tnpitz hat er am 28. März 1916 in 
Übereinstimmung mit dem Reichskanzler die Ansicht geäußert, 
daß der Unterseebootkrieg den gewünschten Erfolg in sechs Mo- 
naten nicht bringen würde. Vor dem Untersuchungsausschuß 
hat dann freilich Capelle das Gegenteil behauptet; Ja, er ist sogar 
so weit gegangen z» sagen, auf die Z a h 1 der Unterseeboote wäre 
es überhaupt nicht angekommen, es handelte sich dabei bloß um 
den Erfolg, um den Eätkt, und als Beweis für diese eigentüm- 
liche Behauptung hat er dann unter der Heiterkeit der Versammlung 
die Broschüre des Romanschriftstellers Conan Doyle angeführt, 
m der der Krieg gegen England mit acht Unterseebooten durch- 
geführt wird. Man fragt sich: warum wurden dann überhaupt 
so viele Unterseeboote angeblich oder tatsächlich gebaut, warum 
hat man nach Erklärung des uneingeschränkten Unterseeboot- 
krieges die Zahl noch so gewaltig vermehrt^ 



0 Stenographische Berichte über die dnennichca V«rliaiidltiiige& des 

Unlersuchungs-Ausschu55es, S. 461. 

Stenographische Berichte zu den öffentlichen Verhandlungea des 
Untersuchungs-Ausschusses, S. 468f. Vgl. auch Dr. Struves Aufsatz: U-Boot* 
kries ohne ausreichende U-Boote* Demoknitiache Plarteikorfcapoiidcfit 
7. November 1919. 
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Staatssekretär v. Capelle war im Gegensatz zu dem Großadmiral 
V. Tirpitz gar keine Kämpfernatur, sondern eine liebenswürdige 
MtttelinäBigkeit, die den großen Aufgaben kemeswegs gewachsen 

Ein besonderer Mißstand Jag nun noch darin, daß die U*Boot- 
von den publizistischen Vorkämplem des Unterseeboot- 
krieges heimlich oder in der Öffentlichkeit genannt worden sind, 
die inkorrekten Angaben der Marinestellen noch bei weitem &ber^ 

trafen. Vergebens hat Bethmann Hollweg in seinen Mitteilungen 
an die Mitglieder der Presse am 13. März 1916 diese Angaben als 
phantastisch bezeiclinet. Sie sind trotzdem imnKT weiter ver- 
breitet und allzugern geglaubt worden. Die ganze Unterseeboot- 
frage ist infolgedessen heruntergesunken zu einem Streit um 
Schlagworte und Wunschvorstellungen, der mit einem traurigen 
Mangel an Kritik und Sachlichkeit geführt wurde. Jeder w^te 
besser orientiert sein als der andere, abweichende und vorsichtige 
Meinungsäußerungen wurden ab Mangel an Patriotismus ausgelegt, 
die Marine hatte für Personen, die nidit zu ihrem Kreis gehörten, 
stets den Vorwurf der Laienhaftigkeit parat. Über die Verluste der 
Unterseeboote ist aus begreiflichen Gründen niemals etwas Au- 
thentisches gesagt worden. So wurde der Kampf um den Unter- 
seebootkrieg jenes unerfreuliche Durcheinander von Wichtig- 
macherei, Heimlichtuerei und Großsprecherei. 

Ais zweite Frage wollen wir das Problem behandeln: was 
iiat die Manne tatsächlich vom Unterseebootkrieg^ erwartet?' Im 
Anfang des Jahres 1916 hat Großadmiral v. Tirpitz bereits akten- 
mäßig niedergelegte Äußerungen in absolut bindender Form 
gemadit. In der handscfariftUchen Anlehnung des Reichs^ 
kanzlers v. Bethmann HoUweg vom 4« Januar 1916 findet sich der 
Satz: „Herr v. Tirpitz hat nach einer retrospektiven, seine Person 
verherrlichenden, alles übrige vernichtenden Kritik diese Frage 
unbedingt bejaht (die Frage, ob die Marine mit einem rücksichtslos 
geführten U-Bootkrieg Englnnd zum Frieden zwine^en könne); 
würde von heute an der U-Bootkneg um England herum ohne 
Ansehen der Person geführt, so würde England binnen zwei Monaten 
um Frieden bitten müssen. Die genügende Anzahl von Booten 
sei dazu jetzt schon vorhanden.'' Admiral v. Holtzendorff ist 
damals nicht so weit gegangen. Er hat nach derselben Quelle 
damals eine Frist von etwa vier Monaten bis zur englischen Friedens- 



') Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 
Untetsudiung^-Ausschuases^ S. 4aof., 427, 43s, 437, 439, 454. Nach Czenuns 
Beridit (Im Weltkrieg, S. 178) soll CaipeUe sogar das groBe Wort gesprochen 
haben, man wisse nicht, was man nach dem Kriege mit Jen vielen U-Booten 
dohaiguk solle und könne deshalb nicht so stark bauen. 
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bcreitsdiaft angesetst. Den Bnscli mit Amerika hat er nicht filr 
veihIngnisvoU gehalten, da Deutschland bei freier Hand für den 

U-Bootkricg „nicht nur mit England, sondern auch mit Amerika 
fertig werden*' wfirde^). In der Denkschrift, die Admiral v. Holtzen- 
dorff nm 7. Januar 1916 an den Re{ch''>knn!:lcr v. Bethmann Hollweg 
richtete, findet sich die Bestätigung hierfür. Es heißt dort : ,,Wird 
nach der winterlichen Jahreszeit, also unter geeigneten Witterungs- 
verhältnissen, der U-Boot- Wirtschaftskrieg mit den zu Gebote 
stehenden Mitiehi und ohne Einschränkungen, die seine Wirksam- 
keit von vomhereui lähmen, neuerdings begonnen, so kann auf 
Grundlage der frfiheren Erfahrungen in sichere Aussteht gestellt 
werden, daB der englische Widerstand in längstens einem halben 
Jahre gebrochen sein wird/' In der Denkschrift, die der Staats- 
sekretär V. Tirpitz dem Reic|iskan2der am 13. Februar 19 16 über- 
reichte, findet sich aJs ^Folgerung der Ausfährtmgen die folgende 
Doppelthese r ,,Der Eintritt Amerikas in die Reihen unserer Gegner 
würde für England keine ausschlaggebende Hilfe schaffen. Nur 
unter voller Ausnutzung unserer gesamten Seestreitkräfte, unter 
denen den U-Booten eine besondere Rolle durch Absperrung Eng- 
lands vom Seeverkehr zufällt, wird England niedergezwungen 
werden/' Hier ist also das „Niederzwingen Englands" 
aktenmäfiig belegt* Die Marine hat sich später auf das lebhafteste 
dagegen gewehrt, daß sie sich jemals darauf festgelegt hätte» die 
Garantie für den Erfolg x» fibemehmen, England in kürzester Zeit 
aufdieKniezuzwingen. In den Erinnerungen des Grafen 
Czemin z. B. wird aber gesagt , der deutsche Admiralstab habe sich dazu 
ausdrücklich verpflichtet. Man sieht, daß es sich hier um einen 
ziemh'ch müßigen Streit handelt. Der Ausdruck Niederzwingen" 
ist jedenfalls von Tirpitz amtlich gebraucht worden und hat seitdem 
seine bekannte Rolle in der öffentlichen Diskussion gespielt. Ad- 
miral V. Holtzendorff, der sich immer lebhaft gegen den Ausdruck 
„auf die Knie zwingen" ausgesprochen hat, hat sich doch selbst in 
setnem Aktenvermerk vom 31. August 1916 der Weudtmg bedient: 
„Bis Jahresende liegt es nach menschlidiem Ermessen in unserer 
Hand, den englischen Kfiegswillen zu brechen." Als der Untere 
seebootkrieg dann die erwiUischte Wirkung nicht hatte, versuchte 
die Marine ihre Versprechtmgen nachträglich abzuschwächen und 
die Vorstellung zu erwecken, als habe sie durch den Unterseeboot- 
krieg nur die Friedensbereitschaft von England, seinen Verstän- 
digungswillen herbeiführen wollen. Wer die Akten prüft, kann sich 
leicht von dem direkten Gegenteil überzeugen. In der entscheiden- 
den Denkschrift vom 22. Dezember 1916, durch die der Admiral- 

Beilage zu den atoaographwchen Berichten über die öffentlichem 
Vcfhatidliiiigcii dies Untttsiidaiags-AttMcliuMMi^ Teil IV^ S* Z44* 
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Stab ja dann tatsSchlkh den Beginn des uneingeschfänkten U*Boot- 

krieges erreicht hat, schreibt der verantwortliche Admiral v. Holtzen- 
dorff: „Ich stehe nicht an zu erklären, daß wir, wie die Verhältnisse 
jetzt hegen, mit uneingeschränktem U-Bootkrieg in fünf Motiaten 
England zum Frieden zwingen könne n.** Und 
später: ,,Ich komme daher zu dem Schlüsse, daß em uneingeschränk- 
ter U-Bootkneg, der so rechtzeitig eröffnet wird, daß er den Frieden 
vor der Wcitemte des Sommers 1917, also vor dem i. August, 
herbeiführt, selbst den Bruch mit Amerika 111 Kauf nehmen muß, 
weil uns gar keine andere Wahl bleibt. Ein uneingeschränkter 
U-Bootkrieg ist also trotz der Gefahr eines Bruches mit Amerika 
das richtige Mittel, den Krieg siegreich zu beenden. Es ist auch 
der einzige Weg zu diesem Zieh" Und am Schlüsse der gleichen 
Denkschrift steht der Satz: „Ist Englanjd einmalnieder- 
gerungen, dann wird auch mit den Vereinigten Staaten die 
Verständigung herbeizuführen sein, die allein ihnen die Wieder- 
kehr wirtschaftlichen Gedeihens ermöglicht, und die ihnen poü- 
tische Opfer nicht aufzuerlegen braucht***). 

Wenn der Unterseebootkrieg einen Sinn haben sollte, so konnte 
er natürlich nicht nur den feindhchen Handel schädigen, wie er es 
ja auch in groSartiger Weise getan hat, sondern er mtiBte die feind- 
lichen Wsäfen-, Munition»- und Truppentransporte abfangen. 
Schon im November t^iS hat Geheimtat Albert in einer Doik- 
schrift festgestellt, daß es leider nicht möglich war* diese Trans- 
porte zwischen England und Frankreich ernstlich zu stören oder 
zu gefährden. England hatte bereits damals die schmale Strecke 
zwischen Dover und Calais durch Netzwerke und Patrouillenboote 
gesichert. Diese Sicherung zu durchbrechen, ist niemals gelungen, 
und infolgedessen war England ja überhaupt nicht mehr als Insel 
zu betrachten, es hing mit dem Kontinent dauernd zusammen und 
konnte, wenn auch mit großen UnbequemUchkeiten und S»chwierig- 
keiten* dauernd nicht nur Truppentransporte hinfiber auf den 
Kontinent bringen, sondern auch samtliche Materialien und Nahr 
rungsmittel erhalten. Schon seit 1:915 hat England auf diesem 
Wege mit Nahrungsmitteln tmd Rohstoffen auf lange Zeit ver- 
proviantiert, so daß nach sachvemtändigem Urteil der Untersee- 
bootkrieg schon sehr lange dauern und sehr entscheidend, eben 
auch im Knnal, hätte wirken müssen, wenn er erfolgreich hätte 
werden sollen. Auch hier hat die Marine Versprechungen gemacht, 
die nicht gehalten worden sind. Admurai v. Holtzendorff hat in 
der großen Unterseebootkriegssitzung vom 31. August 1916 in 

*) Stenographische Berichfe ::u den öffentlichen Verhandlungen des 
Untersucbimgs-Ausschusses, Beilage, Teil IV, S. 144, 147, 153, 177; Teil V, 
S. 239, 241, 287; Vcrhandlungca S. 7iof., 713, 715. 
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. Schloß Pleß gesagt, wegen der GeXaiir der Verweciiseiimg uiid der 
Rücksicht auf die Neutralen hätten die Unteiaeeboote nicht gegen 
die engUschen Truppentranspoitdampfer angesetzt werden kSnnen: 
»»Fallen diese Rfidsichten weg» so wnden wir zweifeUos einen 
großen Erfolg haben*'. Dieselbe Frage ergab sich dann bei 
der Beurteilung der Aussichten des Unterseebootkrieges im Falle 
eines Bruches mit Amerika. Auch hier hat die Marine sich un- 
zweideutig festgeleg:t. Admiral von Capelle hat in der Sitzung 
vom I. Ftbruar 1917 gesagt: ,,In militärischer Hinsicht betrachte 
ich die Stärkung durch den Eintritt der Vereinigten Staaten in den 
Krieg auf Seiten unserer Gegner für null. Zunächst müssen erst 
einmal die oft genannten Hunderttausende von Freiwilligen in Amerika 
gefuiMfen werden". Er stellte die Maglidikeit» daß (fiese Hundert-^ 
tausende gefunden werden» ausdrücklich in Zweifel und fiihr dann 
fort: «»Meinetwegen sollen Hunderttausende von Leuten in den Ver- 
einigten Staaten aufgestellt, organisiert und ausgebildet werden. Wie 
sollen sie nach England herüberkommend Machen die Herren sich 
doch einmal klar, was dazu gehört, eine Armee mit Trains usw. herüber- 
zuführen". Cnpelle setzt dann weiter auseinander, daß für eine 
Armee von 100 000 Mann loo Schiffe zu 4000 Tonnen notwendig 
wären. „Wo sollen sie denn bei der jetzigen Frachtraumnot diese 
100 Schiffe herbekommend* Wenn sie sie wirklich zusammen- 
brächten, eine bessere Jagdbeute für unsere U-Boote auf der hohen 
See lEOonen wir uns ja gar nicht vorsteUen'*« Bekanntlich sind 
dann beinahe eine Million Amerikaner trotz der Unterseeboote nach 
Europa gekommen !^) Auch die Denkschrift des Admiralstabes vom 
23. Dezember 19x6 weist nach^ daß eine nennenswerte Verstärkung 
der feindlichen Heere durch amerikanischen Ersatz schon an der 
Verschiffungsfrage scheitern müßte. Sie stellt naf der anderen 
Seite in sichere Aussicht, daß die amerikanischen Munitionssen- 
dungen durch den uneingeschränkten Unterseebootkrieg; wesentlich 
gefährdet würden und auf diese Weise für die Armee die wünschens- 
werte Entlastung herbeigeführt werden könnte. Trotz der zahl- 
reichen Versenkimgen von Munittonsschiffen ist ja auch dieses 
Ziel nicht erreicht worden. 

Die Denkschrift des Admiralstabes vom aa. Dezember 19x6 
verdient wegen ihrer historischen Wichtigkeit eine besondere Be- 
trachtimg. Sie nimmt im Druck über fünfsig Seiten ein und ist 
damals mit dem Anspruch aufgetreten, eine ganz emsthafte und 
erschöpfende Behandlung dieser für den Ausgang des Krieges ja 
entscheidenden Frage darzt»tellcn. Zum überwiegenden Teil 
besteht sie aus Erörterungen volkswirtschafthcher Natur, die den 

*) Stenographische Berichte über die Sffeotikfaen Vefhandltiogea des 
Untecsuchungs-Ausschusses, S. 3S4f* 
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Zweck verfolgen, die Möglichkeit, England auszuhungern, direkt 
nachzuweisen. Die Ausführungen der Denkschrift gipfeln in der 
Behauptung, dnß England nicht mehr in der Lage wäre, im Jahre 
1917 den für die Heranschaffiing des wichtigsten Nahrungsmittels, 
des Weizens, nötigen Schiffsraum herbeizuschaffen, und daß eine 
Rationierung zum Zwecke der Ersparnisse nach deutschem Muster 
in England überhaupt nicht oder jedenfalls nicht mehr möglich sei. 
Die UnteistÖtsung der Vereinigten Staaten, so entwickelt die Denk- 
schrift weiter, wird England nichts helfen: ^.Anleihen, Guthaben, 
^ Zahlungen und alles, was in dies Fach schlägt, hilft nichts, wenn 

einem Lande die Zufuhren abgeschnitten werden. Der Mangel, 
dem dies Land erliegt, ist mit Gold und Goldeswert m'cht zu be- 
iseitigen. Damit erledigt sich die Rücksicht auf diese Seite der 
amerikanischen Gefahr". Die Anmerkungen zu dieser Denk- 
schrift bringen ausführliche nationalökonomische Erörterungen 
über den englischen Weizenvorrat, den nordamerikanischen Aus- 
fuhrüberschuß, die Wcltversorgung mit Weizen und zuletzt eine 
Berechnung des auf England fahrenden Schiffsraums. Worauf hat 
der Admiralstab nun diese seine Anschauungen, die mit einem 
solchen Anspruch auf Endgültigkeit und Unantastbarkeit auf- 
traten, begrflndeti' Wer war seine Autorität^ Der Bearbeiter der 
Denkschrift vom 22. Dezember 1916 ist der Direktor der Disconto- 
Gesellschaft in Magdeburg, Dr. Fuß, gewesen. Es haben ihm vor- 
gelegen auch eine Anzahl Gutachten, die aber freilich schon bei- 
nahe ein Jahr alt waren. Im Februar 1917 sind eine Reihe von 
Personen der Finanzwelt, der Industrie und der Landwirtschaft 
um ihre Ansicht befragt worden. Die Auswahl der Sachverstän- 
digen ist zweifellos eng gewesen, und die eigentlich führenden 
Namen der deutschen Volkswirtschaft fehlen. Von der national- 
ökonomischen Wissenschaft ist allein der Heidelberger Professor 
Dr. Hermann Levy zugezogen worden, der über die englischen 
Agrarverhältnisse gearbeitet hatte, aber doch in seinem Fach keines- 
wegs den Rang einer ersten Autorität genoß. Kein einz^er der 
führenden nationalökonomischen Gelehrten ist gefragt worden: 
weder Schumacher, noch Max Weber, noch Brentano, noch Schulze- 
Gävernitz, noch Harms. Die Gutachten, die erstattet worden sind, 
waren fast alle zustimmend, und zwar mehr oder weniger mit Vor- 
behalten. Bib jetzt sind sie der Öffentlichkeit noch nicht bekannt 
gegeben worden. Im ganzen hat man den Eindruck, daß in einer 
so weltbewegenden Frage vom Admiralstab doch nicht alles ge- 
schehen ist, tun eine wirklich objektive Beurteilung mafigebender 
Persönlichkeiten tu erreichen^). 

* Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 

UiitefMichttiigs-ÄiaKliiiaMS, S. 336!. # 

398 



Digrtized by Google 



r 

SACIIVERSTANDIGB< — HELFFERICH 



Wohl gab es un damaligen Deutschland eine Pefsönlicfakeit, 
die nach Herkunft^ Bildung imd amtlicher Stellung in erster Linie 
berufen war^ das maßgebende Wort in der Entscheidung der Untere 
seebootfrage zu sprechen. Staatssekretär Helfferich ist diese Per- 
sönlichkeit gewesen; wie hat er sich zu dem Zentralproblem des 
Krieges gestellt?' In der Sitzung vom 31. August 1916 in Schloß 
PIeß hat Heiflerich sich g^e g e n d^n Unterseebootkrieg ausgesprochen, 
und zwar in ausführlicher Weise und mit eingehender Begründung. 
Er hat damals den englischen Frachtraum auf 12 I i Millionen Tonnen 
gegenüber einer Fnedensfiotte von 20 Millionen Tonnen einge- 
schätzt; wenn im Laufe von vier bis sechs Monaten 4 Millionen 
Tonnen der engllischen Handelsllotte vernichtet wfifden, so würden 
England immer noch 8 Millionen Tonnen Sur Verfögung stehen> 
die es ihm reichlich ermöglichten, sich selbst zu versorgen* Aus- 
drücklich hat Helfferich die Annahme als falsch bezeichnet^ daß 
in England die Organisation imd der Wille zum Durchhalten ver- 
sagen würder ,,Es ist nicht nachzuweisen, daß der U-Bootkrieg die 
Wirkung haben wird, daß es in England nicht genügend zu essen 
gibt. Während der vier bis fünf Monate, für die es versorgt ist, 
werden auch noch weitere Vorräte hereinkommen. Sollte der 
U-Bootkneg dazu führen, daß die englischen Seeleute freiwillig 
nicht mehr fahren wollen, so könnte die Schifiahrt mäidirisch 
ofganistert werden. Ich bin aus allen diesen Erwägungen heraus 
nicht flberzeugt, daß England physsscfa auf den Boden gezwungen 
werden kann". Helfferich hat femer die poh'tischen und wirt- 
schaftlichen Folgen des Unteiseebootkrieges damals sehr hoch ein- 
geschätzt. Er hat nachgewiesen, daß Amerika seine Leistungen 
im Falle der Teiinnhmc am Kriege noch sehr wesentlich steigern 
würde. Sein Ergebnis war: ,Jch sehe in der Anwendung der 
U-Bootwaffe heute nur die Katastrophe. Ein Mittel, das uns 
aus einer schweren Lage in eine noch schwerere bringt, ist nicht 
tauglich, wenn wir keine Gegenmittel haben, um die nachteiUgen 
Wirkungen auszuschalten''* Im weiteten Verlauf der Debatte 
hat He&erich an diesem Tage nochmals Ausdrücklich gesagt, er 
k&mte skfa nicht zu einer Überzeugung durchringen, daiS infolge 
des U-Bootkrieges der Frieden käme: „Man darf aber auch von 
der schärfsten Waffe keinen Gebrauch machen, wenn in noch 
kürzerer Zeit die schädliche Rückwirkung für uns eintritt, die uns 
am weiteren Gehrauch der Waffe hindert". Er dachte dabei be- 
sonders an die voraussichtliche Haltung der bis dahin neutralen 
europäischen Machte. 

Staatssekretär Helfferich hat dann am 6. Oktober 1916 
eine Denkschrift überreicht, in der er sich nochmals aus- 
führlich mit der gesamten Frage von seinem wirtschafts- 
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politi?;chen St^indpiinkt aus ausemandersetst. Tm Jahre 1916 fand 
in der ganzen Weit eme Mißernte statt. Infolgedessen war Eng- 
land genötigt, für seine Weizenversorgung auf die entfernt liegenden 
Länder Argentinien, Indien und Australien zurückzugreifen. 
Dieser Umstand verbesserte natürlicli die Aussichten des Untersee- 
bootkrieges. Trotzdem erklärte Hel£ferich, daß England dtirdb 
den uneingeschränkten Unterseebootkrieg vocatissididiGli «war in 
eine schwere Notlage gebracht wflnie, daß aSer ,,nidit die Sicherheit 
gegeben werden könnte, daß England vor den Hunger gestellt und 
dadurch zum Frieden gezwungen werden würde"'. Die Aussicht 
auf eine für den Kriegsausgang ausschlaggebende Vermindenmg 
der Tonnage bezeichnet Helfferich als imbe?;timmt und in die 
Feme gerückt. Was die Teilnahme Amerikas am Kriege betraf, 
so betonte Helfferich gegenüber den militärischen Stellen aus- 
drücklich die Bedeutung, die ein Land von 100 Millionen Ein- 
wohnern auch in rein militärischer Beziehung liaben müßte; „Das 
englische Beispiel im gegenwärtigen Kriege wie auch das BeüjHel 
der Union selbst im Bürgerkriege — zeigt, was aus solchen unge^ 
schulten K^ften im Emst£aUe herausgeholt werden kann"* 

Es bestand also ein deutlicher Gegensatz zwischen dem Staats- 
sekretär Helfferich und den maßgebenden Stellen der Marine und 
der Heeresleitung. Die sachverständige Stellungnahme des Vize- 
kanzlers gab dem Reichskanzler von Bcrhmann Hollweg die objek- 
tive Grundlage für die Leitung der allgemeinen Politik in der 
U-Bootfrage. Auch die große Denkschrift des Adimralstabes vom 
22. Dezember 19 16 hat Helfferich begutachtet. Die Berechnung 
des Admiraistabes, daß der uneingeschränkte U-Bootkrieg nach 
fönf Monaten den englischen Seeveriiehr um etwa 39% verringert 
haben wfirde, sieht Hel£ferkfa in seiner Depesdie vom 9. Januar 
19Z7 atisdrücUich in Zweifel» Er stellt fest^ daß der bisher ge- 
führte U-Bootkreuzerkrieg wesentlich mehr erreicht hätte, als 
der Admiralstab anerkennen wollte» Wichtiger als dieses Moment 
ist ihm aber ein anderes. Der uneingeschränkte U-Bootkricg 
konnte nach der allgemeinen Auffassung sehr wahrscheinlich die 
Wirkung haben, die seefahrenden Neutralen an der Seite Englands 
in den Krieg zu drängen. Gerade daraus folgert Helfferich sehr 
scharfsinnig, daß die abschreckende Wirkung des Unterseeboot- 
krieges mindestens zu einem erheblichen Teil aufgehoben würde. 
Denn die Seeschifiahrt wOrde sich alsdann aus einem GesdUtft m 
einer Kriegshandlung entwickeln» bei der das Risiko der Lebens- 
gefahr keine Rolle mehr spielen würde» Ebenso "durchschlagend 
ist Helfferichs Argument bei der Erörterung der Frage des Ein- 
tritts Amerikas in den Krieg. Amerika wird, so entwickelt et, als 
Kriegsteilnehmer noch viel mehr für England tun j|ls vorher; es 
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wird sogar im Gctrcidcvcrbrauch sich Beschränkungen auferlegen, 
um England das Durchhalten zu erleichtern. So gewinnt er das 
Ergebnis: ,tSo paiadoK es klingt, ist also die MägUchkeit nicht 
ausgeschlossen, daB der uneing^Khränkte U-Bootkrieg gegenüber 
dem U-Boockr€uzerkrieg in setner Endwirkting speziell die 
englische Versorgung mit Brotgetreide xucht verschlechtert, sondern 
verbessert''. Helfferich ist also dauernd skeptisch gegenüber dem 
Unterseebootkrieg. Vor allen Dingen will er überstürzte Ent- 
schlüsse vermieden hnben. Die Zeit, sagt er, arbeitet in Sachen 
der Versorgung Englands nicht gegen uns, sondern für uns. Fr 
empfahl deshalb, die Entscheidung über den uiiemgeschränkten 
U-Bootkrieg noch für einige Wochen auszusetzen. Dies war der 
Standpunkt HelHerichs am 9. Januar 1917, also nach Ablehnung 
des deutschen Friedensangebotes durch die Entente. Am 31. Ja- 
nuar 1917, also am Tage vor der Eröffnung des uneingeschiinkten 
U-Bootkiieges» hat nun HeUferich im HauptausscfauB eine be- 
deutungsvolle Rede gehalten. Der Abgeordnete Dr. David hatte 
im Hinblick auf den möglichen Bruch mit den Vereinigten Staaten 
gefordert, daß mindestens ein Aufschub des unbeschränkten 
U-Bootkrieges stattfinden müsse. Dr. David sagte damals von 
dem Entschluß, den unemgeschränkten U-Bootkrieg zu führen, 
daß er von ihm schweres Unheil für Deutschland befürchte, und 
daß er ihn bedauerte. Hierauf erwiderte Staatssekretär Heiffench 
— zunächst ganz allgemein: er sei kein Draufgänger, er beurteile 
die Dii^e mit Ruhe und mit Skepsis* Ausdrficklidi verwahrte 
er sich dagegen, daB er seinen Standpunkt geSndert habe* Aber 
dann erklärte er: England hat nur noch für 2^ bis 3 Monate eigenes 
Getreide im Lande: „Die Entwicklung der Dinge seit dem letzten 
September hat auch mich zu der ehrh'chen und festen Überzeugung 
gebrncht, daß der Zeitpunkt für den Beginn des U-Bootkriegcs jetzt 
gekommen ist, m einem Maße, daß der Begmn einen Aufschub 
auch nicht mehr verträgt". Helfferich erklärte dann, er habe 
speziell die wirtschaftlichen Faktoren seit zwei Jahren aufs ein- 
gehendste verfolgt und sei nun zu der Aiisicht gekommen: es ist 
jetzt der Moment. Die Verantwortung, den rücksichtslosen U-Boot- 
krieg nicht zu machen, sei jetzt sehr vkl sdiwereri als ihn zu machen. 

In der Zeit vom 9* bis zum 31. Januar 19x7 hat also Staats- 
sekretär Helfferich seine Auffassung entscheidend geändert. Das Auf - 
fällige und Ungewöhnliche dieser Meinungsänderung wird durch 
alle die zahlreichen geschickten und schlagfertigen Äußerungen 
nicht aufgehoben, die Staatssekretär Helfferich vor dem Unter- 
suchungsausschuß gemacht hai. Als er::rer; Grund hat Helfferich 
angegeben, der unemgeschrankte U-Bootkrieg sei vom 9. Januar 
ab eine beschlossene Sache gewesen, und er habe ihn als 
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Vizekanzler zu vertreten gehabt. Dem gegenüber ist zu sagen, 
daß ein Vizekanzler kein angestellter Schreiber ist, und dafi ein 
Staatsmann nicht an den Gelegenheiten vorbeigeht, um seine Ver> 
antwortlichkeit mit allen Konsequenzen zu betonen. Hdffericfa 
hat dann als Hauptgrund angeführt, daß am to. Januar die ab- 
lehnende Antwort der Entente auf die Friedensnote des Präsidenten 
Wilson gekommen wäre. Dadurch sei eine gan^ neue historische 
Situation geschaffen worden. Diese Beweisführuni^ richtet sich 
durch sich selbst. Entweder war der uneingeschränkte U-Boot- 
krieg eine siebet c Waffe — dann war er es auch vor dem 12. De- 
zember, dem Tag des deutschen Friedensangebotes, und nach dem 
9. und 22. Januar, den Tagen der Ententeablehnung und der neuen 
Ankündigung Wilsonscher Vermittlung, — mit anderen Worten: 
wenn die deutsche X^eitung ihrer Sache ganz sicher war, dann 
brauchte sie überhaupt nicht von Frieden zu sprechen, dann brauchte 
sie auch den Präsidenten Wilson nicht; dann brauchte sie nur diese 
sichere Waffe zu benutzen und England niederzuringen. Der 
Unterseebootkrieg war aber keine sichere Wnffe ; das ist dns ent- 
scheidende Moment. Im Grunde waren alle politisch verantwort- 
lichen Personen der damaligen deutschen Leitung, v. Bethmann 
Hollweg, Helfferich, und auch Staatssekretär Zimmermann, gegen- 
über dem Unierseebootkneg skeptisch. Sie erwogen nur die An- 
wendung dieser Waffe, weil sie eben von den maßgebenden militä- 
rischen Stellen so rücldbaltlos empfohlen wurde, und weil die öfient- 
liehe Meinung sich einmal darauf eingestellt hatte. Der Untere 
Seeboothandelskrieg war eine Enttäuschung gewesen. Konnte 
Deutschland, wenn es überhaupt den Krieg weiter führte, an dem 
Gebrauch der Waffe des uneingeschränkten U-Bootkriegcs vorbei- 
gehend* Psychologisch kann m^n es sehr wohl verstehen, daß die 
verantwortlichen Leiter das nicht rechtfertigen zu können glaubten. 

Ein großer Staatsmann freilich würde sich niemals zu einem 
Kriegsmittel entschlossen haben, dessen Unsicherheit so notorisch 
und dessen poiitisciie Gefahr so ungeheuer war. Staatssekretär 
Helfferich hat durch seine ganze Halttmg in der Unterseebootfrage 
den Anspruch darauf, ein Staatsmann von Rang zu sein, verwirkt. 
Es ist schlechterdings kein Moment wirtschafidiäier Natur nachcu- 
weisen, das die Aussichten des Unterseebootkrieges in der Zeit 
vom 9. bis zum 91. Januar verbessert hätte. Helfferich hat eben 
nur einfach das getan, was ein Opportunist und Gelegenheits- 
politiker tut: er hat einen von den maßgebenden Stellen gefaßten 
Beschluß wider besseres Wissen und wider innerste Überzeugung 
gegenüber dem Parlament verteidigt, unter Einsetzung seiner 
Autorität als Wirtschaftspolitiker. In diesem letzteren Moment 
liegt das allerbedenklichste. £r ixai beim Hauptausschuß den Ein- 
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druck hervorgerufen, als sei der Verswetflungsscluitt der deutschen 
Retchsleitung eine durch Momente der internationalen Wirtschaft 

zu rechtfertigende Handlung. Unter allen Umständen hätte aber 
Staatssekretär Helfferich nach seiner ganzen bisherigen Stellung- 
nahme jede Möglichkeit ergreifen müssen, den Unterseebootkrieg 
noch einmal aufzuschtehen. Diese Möglichkeit ergab sich, wie 
wir noch genauer sehen werden, durch das Telegramm des Grafen 
Bemstorff vom 2g. Januar. 

Für die öffenthche Meinung war die entscheidende Instanz 
in der Unterseebootfrage die Oberste Heeresleitung: wenn Hinden- 
burg und Ludendorif diese Art der Kriegsfilhrung beschlossen, dann 
war das deutsche Volk von damals Oberzeugt» daS sie nötig war. 
In Wirklichkeit war die letzte verantwortlidie Instanz der Reichs^ 
kanzler. Bethmann Hollweg hat diese seine letzte und höchste 
" Verantwortlichkeit in der Unterseebootfrage wiederholt auch in 
Briefen an die Oberste Heeresleitung betont^). Die Unterseeboot- 
frage hatte sich zu dem Zentralproblem des Krieges ausgewachsen ; 
sie war eine eminent pohtische Frage, so gut sie eine militärische 
Frage war: folglich mußte der leitende Staatsmann die Entscheidung 
über den uneingescliränkten Unterseebootkrieg decken oder nicht. 
Praktisch war aber natürlich die Stimme der großen Heerführer 
von der erheblichsten Bedeutung. Wie wir schon wissen» hat die 
Oberste Heeresleitung die Kinaussdiiebung des uneingeschi^inkten 
U-Bootkrieges bis zum Ende des rumänischen Feldzuges und bis 
zum Friedensangebot für empfehlenswert und unbedenklich ge- 
halten. Generalfeldmarschall v. Hindenburg hat vor dem Unter- 
suchungs-Ausschuß gesagt: „Die Führung des U-Bootkricges 
wurde zur Pflicht, da andere Mittel, der schwer bedrängten West- 
front zu Hilfe zu kommen und den Feind durch Mittel der Krieg- 
führung friedenswiHig zu machen, nicht mehr bestanden." Dieser 
schlichte und einfache Satz bedeutet mehr, aib die Gesamtheit der 
Ausfuhrungen, die General Ludendorff vor dem Untersuchungs- 
AusschuB gemacht hat* Dieser Satz enthält das ehrliche und des^ 
halb 'menschlich große* Zugeständnis, da6 mit den militärischen 
Mitteln des Landkrieges damals eben der Krieg im Westen nicht 
zu einem für Deutschland günstigen Ende durchzuführen ar. 
Dies war der entscheidende Grund dafür, daß das große Mittel 
des Seekrieges, die Unterseebootwaffe, jetzt in voller Schärfe aus- 
probiert werden mußte — falls eben nicht seine Anwendung 
die militärische Lage noch viel mehr erschwerte* Auch Ludendorff. 



^) Stenographische Berichte über die öffentk'chen Verhandlungen des 
Untersuchungs-Ausschusses, Beilage S. 223. Telegramm des Reichskanzlers 
V. Beüunann Hollweg an Legationssekretär v. Losner vom 23. Dezember 
1916« Telegramm vom 16. Oktober 1916 an Feldmarschall Hindenburg. 
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hat ges^, daß die Oberste Heeresleitung die damalige Lage „sehr 
ernst'' &ind; im Westen die erste ausges^roGhene Materialsrhlarht» 
die Sommeschlathty die Isonzofitont nur mit Muhe haltbar, die 

Ostfront wankend, in Mazedonien em|lfindliche Rückschläge und 
dazu die neue Gefahr der Rumänen. Von der Mahne hatte das 
deutsche Volk nach dem Urteil seiner führenden Feldherren damals 
nicht den Nutzen, den es von ihr nach allen Hoffnungen und Atif- 
wendLingen haben mußte; die Hungerblockade schnürte das deutsche 
Volksleben gefährhch ein, und hierbei fand England die unbegrenzte 
Unterstützung des anienkanischen Großkapitals. Konnte man in 
einer solchen Lage auf eine Wa£fe verzichten, die auch nur die 
leueste Möglichkeit auf einen durchschlagenden Erfolg hott Man 
sieht, wie ungeheuer drängend die Gesamtlage vom militärischen 
StandfNmkt war. 

General Ludendorff hat vor dem Untersuchungs-Ausschuß 
den Versuch gemacht, die deutschen müitänschen Mißerfolge 
auf die revolutionären Agitationen im deutschen Volk selbst 
zurückzuführen. Dieser Versuch muß als mißlungen bezeichnet 
werden. Unsere spatere Darstellung wird zeigen, daß erst im 
Laufe des Jahres 191 7 die Mißstimmungen in Volk und Armee 
ein wesentliches, wenn auch keineswegs ausschlaggebendes Moment 
geworden sind. Die Oberste Heeresleitung hat im vollen Bewußt- 
sein der Unm(Sgiichkeit, mit den Mittefai d^ Landkrieges z» siegen, 
auch am Friedaisangebot vom Dezember 19x6 mitgewirkt; weldier 
Feldherr hätte einen solchen Schritt mit verantwortet, wenn er 
mit seinen Machtmitteln eine andere Lösung hätte versprechen 
und garantieren könnend' Die psychische Anspannung der deut- 
schen Truppen war schon d,^mals ungeheuer. Es wdr vornu.szti- 
sehen, daß die Materialüberlegenheit des Feindes immer mehr zu- 
nahm; das Hindenburgprogramm sollte dagegen helfen. . Jeden- 
falls mußte der Krieg möglichst schnell einigermaßen erträglich 
beendigt werden. In dieser sehr schweren und gedruckten Stun- 
mung empfüil nun die Marine unausgesetzt ihr großes Mittel — 
das Mittel, das die ersehnte Endsstung bringen sollte, das unscfaäts- 
bare deutsche Menschenleben erhalten und zum „Siege" fOhren 
sollte. Welcher Feldherr konnte in soldier Lage ein solches Mittel 
ablehnend Die Oberste Heeresleittmg war keine marinetechnische 
tmd keine wirtschaftspolitische Autorität; sie mußte sich in diesen 
lernten fachlichen Fragen auf das Urteil der Fachletite verlassen. 
Es gibt nichts Erschütternderes als die Protokolle der beiden Sitzun- 
gen vom 8. und 9. Januar, in denen der Beschluß für den unein- 
geschränkten U-Bootkrieg durch die Autoritäten des Militärs und der 
Marine herbeigeführt worden ist. Der schwere Konflikt zwischen den 
avüett und müitärisdien höchsten Stellen geht Idu daraus hervor. 
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In der ersten Sitzung vom 8. Januar haben Hindenburg 
und Ludendocff und Admiral v. Holtzendofff thr Zusammen- 
arbeiten erneut fiestgelegt. Der Reichskanzler» der auf diploma- 
tischem Wege Amerika draußen halten wollre, ist der gemeinsame. 
Gegner. Bethmann HoUweg wnr fir die hohen Militärs der beste 
Kanzler, wenn er den uneingeschränkten U-Boorkrieg mitmachte; 
denn in seiner Person snh man eine Aussicht, daß Amerika viel- 
leicht doch aus dcj^i Kriege draußen bHebe. Aber wenn der Kanzler 
nicht mitmachen wollte — dann mußte er jetzt fallen ; darüber waren 
sich die hohen Militärs einig. Holtzendorff hat zu Hindenburg 
damals gesagt, er müsse in diesem Falle Kanzler werden. Hinden- 
burg lehnte ab — er kSnnte nicht mit dem Reidistag verhandeln. 
Holtzendorff hielt Bfilow und Tirpitz fOr ausgeschlossen wegen 
ihres Verhältnisses zum Kaiser. Hindenburg, dem Ludendorff 
nadi seiner Erklärung nicht zureden wollte, nannte Dallwitz. 

Holtzendorff ist in dieser Unterredung der Vermittelnde, der 
Mann, der die Fühlung nnch nllen Seiten hat und sie auch bewahren 
will. Er führte auch eme Äußerung von Helffench an, der zu der 
Marine gesagt hatte, dieser Weg des unemgeschränkten U-Bootkrieges 
führe zur Katastrophe. Am darauffolgenden Tag fand die Be- 
sprechung zwisclien den Herren der Obersten Heeresleitung und 
dem Reichskanzler statt. Bethmann Hollweg nannte den U-Boot* 
kneg die Jetzte Karte". Er sagte ausdrücklich: Große militärische 
SchU^ «bd nach der miUtirischen Lage kaum möglich, um den 
Sieg zu gewinnen. Hindenburg erklärte, gerüstet zu sein, um allen 
Eventualitäten zu begegnen, gegen Amerika, Dänemark, Holland 
und die Schweiz. Als der Kanzler entwickelte, worin Amerikas 
Hilfe bei seinem Eintritt in den Krieg bestehen würde — Versorgung 
Englands mit Lebensmitteln, finanzielle Beihilfe, Entsendung von 
Flugmaschinen und einem Freiwilligenkorps — sagte Hindenburg: 
Damit werden wir schon fertig." Der Kanzler war nach wie vor 
skeptisch ; er bemerkte, es wäre denkbar, daß der Unterseebootkrieg 
das Kriegsende hmausschobe. Darauf antwortete Ludendotff: 
die Landarmec würde durch den U-Bootkrieg in ihrer Lage ver* 
bessert tmd erleichtert: „Wk mOssen der Truppe eine zweite 
Sommeschlacht erspar e n . Daß diese Erleichterung eintreten wird, 
wird durch unsere eigenen Verhältnisse, die Wirkung unserer 
Transportkrisis, bewiesen." Hindenburg und Ludendorff haben 
sich in den Marinefragen und in Wirtschaftsfragen auf andere 
verlassen müssen; was sie aber an Urteilen über ihr eigenstes Fach, 
die Aussichten des Landkrieges, damals am 9. Januar 1917 aus- 
sprachen, war nichts als ein ungeheurer Irrium. Der Kanzler fügte 
sich der überragenden militärischen Autorität in einer Form, die 
an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig läßt: ,,Wenn aber die 

▼«Ivallv. D«it«flitaiMl» Aatmgiam» 20 
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militärischen Stellen den U-Bootkrieg für notwendig halten, so 
bin ich niclit in der Lage, zu widecqweclien." Auf Grund dieses 
Meinungsaustausches hat dann Bethmann Hollweg dem Kaiser 
geraten, dem Votum der Heeres- und Marineleitung mustimmen^). 

Der einzi^^t , der in der Bundesratsausschußsitzung vom x6. Januar 
1917 scharf Stellung gegen den Unterseebootkrieg nahm, war der 
württembergische Ministerpräsident Weizsäcker. Aus dem Bericht 
des österreichischen Botschafters in Berlin, Prinz Hohenlohe, 
vom 12. Januar 1917 geht ferner hervor, mit welcher Entschieden- 
heit die militärischen Stellen alle Einwendungen über den möglichen 
Eintritt Amerikas in den Krieg zurückwiesen: sie sagten, Amerika 
wäre gar nicht dazu imstande, das Versagen Amerikas in militä- 
rischer Beziehung sei in dem Konflikt mit Mexiko «u offenbar ge* 
wesen, als daß man hierOber im Zweifel sein könne; ein Abbruch 
der Beciehungen bedeute endlich noch lange nicht den Krieg« 
Die österreichiscfaen Stellen, in erster Linie Graf C::ernin, sind aber 
nach wie vor gegenüber dem uneingeschränkten Untersed>00tkri^ 
skeptisch gewesen; die Daten der deutschen Marineleitung wurden 
von dort als sehr vage bezeichnet, das Eingreifen Amerikas dagegen 
als „desaströs", sowohl in moralischer, wirtschaftlicher wie finan- 
zieller Hinsicht angesehen^). 

Wir nehmen riunnielir den anderen Faden unserer Untersuchung 
wieder auf — die Frage der amerikanischen Friedensvermittiung, 
mit der zusammen das deutsche Friedensangebot am besten seine 
nähere Behandlung findet. Graf Bernstotff lut seine Arbeit in Wa* 
shington als eine „Sisyphusarbeit'* bezeichnet.. Auf der einen Seite 
steht die Tendenz des Pi^denten Wilson, der Friedensstifter zu 
werden; auf der anderen Seite steht der deutsche Siegeswille, der 
durch alle militärischen Machtmittel, also auch den uneingeschränk- 
ten U-Bootkrieg, England niederwerfen wiH. Zwischen diesen 
beiden Extremen wirken eine Anzahl Kräfte: das Interesse des 
amerikanischen GrofSkapitals am Sieg der Entente und seine Be- 
mühungen, die amerikanischen Wirtschaftskräfte in ihren Dienst 
zu stellen; das Bestreben Englands, Amerika m d^n Krieg hinein- 
zuziehen, woraus die sehr geschickte englische T^dctik folgte, die 
englisclie Lage als möglichst schwarz und die Unteraeebootgefahr 
als mfiglicfast groB zu malen*); endlich der deutsche Verständigungs- 
wille, der von der Unmöglichkeit eines militärischen Sieges aus- 
ging, der den^Präsidenten Wilson sehr gern verwenden, aber sich 



') Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 
Untcrsuchungs-Ausschusscs, S. 73af., 738f., 764f. Beilage Teil VII, S. 334f' 
*) Czcmin, Im Weltkrieg, S. 154, 164. 

') Dies geht besonders deutlich ntis dem Bericht des amecikaiuschett 
Adnurals Sims hervor. Stenographische Berichte usw., S. 341. 
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doch nicht von ihm völlig ins Schlepptau nehmen lassen wollte, 
Graf Bernstorff hat an dem Punkt, der vielleicht am besten in der 
Wdt Gdegenheit bot, dies Durcheiaander von Kräften und Sttm- 
mtingen zu verfolgen, seine unausgesetzte Arbeit an das eineZie! 
gesetzt, die amerikanische Friedensvermittlung mit dem deutschen 
Verständigungswillen in Einklang zu bringen und so ein erträgliches 
Kriegsende zu erreichen. Was man in Deutschland in erster Linie 
von Wilson erwartete, wnr dieses: man hoffte, er werde schnrf gegen 
England vorgehen, damit er für das deutsche Volk als unparteuscher 
Friedensanreger annehmbar würde. Irgendeine Macht, England 
zur Beobachtung der völkerrechth'chcn Normen zu zwingen, 
besaß natürlich Präsident Wilson im Sommer 1916 nicht mehr; 
femer wäre jeder Versuch von ihm, in den amerikanischen Handel 
euizi:^;retfen und die Versorgung der Entente mit Kriegsmitteln 
einzuschränken, mit einem Sturm der olfentlichett Meinung gegen 
ihn verbunden gewesen, demgegenüber sein Wille ohnmächtig 
war. Bei der starken Ententepropaganda in Amerika wirkte die 
Wilsonsche Tendenz, einen Frieden ohne Sieg herbeizufuhren, 
als pro-detitsch. 

In der Instruktion des Reichskanzlers für den Grafen 
Bernstorff vom 18. August 1916 heißt es ausdrücklich: „Eine 
Vermittlung des Präsidenten, die den Beginn von Friedens- 
verhandlungen der Kriegführenden untereinander herbeiführen 
Win, sind wir gern bereit anzunehmen* Htte hierauf gerichtete 
Tättgkett des Prisidenten nachdrücklich ermutigen« Natürlich 
darf uns nicht zugemutet werden, uns bei Annahme solcher Ver- 
mittlung auf irgend welche konkreten Friedensbedingungen zu 
verpflichten. Allgemeine Friedenskonferenz unter Beteiligung 
der Neutralen nur im Anschluß an vorangegangene erfolgreiche 
Friedensverhandlungen unter den Kriegführenden über allgemeine 
völkerrechtliche und internationale Fragen von Freiheit der See, 
Abrüstung letzten Endes erträglich/**) An diesem Gedanken hat 
die Reichsregierung immer festgehalten; sie hat andauernd in 
diesem Sinn auf Wilson eingewirkt. Am 2. September hat Beth- 
mann Hollweg an Bernstorff ein Telegramm geschickt, in dem die 
Frage vorkommt: „Erscheint, wenn im Osten keine grofie Kata* 
Strophe eintritt, Friedensvermittlung Wilsons möglich und erfolg- 
reich, wenn wir Belgiens bedingte Wiederherstellung zusichernd 
Andernfalls müfite rücksichtsloser U-Bootkrieg ernsthaft erwogen 
werden." Bethmann HolKvcg wollte also die Wilsonsche Friedens- 
vermittlung. Der Kaiser persönlich liat dem Botschafter Gerard 
am 9. Oktober durch ein Memorandum daran erinnern lassen, daß 

0 Stenographische Berichte über die öffendicfaeii VectaaikUuiigfn des 
Untersuchungs-Ausscbusses, S. 20. 
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Präsident Wilson seine guten Dienste anbieten wollte, um den 
Frieden herbeizuführen. In diesem Memoiaodum ist ebeii&üJs 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deut'^che Regierunc; 
möojhxherweise die Sussex-Note zurücknehmen könnte, d. h. den 
uneingeschränkten Unterseebootkrieg beginnen wurde, falls die 
Friedensvermittlung nicht rechtzeitig käme. Nachdem Wilson 
am 9. November gewählt worden war, hielt er seine Stunde für ge- 
kommen; er brauchte eine dilatorische Behandlung seiner Be- 
mühungen nicht mehr, wie vor der Wahl, au beförchten; seine Frie- 
densnoie hat er etwa am 15* November geschrieben; er hat sie 
aber noch nicht gleich abgesandt, weil damals wegen der belgischen 
Deportationen eine starke deutschfeindliche Stimmung in Amerika 
entstand. Man sieht, wie diese Maßnahme auf die giÖBte Ent- 
scheidung des WehkHege?^ unmfttelhar verhängni^^voll eingewirkt 
hat. Wiederholt dranctc die deutsche Rciclisieitung : im Tckgrarnm 
des Kanzlers vorn 14. Oktober wird etwa der Vorschlag gemncht, 
Wilson möge sich mit dem Papst, dem König von Spanien tmd den 
europäibclien Neutralen ^um Zwecke der Fnedensaktion m Ver- 
bindung setzen, falls er allein das Risiko nicht tragen wollte« End- 
lich am ax* November konnte Graf Bemstofff nach Berlin mitteflen, 
daß die Vilsonsche Friedensvermittltti^ noch vor Neujahr ein- 
setze; der Vertrauensmann Wilsons, Oberst House, teilte indes 
als die Bedingungen Wilsons mit, daß bis dahin in Deutschland 
möglichst wenig von Friedensvermittlung gesprochen und ge- 
schrieben werde, um vorzeitige Ablehnung seitens der Entente 
ZU verhindern; ferner sollte der tJ-Bootkrieg streng nach den deut- 
schen Versprechungen geführt werden, um neue Konfliktsraög- 
lichkciten zu vermeiden. Am 20. November schrieb Staatssekretär 
V. Jagow in einem Pnvatbnei an Bernstorff, er süiUe Wilsons 
Friedenstätigkeit ,inachdrficklich ermutigen*'. Am a6« November 
hat Staatssekretär Zimmermann wiederum eine Instruktion an Bera- 
storff telegraphiert, in der baldiges Handeln Wilsons als unbedingt 
erwünscht bezeichnet wurde. Es konnte gar nicht mehr zweifel- 
haftsein, daß die Wilsonsche Friedensanregung jetzt kam^ besonders» 
da auch der amerikanische Geschäftsträger in Berlin am 5. Dezember, 
nlso acht Tage vor dem deutschen Friedensangebot, mitteilte, der 
Präsident arbeite auf eine bald ige nacl .drückiiche Aktion zum 
Zwecke eines schleunigen Friedensschlusses hin und erwarte hierzu 
die Mitarbeit der deutschen Regierung. Wilson hatte tatsäcliiich 
alle inaßgebeaden Personen damals schon iur seine Aktion ge- 
wonnen^)» 

Die eiste Andeutung, daß Deutschland selbständig eine 
Friedensaktion unternahm, ist am i6. November dem Grafen 

') Bemstorff aa das Aiawirtige Amt, 4. Dez. 1916, Beilagen S. a6. 
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Bcmstorii durch ein Teiegranim des Staatssekretärs v. Jagow 
geaucht worden. Darin tst von ,^deren weiteren Schritten in 
gleichem Sinne" die Rede. Wenige Tage später, am,a2* November, 
ist Bcmstorff etwas deudicfaer die Absicht mitgeteilt worden, 

Deutschland woUe zugleich mit seinen VerbCkndeten seine Bereit- 
willigkeit ankündigen, in Friedensverhandlungen einzutreten. Da 
dieses Telegramm nur zu Bernstorffs persönlicher Information 
bestimmt war, und der deutsche Friedensschritt auch an die Vor- 
aussetzung einer günstigen militärischen Lage geknüpft wurde, 
hat Graf Bernstorff mit Oberst House über das geplante deutsche 
Friedensangebot nicht gesprochen; er hat auch kein neues War- 
nungssignal nach Berlin gehen lassen. Die deutsche Reiclisleuung 
betrachtete die Wilsonsche Friedensaktion, die ihr an sich Heber 
war ak eine eigene — wie Zinmiermann ausdrOcklich am a6. No- 
vember an Bemstorfif telegraphierte' — , als v^g ungewiB: sie 
sah — und Graf Bernstorff bestätigte das — in dem Präsidenten 
einen Zögerer, dessen Handlungen überhaupt unberechenbar 
waren und durch irgend welche Zwischenfalle unabsehbar hinaus- 
geschoben werden konnten. Dieser Eindruck war richtig: auf der 
anderen Seite wird man d.is Zögern Wilsons von seinem Standpunkt 
aus auch begreifen können. Hätten die beigischen Deportationen 
nicht stattgefunden, so wäre wahrscheinlich Wilson Ende November 
mit seiner Friedensaktion herausgekommen; das deutsche Friedens- 
angebot wäre Qberflflssig gewesen, un^ die Geschicke der Welt 
hätten vielleicht einen anderen Verbur genommen. Die deutsche . 
Reichsleitung glaubte im Einverständnis mit den hSchsten mili- 
tärischen Autoritöten nicht die günstige Situation vom Anfang 
Dezember 1916 vorübergehen lassen zu sollen. Möglichst bald 
mußte ein Verständigungsfriede herbeigeführt werden, da ja mit 
Waffengewalt, wie wir gesehen haben, ein Frieden nicht zu er- 
zwingen war. Bethmann Hollweg hoffte, auf das deutsche Friedens- 
angebot eine Antwort zu erhalten, die eine Möglichkeit, den Friedens- 
faden wciterzuspinnen, darbot. Dann brauchte das Risiko des 
uneingeschränkten Unterseebootkrieges nicht gelaufen zu werden. 
Bethmann HoUweg glaubte femer, daß das deutsche Friedens- 
angebot die Wilsonsche Friedensaktion nicht stSrte, sondern in 
einer Wilson erwünschten Weise eine Zusanunenarbeit herbei- 
führen könnte, in dem Sinn der Mitteilung des amerikanischen 
Geschäftsträgers^). Er wollte ,fiB9tti Eisen im Feuer haben". 

Zwischen dem Reichskanzler und dem Staatssekretär Zimmer- 
mann, dem damaligen Leiter des Auswärtigen Amtes, scheint keine 
letzte Übereinstimmung geherrscht zu haben. Es handelt sich aber 
dabei woiü mehr um eine Verschiedenheit des Stiüs, als um ein Diver- 

^) Snimm an BetnstoifC, 9. Dezember 1916, Beilagen usw., S. 27. 
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giefcn der Ansicht, Staatssekretär Zmunermann hat in einer Presse- 
beq»rechtiiig vertraulicher Natur unmittelbar vor der Kandertcde 
am 12. Dezember erklart: ,>Wir erlassen dieses Friedensangebot, 

um einer Wilsonschen Friedensnktion, die wohl demnächst ergehen 
wird, zuvorzukommen ' In erster Lmie wird diese Äußerung 
aber aufzufassen sein als ein Versuch, innenpolitisch Stimmung für 
das deutsche Friedensangebot zu machen. Ein Staaissekretär hat 
ja m euiem soiciien Augenblick nicht die Verpflichtung, eine histo- 
risch einwandfreie Begründting hochpoHtischer Aktionen zu geben. 
Die Angriffe, die deshalb auf Zi nunermann gerichtet worden sind, 
scheinen mir von einem höheren Standpunkt aus durchaus un- 
begründet und belanglos zu sein* 

Das deutsche Friedensangebot war ein Tragelaph. Es war 
in einem sehr stolzen und siegesbewußten Ton abgefaßt, zielte 
aber auf Besprechungen hin, wie sie ein militärischer Sieger im 
vollen Sinne des Wortes doch keineswegs nötig hat. Das deutsche 
Friedensangebot appeiherte in seinem Ton und in seiner Begrün- 
dung an die Stimmung im deutschen Volke, in seinem letzten poli- 
tischen Zweck aber an die Einsicht, um nicht zu sagen den guten 
Willen der Gegner. Das deutsche Volk mußte sidi sagen: wem 
wir so gut steheir^ warum sprechen wir dann von Friedend Die 
Gegner mufiten sich sagen: wenn Deutschland den Frieden nSc^ 
hat, warum redet es in so großen Worten Machte Deutschland, 
damab ein Friedensangebot, so mußte es in anderer Form ge- 
schehen. Daß Deutschland das Wort ergriff, wird man begreifen 
— besonders wenn man auch die Einflüsse beachtet, die von Öster- 
reich nach Deutschland gelangten. 

Der österreichische leitende Staatsmann Baron Bunan war schon 
iniSoniiiier 19 1 6 vollkommen überzeugt, daß die Zustände dcrDonau- 
monarchie ein Durchhalten weder materiell noch moralisch erlaubten, 
und daß deshalb die affentUche Dokumentierung der Friedensbereit- 
Schaft der Zentralmächte unentbehrlich sei. FreiUchhatBaronBurian, 
wie die Aufzeichnung Bethmann Hollwegs vom zS. Oktober beweist, 
ein konkret ausgeführtes Friedensangebot im Auge gehabt, das an alle 
Neutralen gleichlautend, gleichzeitig und öffentlich zu richten ge- 
wesen wäre. Die Friedensbedingungen, die er damals skizzierte, 
dachte er sich gegenüber den Feinden als Maximum, gegenüber 
den eigenen Völkern als Minimum: sie liefen auf eine durchaus 
verständige und annehmbare Friedensgrundlage hinaus. Baron 
Burian wollte auch mit diesem konkreten Friedensangebot noch 
warten, jedenfalls bis zum Eintritt der Winterpause, während die 
Oberste Heeresleitung den psychologischen Moment des Sieges 
über Rumänien benutzen wollte. Im Hinblick auf die Schwierig- 
keit, eine Übereinstimmung zwischen den Verbündeten Deutsdi- 
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laxids und Österreichs herzustellen, hat man datin leider auf das ^ 
konkrete Angebot verwehtet*). Hindenburg und Ludendorff 
hnhen maßgebend an dem deutschen Friedensnngebot, wie es 
herausgegangen ist, mitgearbeitet*). Die bisherigen Erfahrungen 
hatten bewiesen, daß man mit Sondierungen in der Friedensfrage 
nicht weiter kam. Die einzelnen Staaten waren weder außen- 
politisch frei genug, noch iiinenpoiidsch unabhängig genug, um 
den Mut atifzubringen, die Friedensfrage anzuschneien. , Die 
,,Masdunerie d^ IMegssrimmting"» von der Bethmann HoUweg 
vor dem Unteisttcfaung^-AusschuB gesprochen hat, beschrankte 
tatsächlich in erheblichem Mafie die Bewegungsmöglichkeit aller 
Regierungen. Es war zweifellos ein Zeichen moralischer Kräfte 
daß die deutsche Reichsleitung zuerst das Friedenswort sprach. 
Wäre unsere miliTärische Lage an den entscheidenden Kriegsschau- 
plätzen besser gewesen — wer weiß, ob das Friedensangebot nicht 
doch zum guten Ende geführt hätte. In England sowohl wie in 
Rußland gab es Divergenzen. Wenn das Friedensangebot abgelehnt 
worden ist von den offiziellen Stellen der Entente, so darf man doch 
nicht vergessen, daß es.z. 6. von den Pariser Sozialisten als eine 
Bastt bea^chnet wurde, die man nicht ohne weiteres verwerfen 
sollte, dafi femer der russische Minister des Aulkm jede Mögh'ch- 
keit einer öffentlichen Erörterung des deutschen Friedensangebotes 
durch ein Zensurverbot ängstUch abschnitt. Endlich muß noch 
festgestellt werden, daß das deutsche Friedensangebot, so wenig 
glücklich es in seiner Formulierung gewesen ist, doch einen Weg 
beschritt, der einmal von Deutschland beschritten werden mußte, 
den Weg, der auf eine Einigung der überwiegenden Mehrheit des 
deutschen Volkes in der Friedensfrage hinführte, auf eine Über- 
brückung also der durch den Anneiuonismus hervorgerufenen 
Spaltung. Trotz dieser positiven Momente ist aber im ganzen 
das deutsche Friedensangebot als ein außenpolitischer Fehlgriff 
zu beseichnen; nicht nur wegen der oben geschilderten wider^ 
spruchsvollen Fassung, sondern hauptsächhch wcgtn der Ein- 
wirkung auf die Friedensaktion des Präsidenten Wilson, die dann 
doch, genau wie Graf Bernstorff es vorausgesagt hatte, am az* De- 
zember 1916 herausgekommen ist. 

Der Inhalt der Wilsonschen Note entsprach den Verhand- 
lungen, die während der vorhergehenden Monate zwischen Berlin 
und Washington hin und her gegangen waren. Wilson sciilug 
keinen Frieden vor; er bot nicht einmal seine Vermittlung an. Er 
hielt sich abo voUkommen fem von allem, was eine konkrete Prie- 

') Beilage zu den stenographischen Berichten über die Mentüchen Ver- 
handlungen des UntcffBuchtmgs-Ausscfauases, S. 79f. 
') LttdmdoffF, a a. O. S. a43f* 
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densbehandlung bedeuten konnte. Der Wilsonschc Schritt lief 
lediglich darauf hin, die sämtlichen kriegführenden Mächte aufzu- 
fordern, über ihr Kriegsziel etwas zu sagen, damit auf diese Weise 
eine Basis für eine wirkliche Friedensvermittlung geschaffen würde. 
Diese an sich sehr vorsichtige und besciieidene Anregung Wilsons 
ist durch den Papst offiziell unterstützt worden: der Papst hat 
durch den Nunzius in Wien die deutsche Reichsregierung wissen 
lassep, er habe guten Grund zu glauben, daß die Entente z» Frie- 
densunterhandlungen geneigt sei» wenn Deutschland etwas über 
die Friedensbedingungen bekannt g^be; namentlich käme es der 
Entente auf Garantie der Wiederherstellung und der völligen 
Unabhängigkeit Belgiens an. Die päpstliche Mitteilung ist auch 
offenbar an die europäischen Neutralen gegangen — wir haben 
hier ein sehr wesentliches Moment der ganzen Fiiedensfrage zu 
sehen. An sich war die internationale Lnge nach dem Erlaß des 
deutschen Friedensangebots und der Wi!sonschen Note vom 
21. Dezember lucht ungünstig. Das Wort lialte wie Jerum Deutsch- 
land. Deutschland war der erste Staat gewesen, der selbst vwa 
Frieden gesprochen hatte, Deutschland konnte auch jet«t der erste 
sein, der über die Friedensbedingungen, besonders die belgische 
Frage» etwas sagte. Dieses Wort ist nun überraschenderweise nicht 
gesprochen worden. Die Leitung der deutschen Außenpolitik hat 
CS in diesem Augcnbhck für besonders wichtig gehalten, vor der 
öffentlichen Meinung der Welt in ihren Aktionen als ganz unab- 
hängig von den Vereinigten Sta.iten von Amerika dazustehen. Es 
liegt darin wohl eine allzu starke Rücksichtnahme auf die Stimmung 
in Deutschland. Es wurde so dargestellt, als dränge sich Präsident 
Wilson in Aiigeiegeniieiten, die ihn nichts angingen. So geschah 
es, daß die beiden Schritte, der deutsdie und der amerifcatnisdie, 
fOr die Nichteingeweihten als politische Akdonen wirkten, die gar 
nichts mit einander zu tun hatten, die sich sogar in ihrer Wirkung 
stören mußten. 

Wenn in Amerika das deutsche Friedensangebot nicht mit 
Unrecht angesehen wurde als eine ungeschickte Vorwegnahme 
der großen Friedenspnrole, so bemühte sich nunmehr die 
deutsche Leitung, die amerikanische Aktion, die sie doch so 
wesentlich mit hervorgerufen hatte, darzustellen als eine uner- 
wünschte Einmischung, die man sich verbitten tiuißte. Die ganzen 
' Wochen um die Jahreswende 1916/17 sind ciiarakterisiert durch 
einen etfefsQchtigen Wetdauf der großen Mächte in der Fikdeas* 
Sache. Jeder meint, er mfifite hMiptsächlich daran denken, sich 
nichts «u vergeben — und Pi^dent Wilson steht in aUedem als 
ein ungesdiickter und unpraktischer Mittelsmann da. Es wir 
vielleicht gut, daß die affentUche Meinung der Welt nicht eifuhr, 

312 



Digitized by Google 



VERWIRRUNG DER LAGE 



wie sehr Präsident Wflsoo von der deutschen Regierung zu einem 
Fliedensschritt gedrängt worden ist; das würde besonders bei der 
fintente ja die Wirkung der Wilsonschen Aktion vermindert haben, 

wo man sie an sich schon als sehr störend und deutschfreundlich 
empfand. Aber es ging doch zweifellos über die taktische Klugheit 
hinaus, wenn nun die deutsche Leitung ihren Standpunkt gegenüber 
dem Präsidenten Wilson «selbst durchaus änderte. Die Antvvort auf 
Wilsons Note vom 21. Dezember ist am 26. Dezember 1916 erfolgt: 
sie geht an dem Kernpunkt der ganzen Frage vorbei, sie sagt nichts 
über die positiven Friedensbedingungen, vor allem nichts über 
Belgien. Die Oberste Heeresldtui^ ist sogar so weit gegangen, 
die Friedensaktion Wilsons als eine mögh'dierweise mit England 
verabredete Demarche zu verdächtigen, und das Auswärtige Amt 
hat diese Parole aufgenommen^)* Sie wünschte sich deshalb die 
Führuni^ in der Friedciisfr.i«^e nicht nehmen zu lassen. Man hat 
den Eindruck, daß jetzt plötzlich der deur sclicn Leitung die ganzen 
Wilsonschen Bemühungen sehr unangenehm waren. Was ist dafür 
der Grund?* Das deutsche Friedensangebot w.ir von den führenden 
Staatsmannern der Entente gleichzeitig mit leidenschaftlicher Vcr- 
ächtlichkeit abgelehnt worden. Dadurch wurde die deutsche 
Kriegsstimmung aufe neue angeflammt, und vor allem gewann die 
Strömung wieder Oberwasser, die au£ den Beginn des uneinge- 
schränkten U-Bootkrieges hinarbeitete. Die Oberste Heeresleitimg 
bekämpfte die amerikanische Friedensaktion beinahe aus Prinzip. 
Sie forderte in der schroffsten Form Anwendung aller militärischen 
Mittel. Das deutsche Friedensangebot hatte .ilso mindestens eine 
positive innerpolitisch c Wirkung: der deutsche Knegswille war 
wesentlich gestärkt worden. Es war freilich die Frage, ob der 
Friedensfaden nicht trotz der Ablehnung der Ententestaatsmänner 
liätte weitergesponnen werden können. Dies war die Ansicht der 
dsterreidiisdhen ^aatsmtener, die» wie so h3ufig m den letzten 
Jahrxehnten, eine bessere Witterung tmd einen feineren Blick für 
mtemationale Verwicklungen auch in diesem Falle zeigten. Graf 
Czcmin fand gewiß den Ton der feindlichen Antwortnote imper- 
tinent, den Inhalt aber deshalb nicht ungünstig, da keine eigentliche 
Ablehnung, sondern ein Ausweichen vorlag. Die Entcntenote 
hatte unseren Friedensvorsehl ag als unaufrichtig und bedeutungslos 
charakterisiert, dagegen ihre Bereitwilligkeit geäußert, einen Frieden 
zu schließen, der „reparations, restitutions et garanties" böte. Damit 
war ein ganz aligemeines Programm aufgestellt, und es hätte viel- 

') Hindenburg an Bethtnann Hollweg, 23. Dezember, Stenographische 
Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des Untersuchungs-Ausschusses, 
S. 148; Zimmermann an Wedel, 23. Dezember 1916, Beilage zu den steno- 
graphischen Berichten über die öfiTeatlicben Verhandlungea des Uatetsuchungs- 
Ausschusses, S. ixo. 
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Idcfat nur einer klaren ErUanrng in der belgischen Frage bedurft^ 
um über den tin&ucbtbaren Austausch von UoUebenswürdigkeiten 

hinauszukommen und praktische Verständigungsmöglich kciten zu 
gewinnen. Auch Kaiser Karl hat auf Anraten seines leitenden 
Staatsmannes ein Telegramm an Kaiser Wilhelm am 2. Januar 1917 
gerichtet, in dem er die Bitte aussprach, es möchte nochmals ein 
diplomatischer Versuch in der Friedensirage gemacht werden, 
bevor ein neuer Aufruf an die Armeen erfolgte. In seiner Antwort 
hat Kaiser Wilhelm gesagt, die Entente selbst habe die Brücke der 
Verständigung zerstört, nur auf inoffiziellem Wtgt könnten Ver* 
ständigungsversuche unternommen werden, und es erfolgte dann 
der sehr kriegerisch gehaltene Aufruf an die Armeen. Die deutsche 
Friedensstimmung war auf einem Tiefstand angelangt. Der Kaiser 
erklärte jetzt, daß er gar keinen Wert niif Wilsons Friedensaktion 
legte; ja, er ließ sich sognr vom Auswärtigen Amt bestätigen, daß 
nie von einer Friedensvermittlung Wilsons die Rede gewesen sei^). 
Volkerrechtlich war der Schritt des Präsidenten Wilson gewiß keine 
Fnedensvermittiung; aber es bedeutete doch mit vollkommene 
Umkehr des Sachverhaltes, wenn jetzt die deutschen offiziellen 
Stellen mit einem Male den Präsidenten Wihon von sich ab- 
schüttelten, dessen Eingreifen ihnen vorher so wicht^ erschienen 
war. 

Wilson setzte indessen seine Versuche fort, ein» Friedens^ 
aktion herbeizuführen. Oberst House erbat im Auftrag von Wilson 
neuerdings vertrauliche Mitteilungen über die deutschen Friedens- 
bedingungen. Das Telegramm Graf Bernstorffs vom 5. Januar 
1917, das diese Mitteilung brachte, wurde von der Leitung der 
deutschen Außenpolitik wiederum in unbestimmten Wendungen 
beantwortet. Der Botsciiafter wurde angewiesen, die Frage der 
Friedensbedingungen dilatorisch zu behandeln; b^öglicfa Belgiens 
sollte bemerkt werden, daB Deutschland „Belgien nicht annektieren 
wollte"« Bethmann HoUweg hat aber schon in diesem Augenblick: 
doch auch den Gedanken erwogen, ob man nidit besser täte, dem 
Präsidenten die deutschen Friedensbedingungen mitzuteilen, wie 
CS ja dann schließlich am 29. Januar auch geschehen ist: ein In- 
struktionsentwurf in diesem Sinne ist aber nicht abgeschickt worden. 
Die Oberste Heeresleitung hatte noch durchgesetzt, daß die Zusage 
der bedingten Wiederherstellung Belgiens, die die abgesandte 
Instruktion enthielt, wieder gestrichen wurde. Zwei Tage daiauf 
ist der uneingeschränkte U-Bootkrieg beschlossen worden. 

Es folgen nun die drei kritischen Wochen bis zum Abbruch der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen, in denen sich noch einmal alle 

*) Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 
Untefsochungs-AuMdiiuMS, Betlage S. 199, 130. 
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Fäden emm kaum entwirrbaren Knäuel verschlangen. Präsident 
Wilson handelt weiter » erf&llt von dem hohen Ehrgeiz des Friedens- 
stifters; die Entente tut alles, um Amerika zu sich herüber zu 
ziehen; ein Teil der deutschen Amtsstellen arbeitet darauf hin, den 
Bruch mit Amerika selbst für den Fall der Erklänuig des unein- 
geschränkten U'Bootkriegs zu vermeiden, ein anderer Teil will 
auch das riskieren, ist vollkommen überzeugt, den militärischen 
Sieg erringen zu können, und verzichtet auf jede weitere diploma- 
tische Behandlung der Friedensfrage. In seiner Senatsbotschaft 
vom 22* Januar 19 17 hat Präsident Wilson von neuem die Friedens-r 
frage in aller ö^entlichkeit behandelt. Diese Botschaft, deren 
Wortlaut am gleichen Tage allen Regierungen fiberrddit worden 
ist^ die also ein besonders feierlicher amerikanischer Staatsakt war, 
geht etwas näher auf die Gestaltung des Friedens selbst ein; immer- 
hin auch hier in dem Sinne» daß es sich um einen Frieden ohne 
Sieg handeln sollte. Aus der Forderung der Wiederherstellung 
Polens darf jedenfalls nicht geschlossen werden, daß Wilson die 
territoriale Schmälerung Deutschlands ins Auge gefaßt hätte. Graf 
Bernstorff hat bezeugt, daß in allen Unterhaltungen, die er mit 
maßgebenden Amerikanern gehabt hat, niemals mit ihm über einen 
Frieden verhandelt worden ist, der auch nur die geringste Ab- 
tretung deutschen Gebiets mit sich gebracht hätte. Die Amerikaner, 
deren geographisches Sachverständnis ja nicht erheblich war, 
haben sich vielmehr damals die Sache so gedacht, daß Deutschland 
Polen wiederherstellen und für etwaige Abtretungen Kompen- 
sadonen erhalten sollte. Die Lösung mittels gegenseitiger Kompen- 
sationen hat in allen Besprechungen Bernstorffs eine erhebliche Rolle 
gespielt. Der Zugang Polens zum Meer sollte durch Eisenbahn- 
verbindungen gesichert werden. In Details haben sich die Ameri- 
kaner mit Bernstorff aber gar nicht eingelassen. Präsident Wilson 
hatte den Wunsch, daß auf der Basis seiner Senatsbotschaft vom 
^2. Januar in Konferenzen eingetreten würde. Wiederum war 
also duak die deutsche Leitung vor die große Entscheidung ge- 
stellt: die WOsonsche Vermittlung war nach allem, was voraus- 
gij^mgen war, zweifellos ein praktischer Weg zu einem erträs^chen 
Frieden. War die deutsche Reichsleitung stark genug, trotz der 
Unpopularität des amerikanischen Präsidenten in Deutschland, 
diesen Weg. zu gehen, war sie stark genug, das Mittel des unein- 
geschränkten U-Bootkricgcs, das ja ein Verzweiflung^mittel war, 
im letzten Augenblick aus der Hand zu legen, um den Krieg auf 
diplomatischem Wege zu einem erträglichen Ende zu bringen?* 
Die ehrliche Absicht Wilsons, einen wirklichen und erträglichen 
Frieden herbeizuführen, darf für damals, ebensowenig wie früher 
oder später, wohl sicher nicht in Zweifel gestellt werden — nicht 
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etwa nur aus allgemeinen Menschlichkeitsgründen, sondern aus den 
amerikanischen Interessen heraus. Staatssekretär Lansing hat auch 
dem Grnfen Bernstorff nahe gelegt, Deutschland möchte in seinen 
Forderungen nicht zu bescheiden sein. Es liegt hierj'n der Beweis 
dafür, daß die Amerikaner mit Mehrforderungen auf beiden Seiten 
rechneten und iiofften, durch einen allmählichen Ausgleich zu dem 
Frieden ohne Sieger und Besiegte zu gelangen. Reichskanzler 
y. Bethmann Hollweg war gegenüber der Kongreßbotscfaaft vom 
22* Januar skeptisch; er glaubte nicht, dafi Wüson stark genug 
sein würde, seine Bedingungen gegenüber den Bedingungen der 
Entente durchzusetzen. Auf die Senatsbotschaft als solche hätte 
die deutsche Leitung voraussichtlich nicht rea^ert. Es kam aber 
Im letzten Augenblick noch ein vollkommen neues Moment in die 
Verhandlungen. 

Graf Bernstorff telegraphierte am 26. Januar 1917, daß 
Wilson seine Friedensvennittlung auf Grund der Botschaft 
direkt anböte, und zwar ohne Einmischung in territoriale 
Friedensbedingungen. Gleichzeitig richtete Wilson durch Bern- 
storff nicht vertraulich ah die deutsche Regierung das Ersuchen 
um Mitteilung der deutschen Friedensbedüigungen. Nach den 
Schilderungen des Obersten House war der Galankengang des 
Präsidenten der folgende: die Entente hat unmögliche Friedens- 
bedingungen au^esprocfaen; das Programm des Präsidenten steht 
in direktem Gegensatz dazu. Nunmehr i«.t Dctitschlnnd moralisch 
verpflichtet, seine Bedingungen bekanntzugeben, weil sonst an der 
Ehrlichkeit seiner Absichten gezweifelt werden müsse. Bernstorff 
knOpfte an diese Mitteilung eine Erörterung, in der er aufs sciiärfstc 
unteibUich, daß der uneingeschränkte U-Bootkneg, ;etzt begonnen, 
als ein Schlag ins Gesicht betrachtet werden und unvermeidlich 
den Krieg mit den Vereinigten Staaten herbeiführen würde. Wenn 
jetast Deutschland auf Wilsons Vorschlag einginge, würde es dem 
Präsidenten sehr schwer werden, Krieg gegen Deutschland zu 
führen, selbst wenn dann später noch der uneingeschränkte U-Boot- 
krieg begonnen würde. Was sollte nun geschehen«' Bethmann 
Hollweg antwortete am 29. Januar mit der endlichen vertrnuHchen 
Bekanntgabe der deutschen Friedensbedingungen, der Bedingungen 
also, die Deutschland bei Verhandlungen aufgestellt hätte, falls das 
Friedensangebot vom 12. Dezember angenommen worden wäre. 
Die wichtigsten Punkte dieser Friedeuäbedingungen, der eisten 
und einzigen, die Deutschland während des ganzen Krieges einer 
neutralen Macht mitteflte, waren die folgenden: Rüdc^ü^e des 
von Frankreich besetzten Tefles von Oberdsaß; Gewinnung einer 
strategisch und wirtschaftlich brauchbaren Grenze gegen Rußland; 
koloniale Wiederheistellung auf Grund von g^enseitiger Ver- 
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ständig ung; Rückgabe des besetzten fraiuösischen Gebiets, aber 
Gretis|»erkhtigungen sowie finan^idle Kompensationen; Wieder^ 
herstellung Belgiens, aber Gaiantien für die Sicherheit Deutsch- 
lands; Freiheit der Meere, internationale Konferenz nach Kriegs- 
ende. Vergleicht man die vor Erlaß des deutschen Friedensange- 
botes im November an Österreich mitgeteilten deutschen Kriegs- 
ziele mit diesen Bedingungen, die an Präsident Wilson gegangen 
sind, so fällt Verschiedenes auf. Die November-Bedingungen 
sprechen ausdrücklich von der Abtretung kurländischen und litau- 
ischen Gebiets, die Januar-Bedingungen nicht. Die November- , 
Bedingungen sehen die Möglichkeit der Annexion von Lüttich mit 
entsprechendem Landstreifen vor, die Januar-Bedingungen nicht. 
En^icfa nt attch in cten Januar-Bedingungen die Anerkennung des 
Königreichs Pden nicht erwähnt. Bethmann HoUweg teilte femer 
am 29* Januar Bemstofff mit, da6 ein Au&chub des unein- 
geschränkten U-Bootkrieges nu^t mehr möglich wäre; wäre das 
Wilsonsche Angebot ntir wenige Tage früher erfolgt, so hätte der 
Beginn noch vertagt werden können. 

Bethmann Hollweg ist nie in einem solchen Zustand leiden- 
schaftlicher Erregung gewesen während des ganzen Krieges, als 
nach Empfang der Depesche des Grafen Bernstorff vom 27. Januar 
1917. Er hat am 29. Januar gemeinschaftlich mit Staatssekretär 
Zimmermann an den Chef des Admiralstabes v. Holtzendorff die 
Bitte gerichtet, der U-Bootkheg möchte angeschoben werden, 
Holtzendorif hat kategorisch erklärt, die Bitte sei unerfüllbar, weil 
die Unterseeboote nicht mehr oirflckgerufen wercten können. Die 
Oberste Heeresleitung hat sich mit dieser Entscheidung einver- 
standen erklärt. Nach den Feststellui^n vor dem Untersuchungs- 
Ausschuß befanden sich am 29. Januar 21 Boote in See. In dem 
Zeitraum vom 29. Januar bi-^ 7. Februar, in neun Tagen, hätten 
also diese 21 Boote funkenteiegraphisch erreicht werden müssen. 
Nach sachverständigem Urteil war es durchaus möglich, einen Teil 
der Unterseeboote eventuell zurückzurufen. Aber eine Garantie 
war bei der geringen Wahrscheinlichkeit, sie alle zu erreichen, nicht 
ZU öbemehmen. Doch diese technische Frage ist ja wohl nicht 
ausschlaggebend gewesen. Dk nailiüirischen Stellen wollten nicht 
im letzten Augenblick zurückziehen, obgleich hier tatsächlich eine 
Möglichkeit greifbar geworden war, den Krieg erträglich su be- 
endigen. Es gibt nichts Paradoxeres als die Tatsache, daß Deutsch- 
bnd ^gleichzeitig den Vereinigten Staaten seine Friedensbedin- 
gungen mitteilte, und damit seine Bereitschaft, auf die amerika- 
nische Vermittlung einzugehen, erklärte, — und den unein- 
geschränkfen Unterseebootkriee: nnkuiidigte, der nun sofort den 
Abbruch zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten zur 
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Folge hatte* Die zweite poUtiscfae Krise des Weltkrieges nahm 
damit ein für Deutschland ungünstiges Ende^). 

An dieser Stelle mfisscn wir auch den Vetsucfa einer Beur^ 
teflung der Haltung des Reicfaskanzlers v. Bethmami HoUw^ 

machen. Konnte der leitende Staatsmann diese wichtigste Ent- 
scheidung des Krieges unter solchen Umständen zustande kommen 

lassend Er hatte sich nur, weil es keinen anderen Ausweg gab, 
mit dem lebensgefährlichen Experiment des uneingeschränkten 
Unterseebootkrieges einverstanden erklärt. Die Wilsonsche 

, Friedensvermittlung war von ihm gewünscht worden; sie bot sich 
jetzt noch einmal trotz des deutschen Friedensschrittes dar. Der 
Eintritt Amerikas in den Krieg war das Ereignis, das er seit Mo- 
naten befiirditete, das zu verhindern er sich die äufierste Mühe 
gegeben hatte. Durfte er jetzt den militärischen Entschlüssen ruhig 
ihren Lauf lassen» da doch ein nur kurzer Aufsdiub die diploma- 
tische Situation klären konnte, ein kurzer Aufschub, den die wirt- 
schafitspoliti che Autorität des Vizekanzlers Dr. Helfferich noch 
wenige Wochen zuvor für unbedenklich erklärt hatte Wir gLiiiben : 
der leitende Staatsmann des Deutschen Reiches bitte m diesem 
weitgeschichtlichen Augenblick die Pflicht, den Beginn des unein- 
geschränkten Unterseebootkrieges zu verhindern, oder er mußte 
die Folgerungen ziehen und mußte gehen. Sein vornehmster 
Mitarbeiter hat ihm auch so geraten. Wenn Bethmami Holiweg 

. die Wilsonsdie Prkdensverm^ttlung beim deutschen Volke nicht 
durchsetzen «u kdnnen meinte» weil er tat^ichlich nur die Soaaal- 
demokraten und wen^^ Bflrgerlkfae dabei hinter sich gehabt haben 
würde, so lag darin noch kein Grund für ihn, einen Verzweiflungs- 
schritt mitzumacheni besonders, wenn der Verzweiflungsschritt in 
diesem Augenblick nicht mehr die einzige Möglichkeit war. Wie 
groß wäre die politische Geltung Bethmann Hollwegs später gewesen, 
wenn er sich Ende Januar 1917 nicht untergeordnet hätte unter 
Mächte, die ihm diese Unterordnung und Unterstützung durch 
seine Autorität niemals gedankt haben. Bethinann Holiweg war 
es gewesen, der sich auf das lebhafteste dafür eingesetzt hatten 
daß Htndenburg und Ludendorff die Obecste Heeresleitung über- 
nahmen — gerade von ihnen sollte später der entscheidende AnstoB zu 
seinem Sturze ausgehen 1 Bethmum Hollweg hoffte durch sein 



An kundigen Waraera hat es nicht gefehlt. In erster Linie ist hier 
Professor v. Schulze-Gävernitz zu nennen^ der noch am Morgen 30. Ja- 
nuar dem damaligen Abg. Bbert ein SchrifitstÜck übergab« in dem die Not» 
wendigkeit der Verständigung mit Wilson auseinandergesetzt war. Schulze- 
Gävcmitz hat auch zuerst der öffenthchkcit die Rolle Wilsons in der Friedens- 
frage dargelegt. (Vossische Zeitung, 8. Oktober 18; Vorwärts, 25. Oktober 19; 
Hindenbtiff: hat in seinem Schreiben an den Reidiskaozler Priitfen Max 
vom 16. Oktober 18 dazu Stellung genommen.) 
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Bleibesi die Kriegsleidenschaft einzudämmen — hätte sie sich lieber 
unter einem militaristischen Reichskanzler erst ganz ausgetobt! 
Er wollte den Unterseebootkrieg durch seinen Rücktrirt nicht 
diskreditieren — der wirkte oder er wirkte nicht: von der Person des 
Reichskanzlers war sein Erfolg durchaus unabhängig. Die Welt hatte 
nach den Fnedensbedingungen vqai Deutschland gefragt; Deutsch- 
land hatte nun endlich seine Fnedensbedingungen der größten 
neittralen Macht bekanntgegeben — aber der Kdeg ging weiter 1 
Der diplomatische Sieg der Entente in der Krise 1916/17 war 
sehr groß. Sie konnte den uneingeschränkten U-Bootkrieg gern in 
Kauf nehmen, wenn sie nur der amerikanischen Hilfe sicher war» 
Es gab in diesen Monaten für die Chauvinisten auf der Ententeseite 
keine größere Gefahr, als die Friedensvermittlung des Präsidenten 
Wilson. Anierika hat ja damals einen starken finanziellen Druck 
auf die Ententemächte ausgeübt, in dem Sinn, daß sie sich Friedens- 
verhandlungen nicht entziehen sollten. Ohne Amerikas Finanz- 
hilfe war eine siegreiche Fortführung des Krieges für die Entente 
unmöglich. Der Vergeht atd den uneingeschränkten Untersee- 
bootkrieg, die FortfOhrui^ der Wüsonscfeen Friedensaktion im 
Januar 19x7 hätte voraussichtlich die Entente sum Verständigungs** 
frieden gezwungen. Die Zwei-Eisen-Theorie von Bethmann Holl- 
weg hat sich nicht bewährt. Seine historische Schuld liegt nicht 
darin, daß er die politischen Situationen des Winters 1916/17 zum 
Teil falsch beurteilt hat. Manche falsche Beurteilung ist in der 
Geschichte schon durch konsequentes Handeln nachträglich wieder 
gut gemacht worden. Seine historische Schuld liegt darin, daß 
er sich die einheitliche Leitung der deutschen Reichsgeschicke, die er 
mit Recht immer für sich in Anspruch nahm, in dem gefahrUchsten 
Augenblick des Weldcrieges aus der Hand winden lie0^). 



XV* Der Kampf um den Verst&idigungsfrieden 

Kein Gebiet der Kriegsgeschichte ist heute noch so dunkel 
wie der Kampf um die Herbeiführung des Friedens. Wenn das 
Deutsche Reich durch das Friedensangebot, das es gemeinsam mit 
seinen Verbündeten im Dezember 1916 erließ, zuerst ganz offiziell 
die Friedensfrage anschnitt, so war das ein Ereignis, das in den tat- 
sächhchen Verhältnissen seine tiefe Begründung hatte. Das 

Stenographische Berichte über die öffentlichen Verhandlungen des 
Untersuchunes-Ausschusses, S. ayf., 56, 86f., laöf., iSjf., 271 f., 397fv 483f., 
548, 755, 763^^ 774; Beilage zu den stenographischen Berichten über die öjffent- 
uchen Verrandiunien des Unteisuchungs-Ausschusses, S. 100, 113, 115, 
xa3, sag, 134, 
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Deutsche Reich und seme Verbfiadeten waien seit dem Mißlingen 
des deutschen Votstofies an der Mame im September 1914 der 
friedensbedilfft^e Teil, und dieses Friedensbedflifhis mufite in 

jedem Monat zunehmen, wenn nicht durch ein ganz auBerordent-^ 
liches Mittel Luft geschaffen wurde, wie es der uneingeschränkte 

Unterseebootkrieg tim sollte. Die überntis ernste Lnge Deutsch- 
lands und seiner Verbündeten ist von den einsichtigen Staats- 
mäimern nie verkannt worden; auch die iiohen Militärs haben ja 
diesen Ernst immer betont, freilich in der Hoffnung, es könnte 
etwas Entscheidendes noch auf militärischem Gebiet, sei es zu. 
Wasser, sei es zu Lande, geschehen* Lange vor dem deutschen 
Friedensangebot ist aber tnofimell vom Frieden gesprochen worden. 
Die erste Friedensmöglicbkeit scheint skfa im Winter 1914/15 
eröffnet zu haben* Damals ist Frankreich Friedensverhandlungen 
nicht völlig abgeneigt gewesen; jedenfalls berichtet Arnold Rech- 
berg, damals Ordonnan^offiauer des Grafen Haeseler und vor dem 
Krieg Bildhauer in Pnri<; und deshilb mit fran2ö'^i*=;chen Kreisen 
in naher Fühlung, daß er mit Wissen der Reichsregierung Schritte 
getan hat, die nicht ganz erfolglos gewesen sind. Nach Rechbergs 
Angabe hat die Nachrichten-Abteilung der Obersten Heeresleitung 
alles getan, um diese Friedensschritte zu vereitein, und sie ist dabei 
SO weit gegangen, persönhch gegen Rechberg in unverantwortlicher 
Weise Vorzügen'). Die Dinge bedürfen jedenfalls noch sehr 
.der AufUärung. Von Frankreidh sind auch Bestrebungen ausge- 
gangen, die darauf hinliefen, die Türkei von ihren Vobündeten 
zu trennen. Die französische Freimaurerei und gewisse Kreise 
der Jungtürken spielten dabei eine Vermittlerrolle-). Der franzö- 
sische Großorient ist überhaupt in der Fricdensfrapc "^chr tätig 
gewesen, schon aus einer i^^cwissen Eifersucht auf den mternatio- 
nalen Sozialismus heraus. Einflußreiche Gruppen der französischen 
Freimaurerei haben auch dahin gewirkt, Frankreich solle auf die 
volle Erwerbung ElsaiB-Lothringens als Kriegsziel verzichten. Der 
offizielle Großorient hat aber in Verbindung mit der französischen 
Regierung diese Strömungen zurückgedrängt^) . Das sind Ereignisse, 
die bereits im Jahre 1917 spielen, das als das eigentlich kritjscfae 
Jahr in der Friedensfrage anzusehen ist« Im Frühjahr 1915 zeigte 
sich aber schon bei der Pazifistenzusammenktmft im Haag der 
Wunsch auf englischer maßgebender Seite, mit Deutschland ■ 
Friedensmöglichkeiten zu diskutieren. Die Hauptvomussetzung 
war der klare Verzicht auf Belgien. Die deutsche Leitung hat 
diese Möglichkeit nicht ergriffen. Der holländische Vertrauens- 

0 Arnold Pcchbcrg, Reichsniedergang, 1919. 
») Erzbergcr, Erlebnisse im Weltkrieg, S. 158. 
') Erzberger, Erlebnisse im Weltkriqj;, S. 159. 
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mann, Generalsekretär im Justizministerium Dr. Dresselhuis wurde 
erst im Oktober 1918 in Berlin empfangen, als alles zu spät war'). 

Wenn Deutschland sein starkes Friedensbedürfnis verdeckte 
durch die Siegergeste, so hat Rußland ein ähnliches Bestreben 
selir viel schwerer gebäht* Der Mangel an durchschlagenden Er- 
folgen auf der entscheidenden Westfront war fOr Deutschland 
eine Art chronischer Krankheit; RuBlands militärische Nieder* 
läge war etwas ganx Zweifdloses, und so sind dann von 
russischer Seite auch Versuche zur Vetständigung erfolgt. Ohne 
greifbare politische Folgen verlief eine Unterredung, die der 
spätere russische Minister Protopopow mit Bankier Warburg 
aus Hamburg im Sommer 1916 hatte. Aber daß Proto- 
popow eben kurze Zeit darauf Minister des Innern wurde, galt 
doch als ein bedeutungsvolles Zeichen. Der russische Minister- 
präsident Stürmer, der am i. Februar 19 16 Goremykin nachfolgte, 
wurde überhaupt als Friedensmacher angesehen und dement- 
sprechend von den russischen Chauvinisten scharf bekämpft. Im 
Oktober 19x6 soll dann der nissssche Höf durch neutrale Ver- 
mittlung in Berlin und Wien haben wissen lassen, daß Rußland sich 
für die weitere Zeit gegenüber seinen Verbündeten Handlungs- 
freiheit vorbehalte. Der kritische Punkt scheint die Frage der 
Dardanellendurchfahrt gewesen zu sein. Österreich und Bulgarien 
waren mit den russischen Vorschlägen einverstanden; das deutsche 
Große Hauptquartier soll scharf abgelehnt haben. Die Prokla- 
mation des Königreichs Polen wirkte daim begreiflicherweise sehr 
abkühlend auf Rußland; aber man kann doch nicht sagen, daß 
der russiscfae Vetständigungswille damit totgemacht worden wäre* 
Vielmehr scheinen unmitttlbar vor der russisdien Revolution 
weitere Anregungen aus russischen Hofkretsen im Auftrage des 
Zaren nach Berlin und Wien gegangen zu sein. Wir sehen heute 
noch nicht klar, was diese russischen Kreise konkret gewollt haben, 
und an wem die Verständigimgsmöglichkeit gescheitert ist. Es 
kann sem, daß auch hier das deutsche Friedensangebot als ein un- 
freiwilliges Schwäche zugestand ms ungünstig gewirkt und dem 
russischen Chauvinismus den Nacken gestärkt hat. Andererseits 
mußte die deutsche Reichsleitung den russischen Anerbietuugen 
hSBachu Herkunft gegenüber sär miBtrauisch setn^ wenn das 
» amtliche Rußland in so schroffer Weise jede Friedensmöglicbkeit 
zurfickwies^. Graf Oternin erzählt gleichfalls von den russischen 

') Hierüber besizt das A. A. eine Denkschrift W. Schuckmgs. Grcy 
war damals im Htag, Vgl« den Brief v. Tepper-Laskis an den Reichskanzler 
vom 8. Januar 1915 (Germania 16. 8. 19) und Lehmann-RußbCldt, Der 
Friedensnihler v. 1915 (Freiheit 6. 8. 10). 

*) Frankfurter Zeitung vom 31. Min 1919» SteHtttignahm» W Danrtdp 
lungen des Pester Lloyd. 

V«l«atlB. PwHwhhmrta AuBeopotltlk. 21 
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Fricdensfühlern, die unmittelbar vor der Entthronung des Zaren 
als letzte Rettungsversuche unternommen worden sind. 

Auch zwischen Deutschland und Japan haben auf inoffiziellem 
Wege Verhandlungen ischon im Frühjahr 1916 stattgefunden. 
diesen Verhandlungen hat immer die Verständigung mit Rußland 
auch eine RoUe gespielt. Die erste Zusammenkunft des deutschen Ge- 
sandten in Stoddiolm, von Ludus, mit dem japanischen Gesandten 
Usida, hat am 19. März, dk zweite Mitte April stattgefunden. 
Wesentlich dabei mitgewirkt hnr der deutsche Großindustrielle 
Hupe Stinnes, Er hnt den Vorschlag gemacht, emflußreiche Ver- 
treter Rußlands, Japans und Deutschlands sollten sich in Stockholm 
ireffen, um über Friedensmöglichkeiten zu verband ehi. Die beider- 
seitigen Verbündeten sollten für allgemeine Verhandlungen ge- 
wonnen werden. Diese Besprechung wurde trotz ihrer vertraulichen 
Natur bekannt und hatte sdion aus diesem Grunde keine konkrete 
Wirkung. Bei der Unterredung im April ist von dem deutschen 
Gesandten in Japan Kiautschou angeboten worden gegen eine 
Entschädigung für die Eisenbahnen und das deutsche Privateigen- 
tum. Sie kann vielleicht als der einzige offizielle Schritt Deutsch* 
lands vor dem Friedensangebot angeschen werden. 

Derjenige Staat, der am meisten m seinem Bestände durch das 
Londoner Abkommen vom 5. September 1914 und die ergänzenden 
Abkommen vom 21. und 30. November 19 15 bedroht war, ist zu- 
gleich der Staat, dessen Fnedensbedürfnis am offenbarsten unJ 
ungeschminktesten deutlich geworden ist: Österreich-Ungarn. 
Wenn steh Osterreich im Jahre 19x5 ttctz des Bruches mit Italien 
noch einigermaBen gehalten hatte, so ist seine außenpolitische 
seit der Brussilow-Offensive im Sommer 19 16 verzweifelt gewesen 
und immer geblieben. Die deutschen Stellen haben stets ge- 
funden, daß die Österreicher sich zu wenig zutrauten, und diese 
haben zum Teil ja auch militärisch überraschend viel geleistet. 
Aber das Schwierige waren eben die innerpolitischen Verhältnisse; 
seit dem Sommer 19 16 stand Österreich fortdauernd unter dem 
Zeichen des Hochverrats erheblicher Gruppen seines Bevülkerungs- 
bestandes. Der nußirauisciie" Pessimismus, die melancholische 
Hilflosigkeit nahmen zu und fiinden in den immer wiederholten 
Erklärungen der (Ssterreidiischen Leitung ihren Ausdruck, daB 
man eben weitere militärische und politische Mifierfolge nicht mehr 
vertragen könne. Am kraftvollsten wirkte Österreich noch im 
Kampf gegen Italien; aber auch hier blieben die großen und be- 
geisternden Erfolge aus. Die deutschen Stellen haben die öster- 
reichische Art nicht recht verstanden ; sie haben in den österrei- 
chischen Versicherungen, daß man am Ende sei, allmählich eine 
Art Trick gesehen, hinter dem weiter mchts stünde als das Be- 
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streben, aus Deutschland möglichst viel heraus2uschlas:en. Es 
wäre vielleicht richtiger gewesen, die österreichischen Warnungen 
ernster zu nehmen und die notwendigen Folgerungen daraus zu 
ziehen. In Österreich hat es eine nicht unerhebliche Strömung 
gegeben, die eiiiea Separat£riedeo empfobl» durch den die Moa- 
ardiie wetugstens einen guten Teil ihres Bestandes gerettet hätte. 
Der lebhatete Vorkämpfer gegen den Gedanken des Separat- 
friedens war Graf Czernin, der genau wttBte» daß Deutschland 
seinen Verbündeten einfach nicht loslassen konnte. Wie nun einmal 
die Dinge lagen, war für Deutschland der Gedanke unerträglich, 
den Block des Vierbiindes gerade durch die Macht gesprengt zu 
sehen, die so wesentlich zum Ausbruch des Krieges beigetragen 
hatte. Österreich hätte nur den Krieg gegen die Entente ver- 
tauscht mit einem Krieg gegen Deutschland, und Österreich hätte 
sich gegen die deutsche Militärmacht selbst am Ende des Krieges 
kein^£alls behaupten können« Vor allem hätte Ostenetch selbst 
im besten Falle nichts gewonnen. Im Prflhjahr 1917 haben Ribot 
und Lloyd George vergebens mit der italiennchen Regierung dar^ 
über verhandelt: es gelang ihnen nicht, eine Milderung der italie- 
nischen Bedingungen im Falle der Trennung Österreichs von 
Deutschland herbeizuführen. Graf Czemin, der von deutscher 
Seite so stark angefeindet worden ist, ist gerade derjenige, dem die 
Schwarz-Gelben seine Bündnistreue gegenüber Deutschland so 
tötlich übel genommen haben, zweifellos in völliger Verkennimg 
der walireii Lage der Monarchie. Es war jedenfalls eine hoffnungs- 
lose Illusion dieser schwarz-gelben Kreise, zu glauben, die Ge- 
legenheit sei jetzt vielleicht günstig, Österreich wieder in ein näheres 
Verhältnis «u den sfiddeutscfaeil G^em der preuBmchen Führer- 
schaft zu bringen'). 

Die brennendste Frage des Weltkrieges^ die elsaß-lothnn- 
gische, ist zuerst von Wien aus klar gesehen worden; von Wien 
aus wurde zuerst dem Deutschen Reich das Schmerzlichste nahe 
gelegt, was ihm geschehen konnte: der Verzicht auf die Reichslande. 
Der Vorgänger Czernins, Baron Bunan, hat schon im Frühjahr 
1915 die Ansicht ausgesprochen, er finde es unverständlich, daß 
Berlin einen besonderen Druck auf Österreich ausübe, darmt das 
Trentino an Italien abgetreten wurde; der Weltfriede sei sofort da, 
wenn Deutschland Ekafi-Lotfaringen an Frankreidi gäbe. In 
Deutschland konnte eine derartige AuiÜassung nur leidenschaftliche 
Ablehnui^ finden; man fühlte sich gegenüber dem brüchigen 
Osterreich doch als ein starker, geschtossener und aufrechter Staat, 

^) Czerain, im Weltkrieg, S. 27, 40, 334, a6o; Dr. v. Stein, Erlebnisse 
ttnd Betrachtungen aus der Zeit des Weltkrieges, S. 167; v. HiiidciilMUgr Am 
Bwinem Leben, S. 153, 157, a6o, 387. 
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Die österreichische Diplomatie, deren Scharfblick wir ja oft haben 

betonen müs?;en, hat aber wohl auch hier das leider Unabwendbare 
erkannt. Im Jahre 19 17 hat sie das Thema wieder angeschlagen. 
Im Dezember 19 16 hat Kaiser Karl begonnen, durch seine Schwäger, 
die Prinzen Sixtus und Xaver von Parma, eine Verständigung 
vorzubereiten, bei der Belgien und Serbien herausgegeben 
werden, Konstantinopel an Rußland und ElsaB^LiOCfaruigen an 
Frankrdch gelangen sollten. Im März ist Pttna; Sixtus vom Pdbi* 
denten Mncar^ empfai^en worden; der Präsident erhidt dabei 
zwd Briefe, einen vom Kaiser Karl und einen vom Grafen Czemm. 

Am 3. April Catnd der Besuch Kaiser Karls und seines Ministers 
in Homburg statt. Die Österreicher schlugen einen Friedens- 
schritt vor, den aber die deutsche Oberste Heeref^leitung als miH- 
tärisch unangebracht ablehnte. Graf Czernin vertrat den Stand- 
punkt, Deutschland sollte Eisaß-Lothringen an Frankreich ab- 
treten, dafür wollte Österreich Galizien mit Polen vereinigen und sich 
für die Angiiederung Polens an Deutschland emsetzen. Diese Lösung 

wurde von Deutschland zurückgewiesen. Reicfadansler v. Beth- 
mann Hollweg und Graf Gzemin sind zunächst von einer Verein- 
barung nicht abgewichen, die bereits am 27. März zwischen ihnen 
abgeschlossen wurde und tmter dem Namen »^Wiener Dokument" 
bekannt geworden ist« Das Wiener Dokument geht vom Stand*» 
punkt des Status quo aus, und umfaßt ein Minimalprogramm von 
Friedensbedingungen, auch von Gebietserweiterungen für den Fall 
eines günstigen Kriegsausganges. Die Österreicher ließen aber nicht 
locker. Bereits am 14. April wurde Kaiser Wilhelm der berühmt 
gewordene vom 12. April datierte Geheimbericht des Grafen 
Czernin übergeben. Darin war auseinandergesetzt, daß Österreich- 
Ungarn am Ende seiner Kräfte ad, daß die russische Revolution 
voraussichtlich in den Nachbarländern innerpohtiache Nachwit^ 
kungen hervorrufen würde, daß auf Osterrdch^Ungam als aktiven 
Kriegsteilnehmer über den Sommer hinaus nicht mehr zu rechnen 
sei. In dem Bericht heißt es: „Uh habe die feste Überzeugung» 
daß auch Deutschland, ebenso wie wir, am Ende seiner Kraft an- 
gelangt ist, wie dies ja die verantwortiichen pohtischen Faktoren 
Berlins auch gar m'cht leugnen... Wenn die Monarchen der 
Zentraimächte nicht imstande smd, in den nächsten Monaten den 
Frieden zu schließen, dann werden es die Völker über ihre Köpfe 
hinweg machen, und daim werden die Wogen der revolutionären 
Vorgänge alles das wegschwemmen, wofiSr unsere BrOder tmd 
Söhne heute noch kämpfien und sterben^)*'. Graf Czemtn wollte 
kein neues Friedensangebot, sondern er erstrebte das Eingreifen 

*) Vgl. auch V. Cramoa, Unser östeireicbisch-ungarischer Bunde^enosse 
jm Wdtkruge, S. xia. 



ÖSTERREICH VERHANDELT MIT DER ENTENTE 



des Papstes unter Mitwirkung aller internationalen liatholischen 
Kräfte* 

Der Bericht des Gtafen Oienun ist in Abschriften an das 
Auswärtige Amt» an die Oberste Heeresleitung und an andere 
deutsche und österreichische amtliche Stellen gegangen; er ist 
auch aus der Schweiz an deutsche Politiker geschickt worden. Über 

die Schweiz wurde er begreiflicherweise auch auf der Ententescite 
bekannt. Daß dies letztere durch Erzbergers Mitteilungen auf 
einer vertraulichen Sitzung des Reichsausgchusscs der Zentrums- 
partei in Frankfurt Ende JuH 1917 geschehen sei, ist eine unbe- 
wiesene Behauptung. Es ist in der Tat richtig, daß die Entente- 
kreise kaum des Czeminschen Berichtes bedurften, um über die 
schlechte Lage in Österreich unterrichtet 91 werden. 

Die Verkttidlungen der österreichischen Stellen mit der Entente 
durch die Vemuttlung des Prinzen Sixtus von Parma haben sich 
bb in den Sommer 1917 hinaus erstreckt*). Der deutsche Reichs- 
kanzler V. Bethmann HoUweg ist offenbar persönlich zum Teil in 
diese Verhandlungen eingeweiht worden. Er war Ende März und nm 
13. Mai in Wien. Die Hoffnungen, die aber an diese Aktion 
geknüpft wurden, erfüllten sich nicht. Österreich wollte die Inte- 
grität der Monarchie auf alle Fälle bewahren, eventuell in Form 
von Kompensationen. Italien wollte aber auf seine Ansprüche 
nicht verzichten. Die Ententemächte benutzten den Prinzen von 
Parma in erster Linie, um Österreich einen Sonderftieden nahem- 
legen. Die deutsche' und dk (Ssterreichiscfae politbche Leitung 
haben in den Kreumachcr Abmachtmgen vom 17. — 18. Mai 19x7 
nochmals ein gemeinsames Programm festgelegt« Darin war vor- 
gesehen, daß Deutschland Kurland und Litauen erhalten, sowie 
Polen sich angliedern sollte; Österreich sollte durch Rumänien ent- 
schädigt werden. Von Elsaß-Lothringen ist im Kreuznacher 
Programm nicht die Rede; es bekommt aber natürlich nur dann 
einen Sinn, wenn Deutschland damals ähnliche Zugeständnisse 
an Frankreich ins Auge faßte, wie sie Österreich Italien gegenüber 
machen sollte. Uxusweifelhafit hat Rrichskangler v. Betfamann 
HcUweg Zugestandnbse bezüglich der fran^ossdi sprechenden 
Gebiete des Reichslandes erwogen. In seinen Verhandlungen mit 
dem Nunzius Pacelli, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Friedensaktion des Prinzen von Parma stehen, hat er ausdrücklich 
gesagt, daß, falls Frankreich verständigungsbereit sei, der Friede 
nicht an der Frage von Gebietsabtretungen Deutschl.mds an Frank- 
reich scheitern sollte. Er dachte sich das in Form gegenseitiger 
Grenzberichtigungen*). Bekanntlich sind im Frühjahr 1918 diese 

Ludeadorff, Urkunden der Obersten Heeresleitung, S. 37of. 
V Bethmann HoUweg, Friedensmöglichkeitea im Ivfflbsoinmer X917, 
Deutsche AUgemrine Zotung vom 99* z* igsio. 
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fisterretcliischeii Gelieunverlundlungen mit der Entente «um Teil 
bekannt geworden und haben eine schwere Krise der deutsch-dster- 
fdchiachen Begehungen hcrbeigeftthrt, Sie endete mit demR^tcktritt 

des Grafen Czemin und mit einer kaum wiedergutzumachenden Ein- 
buße des Kaisers Karl an moralischer Autorität^). So ungeklärt und 
bestritten die Eiruelereignisse der österreichischen Sonderaktion 
noch sein mögen : das für uns in erster Linie wichtige außenpolitische 
Moment ist deutlich. Das deutsch-österreichische Bündnis hatte einen 
Riß bekommen infolge der Unfähigkeit Österreichs, den Krieg weiter 
durchzuhalten, einer Unfähigkeit, die subjektiv übertrieben gewesen 
sein mag, die aber objektiv als ein ganz wesentliches Moment für 
den Fortlaiif der Ece^nisse in Wirkung trat. Von einem fister^ 
xeiduscfaen Veirat x» sprechen, ist kaum angängig. Die dentscfaen 
poHtisdiea Stellen sind im wesentlichen in die Verhandlungen 
zwischen Österreich und der Entente eingeweiht gewesen — die 
Oberste Heeresleitung freiUch nicht» was man begreifen wird» denn 
diese Dinge gehörten ja nicht zu ihrer Kompetenz. Österreich 
hat auch schon vorher gar keinen Hehl daraus gemacht, daß es 
Deutschland zumutete, über Elsaß-Lothringen direkt zu ver- 
handeln. Kaiser Karl hat sich im Sommer 19 17 sogar an den 
deutschen Kronprinzen unmittelbar brieflich gewandt, um ihn für 
die Abgabe Elsaß-Lothringens, gegen Abtretung Polens einschließ- 
Itcli Galiztens an Deutschland» zu gewinnen"). Tmmftrhjn t>e^ 
deuteten die Vers|»echungen Kaiser Karb an die fnuueSsische 
Adresse eine starke Befestigung der feindlichen Pnsitioo. Sonder- 
friedensmÖgltchkeiten hat Österreich damals nur als eine Even- 
tualität gelegentlich verfolgt. Jedes Bündnis hat ja nach Bismarck 
seine Grenze in den Lebenscrfordemissen der Teilnehmerstaaten. 
Wäre Deutschland nur von Anfang nn auch etwas selbstsüchtiger 
gegenüber Österreich gewesen! Im Frühjahr 1917 hätte kein 
deutscher Staatsmann vor der Öffentlichkeit die elsaß-lothringischc 
Frage diskutieren und die Möglichkeit von Zugeständnissen ver- 
treten können. Er wäre ohne weiteres weggefegt worden. Und 
doch war dies der Hauptpunkt des ganzen Friedensproblems. Bs 
spridit £&r den staatsmännischen Scharfblick Betbmann Hollwegs, 
daß er den Mut gehabt hat, auch diese so Oberaus schmeraslt^ 
Frage so Zu sehen, wie sie in Wirklichkeit war. Schon im Sommer 
1916 hat er Kaiser Wilhelm in diesem Sinne vorgetragen* 
Wäre die öffentliche Meinung in Deutschland seit 1914 beizeiten 
darauf vorbereitet worden, daß ein Verständigungsfrieden die posi- 
tivste Möglichkeit und eine Niederlage nicht unwahrscheinhch soi, 

') Gtai August Demblin, Czexnia und die Sixtusaffäre 1920; Erzberger« 
Erlebnisse im wel^ieg, S. ix6f. v. Cnmoa a* a. O. S. 1^1 f. Aktenves^ 

öffentlich ung der „Opinion", Februar IQSO* 
*) Czemin« Im Weltkrieg, S. 98. 
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SO hätte der Gedanke, die französiscli sprechenden Teile des Reichs- 
landes zum Verhandluagsobjekt zu machen, sicfa vielleicht durch« 
setzen lassen können. 

Nachdem es sich als unmöglich herausgestellt hatte, durch 
Verhandlungen zwischen der österreichischen tind der deiifscheii 
Regierung zu einem neuen und positiven Friedensprogramm zu 
kommen, setzten im Frühjahr 1917 die Versuche ein, auf parlamen- 
tarischem Wege zu einer Basis zu gelangen. Eine politische Per- 
sönlichkeit, die dem Grafen Czemin naiie stand — er neimt sie m 
seinen Erinnerungen nicht — trat mit verschiedenen Führern 
der politifldien Psirteien des deutschen Reichstages in Verbindut^ 
und entwickelte ihnen die wahre Lage der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie. Die Eröffnungen, die den Berliner Herren, 
in erster Linie Erzberger und Südektun« gemacht wurden, liefen 
auf folgendes hinaus : Frankreich sei knegsmüde und wünsche nicht 
das Eingreifen der Vereinigten Staaten. Österreich -Ungarn könne 
den Krieg ebenso wenig fortführen wie die Türkei; bleibe Deutsch- 
land hartnäckig, so werde die Entente zur Fortsetzung des Krieges 
gezwungen und die Niederlage sei unausbleiblich; Deutsciiland 
müsse ebenso wie Österreich sich öffentlich bekennen zu einem 
Frieden ohne Annexionen und ohne Kriegsentschädigungen, bei 
dem alle besettten Gebiete, auch Belgien, völlig bedingungslos 
herausgegeben würden, und der eine allseitige gleichmäfiige Ab- 
rüstung zu Wasser und zu Lande herbeifOhren müsse. Gleich- 
zeitig wirkten die österreichischen Vertrauensmänner beim Vatikan. 
Die Ereignisse der nächsten Monate, die Friedensresolution des 
deutschen Reichstags, die päpstliche Friedensnote und die englische 
Friedensgeste sind die tmmittelbaren Ergebnisse der österreichischen 
Aktion*). 

Um die Friedensresolution des deutschen Reichstags verständ- 
lich zu machen, bedarf es vor allem der Beantwortung der Frage : 
Welche Erfolge hatte der uneingeschränkte Unterseebootkrieg 
Rein militärisch und technisch übertrafen die Erfolge die Voraus* 
berechttungen des deutschen Admiralstabes. Es ist zweifellos, daß 
der mit aUen Mitteln des Heroismus von Deutschland geführte 
Unterseebootkrieg die Lage der Bntenteländer sowohl mili- 
tärisch wie wirtsdiafdich wesentlich emster gestaltete. Die größte 
Versenkungsziffer wurde im April 1917 erreicht: i 091 000 Tonnen; 
bis in den Oktober hinein wurde eine durchschnittliche Leistung 
von über 800 000 Tonnen pro Monat erzielt. Dies war die Arbeit 
von etwas über 100 Unterseebooten; im Februar betrug die Zahl 
103, im Oktober 134 Boote. Die Verluste waren erträgUch; sie 

0 Czernin, Im Weltkrtcg, S. auf. 
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Steigerten sich gegen Herbst auf 9 Boote pro Monat. Warum 
wurde der Unterseebootkrieg trotzdem politisch eine so sehr große 
Enttäuschung«' England hat durch die stärksten Mitte! wirtschaft- 
liche Gegenwirkungen hervorgebracht, die den Unterseebootkrieg 
zur schheßhchen Erfolglosigkeit verdammten. Der Schiffisraum 
wurde aufs Äußerste ausgenutzt durch einheithche Kontrolle und 
starke Belastung, die Lebensmittelversorgung wurde in groß- 
artiger Weise organisiert, so daß ein tatsächlicher Mangel niemals 
spürbar wurde; die Hauptsache war aber die Andgnung der neu- 
tralen Tonnage, wodtirdb England mit einem Schlage gerade in der 
kritischen Zeit der ersten sechs Monate seine Verluste ausglich. 
Diese Gegenmaßregeln sind von den Vertretern des Unter- 
Seebootkrt^ies^ in erster Linie von Staatssekretär Helfferich, nicht 
genügend erwogen worden. Durch alles das soll gewiß nicht die 
positive Leistung des Unterseebootkrieges geschmälert werden; 
er hat besonders auch die Abwehr der feindlichen Offensive zu 
Lande unterstützt und so die militärische Gesamtsituation zunächst 
erleichtert. Aber letzten Endes kormte es doch nur auf das Große 
und Allgemeine ankonunen — und da hat er m'cht das gehalten, 
was man von ihm erwartet hat. Die Versprechungen des 
Admirabtabes waren völlig eindeutig und bindend gewesen; durch 
Instruktionen der Obersten Heeresleitung wurde die Frist von sechs 
Monaten, iimerhalb deren England um Frieden bitten müsse, 
allgemein der Armee bekannt gemacht. Infolgedessen wurde in 
weite<^ten Kreisen mit einem gänstigen Kniende im Spätsommer 
gerechnet. 

Anfang Juli trat nun der Reichstag zusammen. Der 
Abgeordnete Erzberger benutzte die Sitzung des Hauptausschusses 
am 4. Juli zu einem Vorstoß von großer politischer Tragweite. Er 
stellte fest, daß die zugesagten schnellen politischen Wirkungen 
des uneingeschränkten U-Boockrieges nicht eingetroffen seien, daB 
er vielmehr überall den größten politischen Schaden angerichtet 
und uns mit der ganzen Welt in Feindschaft gebracht hsibt* Er 
wies dem deutschen Admiralstab erhebliche Rechenfehler nach, 
besonders den furchtbaren Schnitzer, daß er in seinen Schätzungen 
nur die englische Tonnage und nicht die Wcittonnage berücksichtigt 
habe. Seine Ausführungen gipfelten m dem Satz: Es steht mathe- 
matisch fest, daß der Unterseebootkrieg England in absehbarer Zeit 
nicht zum Frieden zwingen kann. Erzberger knüpfte daran die 
Frage: Was nuni* Und er schlug vor, daß man, um zu einer allge- 
meinen Verständigung zu gelangen, zu dem Gedanken zurückkehren 
mfisse, mit dem d^ Krieg begonnen worden sei: Es gilt nicht Brobe- 
rangen, sondern die Verteidigung des Vaterlandes* Die Staats- 
sekretäre Helfferich und Capdle stellten dem Abgeordneten Brs- 
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berger neue Berechnungen gegenüber, die ihre poiitisdie Haltung 
begründen sollten. Erzberger erwiderte darauf am 6: Juli mit 
einem neuen Angriff. Er wies nach, daß er nach dem tmgeheuren 
Irrtum der verantwortlicfaea Staatsmänner ihnen kein Vertrauen 
«ntg^enbrii^en könne; audi die neuen Berechnungen wären voU- 
kommen unzutreffend; von der Welttonnage von ^8 Millionen 
Tonnen würden Ende 19 17 unseren Gegnern 35 Millionen Tonnen 
zur Verfügung stehen; in Paris und London lebe man, wie m?n 
in Deutschland vor i H Jahren gelebt habe. Und Erzberger nahm 
seinen positiven Grcdanken gleichfalls verstärkt wieder auf: der 
Verständiglingsfrieden muß erstrebt werden, der einzige Weg dazu 
ist eine Kundgebung des Reichstages m diesem Sinne. Die innere 
Situation Deutschlands war damals, wie wir später sehen werden, 
durch die FragederEinfflhrungdcs allgemetnenWahlrechts inPkeuBen 
bereits stark gespannt. Die aufienpolittsche Krise wuchs infolge- 
dessen an za einem poh'tischen Ereignis ersten Ranges. Die Er^ 
regung steigerte sich von Tag zu Tag, ja von Stunde zu Stunde. 
Das Eintreffen der Obersten Heeresleitung, Hindenburgs und 
Ludendorffs, verwickelte die Lage noch mehr. Die sozialdemokra- 
tischen Parteiführer, m erster Linie der Abgeordnete Ebert, sprachen 
sich aufs schärfste gegen die Regierung^ aus. Die ganze Enttäu- 
schunsy, Unzufriedenheit und Mißstimmung spitzte sich schließlich 
zur Gegnerschaft zu gegen den leitenden Staatsmann, Bethmann 
HoUweg. Es tauchte der Gedanke auf, ein Kabinett der nationalen 
Verteidigung tut bilden — er scheiterte an der Weigerung der 
Sodaldemokraten, mit den Bfirgetlichen in einem Kabinett su 
sitssen. 

Im Kronrat vom 9. Juh kam nun die Frage des gleichen Wahl- 
rechts in Preußen zur entscheidenden Erörterung* Man kann 

sagen, daß unter dem Eindruck der Vorgänge m Rußland die Frapfc 
der inneren Reform, in erster Ln^.ie in Preußen, überaus dringlich 
geworden war. Bethmann Hoilweg war der Vorkämpfer der Neu- 
orientierung; es war selbstverständlich, daß er die Hand dazu bot, 
dieses entscheidende Problem jetzt verfassungsmäßig zu fordern. 
Der Reichstag hatte im Aprü einen Verfassungsausschuß eingesetzt, 
der sidi in erster Linie mit der Zusammensetzung der Volks- 
Vertretungr also der brennendsten Frage in Preufien, beschäftqien 
sollte. Durch die Osterbotschaft des Kaisers vom 8. April war 
das Klassenwahlrecht in. PKußen vaad die bisherige Zusammen- 
setzung des Herrenhauses als m'cht mehr vereinbar bezeichnet 
worden mit den durch die Kriegsereignisse, insbesondere die Lei- 
stungen der Gesamtnation, geschaffenen neuen Zuständen. Dieses 
Problem griff Bethmann Hollweg jetzt wieder auf. Er setzte sich 
nun auch für die Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen 
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ein, nachdem die Osterbotschaft nur vom direkten und geheimen 
Wahlrecht gesprochen hatte. Aus den Besprechungen zwischen 
Bethmann Hollweg und den ParteüÜhrem erwuchs feiner der 
Gedanke« einen ,,Reichsrat" zu schaffen, der ein Veitnittlungs- 
organ zwischen Reichsleitung, Bundesrat und Reichstag darstellen 
sollte. In dieser späten Stunde wurde also der unumgängliche 
Weg der Demokratisierung und Parlamentarisierung Preußen- 
Deutschlands beschritten. Und es ereignete sich nun das Selt- 
same, daß die politische Persönlichkeit, die innenpolitisch in 
diesem Augenblick einen großen Sieg erfocht, die endliche Be- 
krönung langwieriger Bestrebungen — daß diese Persönlichkeit 
gerade jetzt als aufienpolitiscfa verbraucht angesehen und deshalb 
weggefegt wurde. Die Julikrise 19x7 endigte mit drei Ereignissen, 
die schlechterdings nicht x» einander paSten: es wurde die Ordre 
über das gleiche Wahlrecht am 12. Juli veröffentlicht, der Reichs* 
kanzler von Bethmann Hollweg überreichte am 13. Juli sein zweites 
endgültiges Abschiedsgesuch, und die Friedensresolutton des 
Reichstags wurde am 19. Juli angenommen. 

Bethmnnn Hollweg ist von «meinem Amt zurückj^etreten, weil 
sich schließlich alle maßgebenden Faktoren gegen ihn vereimgten. 
Der Kronprinz hatte von vornherein den Reichskanzlerwechsel für 
die ;ille!nige und richtige Lösung der Krise gehalten; Ludendorff 
erbat ijemen Abschied, weil er zu Bethmann Hoilweg nicht mehr 
das unerläßliche Vertrauen haben könnte^); alle büigt^rlichen Par* 
teien mit Ausnahme der Fortschrittlichen Volkspartei erklärten 
sich gegen den Kanzler. Bei den Konservativen und den National* 
liberalen war diese Stellungnahme nur eine Fortsetzung lang- 
jähriger Opposition. Die Zentrumspartei stellte sich auf den Stand- 
punkt, daß ein Reichskanzler, der bei Ausbruch des Krieges die 
Reichsgeschnfte <:;eführt hatte, nis ein Hindernis hei der Herbei- 
führung des Friedens anzusehen sei, und verzichtete deshalb darauf, 
ihn weiter zu unterstüt2,en. Zum ersten Mal nahmen damals die 
deutschen Parteien Einfluß auf die Bestimmung der Person des 
leitenden Staatsmannes; bie benutzten diesen Emfluß, um den 
Mann z» beseitigen, der der Vorkämpfer der Neuorientienmg und 
der Parlamentarisierung gewesen war! Das grofie Geschenk» das 
Bethmann Hollweg in diesem Augenblick dem deutschen Volk fiber- 
mittelte, das gleiche Wahlrecht in Preußen, nutzte ihm selbst nichts. 

Der Gedanke des Verständigungsfriedens setzte sich nun zu 
gleicher Zeit endlich bei der Mehrheit des deutschen Reichs- 

*) Ludendorffs Abschiedsgesuch vom 12. Juli 1917; ürkundenband, 
S. 407. Hindenburg hat seine Ablehnung Bethmann IloUwcgs tn ejnet aus- 
führlichen Denkschrift an Michaelis begründet (Al^llSt X917; XUCtSC ver- 
öffentiicht im „20. Jahrhundert", August 1919). 
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tags durch. Die Friedensresolution erinnerte an das Wort der 
Tbtofuede: „Uns treibt nicht Efoberutigssticfat". Sie gab ktmd, 
daß der Reidastag etnen Frieden der Verständigung und der dauern- 
den Versöhnuiv der Völker erstrebte, einen Frieden, mit dem 
erzwungene Gebi e tse rw er b ongen, politisdie, wirtschaftliche und 
finanaelle Vergewaltigungen unvereinbar seien. Die Friedens- 
resolution faßte femer den Wirtschaftsfrieden und die Schaffung 
internationaler RechtsorganisnTiortcn ins Aus^e. Man darf wohl 
sagen, daß diese Resolution einen Niederschlag darstellte der 
Hauptgedanken, für die Bethmann Hollweg als Kriegskanzler ein- 
getreten war. Die Friedensresolution bedeutete die endliche Ab- 
sage der Mehrheit des Reichstags an den Annexionismus, sie modifi- 
sierte also jene uns bekannten Besdilflsse, durch die sich die bürgere 
lidien Parteien auf annexionistiscfae Kriegsziele festgelegt ha^n; 
sie ermögltcfate dadurch der Sozialdemokratie die wettere Mit- 
arbeit im positiven Sinne, die weitere Bewilligung der Kriegs^ 
kredite« Alles das entsprach den politischen Grundideen Bethmann 
HolIwe?s, die ihn in so großen Gegensatz zu den Rechtsparteien 
gebracht hatten. Seine Ideen also triumphierten; er selbst mußte 
zurücktreten. Letzten Endes war der Rücktritt Bethmann Holl- 
wegs die Folge der Tatsache, daß er den unemge^clirankten Unter- 
seebootkrieg schließlich gedeckt hatte. Insofern ist sein Rucktritt 
zwangsläufig gewesen. Der erwiesene poHtische Mißerfolg des 
unetngeschr9nktett Unterseebootkrieges mußte die Persdnlichkeit' 
beseitigen» die die höchste politische Verantwortung dafür trug. 

Wir sind in unserer Betrachtung immer sparsam gewesen mit 
dem allzu häufig gebrauchten und deshalb abgenutzten Begriff des 
Tragischen. Aber hier hat sich zweifellos ein tragischer Vorgang 
vollzogen. Bethmnnn Hollweg war der beste Staatsmann, den das 
deutsche Volk seit Bismarck hatte. Das Letzte und Höchste poli- 
tischer Meisterschaft war ihm freilich versagt. Man könnte sagen: 
er hat alles Notwendige erkannt, aber in den schwierigsten 
Momenten des Handelns hat ihm der Instinkt für die überraschende, 
die allein richtige Lösung gefehlt. Als Persdnlichkeit war er ja 
etwas ganz anderes, als steh die so leicht irregeführte ÖfiEentliche 
Meinung vorzustellen pflegte; eine leidenschafdiche Natur, im 
Innersten bewegt von den großen Problemen der Zeit, die er viel- 
leicht am allerbesten und feinsten erfaßtii eine Kämpfematur, auch 
rücksichtslos, wenn es sein mußte, gewandt und schlagfertig in der 
Rede, sehr vorsichtig in der Äußerung seiner letzten und tiefsten 
Ansicht, - also nicht einfach zu beurteilen und nicht leicht zu 
nehmen. W.is ihm fehlte, war jene Leichtigkeit, an der Füret 
Bülow zu viel hatte, eine Art künstlerischer Phantasie, kraft deren sich 
das Büd notwendiger Handlungen ohne weiteres in der Seele des 
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ataiatsinännisdien Genies dnstdlt. Er war viel mefar als etn Bureau- 
krat, als welcher er zvmaat geschildert und verstandeii wird; er 
hatte beinahe zu viel Ideen, jedenfalls arbeiteten sie in ihm au£i 

mächtigste, und trieben ihn immer wieder dazu, Bekenntnisse großen 
Stils abzulegen. Kaum je ist eine bedeutende politische Per* 
sönlichkeit so töricht, so sinnlos und mit so niedrigen Mitteln be- 
kämpft worden wie er. Dns wird ihm für alle Zukunft in der Ge- 
schichte eine starke Stellung geben. Konnte es doch so weit 
kommen, daß militärische Behörden ausdrücklich arbeiteten gegen 
Meinungsäußerungen, die im Einverständnis mit dem Reichs* 
kanzler veröffentlicht wurden. Die militärische Zensur befehdete 
tatsächlich durch Monate hindtirch die Politik der Reicfasregierung 
und nutzte ihre Machtstellung und ihre Popularität rOdcstcfatslos 
aus, um die Autorittt Betfamann Hollwegs z» untergraben'). Wenn 
er es selbst ganz gut verstanden hat, seine Gegner zu beseitigen, 
so hat er an manchen seiner Anhänger und Mitarbeiter, die ihm 
viel scliadeten, beinahe zu loyal festgehalten. Schließlich ist er 
doch durchaus unfreiwillig gegangen; denn weit über persönlichen 
Ehrgeiz und Verliebtheit in sein hohes Amt hinaus, was man ihm 
immer gehässig nachsagte, hat er richtig erkannt, daß in diesem 
Augenblick, im Sommer 1917, Deutschland einen Maim seiner 
Richtung und seines Gewichtes bitter nötig brauchte. Die Oberste 
Heecesleittuig hat den Ffitsten Bülow als Nachfolger gewünscht, 
dessen Kandidatur besonders vqn Österreich bekämpft wurde, wp 
man klar die verhängnisvollen internationalen Folgen einer solchen 
Ernennung erkannte; der Kaiser wollte den Grafen Hertling; in 
die Lücke wurde schließlich aus allgemeiner Verlegenheit Herr 
Michaelis geschoben. So kam es, daß die tinzigt positive Friedens- 
möglichkeit, die sich nun aus all diesen uns bekannten Vorberei- 
tungen entwickehe, und die m Verbind uns; mit der Friedensreso- 
lution des Reichstages wirklich zu einem greifbaren Ergebnis hätte 
fuiiren können, daß die^e euuige Fnedensmöglichkeit, die Friedens- 
geste England im Frühherbst 1917, einen Mann in der Reichs- 
kandei hnd, dem jede Voraussetzung fehlte, riditig darauf z» 
reagieren. 

Seit dem Frühjahr 1917 bestand 2;weifellos in Europa auf allen 
Seiten eine gewisse Friedensstimmung. Ihre Ursache war in erster 
Linie zu finden in der allgemeinen Ermüdung. Besonders gilt 

das für Frankreich, das nach einer bekannt fifewordenen Äußerung 
des französischen Außenmimsters Ribot zu dem itahenischen Bot- 
schafter in Paris seiner Erschöpfung entgegenging. Aber auch in 
England war eine gewisse Geneigtheit vorhanden, und sie mag 

') Stenographische Benchte übcT dk Öffentlichen Vfhandlungea des 

Untersuchuugs-Ausjächusäes, 5. 1Ö7. 
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psychologisch auf den UnterseebootI:rieg zurückzuführen sein. 
Wenn Deutschland nur noch zwei Möglichkeiten hatte, den Ver- 
ständipungsfrieden und die Niederlage, so hatte die Entente die 
zwei Möghchkeitcn des SAeges und des Verständigungsfnedens. 
Besonders stark scheint die nissische Revolution und die dort ent- 
stehenden PriedensmäglicfalKiteii auf die Entente gewirkt su 
haben, 0n wichtiger Verbfindeter war im Begriff» abzu&llen* 
Zwischen England und Frankreich emerseits und Italien anderer- 
seits wurde damals auch darüber verhandelt, die italienischen 
Ansprüche an Österreich herabzusetzen, um auf diese Weise Öster- 
reich zu einem Sonderfrieden geneigt zu machen. Frankreich 
selbst freilich verlangte Kaiser Karl gegenübt: r Garantien auf dem 
linken Rheinufer, die noch über die Rückgabe Elsaß-Lothringens 
hinausgingen. Aber darin darf man wohl Vorforderungen sehen. 
Im JüIl 1917 hat die französische Regierung durch eme neutrale 
Vertrauensperson denösterreichischen LegatioosratReverteragefragt, 
ob er firanäös&che Eröffnungen an die österreichische Adresse in 
Empfang nehmen könnte. Graf Revertera hat die Ermächtigung 
erhalten, mit dem französischen Vertrauensmannes dem General- 
stabsmajor Grafen Armand, Besprechungen zu beginnen. Beide 
Herren waren verwandt miteinander und trafen sich in den Privat- 
räumen einer gemeinsamen Verwandten. Die Besprechungen ver- 
liefen aber ergebnislos. Zwischen Bnand und Freiherrn von der 
Lancken, der als früherer Botschaftsrat in Paris besonders berufen 
war, wurden damals auch Verbindungen hergestellt, und zwar 
durch belgische Herren. Eine Begegnung fand aber nicht statt, 
weil Ribot Briand in den Arm fid. DafQr hat dann Briand Rtbot 
gestürset*). Aucheine bulgarxscheGruppe verhandelte mit der Entente 
hinter dem Rfidcen und ohne Wissen des Ministerpräsidenten 
Radoslawow. Graf Czemin hat im Sommer 19 17 den Gedanken 
in Erwägung geSEOgen, selbst in die Schweiz zu reisen, um an den 
dortigen Besprechungen teilzunehmen^). Es bestand also zweifellos 
eine gewisse Friedensatmosphäre. Die deutsche Friedensrcsolution 
konnte ihre Wirkung nur erhöhen. Will man sie beurteilen, so darf 
man natürhch nicht die Ministerreden nachlesen, die m den feind- 
lichen Ländern hinterher gehalten worden sind, sondern man muß sich 
beschäftigen mit den Bemühungen der Parteien und den Äußerungen 
der Preßorgane auf der Ententeseite, die gleichfidls fOr einen Ver- 
stä nd igun g sfrieden eintraten. Di«w Bemühungen haben eine 
wesentliche Stärkung durch die deutsche Fried^iaresolution er- 
fahren. Auch bei der Friedensresoludbn des deutschen Reichs- 

HdRttkä, Der Weltkrieg, S. 145. Gtande Revtte, August 1919; 
Fiankiurter Zeitung 3. August 1919. 
') Czemin, Im Weltkrieg, S. aaz* 
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tages zeigte sich wieder, was bei allen Verständigungsakuonen seit 
Kriegsbeginn zu beobachten gewesen war: der Chauvinismus des 
Inbndes und des Auslandes schlug auf alle Fälle Kapital aus Vei^ 
ständigungsgesten* Der Chaumismus des Auslandes sah darin 
ein Zeichen von Schwäche und erhob neue stärkete Fordeningen; 
der Chauvinismus des Inlandes benutzte diese neuen Forderungen» 
um den Verständigungswfllen zu kompromittieren; der Chauvi- 
nismus; des Aa<^landes verwandte dann wieder diese chauvinistischen 
Äußerungen aus deutschem Munde, um gegen die eigene Ver- 
ständigungspartei vorzugehen. Dieser verhängnisvolle Kreislauf läßt 
sich immer wieder beobachten; indessen bluteten die Völker weiter. 

Nur von emer ganz hochstehenden internationalen Autorität 
konnte ein Verständigungsfriede in entscheidender Weise vorbe- 
reitet werden. Pdteident Wilson war eine solche Autorität gewesen ; 
seit dem Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg war es 
beinahe ausgeschlossen, daß er noch einmal die Rolle eines gerechten 
Friedensstifters spielen konnte. Der Papst war gleichfalls eine inter- 
nationale Autorität von so hohem Range, daß eine Friedensvermitt- 
lung, die allen gerecht wurde, von ihm ausgehen konnte. Die größte 
materielle Macht, die Vereinigten Staaten, hatte den Verständi- 
gungsfrieden nicht fertig gebracht; v;ürJe es der höchsten mora- 
lischen Macht der internationalen Welt i^elingen!* Der Papst hatte 
bereits am 28. Juli 1915 einen Friedensaufruf an alle kriegführenden 
Völker und ihre Oberhäupter erlassen, der keine praktisdben Fcdgen 
«eitigte. Dasselbe Schicksal hatte der im November 1916 er- 
lassene Friedensaufruf des Papstes. Die päpsdicfae Friedensaktion 
des Jahres 1917 ist nun auf lange Hand vorbereitet worden und in 
einem Augenblick in die Erscheinung getreten, da die besten Mdg* 
lichkeiten des Gelingens vorhanden waren. Bereits im Juni 1916 
hat der Staatssekretär des deutschen Auswärtigen Amts dem Vatikan 
mitteilen lassen, daß die deutsche Regierung gern die Vermittlung 
des Papstes m der Frage des Friedensschlusses annehmen würde 
und ihm dankbar dafür sei. Wie wir wissen, rechnete die öster- 
reichische Leitung gleichfalls schon lange auf die päpstliche Ini- 
tiative* Die Wilsonsche Friedensvermittlung war vom Vatikan 
sehr lebhaft untetstfttst worden. Der Vatikan hatte schon damab 
der deutschen Regierung mitteilen lassen, daß er guten Grund 
habe, um eine Geneigtheit der Entente zu Friedensverhandlungen 
anzunehmen, wenn Deutschland seine Friedensbedingungen be- 
kanntgäbe, besonders sich zur Wiederherstellung und Anerkennung 
der Unabhängigkeit Belgiens verpflichtete. Also schon damals 
war Deutschland darüber orientiert, daß aucli im Vatikan auf diesen 
Punkt besonderes Gewicht gelegt wurde. Ende Juni 1917 fand 
nun eine Zusammenkunft zwischen dem päpstlichen Nunzius 
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Pacelli und Bethmann Hollweg statt. Der Nunzius überreichte dem 
Reiciiskanzler ein päpstliches Handschreiben. Es kam zu einer weit- 
gehenden Aussprache Über konkxete Friedensbedingungen^). Nach 
dem Kanderwechsel machte der Nunatts am 24. Juni dem neuen 
Reichskanzler Michaelis wiederum eusen Besuch, der nun als ein- 
leitende Handlung für die eigentUche pSpsdiche Friedensaktioil 
anzusehen ist* Die Friedenanote des Papstes^ die Mitte August 
veröffentlicht wurde, ist vom i. August datiert. Sie bezeichnet 
als Grundgedanken der notwendigen Völkerverständigung, daß 
an die Stelle der materiellen Gewalt der Waffen die sittliche Macht 
des Rechtes trete. Sie fordert deshalb Verminderung der Rüstungen 
und Einführung der Schiedsgerichtsbarkeit. Was die Friedens- 
bedingungen selbst betraf, so stellten sie als Prinzip den voll- 
ständigen gegenseitigen Verzicht auf Schadenersatz und Kriegs- 
kosten auf; die besetzten Gebiete sollten, zurückerstattet werden; 
Daraus wurde die Notwendigkeit der voUs^digen Räumung 
Belgiens mit Garantie seiner vollen politischen, militärischen und 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit gegenüber allen Mächten ge- 
folgert. Das französische Gebiet sollte gleichfalls gerätunt werden, 
die deutschen Kolonien sollten herausgegeben werden. 

Die päpstliche Note fand bei allen Kriegführenden sowie bei den 
neutralen Ländern die stärkste Beachtung. In Deutschland wurde 
sofort auf das ernslhaiteste über eine angemessene Antwort beraten. 
Der Reichstag wählte einen Aus.schuß von sieben Mitgliedern. 
Dkser Ausschuß war sich darOber einig, daß in der deutschen 
Antwort klar zum Ausdruck gebracht werden müsse, daß Deutsch- 
land bereit sei, die vollkommene Unabhängigkeit Belgiens wieder- 
herzustellen. Auch Graf Czemin drängte darauf, daß in der 
deutschen Antwort eine klare Erklärung über Be^en gebracht 
würde. Der neu ernannte Staatssekretär v. Kühlmann stand auf 
demselben Standpunkt; er hatte ihn bei Übernahme seines Amtes 
ausdrücklich eingenommen. Während noch über die offizielle 
Antwort Deutschlands beraten wurde, erfolgten von Seiten des 
deutschen Kaisers sowohl wie von seilen Englands und Belgiens 
Zwischenbescheide an den Vatikan. Von besonderer Bedeutung 
ist die Depesche, die der britiscfae Gesandte beim Vatikan im 
Auftrag seiner Regierung und mit Zustimmung Frankreichs 
übergeben hatte*). Diese Depesche gab Nunzius Pacelli dem 

0 Bethnuttm Hollweg, Fnedensmö^iclikciten im FfOhaomiiier 19x7» 
Deutsche Aüecmcfnc Zeitung vom 29. 2. 1920. 

') Chronik der Fnedensverhandlungea, S. AI . Die französische Regierung 
hat sich nachträglich nicht mit diesem sduifmclien Dokument einverstanden 
erklärt. Ribot hoffte über Wien besser voran zu kommen. Diese Enistehtinj» 
eines Gegensatzes zwischen England und Frankreich macht die vatikanischen 
Bemühungen noch bedeutun^oUer. (Note des französisdien G< BC l Utf l*lr i lgC » 
in Loodoo vom a6. AugusL.im Bngli'ttchea Blaubuch), 
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deutschen Reichskanzler am Augiist 1917 in emer Abschrift 
ohne Datum tmd Unterschrift bekannt« Sie enthält die Anregting, 
die Zentralmächte und ihre Verbfindeten möchten sich in offiiäeller 
Form fiber ihre Kriegsziele äußern» insbesondere auch fiber Wieder- 
herstellungen und Entschädigungen. Sie stellt fest, daB über 
Belgien niemals eine bestimmte Erklärung Deutschlands bekannt 
geworden sei, eine Erklärung über die deutsche Absicht, die völlige 
Unabhängigkeit Belgiens wiederherzustellen und die Schäden 
wiedergutzumachen. Die Depesche wies auf die Erklänmg der 
Alliierten in der Antwort auf die Friedensnote des Präsidenten 
Wilson hin; eine gleichwertige Erklänmg sei weder von Österreich 
noch von Deutschland jemals erfolgt. Jeder Versucht Über- 
einsrimmtmg herbet^ufllhreny sei so lange vefgeblich^ als man noch 
im Unklaren sei, in welchen Punkten dk An&ht der Kriegführen- 
den auseinandergingen. — Im Auftrage des Kardinalstaatssekretars 
regte ntm der Nunzius an, Deutschland möchte eine solche Erklärung 
über Belgien abgeben und die Garantieforderungen für seine eigene 
politische, ökonomische und wirtschaftliche Unabhängigkeit präzi- 
sieren. Der Nunzius teilte endlich mit, daß. sobald der englische 
Gesandte den deutsclien Bescheid erhalten hätte, der Heilige Stuhl 
auf die großbritannischen Eröffnungen Antwort zu geben bereit 
sei. Es kam also der britischen Regierung und dem Vatikan nicht 
einmal auf eine d£fentliche Verpflicfatung an, sondern nur auf eine 
eil^e und vertrauliche Erklärung» durch die die englische Verhand- 
lungsbereitschaft in entscheidendem Grade verstärkt werden würde* 
Die deutsche Regiertmg hat nun den nicht wf edergutgumachenden 
Fehler gemacht, diese durch die englische Friedensgeste geschaffene 
Verhandlungssituation zu verderben. Sie hat die vertrauliche An- 
frage des Nunzius zunächst überhaupt nicht beantwortet, sondern 
hat die Friedensnote des Papstes offiziell durch ihre Note vom 
19. September 1917 erwidert. Diese Note erklärt die allgemeine 
Bereitschaft auch der deutschen Regierung, zur Stärkung der sitt- 
lichen Macht des Rechtes im Völkerleben mitzuhelfen tmd die 
Herbeiführung einer intematiomden Schiedsgerichtsbariteit zur 
Vermeidung grofier VSlkerkatastrophen 91 betreiben. Konkrete 
Friedensbedingungen sind in dieser Note überhaupt nicht erörtert 
worden; Belgien wurde nicht erwähnt. Erst fünf Tage nach dem 
Erlaß dieser offiziellen Note, also im ganten über drei Wochen nach 
Empfang des Schreibens des Nunziu'^; erfolgte am 24. September 
1917 die Antwort des Reichskanzlers Michaelis auf dieses Schreiben. 
In sehr ungeschickter Weise knüpfte dieser Brief an die Schuld- 
frage und die von den Alluerten an Amerika bekanntgegebenen 
Kriegsziele an. In der englischen Depesclie war ausdrücklich von 
differierenden Standpimkten die Rede gewesen. Statt daß nun 
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die deutsche Regleruiig die Gdegcnheit benutzt hätte, ihre ab- 

vetchende Ansicht zu formulieren, erklärte sie, nicht in der Lage 
zu sein, dem Wunsche des Nuntius zu entsprechen und eine be- 
stimmte Erklärung über die deutschen Absichten im Hinblick auf 
Belgien und die von Deuföchland gewünschten G;iranrien abzu- 
geben. Sie gab als Grund an, daß die Vorbedingungen für eine 
derartige Erklärung noch nicht genügend geklärt wären, sprach 
aber die Hoffnung aus, m nicht allzu ferner Zeit den Nuntius über 
die deutschen Absichten insbesondere in bezug auf Belgien unter- 
richten zu können. Der Nunzius hatte wiederholt wählend dieser 
Wochen Anfragen an die deutsche Regienuig gerichtet. Die 
deutsche Regierung hat den drängenden Reichstagsmi^liedem 
jedesmal versichert, daß über Belgien etwas Befriedigendes gesagt 
würde. Alle Parteien^ mit Ausnahme der Konservativen, waren 
sich jetzt darüber einig, dnß diese Erklärung erfolgen müsse, und 
daß sie allein den Frieden herbeizuführen geeignet sei. Die Reichs- 
tagsresolution lag ja zudem vor, und aus ihr konnte die Stellung- 
nahme der überwiegenden Mehrheit der deutschen Volksvertretung 
gefolgert werden. Endlich hatte am ii. September ein Kronrat 
stattgefunden, in dem entschieden worden war, daß die pohtische 
Leitung gegebenenfiüls die Wiederheistdlung der Integrität und 
Souveränität Belgiens zugestehen sollte. Hatte Bethmann Hollweg 
danuds noch an der Spitze der deutschen Leitung gestanden, so 
wäre zweifellos eine so ungeschickte Antwort auf die englische 
Friedensgeste nicht gegeben worden. Das deutsche Ausweichen 
wäre schlechterdings unbegreiflich, wenn nicht der folgende Vor- 
gang sich gleichzcing abgespielt hatte. Die deutsche Regierung 
hielt es für richtig, sich auf einem Nebenwege durch einen spa- 
nischen Diplomaten über die englischen Friedensabsichten infor- 
mieren zu wollen. Dort wirkte dieser Fühkr als Wunsch der 
deutschen Regierung, der britischen Regiertmg ihrerseits Friedens- 
vofschläge zu machen* Der ganze Weg aber Spanien hat sich 
iedenfidls als sehr unpraktech er wiesen; es kam zu Indiskretionen; 
der spanische Diplomat gab nach Berlin eine entmutigende Ant- 
wort; die spanische Regierung versuchte ihrerseits vergebens die 
Sache zu fördern. 

Die englische Friedensnktion hnt zu zahlreichen widerstreiten- 
den Erörterungen geführt. Die Tatsache eines englischen Friedens- 
fühlers läßt sich aber memes Erachtens nicht widerlegen. Wenn 
Helfferich starkes Gewicht darauf legt, daß das englische Aus- 
wärtige Amt seinen Gesandten am Vatikan zur Vüisichl und Zurück- 
haltung mahnte, daß die französische Regierung nachträglich mit 
dem Vorgehen des engliscfaen Gesandten nicht einverstanden war, 
so trifft das alles ja nicht den Hauptpunkt* Die deutsche Regierung 

T«l«iiUa, ncnticKlw^ AnSnooUtlk. 22 
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war selbstvei^tändlich nicht orientiert über diese Einzelvofgänge 
hinter den Kulissen der Gegenseite. Sie hatte das Schreiben des 
Nunzius und die englische Depesche in der Hand und mußte auf 
Grund dieser Doktimente endlich möglichst klar und eindeutig 
handeln. Statt dessen verlegte sie sich auf Nebenwege und auf 
nichtssagende Gewunden heiten. Der tiefste Grund für die Haltung 
der deutschen Regierung lag eben dann, daß die Oberste Heeres- 
leitung Belgien nicht preisgeben wollte, wie es sich auch im Kronrat 
vom II, September gezeigt hatte^ tmd dafi der Retcfaskander 
Michaelis, der Vertrauensmami der Obersten Heeresldtimg, ihren 
Winken folgte und wider den ausdrOcUtcben Willen der Reidistagg- 
mehrheit eine Erklärung über Belgien verhinderte» Das Moment 
der konfessionellen Engherzigkeit gegenüber dem Vatikan mag bei 
Michaelis in zweiter Linie mitgewirkt haben. Wie Michaelis 
sich die Situation vorstellte, beweist sein Brief an den Grafen 
C2;ernm vom 17. August 1917'). Es heißt darin: ,,Ich möchte für 
die Verhandlungen freie Bahn dafür erhalten, daß Belgien mit 
Deutschland miHtärisch und wirtschaftlich verbunden wird". Das 
war gerade das Motiv, das m diesem Augenblick nicht angesciiiagea 
«erden durfte« das auf der Gegenseite nicht die geringste Aus- 
sicht auf Erfolg hatte« Ein Schutz* und Trutzbfindnis Belgiens 
und Deutsdilands, Erwerb tmd langfristige Pachtung von Lütttdt 
und der flandrischen Küste bezeichnet Michaelis als die Masdmal- 
fbrdenmgen der Obersten Heeresleitung und der Marine, Forde- 
rungen säao, von denen im Laufe der Verhandlungen eventuell ab- 
gegangen worden wäre. Ebenso verlangt er das wirtschaftliche 
Nutzungsrecht über Longwy und Bncy; in der clsaß-lolhringischen 
Frage dagegen zeigt er ein gewisses Entgegenkommen, wenn er 
schreibt: „Nennenswerte Gebiete von Elsaß-Lothringen an Frank- 
reich abzutreten sind wir nicht in der Lage". Also über die franzö- 
sich sprechenden Teile des Reichslandes hätte sich die deutsche 
Regierung schon damals vielleicht unterhalten« Freilich heißt es 
in demselben Brief nachher, die Abtretung elsaS-lothringischer 
I^andesteile an Frankreich sei ausgeschlossen. Das ynr also die 
Michaelissche Auffassung; man kann nicht sagen, daß sie klar war. 
Und alles das trotz der Friedensresolution* die er ja freilich auch in 
sehr subjektiver Weise „aufzufassen" geneigt war. Die Oberste 
Heeresleitung gnb dnmals die Parole aus, die deutschen Ansprüche 
auf Belgien in der Form des Wirtschaftsanschlusses'* aufrecht- 
zuerhalten. Das war ein sehr vieldeutiger Begriff, unter den ja 
sogar die oben erwähnte langfristige Pachtung fallen konnte. Unbe- 
greiflich ist es, daß weder der Reichskanzler noch Staatssekretär 
V. Kfihlttann wenigstens in einer Re lch sfag sre de <u der belgischen 

^) Czemin, Im Weltkrieg, S. 2x6. 
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Frage Stellung nahmen. Das Ausland mußte glauben, daß die 
Regierung Michaelis gerade hier noch weniger zu Konzessionen 
geneigt sei, als Bethmann Hollweg. Ludendorff gibt eine auf-> 
föllige Atifiening v« Kflfiltnaniw an den Obeisten v. Haeften wiedei^ 
Er soll folgende Worte gesprochen haben: ^Wer sagt Ihnen fiber- 
haupt, daB ich geneigt bin, das Pfierd Belgien verkaulenl' Da- 
rüber habe ich zu entscheiden. Vorläii^ steht dieser Gaul gar 
nicht zum Verkauf". Aus seiner Rede am 9. Oktober, in der er 
die Unversehrtheit des Reichsgebietes und Elsaß-Lothringens so 
stark unterstrich, konnte man freilich folgern, daß er Belgien doch 
zum Verhandlungsobjekt machen wollte. Diese Rede wurde zu 
einer Zeit gehalten, als schon die Friederisaussichtcn verblaßt 
waren^). Kühimann persönlich hoffte damals noch, bald direkt 
mit England in Fühlung zu kommen. Er hat darüber Scheide- 
mann Andeutungen gemacht, die sich dann als lUtisionen erwiesen. 

Was weiterhin aus der päpstlichen Friedensvermittlung ge- 
worden wäre, das ist eine Frage, die niemand entscheiden kann* 
In England und Frankreich hat es natürlich auch wechselnde Stim- 
mungen gegeben. Der Vierverband galt für innerlich erschüttert; 
Frankreich fürchtete, England mochte sich mehr für Belgien als 
für Elsaß-Loihrmgen interessieren. Das Moment, was nber am 
meisten einen günstigen Fortgang der päpstlichen Friedensver- 
mittlung erschwert haben würde, selbst im Falle einer befriedigen- 
den Erklärung über Belgien, kam durch die Antwort der Regierung 
der Vereinigten Staaten auf die Friedensnote des Papstes vom 
^z. August 1917 in die Priedensdiakussion hinein. Diese ameri- 
kanuche Antwort stellte als Ktiegssiel auf die Befreitmg der freien 
Völker von der Bedrohung einer gewaltigen Militärmacht. Sie 
erklärte zwar, keine Repressalien gegen das deutsche Volk zu wollen, 
keine Aufteilung von Reichen, keine wirtschaftliche Ausschließung, 
weigerte sich aber, „das Wort der gegenwärtigen Beherrscher 
Deutschlands als Bürgschaft für irgend etwas anzunehmen, was 
dauerhaft sein soll, wenn es nicht durch den beweiskräftigen Aus- 
druck des Willens und der Absicht des deutschen Volkes unter- 
stützt wird..." Damit war zum erstenmal jenes Motiv ange- 
schlagen, das nachher die Friedensfrage so verhängnisvoll ver* 
wickäte und schliefilich den deutschen Zusammenbruch mit herbei* 
fOhren half, das Motiv der Trennung des deutschen Volkes von 
seiner überkommenen Regienmg. Niemand darf also behaupten, 
daß eine Herbeiführung des Verständigui^sfiaedens durch die 
päpstliche Friedensvermittlungsaktion leicht gewesen wäre. Aber 

0 Ludendortff Meine Kriegserümerungen, S. 41 if. Gemeiosame 
Erklärung von MidiaeWfj Ifiadeänifg, Liidcadofff imd Hftlffcrich vom 
7. August X919. 
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die damalige deutsdie Ldtttng, im Rdchskanzlcf Michadiis tcpdl* 
sentiertt kaum deshalb doch nicht von dem Vorwuif freigesprodiea 
weiden, eine eimstgardge und verhältnismäßig gOnst^ Gelegenheit 
yetsäumt zu haben*). Die tiefe Enttäuschung im Vatikan über 
Deutschland beweist, welche Bedeutung man an dieser für inter^ 
nationale Dinge doch recht urteilsfähtgen Stelle der Friedensgeste 
Englands beigelegt hatte. 

Die Friedensatmosphäre zerging. Ein neuer Winterfeldzug 
begann. Die unglücklichen Völker litten weiter. Die Militär- 
Parteien auf beiden Seiten wollten siegen. Auf der Ententescitc 
wurde der Veibtändigungswille, der auch bei hochstehenden und 
einCfasfifeichen Peisonen zeitweise vorhanden war, immer wieder 
zurückgedrängt durch die Angst vor der ungeheuren militärischen 
LcasttmgsfSÜiigkeit Deutsdilands. Dieser Gesichtspunkt datf niclit 
unterschätzt werden. Die leitenden Staatsmänner auf der Gegen- 
seite sagten sich, daß Deutschland bei seiner wenig günstigen 
Kriegslage vielleicht jetzt klein beigeben werde, aber dies doch 
nur täte, um Zeit zu gewinnen und d^nn von neuem loszuschlagen. 
So ist es psychologisch zu erklären, daß führende Kreise der Entente 
immer mehr die absolute Niederzwingung Deutschlands und die 
Zerschmetterung des deutschen Miiitärsystems als unumgängliches 
Ziel ins Auge faßten. Und auf der deutschen Seite wurden gerade 
diese mihtärischen Kräfte im Laufe der Jahre immer eigenmächtiger 
und einflußreicher« Gegensätze verschärften steh« Der Burg- 
friede war vorbei« 

Die - demokratisdieo Parteien wollten den Verständigung»* 
frieden. Zwei Friedensschlfisse enthält die deutsche Geschichte» 
die als typische Verständigung3£rieden anzusehen sind. Den 
einen hat Friedrich der Große geschlossen — den Hubertus- 
burger Frieden, die Bestätigung des Gewinnes von Schlesien. So 
konnte man sich das Ende des Weltkrieges als Bestätigung des 
früher Errungenen denken, vielleicht mit Konzessionen, aber auch 
mit Kompensationen. Der zweite Verständigungsfrieden knüpft 
sich an den zweiten großen Namen der deulsciien Geschichte, an 
den Namen Bismarcks* Der Prager Friede, den Bismarck 1866 
mit Osterreicfa schloB» war ein Verständigungsfrieden im wahrsten 
Sinne des Wortes, und er hat ja gerade deshalb den schärften 
Widerspruch der damaligen Militärpartei gefunden. Auch der 
Wiener Kongreß von 181 5 und der Pariser Kongreß, der den Krim- 
krieg abschloß, endlich der Berliner Kongreß von 1878 sind als 
Versfnndigungsfricdensschlüsse anzusehen. AH diese Kongresse 
haben gewiß keine Dauereinrichtungen für die Jahrhunderte schaffen 

') Heiffcn'ch, Der Weltkrieg, S. jSaf.; Bfzbefgcr, »• O. S. aSg!.; 
Czerzun, im Weltkrieg, 5. 244. 
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köniieii, aber sie haben doch einen Inieressenausgieich, eine ver- 
nünftige Verständigung ohne Sieger und ohne Besiegte herbeigeführt. 
Ein soldier KongrdB sdhwebce auch den Vorlämpfem des Verstand!- 
gungsfriedens in Deutschland, den demokratischen Befürwortern 
eines neuen Deutschland» vor. Desto heftiger Uammerte sich das 
alte Deutschland, die rechtsstehenden Parteien, an die Idee des 
Sieges. Die Fiiedensresolution war ein Faustschlag gegen den 
Annexionismus gewesen. Jetzt erhob sich der Annexionismus 
noch einmal, lauter und aufdringlicher als jemals: Großadmiral 
V. Tirpitz und Generallandschaftsdirektor Kapp gründeten die 
Vateriandspartei als eine Zusammenfassung aller chauvmistischen 
Elemente aller Parteien. Der Gedanke des Verständigungsfriedens 
wurde von dieser Seite systematisch diskreditiert. Der Kernpunkt 
der Tirpitzschen Agitation war natürlich Belgien. Am 17. Februar 
19x8 hat der Großadmiral in Mannheim in seiner Rede gesagt: 
,4'landem bildet keine Bedrohung^ sondern nur eine Sicherung 
ersten Ranges für Deutschland, eine Sicherung insofern, als unsere 
militärische Festsetzung an der flandiiscfaen Kflste es für England 
geföhrlich macht, ^as nochmals anzugreifen, und es England 
schwierig gemacht wird, Holland in seinen Bannkreis einzureihen, 
wie es vor dem Kriege schon begonnen wurde"^). In seiner 
Dresdner Rede vom 20. November 1917 hatte Tirpitz die richtige 
Lösung der belgischen Frage die Entscheidung des Krieges für das 
gesamte Europa genannt-). So wurde von der Vaterlandsparlei 
der annexionistische Geist wieder aufs neue entflammt. Das letzte 
Kriegsjahr zeigte das eigentümliche Bild, daß Ludendorff und die 
Vaterlandspartei den Gesamtorganismus des deutschen Volkes 
immer entschiedener mit ihren Ideen und mit ihrer Willensrichtung 
durchdringen und alles Gegensätzliche unterdrücken. So gesellte 
sich zu dem äußeren Kampf der innere; so folgte aus dem Krieg 
die Revolution, 

XVI. Die Sonderfriedensschlfisse Im Osten 

Wenn vor Ausbruch des Weltkrieges die Kriegsmöghchkeiten 
erörtert wurden, so pflegten besonders Eingeweihte geheimnisvoll 
darauf hinzuweisen, dai3 England in Ägypten gepackt werden müßte, 
daß hier eine Möghchkeit bestünde, den stärksten und hartnäckigsten 
der voraussichtliäen G^er tdtlich asu trefifen. Der Gedanke des 
Vorstoßes gegen den Suezkanal ist eine der großen Illusionen ge- 

') Rede des Grofiadauxals v. Tirpits am 17. Februar 1918 in Mannheim, 

S. 6. 

*) R«de des GfoßadiDtiab v. Tifpits am ao. FdMuar 1917 m Dicadeor 

S. 3. 
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wesen, die auch während des Krieges die öffentliche Meinung m 
Deutsdiland so veiftthitrigch beschäftigt haben« Duich die Tfiikd 
EogUuid I^atide fysam — das galt dem Bierbankpolitiker als 
etiles der Hauptmottve und einer der Hauptvorteile des Blindntnes 

mit der Türkei. Der Anschluß der Türkei an die Zentralmächte 
hat viel mehr im Kampf gegen Rtifiland als im Kampf gegen Eng- 
land positiven Nutzen gebracht. Ohne die Sperrung der Darda- 
nellen wäre eine so gründliche Bekämpfung des russisclien Reiches 
unmöglich gewesen. Rußland war außerstande, sich Munition 
über die Dardanellen zu verschaffen und seinen EmteüberschuB 
loszuwerden. Die türkische Kriegserklärung hatte 1914 lange auf 
sich warten lassen. Schon in den ersten AugusLtagen wurde mit 
ihr gerechnet; das Mißlingen des deutschen Vorstoßes in Frankreich 
machte die türkischen Maditfaaber bedenidicfa; Enver Pascha hat 
sie schließlich doch durchgesetaet. Der Kampf Deutschlands bekam 
so weltgeschichtliche Dimensionen* Die Versuche der Entente- 
mächte, die Dardanellenstraße gewaltsam zu öffnen, gehören zu 
dem Großartigsten, was der Krieg an Kämpfen gebracht hat. Wenn 
man der Türkei gerecht werden will in ihrer Eigenschaft a!?; 
deutschen Verbündeten, so darf man nicht vergessen, daß sie schon 
damals, 19 14, eine Knegszeit von sechs Jahren hinter sich hatte, 
und daß sie in allen Organisationsfragen, in aUen Aufgaben der 
modernen Kriegstechnik vollständig auf Deutschland angewiesen 
war. Erst im Herbst 191 5 ist ja dann bekanntlich Bulgarien hinzu- 
getreten, tmd dieser Zutritt Btdgariens hat erst den Zusammenhang 
zu Lande mit der Türkei hergestellt, der für eine wirkliche Aus^' 
nutzung des Bündnisses unumg^glich notwendig war* Um 
Bulgarien ist in langen Besprechui^n gerungen worden, und auch 
die Entente hat lebhafte Versuche gemacht, es auf ihre Seite hinübet^ 
zuziehen. Sein Beitritt schien damals eine Garantie des deutschen 
Sieges. Es ist merkwürdig, wie sich das KriegsschicksaJ der Zentrnl- 
mnchte als gewissermaßen abhängig erwies von der Stellungnahme 
dieser Macht zweiten Ranges. Der Abfall Bulgariens hat ja dann 
in ähnlicher Weise den beginnenden Zusammenbruch der Zentral- 
jnächte vor aller Welt kundgetan. Die Türkei hat gewiß auch den 
Versuch gemacht, gegen England etwas Entscheidendes zu tun. 
Der sogenannte Heilige Kri^ wurde 191 5 ausgerufen^). Aber 
es erwies sich, daß cUis GeflOil des t^i^lSstea Zusammenhanges 
in den in Betracht kommenden mohamedamschen Ländern, Fersten^ 
Afghanistan, Indien, Ägypten und Nordafrika viel geringer war, 
als die Angst vor England, Nur in Tripolis haben die Italiener 
Schwierigkeiten erheblicher Natur gehabt. Deutschland hat die 



^) V. Falkenhaya, Die Oberste Heeresleitung 19x4 — 191 6, S ax9f. 
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asiatischen Unternehmungen der Türkei natürlich nach Möghch- 
keit unterstützt. Immerhin kann man aber nicht sagen, daß es für 
diesen entlegenen und docii sekundären Kriegsschauplatz zu viel 
KiSfte geopfert hätte* Hjiidenburg erzählt in semen Eriimerungen, 
daß das sogoiaimte Asienkorps« das für das Bagdaduntemehmen 
bestimmt war, in Wirklichkeit kein Korps gewesen ist, sondern 
nur aus drei In&nterie^BataüIonen und etlichen Batterien bestand. 
Die Bezeichnung war gewählt, um die Gegner zu täuschen^)* Der 
einzige erhebliche Erfolg der Türkei im asiatischen Krieg war die 
Kapitulation des englischen Generals Townshend in Kut cl Amara. 

Die Türkei hätte vielleicht doch Großes erreicht, wenn sie ihre 
gesamten Kräfte auf den auswärtigen Krieg konzentriert hätte. An 
drei Fronten, an den Dardanellen, im Kaukasus und in Mesopo- 
tamien war sie von drei europäischen Großmächten angegriffen. 
In dieser außerordentlich kritischen Lage unternahmen es aber die 
türkischen Machthaber, die Armenieiihige auf ihre Art ta lösen« 
Es st seltsam, dafi die Jungtfirken, die eine Aufiet^K»ition nach 
der anderen verloren hatten, nunmehr den gitnstigen Augenblick 
für gekommen hielten, ihr imierpolittsches naticn.i! istisches Pro- 
gramm durchzusetzen. Unter dem Deckmantel der ^^Deportation" 
hat die Türkei während des Krieges die Ausrottung der Armenier 
in Angriff genommen. Mit Recht hat man gesagt, daß das arme- 
nische Volk im Weltkrieg ir.ehr Verluste gehabt hat, als irgend eine 
kriegfiihrende Nation. Man schätzt den Wert des konfiszierten 
Nationalvermögens des türkischen Armenien auf eine Milliarde, die 
Zahl der Hingeschlachteten auf 800000 Köpfe. Die deutsche 
Leitung wurde durch diese tflrfcjachen Maßnahmen natOrlijcfa in 
große Verlegenhdt gebracht« Sie mußten vor der deutschen 
öffentlichen Meinung verheimlicht werden, um nicht die Tfirfcen 
unpopulär zu machen. Deutschland hatte steh schon vor Jahren, 
im Jahre 1896, bei den ersten Armeniergreueln an der Kollektiv* 
note der Mächte beteiligt, die dagegen protestierten. Es war selbst- 
verständlich, daß die deutsche Regierung solche Maßnahmen der 
Türkei auch jetzt nicht billigen konnte. Schon ehe die Türkei 1914 
in den Krieg eintrat, hat der deutsche Botschafter in Konstantinopel 
die Führer der Armenier ermahnt, sich als loyale Untertanen der 
Osmanen in der beginnenden Krise bewähren. Auch weiterhin 
hat die deutsche Vertretung sich fßr die Armenier unaufhörlich 
eingesetst» sie hat sich um Milderung der Maßnahmen bemüht« 
und die deutschen Konsuln taten ihr MSglichstes, die entsetzliche 
Not des armenischen Volkes zu lindem. Graf Wol£f-Metternich 
wurde hauptsächlich deshalb abberufen« weil er mit großer Zähig- 



') V« Hiadcnburgf Aui mdnem Lebav S« 374» 
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keit für die Armenier eingetreten war. Von türkischer Seite wurde 
er deshalb direkt als „Botschafter der Armenier" bezeichnet'). 
Es gehörte zu den peinlichsten Aufgaben der deutschen Außen- 
politik während des Krieges, die Armeniergreuel durch die Presse 
ableugnen zu lassen und auf parlamentarische Anfragen mit nichts- 
sagenden Redewendungen zu erwidern. Im ganzen genommen 
hat Deutsdüand von dem Bfindnis der Türkei wen^ Freude und 
einige greifbare Vorteile nur im Kampf mit Rußland gehabt. 

Der Kampf mit Rußland brachte militärisch die größten 
Triumphe und politisch, auf lange Sicht hin, die größten Ent- 
täuschungen. Seit Kriegsbeginn hat das Schlagwort: „Der Krieg 
muß im Osten gewonnen werden" eine weite Verbreitung gehabt. 
Der Gedanke war der: die Mittelmächte können Rußland mit den 
Waffen tatsächlich auf die Ki]ie zwingen, ihr durchschlagender 
Erfolg wird auch die Westmächte ::um Nachgeben bewegen. Es 
war dahd allzu wenig berOcksichtigt, mit welch wachsender Energie 
die Westmächte den Krieg betrieben, und wie wenig sie im Grunde 
von Rufiland abhängig waren. Rußland war auch nicht von ihnen 
abhängig, sondern Rußland war eine Größe ganz für sich, die nur 
nach eigenem Maßstabe gemessen werden durfte. Auch wenn die 
Entscheidung im Osten noch so gründlich war, mußte der Kri^ 
letzten Endes im Westen mit allen Mitteln ausgefochten werden. 
Diese Sachlage hat Generai v. Falkenhayii bereits ncluig gesehen 
und vortrefflich dargestellt^). Vom militärischen Standpunkte 
aus wäre es viel richtiger gewesen, nicht allzu große Kräfte auf die 
Niederzwingung Rußlands zu verwenden, sondern möglichst bald 
ZU einem Frieden mit Rußland zu gelangen, um militärische Kräfte 
iQr den Westen frei su bekommen. Im Sommer 1915 hat deshalb 
auf Falkenhayns Voischlag der Reichskanzler Fühlung mit Ruß- 
land genommen. Leider ist dieser Schritt ohne jedes Ergebnis 
geblieben. Die Gegensätze haften sich infolgedessen sehr ver* 
schärft; Deutschland hat seinen Siegeszug im Osten weiter fort' 
gesetzt, der ihm den Besitz der Grenzfestungen, insbesondere 
Warschaus, brachte. Und aus diesen großen militärischen Vor- 
teilen erwuchs nun ein neues politisches Programm. Der Krieg 
mit Rußland war von Anfang an deshalb in den breitesten Schichten, 
auch der Arbeitei weit, populär, weil er als ein Krieg mit dem Zaris- 
mus aufgefaßt wurde. Diese Stimmungen hat Bethmann Hollweg 
von Anfang an stark benutzt. Damit verband sich ein Moment 
hochpolitischer Natur. Eine ganze Gruppe von Pölitiketn, an deren 
Spitze Paul Rohrbach stand» arbeitete auf die Zertrümmerung 

>) Erzberger. Erlebnisse im Weltkrieg, S. 63;. Lef^us, Deutschland 
und Aimeiiitiiy ST. LXIVf. 

*) V. Fallwiihayii, Die ObtaXt Hccnsleitisiig z9Z4r— 1916, S. 47. 
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Rußlands .ils auf ein wesentliches Kncgsziei hin. In semer Schrift: 
„Ruf31and und wir" (1915), hat Rohrbach a!s Ziel proklamiert: 
die Lostrennung des heutigen Westrußland von dem Hauptkörper 
des russischen Staates, die Loslösung ferner der Ukraine von der 
Hauptmasse des moskowitiscfaen Rußland. Rußland sollte also 
seine Oscseestelltmg veriiereti» Pnuahod, das Baltikum, Litauen, 
Poleo sollten in irgend einer Form wieder hergestellt «erden. Das 
baltisch-litauische Gebiet sollte durch eine große deutsche Ein- 
wanderung aus den in Rußland verstreuten deutschen Ansiedlungen 
germanisiert werden. Dieses neue koloniale Deutschland sollte in 
eine nahe Verbindung mit dem Deutschen Reich gebracht werden: 
Die Verbreiterung der agraren Basis, die Vergrößerung Deutsch- 
lands um ein Drittel seines jetzigen Umfangs durch Bauernland 
nahe an der See wurde von Rohrbach geschildert als das entschei- 
dende Ereignis für die deutsche Zukunft'). Dieses politische 2u- 
kunfitsziel, das ja sehr stark aus einem baltischen Gesichtswinkel 
gesehen war, hat die deutsche Ostpolitik nun nachhaltig beeinflußt. 
Der deutsche Annexiontsmus hat sich dieser Zide natfirlich auch 
bemSchtigt, bei denen man ja das Bestechende und kulturell Be- 
deutungsvolle ohne weiteres zugeben muß. Bis zum Frieden von 
Brest-Litowsk läßt sich der maßgebende Einfluß Rohrbachs und 
seiner Mitarbeiter n^ichweisen. Um es gleich vorweg zu nehmen: 
weltpolitisch war diese ganze Politik ein schwerer Irrtum. Sie 
hatte etwas Einseitig-Kontinentales; sie berücksichtigte zu wenig 
die Tatsache, daß unsere Haupr^^egner England und Frankreich 
eben doch auch für die russischen Dinge etwas mitzusprechen 
hatten, daß also dieses Kripgsziel doch nicht durchzusetzen war, 
wenn man nicht auch England und Frankreich besiegte. Die 
deutsche Ostpditik während des Krieges ist vielleicht unsere 
schwächste Seite gewesen. Grewiß hatte der Krieg als ein Krieg 
mit Rußland begonnen. Aber wir waren doch erst durch österreidi 
zu Rußland in einen solchen tötlichen Gegensatz getreten, es hatte 
zwischen Deutschland und Rußlind Gegensätze unüberbrückbarer 
Natur doch nie gegeben. Wenn mjn also jetzt, durch die niihti- 
rischen Erfolge ermutigt, em Kriegsziel aufstellte, das die Zer- 
trümmerung Rußlands vorsah, so war auch das eine Improvisation. 

Das Beste wäre gewesen, möglichst bald zu einem Frieden mit 
Rußland auf Grund des Status quo zu gelangen, um dann, ein neu- 
trales oder gar befreundetes Rußland im RQcken, den Kampf mit 
England und Frankreich auscufechten. Es hätte allerdings einer 
sehr großen staatsmännischen Weisheit bedurft, um einen solchen 
Frieden des Status quo nach den großen militärischen Erfolgen im 
Osten durchzusetzen. Die Mehizahl des deutschen Volkes hätte 

^) Rtrfifbacfa, Rußland und mr, S. 14, 17, 45, 55!., 7a. 
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wahrscheinlich einer solchen Politik vollkommen verständnislos 
gegenfibetgeatanden. Wenn die deutsche Wentlicfae Metming 
eigentlich von Kriegsanfang an von einem Sonderfrieden mit Ruß- 
land sprach, so dachte sie sich inftdge der Einwirkung Rohrbadis 

und seines Kreises einen Frieden aniiexionistischer Art, mindestens 
einen Frieden, der unter der Parole der Befreiung der untetdrOckten 

Randstaaten Rußlands die politische Basis Deutschlands wesentlich 
erweiterte. Für das eigentliche deutsche Intere^e waren aber all 
diese Probleme, Polen, Litauen, ja selbst das durch seine herrschende 
deutsche Kultur so sympathische Baltikum nur Probleme zweiten 
Ranges. 

Auch die Ministerpräsidentschaft Stürmers hat, wie oben 
gezeigt, den Sonderfrieden mit Rußland nkfat herbeigeffllut. 
wissen nicht, ob und was Deutschland dem Ministefpr3sidentea 
Stfirmer geboten hat. Die oben erwähnten Friedensgespiäche von 
19x6 in Stockholm verliefen jedenfalls von vornherein im Sande, 
' Im Laufe des Jahres 1916 ist nun das polnische Problem immer 
mehr in den Vordergrund getreten. Eine reinliche Löstmg dieses 
Problems gab es überhaupt nicht. Um Preußisch-Polens willen 
hatte vielmehr das Deutsche Reich von einer Wiederherstellung 
des polnischen Staates Bestrebungen zu befürchten, die es nach 
seiner geographischen Gestalturii^ als lebensgefährlich empfinden 
mußte. Österreich stand der polnischen Frage viel freier, unbe- 
fangener und auch geschickter gegenüber; es war ja nicht wie 
Preußen durch eine sinnlose Hakatistenpolitik schwer belastet. In 
Wien und Budapest wurde früh der Gedanke besprochen, ein gc- 
ein^;tes Groß-Pöten mit der Doppelmpnarchie zu verbinden. Das 
ist die berühmte „austro-polntsche'* Lfisung« Die deutsche tmd 
die österreichische Leitung kamen nun im August 1916 zu einem 
Kompromiß, der darauf hinauslief, bnldmöglichst ein selbständiges 
Königreich Polen mit erblicher Monarchie und konstitutioneller 
Verfassung öffentlich zu proklamieren. Die beiden Kaiserreiche 
verpflichteten sich dabei, keinen Teil ihrer ehemals polnischen 
Gebiete diesem neuen Polen zufallen zu lassen. Man hat diese 
Vereinbarung und alles, was aus ihr folgte, später scharf verurteilt. 
Zweifellos wäre es das beste gewesen, in der polnisdien Frage zu- 
nächst überhaupt nichts zu tun, und das Hauptaugenmerk aiidf eine 
mSgtichst baldige Verständigung mit Rußland m richten. Dem- 
gegenüber fielen aber zwei Gesichtsptmkte ins Gewicht. Der eine 
ergab sich aus der Rücksichtnahme auf die innerpolitischen Ver- 
hältnisse. Der russische Oberbefehlshaber Großfürst Nikolai 
Nikolajewitsch hatte bei seinem Vormarsch 19 14 die Befreiung 
Polens und die Wiedervereinigung Preußisch-Polens und Galiziens 
mit einem neuen polnischen Staate als russisches Knegsziel ver- 
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kündet. Daß Polen m irgend emer Weise infolge des Weltkrieges 
Z» einer staatlichen Eidsieme wieder gelangen würde, das war ge- 
wissermaSen ^angsläufig« Wollten die Zentralmächte sich also 
in Polen politisch behaupten und durchsetzen, so mußten sie gleich- 
falls den Pölen etwas bieten. Der zweite Gesichtspunkt war mÜitä- 
xischer Natur. Ludendorff hat fortgesetzt darauf gedrängt» daB 
eine polnische Armee zur Verstlirknng der deutschen geschaffen 
würdc^). Man rechnete auf eine Armee von mindestens 350000 
polnischen Soldaten. Auch der Generalgouverneur von Warschau, 
V. Beseler, hat die Verkundung des polnischen Königreichs im 
Spatsommer 19 15 als unaufschiebbar bezeichnet. Er hat die Wahl 
gelassen zwischen Schwierigkeiten im Lande und der Sicherheit, 
eine ?nyVlt>ii^ Armee zu bekommen, die bei der Einführung der 
aUgemeinen Welupflicfat sich auf eine Million Mann gesteigert 
hätte. In der Sitsung vom az. Oktober 19x6 hatte er ausgeführt; 
,^Dm künftige Existenz eines solchen Staates düffte aber nicht von 
spateren Friedensverhandlungen abhängig gemacht werden; viel- 
mehr sei alsbald ein Definitivum zu schaffen. Der gegenwärtige 
Augenblick scheine besonders geeignet, in dieser Richtung vorzu- 
gehen. Die militärischen Gründe hierfür seien 2rwingender Natur. 
Man rechne auf vier Divisionen durch Freiwilligcnwerbung und 
im Anschluß daran auf Aufstellung bedeutender Truppenmengen 
auch schon für diesen Krieg; die Oberste Heeresleitung sehe deren 
Beschaffung als schlechterdings notwendig an und foidere sie un- 
bedingt"^. Hindenburg bezeugt in seinen Erinnerungen, dafi er 
von vornherein Bedenken gehabt habe, weil er in den Jahren 1914 
und 19x5 von einer Teilnahme der polnischen Bevölkerung am 
Kriege gegen Rußland einen wenig günstigen Eindruck gewonnen 
hätte; aber, so schreibt er: „Der Gcncralgouverneur mußte es 
besser wissen". Auch hier hat Falkenhayn das Richtige gesehen, 
der vor seiner Verabschiedung gegen die Verkündigung des König- 
reichs Polen Einspruch erhob. Hätten Hindenburg und Luden- 
dorff diesen Einspruch aufrecht erhalten, so wäre die Proklamation 
sicher nicht erfolgt^). Tirpitz bezeugt, daß Bethmann Hollweg 
in einer Staatsministerialsitzung im Winter 191 5/16 eine Losung 
der polnischen Frage in der Art der Novembei^Proklamation bereits 
als die «weckmäBigste bezeichnet habe. Die politische Leitung 
mußte» nur das geht aus dieser Tatsache hervor, irgend etwas für 
Polen tun, falls der Friede mit Rußland nicht kam. Eine ideale 
Lösung hat niemand in diesem proklamierten Königreich gesehen — 

0 Rittmeister v. Hertling, Ein Jahr in der Reidokaialei, S. 8x. 
') Ludcndotfif, Uikunden der Obersten Hcemleitiing^ S. 300. 

V. Hindenburg, Aus meinem Leben, S.aoaf. Nach V. CkanOD (a.a.O. 

S. xai) war ^Kaiser Wilhelm gegen die Proklamation. 
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diesem Königreich ohne König, aus der Gnade der zwei eng benach- 
barten und beteiUgten Kassefteidie« Die MaBfcgel emplahl stdi tiiir, 
weil sie poHtiscfa als beruhigend und miUtiliiscfa ab vortd^ Die 
politische Wirkung ist auch eingetreten — Polen blieb unter der 
deutsch-österreichischen Leitung noch lange. verhältnismäBig ruhig. 
Der militärische Nutzen ist leider voUkcmmien ausgeblieben. Es 
wäre vielleicht nicht so gekommen, wenn die Oberste Heeres- 
leitung nicht den jungen Polen den Eintritt m die polnischen 
Legionen mit allen Mitteln erschwert hätte» Deutsche und öster- 
reichische Soldaten wollten sie natürlich nicht vvcrden, und so ergab 
sich der wunderliche Tatbestand, daß die polnische militärpflichtige 
Bevölkerung sich jahrelang in einem Krieg gewissermaßen neutral 
verhielt, bei dem dbch das Schicksal auch ihres Vaterlandes m einem 
weseadicheo Kampfobjekt geworden war* Auf die Bedehungen 
zu Rußland hat die Pdenproklamation natürlich abkfihiend gewirkt. 
Der Zar sdü sie als eine Ohrfeige in sein Gesicht bezeichnet haben ; 
nach Stürmers Ausdruck hat sie den Frieden getötet^). Man darf 
aber doch nicht vergessen, dalB Stürmer im Februar 1916 zum 
Ministerpräsidenten ernannt worden ist, und daß in diesem ganzen 
Jahre, bis zum November, sich keine ^^rcifbarc Friedensmöglichkeit 
ergeben hat, wenigstens nach unserer jetzigen Kenntnis. Auch 
Ludendorff bezeugt diese Tatsache*). Wie oben erwähnt, hat der 
dem Untergang zugehende Zan:sraus noch nach der PolenprokLa- 
mation Friedensfühler ausgestreckt. Man kann also nicht sagen, 
daß diese Maßnahme der Zentralmäcfate jede Mögiltchkett eines 
Friedens mit Rußland verhindert habe. Eine Ersdiwerung war 
sie sdbstverständh'ch. Die Novemberproklamauon des Königreichs 
Polen ist von allen Beteiligten später als wenig glücklich empfunden 
worden, und diese Auffassung spiegelt sich wider in d£n Erinne- 
rungen der leitenden Staatsmänner und Feldherren, bef denen ein 
ängstliches Abrücken von dieser M.^ßnahme deutlich wird. Die 
Verantwortung dafür trifft sowohl politische wie militärische 
Stellen, und die militärischen beinahe noch mehr als die pohtischen. 
Eine endgültige Regelung der polnischen Frage war ja auch da- 
durch keineswegs erzielt worden. Die Verhandlungen über das 
Sducksal Polens haben später wieder auf das lebhafteste eingesetzt» 
und trots der Novemberproklamatioa haben die beidenMöglichketoi 
der Verbindung Polens mit Österreich tmd der Verbindung Polens 
mit Deutschland miteinander gekämpft ; der Anspruch der deutschen 
Obersten Heeresleitung auf einen polnischen Grenzstreifen für 
Preußen zum Zweck der strategischen Sicherung hat das Gesamt- 
problem dann noch hoffnungslos kompliziert. 

*) Tirpitz, Erinnerungen, S. 150. 

') Luocadocff, Mdne Kricgserinncningco» S. 3x7. « 
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Der Zusammenbruch der zaristischea Regiensng brachte nun 
im Jahre 1917 die lang ersehnte Erleichterung an der Ostfront. In 
der polnischen Frage hat die vorläufige maische Regierung des 
Fürsten Liwow bereits am 30. Bfiirz 19x7 eine Proklamation er- 
lassen, in der es heißt: ,,Die provisorische Regierung hält die 
Schafxung eines unabhängigen polnischen Staates, gebildet ntts 
all jenen Gebieten, deren Bevölkerung in der Mehrheit aus Polen 
besteht, für das Pfand eines dauerhaften Friedens in dem künftigen 
neu erstandenen Europa..." Damit war von den bürgerlichen 
Republikanern Rußlands jenes Motiv wieder aufgenonunen, das 
pfofiförst Nikolai Nikolajewitsch 1914 angeschlagen hatte. Die 
Arbeiter- und Soldatenvertreter ganas Rtifilands haben dagegen 
auf ihrem Kongreß am 15. April 19x7 dk Priedensfrage in einer 
ganz neuen programmatischen Weise behandelt« Der Friede sollte 
ein Frieden ohne Annexionen und ohne Kriegsentschädigutig werden, 
aufgebaut auf der Grundlage der freien Entwicklung aller Völker. 
Die auswnrtip:e Politik sollte sich nicht auf Bestrebungen nach 
territorialen Expansionen gründen. Dieses Programm ist von den 
sosialdemokraiischen Parteien Deutschlands und Österreich-Un- 
garns angenommen worden und hat in der weiteren Entwicklung 
eine sehr große Nachwirkung gehabt. Nur einmal hat sich 
wahrend der b&rgerlich-revolutionären Regierung in Rußland eine 
Friedensmöglichkeit er^net. Der schweizerische Btmdesrat Hoff- 
mann und der schweizerische Nationalrat Grimm haben dabei eine 
Vermitderrolle gespielt. Als Prinzipien ergaben sich aus ihrem 
Meinungsaustausch: Nichteinmischung Deutschlands in russische 
innere Veiiiältnisse; fretmdschafdiche Verständigung über Polen, 
Litauen und Kurland und Berücksichtigung ihrer Völkereigenart, 
Rückgabe des besetzten Gebietes gegen Rückgabe des von Rußland 
besetzten Gebiets an Österreich-Ungarn, in Zukunft enge Handels- 
und Wirtschaftsbeziehungen und finanzielle Unterstützung für den 
Wiederaufbau Rußlands^). Das Jahr der Mißverständnisse, Ent- 
täuschungen und Verstimmungen, das Jahr 19 17, ist aber auch 
ffir die deutsch<ussische Friedensm($glidikeit ungjonstig gewesen. 
Je mehr die Arbeiter- und Soldatenräte in Rußland das Oberwasser 
bekamen, desto schärfer p^gte sich die Tendenz aus, nicht ntur 
einen deutsch-russischen Frieden, sondern einen al^emeinen 
Frieden von Rußland aus herbeizufuhren. Im Oktober 1917 hat 
der ausführende Ausschuß des russischen Arbeiter- imd Soldaten- 
rates dem russischen Arbeitsminister Skobeleff eine Instruktion 
mitgegeben für die Teilnahme an der Konferen:: der Alliierten in 
Paris. Diese Instruktion enthält in fünfzehn Punkten tme Skizze 
des zukünftigen Weltfriedens, die allen gerechten Wünschen ent- 

^) Kraus-Rödiger, Chronik der Fiiedeosveihaodlungea, S. 36. 
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gegenkam. Wir heben das Wichtigste hervor: Räumting Rufilaods 
durch die deutschen Truppen ; Autonomie fGtt Polen, Litauen tsod 
die lettischen Provinzen; Autonomie für Türkisch-Armenicn ; 
Lösung der elsaß-lothringischen Frage durch eine völlig freie Volks- 
abstimmung; Wiederherstellung Belgiens und Entschädigung aus 
einem internationalen Fonds? Wiederherstellung und Entschädigung 
Serbiens und Montenegros in der gleichen Weise; Autonomie der 
Dobrudscha; Wiederherstellung Rumäniens in den alten Grenzen; 
AufeoiKiiiue fOff dk italienischen Provinz östecreidis bis zu einer 
Volksabsfimmnng? Rilckgabe älmtlicher Kolonien an Deutsch- 
land; Wtederhefstdlung Persiens und Griechenlands; Neutrati- 
aatioa aller Meerengen; Versieht auf jede Art von Kontributiott 
oder Entschädigung; Verzicht auf jede Handelsblockade nach dem 
Krieg; Verzicht auf Geheimverträge; allmähliche Abrüstung zu 
Wasser und zu Lande, Einführen?: des Mili^systems. Eine positive 
Wirkung haben diese russischen Vorschläge aber nicht gehabt. 
Es folgte nun am 6. November die zweite russische Revolution, 
der Sturz der Regierung Kerenski, und die Übernahme der Re- 
gierung durch die Arbeiter- und Soldatenräte. Bereits am 8. No- 
vomber richtete der allrussische Kongreß der Arbeiter- und Sol- 
datenräte einen Friedensvorschlag an alle kriegführenden Re- 
gierungen. Der Gedanke eines Friedens ohne Entschädigung 
und Annezionen^ eines demokratischen und gerechten Friedens tm 
Interesse der arbeitenden Klasse wurde hier in glänzenden Thesen 
entwickelt. Daran knüpfte sich die Anweisung der Sowjetregierung 
an die russischen Botschaften wegen Herbeiführung eines allge- 
meinen Waffenstillstandes vom 23. November 1917. Das Waffen- 
stillstandsangebot wurde durch einen Funkspruch an die Völker 
der kriegführenden Länder ergänzt und unterstützt. Die Prokla- 
mierung der Sowjetregierung bedeutete zugleich den Auscinander- 
fall des bisherigen russischen Reiches und den Bruch Rußlands 
mit seinen bisherigen Verbfindeten. Die Ukraine konstituierte 
sich als selbetitaidige Republik^ und die allüerten Mächte erhoben 
Protest gegen die Verletzung des Londoner Abkonmiens vom 
5. November 19x4 durch die neue russische Regierung. 

Es war also durch diesen ganzen Komplex von Ereignissen eine 
völlig neue weltpolitische Lage geschaffen. Der Sonderi^iede mit 
Rußland,,wic wir wissen, das lang ersehnte erste Knec;s2iel inDeutsch- 
land, stand jetzt vor der Tür. Dadurch wurde die militärische Lage 
Deutschlands mit einem Male erheblich verbessert. D.is Einsetzen 
starker Streitkräfte an der Westfront konnte den Krieg auch hier 
womöglich in einem günstigen Sinn zu Ende bringen. Die Bolsche- 
wisten erstrebten ja freilich den allgemeinen Frieden; ein allge- 
meiner Frieden verlor aber für Deutschland in demselben Grade 
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an Rei^y in dem die Wahfscfaeinlichkeit eben eines russischen 
Sonderfiriedeos ztuuhm. So steht also das Abflauen der Friedens- 
stimmung in Deutschland, die Verstärkung des deutschen annexio- 
nistischen und militaristiscfaen Geistes in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1917 in engstem Zusammenhang mit der russischen Revolu- 
tion und ihren Nachwirkungen. Es gab nunmehr für Deutschland 
eine große Aufgal^: schnell mit Rußland einig zu werden und dann 
den Krieg auf dem westlichen Kriegsschauplatz mit den Waffen 
zu entscheiden. Wieder stand die deutsche Regierung vor der 
großen Frage, die sich in den letzten Jahren als das entscheidende 
DSernma herausgesdiSlt hatte: annezionistädier Friede oder Ver- 
standigttngsfriede< Schloß jefist Deutschland mit Rußland einen 
VeBrtändigitngsftieden» im Sinne der von Rußland proklamierten 
Prinzipien, so mußte der Gedanke des Verständigungsfriedens sich 
auch in den Ententeländem veistärken und befestigen. Konnte 
dann Deutschland, wie vorauszusehen, stark an der Westfront auf- 
treten, so war auch hier ein Verständigungsfrieden höchst wahr- 
scheinlich. Schloß aber Deutschland mit Rußland einen Gewalt- 
frieden, so mußte die Furcht vor Deutschland auf der noch krieg- 
führenden Seite erheblich wachsen; es mußte sich dort der Gedanke 
der Notwendigkeit, diese deutsche Macht niederzuschlagen, 
noch steigern, und das Bnde des Krieges war Überhaupt nicht ab- 
zusehen; es mußte ein neues Ringen beginnen, das nur mit der 
Kiederlage der einen Seite endigen konnte. 

Nach dem Rücktritt des Reichskanzlers Michaelis hatte endlich 
Graf Hertling doch noch das höchste deutsche Amt übernommen. 
Die Hcrth'nj^sche poh"ti'<^chc Periode ist die unbefriedigendste 
während des ganzen Krieges. Alles war während dieser Zeit auf 
Selbsttäuschung und Optimismus eingestellt. Der greise Staats- 
mann war der hohen Aufgabe, die ihm an seinem Lebensabend 
wurde, körperhch keineswegs melu gewachsen. Er tat sein mög- 
licfastes in der Beschwichtigung der immer schärfer werdenden 
Gegensätze ; aber die Dinge waren mächtiger als er. Eine Berliner 
Zeitung hat ihn einmal sehr treffend als den Kantler der Linken 
bezeichnet, der sidi seinen Beifall von der Rechten zu holen pflegte* 
Wie wunderlich war es, daß die Reichstagsmehrheit in diesem alten 
Aristokraten nun ihren Kanzler begrüßen mußte, der für eine 
Parlamentarisieninj]: schlechterdings nicht zu haben war! Die 
ganze Regierung Hertimg — Payer — Friedberg wirkte wie eine un- 
echte Atrappe, hinter der die Gegensätze der hohen Ämter und der 
Ressorts sich desto heftiger austobten, je weniger man nach außen 
davon merken sollte. Der alte Kanzler redete jedem gut zu; er 
Steckte mit seinem strahlenden Optimismus alles an; man glaubte, 
daß man nun endlich glficUicherweise über die Bethmannsche 
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Schwarzseherei hinausgekommen wäre, die Geheimräte nnd junc;en 
Unterstaatssekretäre hatten überall einen guten Tag; in Wirklichkeit 
nahm der Einfluß der Obersten Heeresleitung auch auf die poli- 
tischen Dinge von Monat zu Monat zu. 

Noch während der Reichskanzkrscliaft von Michaehs, am 
21, Juli, war die Oberste Heeresleitung an das Auswärtige Amt mit 
dem Vorschlag herangetreten, in Kurland und Liv}§nd eine vfiUdsclie 
Pdittk zu treiben, la h&dea Gebieten sollte die Einrichtung von 
LandesfSten in Aussicht genommen werden. Damit wurde lene 
Randstaatenpolttik fortgesetzt die in der Errichtung des Kön^ 
reichs Polen ihren Anfang genommen hatte. Sie lief letzten Ende» 
auf da<^, wie uns bekannt, von Rohrbach proklamierte Ziel der Los- 
iösung ganz Westrußlands vom Moskowitertum hinaus. Die Rand- 
Staat enpolitik ist dann auch das eigcnüiche Problem der Friedens- 
verhandlungen von Brest-Litowsk geworden. Am 22. Dezember 
1917 begannen diese Verhandlungen, die ersten offiziellen im Welt- 
kriege. Die russischen Friedensgrundsätze haben wir schon im 
wesentlichen keimen gelernt: keine gewaltsame Anbiederung von 
eroberten Gebieten, Räumung der besetzten Gebiete, unverletzte 
Wiederherstellung der Politiken UnabhängiglKit äller Völker; 
freie Abstimmung über die nationale Zugehodi^eit; Sonderrechte 
der Minderheiten; keine Kriegsentschädigungen; Zurückzahlung 
zum Teil eingezogener Kriegskosten; Entschädigung von Privat- 
personen durch proportionale Zahlungen der knegführendea 
Länder. Mit diesen Friedensgrundsätzen erklärten sich die Ver- 
treter der Mittelmächte prinzipiell einverstanden. Nach einer 
Pause von zehn Tagen, die den bisherigen Verbündeten Rußlands 
Gelegenheit geben sollte, an den Friedensverhandlungen leiizu- 
nehmen, wurde nun im einzelnen über die Friedensbedingungen 
gesprodien. Dabei stellten sich die schärften Gegensatze nicht 
nur zwischen den Bolschewisten und den Mittelmächten, sondern 
auch zwischen den Vertretern der Mittelmächte selbst heraus. 
J>rei Persdnlichketten haben die Interessen der Mittelmächte in 
Brest-Litowsk vertreten, und jede von ihnen verfolgte eine eigene 
Politik. Es waren Staatssekretär v. Kühlraann als bevollmächtigter 
Vertreter des Reichskanzlers, Generalmajor Hoffmann als Ver- 
treter der Obersten Heeresleitung und Graf Czemin als Vertreter 
dtr Donaumonarchie. Die Stellung des Generals Hoffmann war 
eine ganz ungewöhnliche ; sie ist sowohl von dem Chef der russischen 
Delegation, wie auch später im deutschen Reichstag beanstandet 
worden. Daß außer der Staatsgewalt noch die Armedettuiig 
einen Vertreter zu Friedensverhandlungen bestellte, war ein Novum, 
in dem sich aber in sehr charakteristischer Weise der vorhandene 
Zwieqialt zwischen politischer Ldtui^ und Oberster Heeresleitung 
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ausprägte. Es waren besonders ^wei Punkte, die von Anfang an 
die größten Schwierigkeiten maditen. Die deutsche Obeiste 
Heeresleitung erklärte auf das bestimmteste, daß sie einer Räumung 
der besetzten Gebiete vor Abschluß des allgemeinen Friedens nicht 
zustimmen könnte. Ferner stellte sie sich auf den Standpunkt, 
daß das Selbstbestimniungsrecht der bisher zu Rußland ge Höngen 
Völkerschaften bereits in Anwendung gekommen sei. Dem lag 
die Vorstellung zugrtmde» daß durch die Einsetzung jener Ländes- 
räte im Balttkum und Litauen bereits Organe demolnatiscfaer 
Natur vorhanden seten, was natOrüch sehr angfetfbar war. GStaf 
Czeniin hat sich in Brest-Litowsk am meisten den russischen 
Gesichtspunkten genähert; General Hoffmann muBte die Auttusung 
der deutschen Obersten Heeresleitimg zur Geltung bringen und 
hat es besonders einmal in ganz schroffer Form vor aller 
Öffentlichkeit getan; Staatssekretär v. Kühlmann hatte die beinahe 
unlösbare Aufgabe, zwischen diesen differierenden Gesichtspunkten 
* zu vermitteln und eine für alle brauchbare Formulierung zu finden. 
Die Gesamtiage wurde dadurch noch mehr verwickelt, daß die 
Vertreter der ukrainfichen Republik in Brest-Litowsk auftraten 
und nun ihrerseits Friedensverhandhingen mit den Vertretern der 
Mittehnächte begannen, die am 9. Februar zum AbschluB eines 
Fnedensvertrages führten, des eisten Friedensschlusses im Welt- 
krieg. Bei. diesem Frieden machte Osterreich wesentliche Zuge- 
ständnisse in der Frage Ostgaliziens und des Gouvernements 
Cholm, dessen Abtretung an die Ukraine die Polen schwer ver- 
stimmte; Österreich kam es wesentlich auf die wirtschaftliche 
Seite des Friedensvertrages an. Die Ukraine verpflichtete sich, 
bis zum I. August 19 18 mindestens eine Million Tonnen Getreide 
zu liefern: es war für die ermatteten Mittelmächte m der I'at 
ein Brotfincde* 

Vielleicht der Hauptpunkt der nissisch-deutschett Friedens- 
verhandltmgen war der sogenannte Schutzstreifen an der preu- 
ßisch-polnischen Grenze. In der Beratung» die am 18. Desember 
unter dem Vorsitz des Kaisers in Kreuznach stattgeftmden hatte, 
waren sich alle maßgebenden Stellen über die Notwendigkeit 
eines solchen Schutzstreifens einig geworden. Nach der Ein- 
zeichnung in der Karte verhef diese als strategisch notwendig ge- 
dachte Grenzlinie bis nahe an Warschau heran. Es war selbst- 
verständlich, daß eine derartige Forderung nicht passen konnte 
zu einem Frieden ohne Annexionen, auf den man sich doch prin- 
zipieU mit den russiscfaen Madithabeni geeinigt hatte. Die Frage 
d^ polnischen Grenzstreifens hat die erbittertsten Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen den deutschen und den österreichischen 
Stellen, zmadum der deutschen politisdien und der deutschen 
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militärischen Leitung, ja sogar zwischen den deutschen militärischen 
Persönlichkeiten selbst hervorgerufen. Es ist doch charakteristisdi, 
daß Gcncrnl Hoffmnnn, der Vertmiiensmann Liidendorffs bei den 
Friedensverhandlungen in ßrest-Litowsk, eine bedeutend be- 
scheidenere Grenzreguiierung in Vorschlag brachte, als Luden- 
dorff selbst. Der Kaiser und die politischen Stellen einigten 
sich auf diesen bescheideneren Anspruch, auf den natürlich auch 
Graf Czernin hinarbeitete^). Damals ist eme erste Verstimmung 
zmsdKüL dem Kaiser und Ludendof£f entstanden. Ludendoiff 
war damals schon auffällig durch sein gamc übertriebenes und 
ättfierst reizbares Sdbstgeföhl. Sein Ton und Benehmen hat bei 
allen Beteiligten das äußerste Befremden hervorgerufen. Der 
alte Reichskanzler Graf HertUng mufite dem Feldmarschall 
V. Hindenburg sagen, daß er das schwere Kanzleramt auf zwei- 
maliges Bitten nicht deshalb übernommen habe, um sich nun in 
der Führung der Pohtik von Ludendorff befehligen zu iaSsen^. 
Es ist damals Ludendorff gelungen, den treffhchen und maßvollen 
Kabinettchef des Kaisers, v. Valentini, in dem er einen Anhänger 
der Bethmannschen Politik befehdete, mit Unterstützung des 
Kronprinzen aus seinem Amt tu diingpn. In der Frage des pol- 
nischen Grenzstreifens mufite Ludendorff trotz einer sehr leb- 
hateit gesch^ inszenierten alldeutschen Hetze nachgeben« 
nachdem sogar das Pfeußiscfae Staatsministerium sich gegen die 
gefährliche Annexion ausgesprochen hatte, die nur 7 Millionen 
Polen zu Deutschland gebracht haben und damit die polnische 
Trredenta in sehr unerwünschter Weise vergrößert haben würde. 
Bezüglich Kurlands und Litauens erstrebte die deutsche Politik 
die Personalunion mit Preußen oder mit Deutschland. Über 
Estland und Livland wurde zunächst keine bestimmte Regelung 
ins Auge gefaiSt. 

Zwischen Ludendorff und Kühlmann ist die Spannung schon 
damab so groß geworden, daß Ludendofif erklärte, er würde um 
seine Entlassung bitten, wenn Herr v. Kflhlmann im Amte bliebe. 
Kohlmann machte Ludendoiff den Vorschlag/ da er mit dem 
Gang der Friedensverhandltmgen in Brest-titowsk so wenig zu- 
frieden sei, möge er selbst mit dort hinkommen tmd selbst ver- 
handeln. Daf^ hat Ludendorff dann nach mehreren Unterredungen 
doch abgelehnt und dabei erklärt, „er könne höchstens dort etwas 
verderben". Graf Czernin, der darüber unterm 4. Januar 19 18 
berichtet, knüpft daran den ironischen Wunsch, der liebe Gott 
möchte dem Manne (Ludendor^ öfter solche klaren Augenblicke 

0 Ab letztes Mittel verwandte tt die Drohuiig mit Scpaiatvoliaiidfaiiigm. 
Vgl, V. Cramoo^ a. a. O. S. 137. 

*) R i tt m en ter v. Hcftling, Ein Jahr in der Reichskanzlei, S. jaf. 
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geben* Der sadüidie GegensaU zwischen militilitscfaer Macht- 
politik und diplomatischer Verständigungspolitik prägte sich aufe 
deutlidiste in pefsönlichen Kämpfen nus. Czemin berichtet 
auch eine andere Äußerung Ludendorffs, die an Deutlichkeit 
nichts zu wünschen übrig läßt : „Wenn Deutschland ohne Profit 
Frieden macht, so hat es den Krieg verloren."^) 

Die bolschewistischen Politiker, Trotzki an der Spitze, wären 
vielleicht in Brcst-Litowsk nicht so anmaßend aufgetreten, wei:n sie 
ihr Emporkommen und ihre politische Stellung nicht wesentlich der 
heimlichen deutschen Unterstützung gegen das russische Bürgertum 
verdankt hätten. Damit ist eines der Hauptprobleme des Qst- 
firiedans berflhrt: War es Oberhaupt vom höchsten Standpunkt 
aus richtig» mit den Bolschewisten zu verhandelnd Von viden 
Seiten ist dies verneint worden, und der weitere Verlauf der Er- 
eignisse, die Nachwirkungen des mit dem bolschewistischen Rußland 
abgeschlossenen Friedens in Deutschland selbst haben die Zweifel 
an der Richtic^keit dieser Politik nur verstärken können. Graf 
Pückler hat in einer vertraulichen Denkschrift damals den Bol- 
schewismus kühn aber treffend mit der Dirne verglichen, die ein 
Kluger nicht berührt, um nicht krank zu werden. Die Frage lag, 
ganz einfach gesehen, so: Entweder man Ueß sich mit den Bol- 
schewisten ein, dann mußte man aber einen Frieden schließen^ 
der den von ihnen proklamierten und von uns prinzipiell aner- 
kannten Grundsätzen entsptach, und weite Gebiete zum Teil 
deutscher Kultur dem Bolschewttmus opfern; oder man muSte 
die Bolschewisten als verhandlungsunfihig ansehen tmd den Krieg 
trotz ihrer Friedensbitten fortsetzen. Bei der psychologischen 
Stimmung in Deutschland war das letztere außerordentlich 
schwierig. Der Krieg dauerte nun über drei Jahre lang. Zum 
erstenmal hatte eine Regierung an Deutschland in aller Form 
eine Bitte um Waffenstillstand und ein Friedensangebot gerichtet. 
Es war beinahe unmöglich, sich demgegenüber deshalb ablehnend 
zu verhalten, weil man die politischen Prinzipien der neuen rus- 
sischen Regierung nicht billigte. Das Dilemma war filr Deutschland 
und seine VerbQnddjen auf alle Fälle geßhrlicb. Von den beiden 
hier angedeuteten Möglichkeiten ist aber bekanntlich keine von 
uns praktisch durchgeführt worden; Wir haben vielmehr den 
Bolschewisten einen Frieden aufgezwungen, der nicht den von 
uns im Anfang gebilligten Grundsätzen entsprach. Graf Hertling 
und Ludendorff sind sich, selten genug, in dem einen Punkt einig 
gewesen, daß der Frieden von Brest- Litowsk kein Gewakfnedc 
gewesen sei. Seine ganze Entstehungsgeschichte und sein positiver 

^) Czernin, Im Weilkneg^ S« 314» 334; Ltt c k od orf ^ Mcanc Kmg»> 
erinoeruagen, S. 449. 
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Inhalt stempeln ihn trotzdem daxu. Der Friede von Veisailles 
ist freilich ein Gewaltfriede von viel schlimmerer Art geworden; 
die Ententemächte haben uns später genau so mitgespelt» wie 
wir den Bolschewisten — nur sind die Verhältnisse des Vcrsailler 

Friedens wesentlich größer, und das uns zugefügte Unrecht ist 
deshalb erheblicher, weü die deutsche republikanische Regierung 
von 1918 doch bedeutend vertrauenswürdiger war, als die bol- 
schewistische, die uns in Brest-Litowsk gegenüberstand. 

Da Trotzki und die Seimgen den von Deutschland und seinen 
Verbündeten formuherten Bedingungen nicht ohne weiteres zu- 
stimmen wollten, kam es bekanntlich zur KQndigung des Waffen- 
stillstandes und zu neuen nulitärischen Operationen im Februar. 
Im Baltikum und Wolhynien begann dar neue Vormarsch; in 
wenigen Tagen war ganz Livland, der überwiegende Teil von 
Estland und ein großes Stück von Wolhynien besetzt» Die Oberste 
Heeresleitung hatte vorher nur von einer nicht umfangreichen 
Operation gesprochen, deren Zweck außer einer Frontverkürzung die 
Eroberung von Dünaburg sei. Der Kaiser hatte auf Vortrag des 
Reichskanzlers entschieden, daß nach Estland nicht einmarschiert 
werden sollte. Herr v. Kühlmann hatte sich als grtmdsätzlicher 
Gegner jeder weiteren miHtärischen Operation im Osten bekaxmt, 
skh aber diesen Besdiliissen gefügt« Man kann es nicht anders ab 
eine Handlung wider Treu und Glauben bezeichnen, wenn nun 
trotzdem die Oberste Heeresleitung eine Operatkm so grofien 
Stils unternahm. Hätte die deutsche Regierung mit diesem Unter* 
nehmen ein bedeutendes politisches Ziel verfolgt, etwa die Besetzung 
von St. Petersburg, den Sturz der bolschewistischen Regierimg, die 
Sammlung der bürgerlichen Elemente in Rußland, den Abschluß 
eines tatsächlichen Verständigungsfriedens mit diesen — so wäre 
diese erneute Offensive vom Standpunkt der Geschichte aus emc 
große Tat gewesen. Zweifellos haben bei einzelnen Stellen solche 
Absichten mitgespielt. Als aber dann am 20. Februar die russische 
Regiertmg dtirch Funkspruch erklärtet in Anbetradit der geschaf- 
fenen Lage auf die von Deutschland und seinen Verbündeten in 
Brest-Litowsk gestellten Bedingui^ien eingehen zu wdlen, er- 
widerte die deutsche Regierung diese Geste niit einer wesendichen 
Verschärfung dieser ihrer Forderungen. Die atis der russischen 
territorialen Oberhoheit loszulösende Ländermasse sollte jetzt bis 
Zm* Ostgrenze Kurlands erweitert v/erden. Lii'land und Estland 
sollten von den russischen Truppen geräumt und von einer deutschen 
„Poiizeimacht" besetzt werden; Rußland sollte sich verpflichten, 
sofort mit der Ukraine Frieden zu schließen und seine Truppen 
aus Finnland zurückzuziehen. Die Russen unterzeichneten in 
Brest-Litowsk unter ausdrücklichem Verzicht auf eine Durcfar 
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herdtung und auf Abnndenmgsanträge. Auch die Türken be- 
nuuten die Gelegenheit, um hoch etwas mehr herauszuschlagen, 
Sie verlangten den Zusatz, daß die kaukasischen Bezirke Kars, 
Batuiii und Erdehan von Rußland geräumt und in der Neuordnung 
üirer politischen Verhaltmsse von Rußland unbeeinflußt gelassen 
Würden. Diese Bestimmung uncenseichiietm die Russen unter 
förmücfaen Protest. Im ganzen erklärte der Führer der russischen 
Delation, Rußland weiche lediglich der Gewalt; der Friede sei 
kein Verständigui^frieden. 

Wenn Ludendorff schreibt, ihm habe nichts an einer 
Zertrümmerung Rußlands oder an einer lebensfeindlichen 
Schwächtmg gelegen, die Bedingungen des Friedens von 
Brest-Litowsk legten ihm nichts auf, was mit der Ehre eines 
selbständigen Staates unvereinbar war, so muß diese Ansicht als 
sehr verwunderlich bezeichnet werden. Es war klar, daß ein 
solcher Frieden für DeuLscliland selbst eme überaus große Gefalir 
bedeutete. Man hätte ihn vielleidit schließen kSnnen, wenn man 
Ei^lland und Frankreich ebenso besiegt gehabt hätte, wie Rußland. 
Aber angesichts des ungebrochenen und immer wachsenden SutfstSf' 
willens der Westmächte die Augenblickskonjunktur im Osten so 
auszubeuten, der sozialistischen Propaganda ein solches Agitations- 
mittel mit diesem Gewaltfrieden in die Hand zu geben — das 
war das Ergebnis jener politischen Kurzsichtigkeit, die im letzten 
Kriegsjahr alle deutschen Regierungshandlungen leitete. Die 
Friedensfragc im Osten können wir als die dritte politische Krise 
Deutschlands im Weltkrieg bezeichnen. Sie endete nicht wie die 
beiden vorhergehenden mit einem Mißerfolge, sondern noch ge- 
lährlicher^ mit einem scheinbaren Eiiblg. Ei mutet tms heute 
außerordentlich harmlos an, daß man die billigen Lorbeeren 
in einem zusammei^febcodienen Lande einheimste und den 
militärischen Siegerwillen durchzusetzen unternahm, da man dödi 
die eigentliche Lösung des Kriegsknotens bis dahin nicht zustande 
gebracht hatte. Das war nun die weitere Aufgabe: der Friede im 
Osten machte die Truppen frei, die im Westen siegen sollten 
"und tatsächlich beinahe gesiegt hätten. Das Ltidendorffschc 
Deutschland von 1917/18 unternahm dieses äußerste Wagnis, ein ge- 
demütigtes und rachegieriges Rußland un Rücken, und zudem ge- 
fährdet durch eine bolschewistische Propaganda in Deutschland 
selbst, mit der Rußland uns «am Dank fOr unseren Siegerhochmut 
vergiftete. 

Ludendorff sagt in seinen Erinnerungen, daß ihm napoleonische 

Welteroberungspläne ferngelegen hätten; er hätte in der Ukraine 
und im Kaukasus kein Gebiet erobern wollen, sondern nur diese 
Länder su sichern beabsichtigt, um überhaupt leben und den 
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Krieg führen zu können. Gtmß ist das ein einleuchtender Ge- 
sichtspunkt; fQjr Estlaad und Uvlaifd und auch Finnland trifft er 
aber wohl kaum zu. Es ist auch sehr fraglich, ob die Aufwendungen 
an Truppen, die diese unendlich weiten Gebiete trotz allem ver- 
langten, wirklich so viel Arbeitswerte für Deutschland losmachten, 
daß sich das ganze Experiment lohnte. Im Osten fand die deutsche 
Armee keinen wesentlichen Widerstand mehr. Hier war es leicht, 
Triumphe zu ernten. Ich glaube, daß in diesem psychologischen 
Moment eines der Hauptmotive unserer falschen Ostpolitik liegt. 
Der Friede von Brest-Litowsk belastete uns mit der ganzen 
ProblemfÜlle der „Randstaaten". Alles befand sich in einem un« 
fertigen Übergangsstadium, Von Kurland aus setzte eine Be- 
wegung em^ die nun audh noch Estland und Li^^and von RuBland 
abtrennen wollte tmd das gesamte Baltenland als eine staatliche 
Einheit dem Deutschen Reich anzugliedern sich bestrebte. Ob- 
gleich Graf Hertling im Reichstag mit der größten Bestimmtheit 
erklärte, Deutschland dächte nicht daran, sich in Estland oder 
Livland festzusetzen, nahm diese Bewegung auch in Deutschland 
immer mehr zu. Ebenso hatte sich in Litauen ein selbständiger 
Staat gebildet und den Schutz imd die Hilfe des deutschen 
Reiches erbeten. Auch Litauen sollte nun angegliedert werden, 
ebenso wie das Baltikum, und die deutsche Politik nahm dabei 
keine Rfidtsicht auf die zahlreichen Widerstände, die sidi in diesen 
L9ttdem gegenflber Deutschland bemerkbar machten. Am dank- 
barsten und erfreulichsten war das deutsche Eingreifen in Finnland. 
Aber auch hier war wie in der Ukraine die dauernde Anwesenheit 
von deutschen Truppen notwendig. Der Friede von Brest-Litowsk 
wurde noch wesentlich verschärft durch die sogenannten Zusatz- 
verträge, die nach langwierigen Verhandlungen am 2j. Atignst rgiS 
unterzeichnet wurden. Rußland wurde gezwungen, jetzt auch auf 
Livland und Esdand zu verzichten und den Staat Georgien als 
souverän anzuerkennen. Dafür sollte Deutschland seine Truppen 
östlich von Estland und Livland und ebenso aus den Gebieten 
am Schwaig Meer zurückziehen. Die finanziellen Verpflichtungen 
Rußlands, die sich aus dem Brester Vertrag ergaben, wurden auf* 
eine Pauschalsumme von 6 Milliarden Goldmark festgesetzt. 
Deutschland sollte endlich die Garantie übernehmen, die türkischen 
Streitkräfte von dem Gebiet um Baku fem zu halten . Das bedeutete 
eine schwere Belastung unseres Bündnisses mit der Türkei. Ruß- 
land wurde durch diese Zusatzverträge bis auf den schmalen Zu- 
gang bei Petersburg gänzlich von der Ostsee abgeschnürt. Es 
war klar, daß Rußland nach den geographischen Bedingungen 
seiner Existenz eine solche Abriegeiung nicht ertragen konnte. ^ 
Großrußland konnte, nachdem es die Ukraine und Finnland ver- * 
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loren hatte, bei einem solchen Vertrag nicht leben. Jede zu- 
künftige Verständigung zwischen Deutschland und Rußland war 
dadurch ausgeschlossen. Auch jetzt, im Sommer 1918, wäre es 
vielleicht möglich gewesen, eine nicht-bolschewistische Regierung 
in Rui31and dadurch aufkommen zu lassen, daß man ihr weit- 
gehendes Entgegenfamimeii bezüglich des Friedens von Brest- 
Litowsk zeigte und auf die Zusatzverträge vernichtete» Das ist 
nicht geschehen. Mit einem grofien Aufwand von juristiscbem 
Scharfsinn und diplomatischer Heimlichtuerei sind diese Verträge 
«ur Unterzeichnung gebracht worden, in einem Augenblick, als 
schon der deutsche Zusammenbruch im Westen untnittelbar be- 
vorstand. In maßgebenden Kreisen des Reichste r:es und des 
Auswärtigen Amtes haben die stärksten Bedenken gegen diese 
Verträge bestanden. Staatssekretär Soif, der damals eme seiner 
vielbeachteten, der Vorbereitung des Friedens gewidmeten hoch- 
politischen Reden hielt, sagte, daß er „vor ganz Europa als Heuchler 
und Lügner dastünde, wenn dieser Vertrag unterzeichnet würde". 
Es ist doch geschehen, aber niemand hat Freude oder Nutzen 
davon gehabt^). 

Der Friede von Brest-Litowsk erscheint uns Heutigen ab 
eine trügerische Episode. In den gleichen Kreis der Überspannung 
der Forderungen und der Selbsttäuschung über die gesamte Kriegs- 
lage gehört der Friede von Bukarest. Gleichseitig mit der Sowjet- 
regierung hatte die rumänische Regierung einen Waffenstillstands- 
vertrag mit Deutschland und seinen Verbündeten abgeschlossen. 
Während aber in Brest-Litowsk die deutsche Politik unbedingt 
die Führerschaft hatte, und die österreichische auf eine vermittelnde 
Rolle angewiesen war, ergriff für die Friedensverhandlungen mit 
Rumänien die fisterreichisdie Leitung sehr energisch und geschickt 
eine für Deutschland wenig bequeme Initialive. Die Verhältnisse 
in Rumänien waren ja besonders ungeklärt. Die eine Richtuitg 
wollte die Fortführung des Kampfes; die Kfinigin stand hier an 
der Spitze. Die andere Richttmg, unter der Leitung der alten 
deutschfreundlichen Poh'tiker, glaubte, daß nach allem, was vor- 
gefallen war, das rumänische Königshaus sich nicht mehr halten 
könnte und erhoffte einen besseren Frieden mit einer neuen Dy- 
nastie. Die österreichische Leitung legte aber Wert darauf, mit 
dem alten König zu verhandeln. Graf Czemin sagt in seinen 
Erinnerungen, daß er es vom dynastischen Standpunkt aus für 
äußerst tinklug hielte einen fremden König zu entthronen. „Es 
herrschte danials bereits eine ^gewisse Baisse in Königen auf dem 
europäischen Markt, tmd ich fOrchtete, diese Baisse zur Deroute 

Erzberger, Eriebm^e un Weltkrieg, 5. 247; Helffehch, Der Welt- 
krieg, S. 451. 
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ZU steigern, wenn wir noch weitere Könige auf den Mnrkt warfen***). 
Andere rbeits wird man wohl Ludendorff recht geben müssen, 
wenn er sagt, daß Österreich die Festsetzung des politischen und 
wirtscfaafdichen Etnflusses Deutsdüands in RtimäDten nicht gem 
sah und hauptsächlich deshalb den Kön^ Ferdinand auf dem 
Thron lassen ^Ute« um sich in ihm einen Freund zu schafften* 
Jedenfalls knüpfte die österreichische Leitung mit dem König 
von Rumänien durch direkte Entsendung des früheren öster- 
reichischen Militärattaches in Bukarest an. Staatssekretär v. Kühl- 
mann ist erst von dem vollzogenen Faktum verständigt worden. 
Sehr loyal kann man diese Handlungsweise Österreichs nicht 
nennen, und die Berufung des Grafen Czeroin auf die paritätische 
SLellung innerhalb der Bundesgemeinschaft paßt nicht zu den 
wenig paritätischen militärischen Leistungen. Deutschland 
vendchtete jetzt auch auf die Abdankung des Königs, ym 
wiederum eine starice Verstimmung der deu^ch-freundlidien ru- 
mänisdien Politiker hervorrief, die sich sdion sehr erheblich gegen 
König Ferdinand fes^elegt hatten. Auch bei Österreich, das so 
lebhaft in der Öffentlichkeit einen Frieden ohne Annexionen befür- 
wortete, zeigte sich jetzt der •annexionistische Geist* Freilich sind 
es in erster Linie die Ungarn gewesen, die nunmehr die unver- 
meidlichen strategischen Gründe vortrugen, aus denen die Not- 
wendigkeit sehr umfangreicher Grenzrektifikationen gefolgert wur- 
de. Deutschland andererseits versuchte mögh'chst viel wirtschaft- 
liche Vorteile herauszuschlagen, d. h, es wünschte sich die rumä- 
nisdien Petroleumgebiete, Eisenbahnen und Hafenplätze für deutsche 
Gesellschaften zu sichern und dauernde Kontrolle über die rumä- 
nischen Finanzen auszufiben. Das Auswärtige Amt und die Oberste 
Heeresleitung haben sich gleichmäßig an diesen weitgehenden. 
Forderungen beteiligt. Was schließlich zustande kam, bedeutete 
gegenüber den ersten Ansprüchen eine wesentliche Milderung, 
aber der gesamte Frieden trup: doch das Merkmal der Gewalt- 
samkeit an sich. Staatssekretär v. Kühlmann wurde freilich von 
den Alldeutschen wegen seiner Nachgiebipjkeit auf das heftigste 
angegriffen, und die Abgeschmacktheit ging so weit, daß man 
private Dinge in die Diskussion zog, um ihn als Staatsmann zu 
kompromittieren. Die Oberste Heeresleitung hatte sogar die Ab- 
sicht gehabt, den Hafen Konstanza und die dazu gehörigen Bahnen 
für Deutschland zu erwerben 1 Der Frieden hat Koostansa zum 
Freihafen gemacht. In der Petroleumfrage einigte man sidi auf 
eine neunzigjährige Pacht. In der Frage der Getreidelieferungen 
verpflichtete sich Rumänien, eine Reihe von Jahren seine Pro* 

') C^enia, Im Weltkrieg^ S* fs($» Biasdlicitai bei v. Cfamoii a. a. O, 
S. 149. 



360 



Digitized by Google 



DER FRIEDE VON BUKAREST 



duktion an die Zentralmächtc zu geben. Auch der Friede von 
Bukarest wnr em Brotfricdc. LudeiidorÜ bezeugt: „Rumänien 
hat uns, Österreich-Ungarn und Konstantinopel tm Jahre 1917 
alletn Aber Wasser gehalten/*') Das Unbefned^n<to» an dem 
Frieden von Bukarest vom 7. Mai 1918 war die Tatsache, daß die 
territorialen Streitigkeiten zwischen Bulgarien und der Türkei 
ungeregelt blieben. Bei beiden Verbündeten bestanden Hoff- 
nungen, die schlechterdings nicht miteinander auszugleichen waren. 
Bulgarien beanspruchte die ganze "Dobrudscha. Der Bündnis- 
vertrag zwischen Denrschbnd und Balgarien vom Herbst 1915 
hatte Bulgarien lediglich die Wiedererlangung der im Bukarester 
Frieden abgetretenen Süddobrudscha zugesichert. Im Laufe des 
Krieges wuchsen uaiüriich die bulgarischen Ansprüche, und der 
Kaiser sagte dem bulgarischen Ministerpräsidenten den Besatz der 
ganzen Dobrudscfaa zu. Die Türken hatten ihrerseits die Do- 
brudscha miterobert, sie f&rchteten mit Recht, dafi Bulgarien 
durch den Besitz der gesamten Dobrudscfaa auch den Schienen- 
weg nach Konstanza in seine Hand bekommen würde. Jedenfalls 
forderte die Türkei, falls Bulgariens Wünsche erfüllt würden, die 
Rückgabe des 1914 abgetretenen Gebief^ westlich Adrianopel und 
östlich der Mnrit^a. Zahlreiche Vermittlungsversuche diploma- 
tischer Natur scheiterten. Bulgarien erhielt im Frieden nur die 
Süddobrudscha mit einer ansehnlichen Grenzberichtigung, wäh- 
rend der nördliche Teü an die vier verbündeten Mächte gemein- 
sam von Rumänien abgetreten wurde. Der Gedanke war, daB 
Bulgarien auch diesen nördlichen Teü nach Überwindung des 
tdrkfficfaenWiderstandes erhalten sollte. Radoslawow selbst hat diese 
Lösung vorgeschlagen, die das Kennzeichen eines unpraktischen 
und niemand befriedigenden Kompromisses auf der Stirn trug. 

In einem z'Ah^n Kampf versuchten die Bulgaren den ftmen 
vorenthaltenen Teü der Dobrudscfaa dann doch noch in die Hand 
bekommen. Es war dort eine deutsche Etappenverwaltung 
eingerichtet worden ; sie sollte verdrängt werden^). Ein Kleinkrieg 
begann, der zu einer wesentlichen Entfremdung, zunächst zwischen 
den deutschen und den bulgarischen Truppen, dann zwischen den 
beiden Regierungen führte. In ganz Bulgarien wurde auf das 
lebhafteste für den Anschluß der gesamten Dobrudscha agitiert. 

Der Friede von Bukarest hatte also in jeder Beziehung politisch 
ungünstige Nachwirkungen. Rumänien war verstümmelt und wirt- 
schaftlich ausgebeutet; die Aussidit auf Bessarabien, die ihm der 
Friedensvertrag gewährte, war kein volles Äquivalent. Die Türkei 



*) Ludendorff, a. a. O., S, 27g. 

') Ludendorff, a. a. O., S. 373; Hindenburg^ Aus meinem Leben, S. aSa. 
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war verstimmt gegenüber Bulgarien, und m Bulgarien endlich 
nahm die dem Bündnis mit den Zentralmächten feindliche Stim- 
mung unmer mehr flberhand. Es war eines der positiven Ergebnisse 
der deutschen Außenpolitik vor dem Krieg gewesen, daB die 
Tfifkei und Bulgarien mit in den Krieg eintraten. Die Inkonse- 
quenz und Zwiespältigkeit der deutschen Außenpolitik während 
&is Krieges hatten zur Folge, daß beide Staaten das Bündnis 
satt bekamen. Das Zeichen des Umschwungs war der Sturz 
Radoshwows im Frühjahr 1918; sein Nachfolger war der Demo- 
kratenführer Malinow, der zwar deutsch-freundliche Depeschen 
und Erklärungen von sich gab, dessen Name aber schon em anderes 
Programm bedeutete. Es wurde offen von der Möglichkeit einer 
Neuorientierung, ja von einem Sonderfrieden geredet, und 
hinter dem Rücken des Königs begannen die Verhandlungen. 
In der Schweis wurde mit Ententepefsönlichkeiten gesprochen: 
einen besonders verderblichen Einfluß hat die amerikanische Ge- 
sand tschaft in Sofia ausgeübt, die man unbegreiflicherweise dort 
gelassen hatte, auch nach dem Eintritt der Vereinigten Staaten in 
den Krieg. Sie bedeutete mitten im deutschen Interessengebiet 
eine Zentralstelle für die den Mittelmächten feindlichen Bestre- 
bungen. Der militärische Zusammenbruch Bulgariens Mitte Sep- 
tember 1918 war nicht eine Folge der militärischen Überlegenheit 
der englisch-französischen Salonikiarmee, die gar nicht ini<?tande 
war, eme Offensive großen Stils durchzuführen. Vielmehr war ein 
Wideistandswille bei den bulgarischen Truppen nicht mehr voc^ 
banden, und die Heeresldtung der Entente wuBte darfiber genau 
Besdteid. Der AbfaU Bulgariens ist also ein politisches, und erst in 
zweiter Linie ein militärisches Ereignis ; er ist eine unmittelbare Folge 
des Friedens von Bukarest. So seltsam verknüpfen sich die Dinge ; 
Aus den Friedensschlüssen im Osten, die den deutschen Macht- 
■ willen vor aller Welt dokumentierten, erwuchsen die Kräfte, die 
außenpolitisch und innenpolitisch die deutsche Stellung im ent- 
scheidenden Augenblicke tötlich lähmten und die deutsche mili- 
tärische Niederlage im Westen besiegelten. 

XVll. Der Zusammenbruch 

Wenn das Jahr 1917 seit dem Herbst keine allgemciiien Frie- 
densaussichten mehr aufiotweisen hatte, so begannen \mt dem 
Jahre 19x8, wesentlich unter dem Eindruck der Friedensvel^d- 



lungen in Brest-Litowsk, neue energische Vefsuche, den 



meinen Frieden herbeizuführen. Ergebnisl(» verliefen gehetmj 

Besprechungen pn'vnter Natur. Die Grafen Armand und Revertcra 
trafen sich von neuem m der Schweiz» auf Anregung diesmal nicht des 
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französischen Ministerpräsidenten, sondern der mit beiden Grafen 
verwandten Dame; Revercera schlug wiederum persönliche Bc- 
spfccfaungen zwischen dem Grafen Csernin und dem feuusSstschen 
Mtnister Pidion vor. Sowohl em Ssterrcjchisdicr Sonderfrieden 
wie ein allgemeiner Frieden auf Grund von geheimen Verhand- 
lungen wurde von Revertera für möglich gehalten, tmd zwar auf 
Grund des Status quo* Graf Czernin hatte im Einvernehmen 
mit der deutschen Regierung Frankreich den Verzicht von Elsaß- 
Lothringen nahegelegt. Das bedeutete also eine wesendiche Ab- 
wandlurjj^ des von Kaiser Karl und dem Prinzen von Parma ein- 
genommenen Standpunktes. Frankreich lehnte aber Ende Februar 
1918 die Vorschläge Revcrteras ab^). Auch diese Vorgänge be- 
dürfen noch der Nachprüfung. In derselben Zeit hat sich Oberst 
V. Haeften im Ausland befunden und dort Mitteilungea über die 
Zkle Englands und der Vereinigten Staaten erhalten* Es schienen 
sich hier Möglichkeiten ergeboi zu haben^ die aber Ludendotff 
im Hinblick auf die von ihm geplante Märzoffensive im Keime 
hat ersticken lassen. Vom Februar bis September 1918 spielten 
Verhandlungen des bayrischen Reichsrates Grafen Törring- Jetten- 
bach, der durch seine Verwandtschaft mit der belgischen Königs- 
familie zu einer Vermittlerrolle besonders berufen war. In Bern 
hatte er Unterhaltungen mit dem dortigen belgischen Gesandten. 
Die belgische Regierung bediente sich dieses Weges, um der 
deutschen ihre Friedensbereitschaft kundzuttm, vorausgesetzt, daß 
Belgiens politische Souveränität tmd wirtschaftliche Unabhängigkeit 
gesichert würde. Graf Hertling hat es leider versSumt, rechtzeitig 
klare Erklärungen darfiber abzugeben. Gegen die Oberste Heeres* 
leitung vermodite er sich eben nicht duräzusetzen'). 

äidlich hat Graf Brockdorff -Rantzau, damals deutscher 
Gesandter in Kopenhagen, im Auftrag des Königs von D.änemark 
in Berlin nach den deutschen Friedenswünschen gefragt, zum 
Zweck der Orientierung Englands. Man sieht nicht recht, ob 
Deutschland damals seine Friedensabsichten durch die Angabe 
von näheren Bedingungen genügend deudich erläutert hat, oder 
ob es nur in allgemeinen Wendungen eine Initiative Englands ab- 
zuwarten erklärte. Der König von Dänemark hat jedenfalls den 
Priedensfaden nicht weiter spinnen können"). Daß* es in England 

*) Czernin, Im Weltkrieg, S. 231 ; Mitteilungen des französischen Blattes 
„Opinion" vom 3. August igao; Helfiferich, Der Weltkrieg, S. 392. 

*) Das Journal de Geneve hat eine Reihe von Dokumenten über die 
Misskm des Grafen Toerring veröffentlicht (August 1919). Die Angelegen- 
heit bedarf noch der Aufklärung. 

') Pirtmeister V. HerthnjT, Ein Jahr in der Reicfiskansleü S. 58. Über 
die B^prechungen zwischen dem langjährigen österreichischen Botschafter in 
London Grafen Mensdorff und dem Burengeneral Smttti in Gtflf m den enten 
Monaten igi8 ist noch nichts Autfaend^hea bekannt. 
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mehr denn je eine Richtung gabt die einen gerechten Vefständi- 
gungsfrieden wcSStt, beweist der Brief Locd Lansdownes, der im 
November 1917 im Daüy Telegraph erschien^ nachdem die Times 
den Abdruck verweigert hatten. Lord Lansdowne warnte vor einer 
Fortsetzung des Krieges lediglich zum Zweck der Erfüllung 
territorialer Kriegsziele; die Wiederherstellung Belgiens stünde an 
allererster Stelle; eine baldige Beendigung des Krieges sei dringendes 
Tntcrcsse der gesamten Kulturwelt, die vor der Katastrophe be- 
wahrt werden müßte. Es war immerhin ein bedeutungsvolles 
Zeichen, daß ein konservativer Parteiführer und ehemaliger Leiter 
der englischen auswärtigen Politik den Gedanken des Verständi- 
gungsfriedens ergriffen hatte. Auch von offizieller englischer 
und amerikanischer Seite wuide der Friedensfoden weiter ge- 
sponnen* Während in Italien und Frankreich die amtlichen Ver- 
treter der Regierungen den Gedanken der Friedensverhandlungen 
schroff abwiesen, kamen jetst von Lloyd George und Wilson 
Kundgebungen, hinter denen das Bedürfnis nach Frieden doch 
sehr deutlich erkennbar war. In seiner großen Rede vor den Ver- 
tretern der Gewerkschaften am 5. Januar schlug Lloyd George 
einen wesentlich anderen Ton an als früher: Deutschlands Stellung 
in der Welt sollte nicht erschüttert und nicht vernichtet werden; 
\ seine monarchische Verfassung sollte nicht zersört, wohl aber 

seine militärische Vorherrschaft gebrochen werden; ein wahrhaft 
demokrat£idies System in Deutsdiland wäre die beste Grrundlage 
för einen demokratischen Frieden* Als Kriegsziel bezeichnet er: 
vdlkomimene Wiederherstellung Belgiens und Wiedergutmachung 
der von ihm erlittenen Schäden; Wiederherstellung Serbiens, 
Montenegros, Italiens, Rumäniens und der besetzten TeÜe Frank- 
reichs; Wiedei^tmachung des Unrechts von 1871 (Elsaß-Loth- 
ringen), worunter man immerhin Verschiedenes verstehen konnte; 
ein unabhängiges Polen; keine Vernichtung Österreich -Ungarns, 
aber Selbstregierung seiner Nationalitäten; Nentrah'sierung der 
Meerengen; Anerkennung des nationalen Selbstbestimmunesrechts 
in Armenien, Syrien, Mesopotamien, Arabien durch die Türkei; 
Entscheidung einer Konferenz über das Schicksal der deutschen 
Kolonien ; friedliche Regelung internationaler Streitfragen statt Krieg* 
In ganz ähnlichem Sinn drückte sich die Ansprache d^ 
Präsidenten Wilson an den Kongreß vom B* Januar 19x8 aus* 
Er wies in der Einleitung hin auf den Gegensatz, der zwischen 
den allgemeinen Grundlinien der Brest-Litowsker Ver- 
handlungen und den konkreten Bedingungen bestünde ; die Grund- 
linien gingen von „den liberaleren Staatsmännern Deutschlands 
und Österreichs aus*% von den Männern, „die begonnen haben, 
die Kräfte der Gedanken und Ziele ihres eigenen Volkes zu er- 
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fOUen"; die konkreten Bedit^iiingen der tatsächlichen Ausführung 
kamen aber von miHtärtschen Führern, die „an nichts anderes 
denken» als zu behalten, was sie besitzen". Wilson feiert die rus- 
sischen Vertreter als weise Staatsmänner und wahre Demokraten, 

die nicht heimlich verhandeln wollen, und die in ernsthafter und 
aufrichtiger Gesinnung Eroberungs- und Herrschaftsvorschläge 
ablehnen. Ausdrücklich nimmt Wilson auf Lloyd George Bezug: 
unter den Gegnern der Mittelmächte herrscht keine Unklarheit, 
keine Unsicherheit in den Grundsätzen, kein Schwanken in den 
Einzelheiten. Nur Deutschland und seine Verbündeten sind für 
Hetmlidikeiten jn den Beratungen und vermeiden eine bestunnte 
Angabe von Kriegszielen. »»Der Tag der Eroberung und Ver- 
gräerung ist vorbei» ebenso der Tag der heimlicfaen Vertilge» 
die im Interesse einzelner Regierungen geschlossen werden und 
geeignet sind, in einem unvorhergesehenen Augenblicke den Welt- 
frieden zu stören/'^) Auf Grund dieser Überzeugungen stellte 
Wilson in seiner Botschaft dann das Programm des Weltfriedt ns 
auf, für das die Vereinigten Staaten allein kämpfen, das einzig mög- 
liche Programm, das dem Rechtsgedanken entspricht. Es folgen 
nunmehr die berühmten 14 Punkte. Ihr wesentlicher Inhalt läßt 
sich so zusammenfassen: ö^entliche Friedensverträge, keinerlei 
geheime internationale Vereinbarungen; voUkcnnmene Freiheit 
der Scfaiffalirt auf See außerhalb der Hoheitsgewässer im Frieden 
wie im Krieg» unter Vorbehalt besonderer internationaler Ver^ 
träge ; Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken und Herstellung 
gleicher Handelsbedingungen für alle Staaten; Austausch ange- 
messener Bürgschaften für möglichst niedrige Rüstungen; Schlich- 
tung aller kolonialen Ansprüche unter gerechter Berücksichtigung 
der betroffenen Bevölkerungen; Räumung und Wiederherstellung 
Bei Velins, ohne jede Beschränkung seiner Souveränität; Befreiung 
und Wiederherstellung alles französischen Gebietes; Wiedergut- 
machung des Unrechts von 1871; Berichtigtmg der itahenischen 
Grenzen gemäß dem nationalen Besttiestand. Freier Spidraum 
zu selbständigefEntwicklung fOr die Völker Österreich-Ungarns; 
Räumung Rumäniens, Serbiens und Montenegros; Zugang Serbiens 
zur See; Festlegtmg der Grenzen der Balkanstaaten nach den 
Prin^pien des Volkstums; Selbständigkeit der eigentlichen Türkei, 
aber selbständige Entwicklung und Sicherheit der nicht türkischen 
Nationalitäten; Öffnung der Dardanellen; Bildung eines unab- 
hängigen Polens, das die unzweifelhaft polnische Bevölkerung 
umfaßt und einen freien sicheren Zugang zur See besitzt; Bildung 
einer allgemeinen Vereinigung der Völker unter bestimmten Ver- 

Ahrens-Brinkmann, Wilson, das Werk des Piäsi- 

dentea in seinen Reden, S. 221. 
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tragsbediogimgen, ,,iim groBen wie kletnen Natbnen gleicher^ 
maßen ihre politische Unabhängigkeit und die Unverletzüchkeit 
ihres Gebietes zu gewährleisten". Die Durchföhrtiag dieser Be- 
dingungen, die ja sehr allgemein formuliert waren, aber die wich- 
tigsten Dinge doch klar zum Ausdruck gebracht haben, sollte nach 
Wilsons Ansicht die Siihne des Unrechts und die Sicherung des 
Rechts herbeiführen, gegen den Imperialismus, für die Demo- 
kratie, für die Freiheit und Sicherheit aller Völker und Nationali- 
täten. Wilson bezeichnete am Schluß den Weltkrieg als den letzten 
ond entsdieidendeti Krieg für die mcnsdüicfac Freiheit; an den 
Grundsatz der Gerechtigkeit und des Rechts sei das Volk der 
Vereinigten Staaten gebunden» für seine DurchfiUirung sei es be- 
reit, sein Leben, seine Ehre und alles, was es besitzt, zu opfern. 

Für Deutschland stellten diese 14 Punkte gewiB einen Frieden 
dar, der nach allen seinen ungeheuren Anstrengungen als hart 
empfunden werden mußte. Eine Abtretung Elsaß-Lothringeiu 
war nicht verlangt; über die Art der Wiedergutmachung des „Un- 
rechts von 1871" waren enghsche \ind französische Pohtiker keines- 
wegs eim'g; es konnte darüber verhandelt werden. Der Zugang 
Polens 2;um Meer konnte im Sinne der Besprechungen Graf Bern- 
storfi6s mit amerikanischen Politikern aufgefaßt werden als eine 
Garantie des freien Eisenbahn- und SdufiEahrtsverkdus, nicht ab 
eine Ausdchnimg des polnischen Gebiets bis «ur See, die Deutadi- 
land auseinanderschnitt. Auch darüber lioante atif Grund der 
14 Ptmkte verhandelt werden* Bine Abtretung der deutschen 
Kolonien endlich wurde uns nicht zugemutet; Mch viel wen^r 
ein Schadenersatz für sämth'che Ententeländer; von Schaden- 
ersatz wurde nur besügHch Belgiens geredet. Scharf im Wider- 
spruch zu der deutschen Politik von damals stand freilich die 
Aufforderung, alle ehemals russischen Gebiete zu räumen. 

Am gleichen Tage, am 24. Januar, haben die leitenden Staats- 
männer Österreichs und Deutschlands eine Antwort auf die 14 Pimkte 
Wiboos gegeben. GntfC^eminspfadtseme Überzeugung dahinaus, 
daB das WOsmiscfae Friedensangebot sich dem österrdchisch-un- 
ganschen Standpunkte wesentlich nSherte, BeiderDurchsprechimg 
der einzelnen Punkte kam er auf Abweichtmgen nur sekundärer Natur 
und schloB seine Rede mit der Erwägung, ob nicht ein direkter 
Gedankenaustausch zwischen den Vereinigten Staaten und Öster- 
reich-Ungarn den Ausgano^spunkt für eine allgemeine versöhnliche 
Aussprache bilden könne. Wesentlich anders äußerte sich Graf 
Hertling. Mit den ersten vier Punkten erklärte er sich einver- 
standen ; bezüglich der Kol o malfrage stellte er das englische Kolonial- 
reich Zill Debatte: der gesamte Weltkolomalbesitz müßte neu 
gestaltet «erden. BezQglidi der niiwischcn Gcfakte Idmte er eine 
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nacbtrSgUche Etnnusdiutig der Ententestaaten ab» nachdem sie 
an den Friedensverhandlungen nicht hatten teilnehmen wollen» 
Über Belgien, sagte er, könne sich Deutschland erst dann äiiSem» 
wenn die Integrität des deutschen Gebiets und seiner Verbündeten 
als Grundlage anerkannt würde; Belgien habe zu keiner Zeit ge- 
wilr<5am an Dentschland angegliedert werden sollen; keine deutsche 
RegieruHfi; habe das als Programmpunkt gehabt; eine Vorwegnahme 
der belgischen Angelegenheit au^ der Gesaratdiskussion müßte 
aber abgelehnt werden. Die besetzten Teile Frankreichs seien ein 
wertvolles Faustpfand in deutscher Hand; auch sie sollten nicht 
gewaltsam angegliedert werden; die Räirniungsbedingtmgen seien 
zwischen Frankreich und Deutschland zu veretnbarai; eine Ab- 
tretung vom Retclisgebiet an Frankreich käme aber nicht in Frage. 
Die österreichischen und Balkanfin^en» ebenso die türkischen Fragen 
verwies Graf Hertling an die Staatsmänner der verbündeten Mächte» 
Polen sei von Deutschland und Österreich- Ungarn befreit worden; 
zwischen diesen Mächten und Polen müs«^c deshalb die ztikünftipe 
Gestakung dieses Landes geregelt werden. Den Völkerbund- 
gedanken, wie ihn Präsident Wilson vorgetragen hatte, begrüßte 
endlich Graf Hertling mit warmer Sympathie. 

Der Zwiespalt zwischen Wilson und Hertling tntt deutlich zu- 
tage. Die deutsche Regiertmg von damals stellte sich durchaus auf 
den Siegetstandpunkt* Hertling sagte: ,,UDsece militifaiscfae Lage 
war niemals so günstig, wie sie jetsst ist* Unsere genialen Heer- 
fÜhrer sehen mit unverminderter Zuversicht in die Zukunft; durch 
dieganze Armee, Offiziere wie Mannschaften, geht ungebrochene 
Kampfesfreude.** Hertling verbat sich die Einmischimg der Entente 
in die Fragen des Ostfriedens. Die schon seit Jahren notwendige 
Erklärung über Belgien gab auch er nicht ab. Was er sagte, war 
verklausuliert, und von einer Wiedergutmachung sprach er gar nicht. 
Verhandlungen selbst über die französisch-sprechenden Gebiete 
von Elsaß-Lothringen wollte er überhaupt nicht zulassen. Das 
Ungeschickteste war vielleicht die Erwähnung des englischen 
Kokmiakdcfaes in emem AtigenbUck, da Deutsäland seine sämt- 
lichen Kolonien militäimch hatte preisgeben mtaen. Die Selbst- 
überschätzung der deutschen Lage war sehr groß. Hinter der Rede 
des Grafen Hertling stand der politische Wille der Obersten Heeres- 
leitung. Sie wollte nicht mit Wilson verhandeln; sie hoffte auf den 
Sieg im Westen, nachdem der Machtfiiede im Osten abgeschlossen 
war^ 

Wilsons Antwort vom ir. Februar 1918 hob den Unterschied 
zwischen der Rede des Grafen Ccernm und der Rede des Grafen 
Hertling mit großem Gescluck hervor. Er begrüßte die Verstän- 
digungsabsicht Österreichs; in der Rede von Hertling fand Wüsoa 
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aber eine Bestätigung des »»unglflcksel^en Eindrucks", den die 
Besprechungen in Biest-Litowsk macfaten. Die Rede sei unklar; 

sie nehme allgemeine Grundsätze an, ziehe aber keine greifbaren 
Schlüsse: Herrling wollte in Form von Einzelberatungen und Einzcl- 
abkommen die wichtigsten Fra^^en lösen. So kann, sagt Wilson, 
kein allgemeiner Frieden zustande kommen; es handelt sich um 
den Weltfrieden. Hertiiiigs Gedanken und Methoden stammen vom 
Wiener Kongreß, sie passen nicht zu der Friedensresolution des 
Reichstags vom 19. Juli 1917, die einen allgemeinen Frieden ins 
Auge gefoBt hat und nicht Vereinbarungen von Staat z» Staat vor- 
sieht. Alle Probleme gehen heute alle Machte an, sie können nicht 
getrennt verhandelt werden; der Gerichtshof der ganzen Meosdh- 
heit hat zu entscheiden. Die deutsche Friedensresdlutioo hat sich 
damit einverstanden erklärt. Wilson bezeichnet seine i.-^ Punkte 
als eme „proviFionschc Skizze": es soll über sie verhandelt werden. 
Die Vereinigten Staaten, sagte er, haben nicht den Wunsch, als 
Schiedsrichter in europäischen Streitigkeiten aufzutreten. Die 
neuen Verträge, die geschlossen werden müssen, sollen aber eine 
künftige Vergewaltigung der Rechte kleiner Nationen und Rassen 
ausschließen. Wilson faßte tum Schluß seihe allgemeinen Grund- 
sätze noch einmal in vier Ptuikten zusammen. Ihr «wesentlicher 
Inhalt ist der folgende: die Auseinandersetzung solU in jedem 
einzelnen Fall von logischer Gerechtigkeit, wie sie aus dem Fall 
selbst folgt, und von möglichster Wahrscheinlichkeit erfüllt sein» 
einen friedlichen Dnucrrtisfnnd herbeizuführen; Völker und Pro- 
vinzen sollen nicht von einer Staatslioheit zur anderen verschachert 
werden, wie Sachen oder Spielsteine, auch nicht im Namen des 
verrufenen Gleichgewichts der Mächte; jede Gebietsfrage soll im 
Interesse der beteiligten Bevölkerung und niclit als ein Ausgleich 
zwischen dem Machtwetteifer von Staaten geregelt werden; alle 
nationalen Ansprüche soUen möglichst befried^^ werden, ohne 
daß alte Konfltktsfragen verewigt und neue geschaffen werden» 
die den Frieden Europas und der ganzen Welt nur stören würden. 
Wilson bezeichnet diese Grundsätze eines allgemeinen Friedens 
als bindend; sie seien schon überall angenommen, außer von den 
„Wortführern der deutschen Militär- und Annexions|)artei". Der 
Widerspruch in anderen Staate sei bedeutungslos. 

Grnf Hertling hat im deutschen Reichstag am 2 ■5. Februar 
den vier neuen Sätzen des Präsidenten Wilson zugesnmmt, hat 
sie der Reihe nach durcligesprochen und sie sämtlich als atmehmbar 
bezeichnet'): ein allgemeiner Friede könne auf solcher Grundlage 
erorierL werden. Sem Vorbeiiait, die Grundsätze des Präsidenten 

VgL dazu Rittmeister v.Hcrdiiib Btn Jahr in der Rdchatanslij S.fiäkK 
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Wilson müßten von sämtlichen Staaten und Völkern in Sfleicher 
Weise angenommen werden, war in der Tat wohl eine wesentliche 
Einschränkung, weil nach der sehr allgemeinen Fassung der vier 
Punkte dann manches aus ihnen gefolgert werden konnte, was 
vielleicht einzelnen Bestimmungen der 14 Punkte widersprach. 

Trotsdem hat Giaf HertHi^ Rede in der ganzen fifoitlichen 
Meiiituig Deutsdilands, auch im neutralen Ausiand, das gfüBte Atif* 
sehen gemacht tmd fibcarall die Haibiimg hervorgerufen, man stünde 
am Vorabend des Friedens« Es kann auch nicht bestritten werden, 
daß in England eine Neigung zu unmittelbarem Gedankenaustausch 
bei einfluBreichen Männern damals bestand : der ehemalige Minister 
Runciman hat einen solchen Austausch zwischen Vertretern der 
kriegführenden Parteien öffentlich i^efordert. Die Welt uußte, 
daß Deutschland jetzt imstande war, eine große Offensive im Westen 
zu unternehmen. Der Ausgang war durchaus unet^^wiß. Es war 
psychologisch begreiflich, dai:^ in den Ententekreisen jeLst die Lust 
XU Veriumdlungen grSfier war, als in den maßgebenden Kresen 
Deutschlands. Hätte es in Deutschland eine überragende staats- 
männische Autorität gegeben — wer weiß, ob sie nicht diesen 
psychologiiBchen Augenblick benutzt hätte, um endlich positive 
Erklärungen abzugeben. England und Amerika wären in keinem 
Augenblick des Krieges geneigter gewesen, Konzessionen zu machen 
als damals; auch Clemenceau wtjrde niemals so stark ansjefeindet in 
Frankreich, als vor der großen deutschen Offensive, vor deren 
Furchtbarkeit man zitterte. Deutschland zwang aber Rußland 
zu dem Gewaltfrieden von Brest-Litowsk. Wilson hat mit Recht 
in seiner Rede vom 6. April 1918 auf den Gegensatz hingewiesen, 
der zwischen den Worten des Kanzlers und seines Staatssekretärs 
und den durch die „militär^hen Herren" maßgebend beein» 
flußten Handlungen Deutschbnds lagO* Den Machtidealen des 
Friedens von Brest-Litowsk setzte er wiederum das Rechtsideal 
'gegenüber. Die deutsche Regierung hat es vermieden, damals 
von neuem auf die 14 Punkte zurückzukommen, in denen der Weg 
zu einem f^reifharen Frieden gewiesen war. Was konnte die An- 
nahme der vier Punkte nutzen, wenn man sich über die 14 Punkte 
nicht mehr aussprach«" Die günstige Friedenssituation zerging 
wiederum. Es war die letzte vor dem deutschen Zusammenbruch. 



Hätte der Unterseebootkrieg den erwarteten Erfolg gehabt, 
so wäre die große Offensive im Frühjahr ig 18 nicht mehr nötig 
gewesen. Das Versagen des Unterseebootkrieges schob der Land- 

i) Ahreiu-Briokiiiaaii. Wtlion» das staatHoäniuscfac Werk des Pdisi- 
dentea in seiiien Reden, S. 234. 

YaleoftiB. DMiMlika* AolMvolIttk 24 
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armee wiederum die leute und größte Entscheidung zu. Daß 
der unbeschränkte Unterseebootkrieg trotz aller militärischen 
Einzelerfolge die letzte politische Wirkung nicht hatte und deshalb 
ein nicht wieder gutzumadiender Fehler war, ist von den detitsdicn 
maßgebenden Stellen erst ganz spät eingesehen und öffentlich 
nienuds zugegeben worden. Graf Cgemin bezeugt« daB die deut- 
schen militärischen Stellen fortgesetzt „den größten Optimismus 
posierten" — auch noch im Frühjahr 1918, als er infolge der Ent- 
hüllungen über die heimlichen Friedensverhandlungen Kaiser 
Karls mit Frankreich den Abschied nehmen mußte'). Die oft- 
mals versprochene, aktenmaßig festgelegte Frist von sechs Monaten 
war, wie wir gesehen haben, ohne durchschlagenden Erfolg 
vorübergegangen. Es wurde aber ruhig weiter prophezeit. Auch 
Ludendorff mußte die urnge Zeitrechnung zugeben, hielt aber noch 
fest an dem günstigen Endresultat der Niederlage Englands. Er 
schreibt; Ich glaubte auf eine entscheidende Wirkung wenigstens 
innerhalb Jahr^tfnst rechnen zu dürfen, also bevor Amerika mit 
seinen Neuformationen auf dem Plan erscheinen konnte^)* Ameri- 
kas Kriegseintritt, den man militärischerseits als so wenig wahr- 
scheinlich und auf alle FäUe wenig geföhrlich bezeichnet hatte, 
wurde nun hingestellt als ein an sich unabwendbares Ereignis — 
im vollendeten Widerspruch zu den historischen Tatsachen. 

Der einzige Fall, daß ein Unterseeboot einen Truppe ritransport- 
dampfer versenkt hat, hat sich am i. November 1917 ereignet: der 
englische Kreuzer „Hermes" wurde vor Dünkirchen torpediert. 
Admiral Scheer bezeichnet es als ein unmögliches Verlangen, der 
Flotte die Auigabe zu stellen, Truppentransportdampfer zu ver- 
senken"). Nur durch die Besetzung der firanzdätscfaen Küstenstrecke 
wäre der Handelsverkehr über den Kanal zu verhindern gewesen^ also 
nicht durch Machtmittel der Marine, sondern wiederum durch die 
Landarmee. In der öffentlichen Meinung war aber, wie wir sahen, 
von den amtlichen Stellen die bestimmte Hoffnung erweckt worden, 
daß besonders die amerikanischen Truppentransportdampfer nicht 
nach Europa kommen könnten. In den Monaten April, Mai und Juni 
sind von den Vereinigten Staaten nach Frankreich fünfzehn ameri- 
kanische Divisionen hinübergekommen. Im Hochsonirner 1918 
waren es bereits zwan::ig. Ludendorff schreibt dazu: „Das war 
mehr, als ich für möghch gelialten hatte."*) Die amerikanischen 
Nachrichten über die Truppentransporte wurden von uns einfach 
für propagandistische Übertreibungen gehalten. Die Oberste 

») Czemin, Im Weltkrieg, S. 168. 

') Ludendorff, Meine Kriegserinnerungen, S. 249. 

*) Adtmral Sdieer, DeutsdUanda Hochseeflotte im Weltkiieg, S. 104. 

*) Ludendocff^ Mdne Kriegwtriniieiiingen» S. 513. 
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Heeresleitung hat die Amerikaner zu sehr nach sich beurteilt. 
Die nmerikanischen Angaben sind leider einwandfrei wahr gewesen'). 
Es Wären gerade diese amerikanischen Divisionen, die die 
Überlegenheit der deutschen Armee im März an der Westfront 
wieder aufgehoben und in das Gegenteil verwandelt haben. Auch 
saa einer anderen Stelle schreibt LudendorfiF^ es sei übemschend 
gewesen, mit welcher Schnelligkeit diese amerikanischen Divisionen 
angekommen waren. Ihre Anktmfit konnte nicht verhindert werden ; 
weitere Truppentransporte waren ZU erwarten; die deutsche Lage 
mußte sich also von Monat zu Monat verschkcfatem« Wie furcht- 
bar erwies sich nun der Irrtum in den Prophezeiungen der deutschen 
verantwortlichen Marineoffiziere i Der deutsche Admiralstab mußte 
zugeben, daß es völlig unmöglich war, die Strecke von Nordcngland 
bis Gibraltar durch die U-Boote abzusperren. Im Sommer 1918 
kam man desiiaib auf die Idee, das Sperrgebiet auf die amerikanische 
Käste auszudehnen, um dort unmittelbar vor den Ausfuhrhäfen 
die Truppentransfxirte und die sonstige Zufuhr von Amerika nach 
dem westlichen Kriegsschauplatz abzufangen. Als sich Graf Hert- 
ling nach der Zahl der zur Verfügung stehenden Unterseeboot- 
kreuzer erkundigte, antwortete ihm der Admiralstab» es konnten 
zunächst drei, später sechs entsendet werden. Es war selbstver- 
st^indlich, daß mit einer so geringen Anzahl kein entscheidender 
Unterseefeldzug durchgeführt werden konnte, und Graf Hertling 
hat sich deshalb gegen die Maßnahme ausgesprochen. Admiral 
Scheer bezeugt auch, daß von den drei Booten kein großer Erfolg 
zu erwarten war. Außerdem sprachen gegen eine solche Maß- 
nahme politische Gründe. Man mußte befürchten, daß nun auch 
Chile tmd Argentinkn den zahlreichen ^föchten folgen würden, 
<lie Deutschland den Krieg infolge des Unterseebootkrieges er* 
klärt hatten. Dann war auch von Spanien zu erwarten, daß es seine 
Neutralität aufgeben würde. Der Unterseebootkrieg hat ja Spanien 
so geschädigt, daß es den Anspruch erhob, für jedes im Sperrgebiet 
versenkte sp.Tni'^che Schiff eine ent-^prechende Tonnn^^e von den 
in semen Hafen befmdlichen deutschen Handelsschiffen zu beschlag- 
nahmen. Die einzige Regierung, die also Deutschlands Interessen 
im Auslande nocli wahrnahm, sah sich genötigt, von uns absu- 
rucken^. 

Die Erfolglosigkeit des Unterseebootkrieges erklärt sich nicht 
nur aus den falschen Berechnungen des deutschen Admiralstabes, 
sondern sehr wesentlich aus den höchst wirksamen Abwehrmittdn, 
die von der Gegenseite in Anwendung kamen. Man gebrauchte 

Ludendorff, Urkunden der Obersten Heeresleitung, S. 364. 
') Adffitnl Scheer, Deutachbiids Hochseeflotte nn Wettbieflb S« 462, 
47a; Rittmeister v. Hettltag> Ein Jahr in der Reieliskaiizlet, S. 1x5. 
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besonders konstruierte Zerstörer, die mit Wasscrbonibcn ausgerüstet 
waren, ferner eine bestimmte Art von flachgehenden Fahrzeugen, 
auch Neu- tmd Drahthtndeniisse» endlidb UntetseebootfaUen. 
Die engUscfae' SchifiEahit wurde m GeletuOge wiaammengefaßt» 
die dufdi Kriegissdiiffe bewacht wurden. Dagegen wareo natOdidi 
die Unterseeboote machtlos. Die monatlichen Vera enkiingaziff e m 
nahmen ständig ab. Wenn im Januar 19 18 noch 632 000 Tonnen 
versenkt wurden, so waren es im September nur noch 440 000 — 
gegenüber Ziffern von über i Milhon Tonnen, die im April und 
Juni 1917 erreicht worden waren. Admiral Scheer gibt an, daß 
die Zahl der verlorengegangenen Boote 50% erreichte; von den 
360 überhaupt zur Verwendung gekommenen Unterseebooten, 
eingeschlossen die Unterseebootkreuzer, sind 184 Boote zugnmde 
gegangen. Es war also ein unverhältnismäßig mörderüscher und 
nach Lage der Dinge zu wachsender Erfolglosigkeit verdammter 
Krieg. Um die grdkn Verluste» von denen die deutsche öfifent- 
lichkeit natürlich nichts erfuhr, auszugleichen, mußte der Bau der 
Unterseeboote noch wesentlich beschleunigt werden. Nach halb- 
jährigem Drängen wurde im Dezember 1917 ein besonderes U- 
Bootamt geschahen, das nun ein großartiges Bauprogramm ent- 
warf. Man hoffte allmäWich bis zum dritten Vierteljahr 1919 zu 
einer Monatsleistung von 30 Unterseebooten zu kommen. Da 
war freilich der Krieg schon lange zu Ende ! Die höchste Lieferungs- 
ziffer ist im Juni 1918 erreicht worden: zwölf UnterseebiX)te. Da- 
mit wurde nur der Abgang gedeckt, aber kein erheblicher Zu- 
wadis ersielt. Für den erwetterten Unterseebootbau war eine groBe 
Anzahl von Facharbeitern notwendig» die die Oberste Heeresleitung 
aber nicht in dem gewünschten Umfange an die Marine abgeben 
konnte. Es mtotet merkwürdig an, daß der Leiter des Unterseeboot- 
amtes, Ritter v. Mann, der Nachfolger des Staatssekretärs von 
Capelle, im Herbst 1918 sich mit den Vertretern der Industrie 
und der Schiffswerften auf ein Bauprogramm emigte, d.is nlles Bis- 
herige vollkommen in Schatten stellte. Die Marine war noch da- 
mals, als die militärische Niederlage zu Lande schon entschieden 
war, überzeugt, Deutsciilands Sache durch die Unterseeboote 
retten zu können. Hätte Tirpitz oder auch noch Capelle jemals 
eine solche Organisation ins Auge gefaßt, dann wäre vielleicht das 
Ergebnis des Krieges ein wesentlich anderes geworden^* Wie 
man nach den durchaus sachlichen Feststellungen Admtral Scheers 
und den Ausführungen Ludendorffs noch die Behauptung aufstellen 
kann, die Unterseebootwa£fe sei von innen her stum^ gemacht 

') Ludendorff, Meine Kriegserinnerungen, S. 348; Admiral Scheer, 
Deutschlands Hochsceflocte im Weltkrieg» S. 368« 369« 371« 4sg, 468, 471» 
476» 481. 
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vwtdtn, ist völlig unbegrdflidi. Heffferich hat das vor dem Unter- 
sudiuiigs-AiiaBchuß bekanntlich getan. Mit der Unteiseebootwalk 
ist die gröBte militärische Leisttmg eftidt worden, die nach Lage 
der Dinge zu erzielen war. Daß sie schließlich doch vefsagt hat» 

liegt nicht .in den Untcr^eehootleuten, deren Heroi5;mus unantastbar 
ist, sondern an den Personen, die nicht rechtzeitig für diese Waffe 
das Nötige getan und später Unmögliches von ihr verlangt haben. 

Die Marine hatte Deutschland den Sieg nicht gebracht; durch 
die Landarmee mußte es herausgehauen werden. Der Gipfel- 
, punkt des Krieges ist die große deutsche Offensive im Westen 
vom Jahre 1918. Auf einem Nebenkriegsschauplatz nach dem 
anderen hatte das deutsche Heer Teilsiege errungen: Rußland, 
Serbien, Italien, Rtimanten* Auf dem HintptkriegsschauplatK im 
Westen sollte jet^t die RnfschefHtmg fidlen. Es handelte sich noch 
einmal um alles. Zum efstenmal wShrend des ganten Kriege^ 
hatte Deutschland für kuf^ Zeit auf der Westfront die numerische 
Überl^enhcit. Die großen deutschen Feldherm waren des Sieges 
so sicher, wie es ein Feldherr in dieser Lage immer sein wird und 
muß. Als Ludendorff dem Kaiser meldete, „daß das Heer gesammelt 
und wohlvorbereitet an die größte Aufgabe seiner Geschichte 
heranträte", war er seiner Sache gewiß. Er schreibt in seinen Er- 
innerungen schon 1917: „Wir harten die besten Aussichten, den 
Krieg zu gewiimen.** Seit Jahren iiaiLe die deuLsdie Obei^tc Heeres- 
leitung immer sparen und redmen mflasen, sie hatte sich immer 
auf die Abwehr eingerichtet, hatte nie an einen Aoffsß größten 
Stils denken dürfen. Nun war es anders. An den Sieg güaubten 
nicht nur die hohen Militärs, sondern auch ein so skeptischer Be» 
urteUer wie Graf Czemin. Er glaubte an den Durchbruch an der 
Westfront; er hielt den Einzug Hindenburgs in Paris für durchaus 
mögh'ch, ja wahrscheinlich^). Konnte erwartet werden, daß in 
diesem Augenblick sich die deutschen maßgebenden Personen auf 
Verhandlungen einließen, die Deutschland schmerzliche Opfer 
auferlegt haben würden?* Wenn Hindenburg sagt, die Wahl wäre 
damals gewesen zwischen Kampf bis zum Siege oder Unterwerfung 
bis zur Selbstentsagung, so ist das nicht richtig. Die mihtärischen 
Fohrer Deutschlands spitzten alles ta sehr auf das Extiem z». 
Selbst wenn die große Offensive 19x8 gelungen wäre, hätten sich 
die Gegner niemals auf einen Frieden eingehräen» der die Erweite- 
rung der Basis im Osten bestätigt, der Belgien wirtschafÜich mit 
Deutschland verbunden, der womöglich Gebietsteile von Frank- 
reich an Deutschland gegeben haben würde. Die Männer, die den 
Frieden von Brest-Litowsk gemacht haben, hätten im Westen nie- 



Czernin, Im Weltkrieg, S. 300. 
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Frieden auf Grund des Status quo geschlossen. Hat 
nicht Frankreich im Jahre 1871 auch nach dem Verlust von Paris 
weitergekämpftf^ England und Amerika wQfden alles daran gesetzt 
haben, einen Machtfrieden im Westen zu verhindern. Das beste^ 
was Deutschland überhaupt erreichen konnte, war eben der Ver- 
ständigungsfriede, auch im* Falle de?; militärischen Erfolges, und 
gerade durch den militärischen Erfolg. Hier licot der entscheidende 
Irrtum der großen Heerführer: sie haben nie den Sinn des Ver- 
ständigungsfriedens erfaßt; sie haben immer darin einen Verzicht 
und etwas Demütigendes gesehen, während er in der Tat die Selbst- 
behauptung Deutschlands in allem Wesenthchen bedeutete. Die 
andere MZ^glichkeit war die Niederlage. Sie wuide in Deutschland 
fiberhaupt nicht in Betfacht gezogen. Htndenbufg hat bezeugt^ 
daB nach seiner Ansicht der Krieg infolge der eisten Mameschlacht 
19x4 nicht verloren war'). Durch all die Jahre hindurch hatte 
man auf die Möglichkeit gehofft, noch einmal in Frankreich vorzu- 
stoßen. Jetzt hatte nach Hindenburgs Urteil Deutschland die 
nötige Stärke und den nötigen kriegerischen Geist für den Waffen- 
gang, der die Entscheidung brachte-). Von Laon ans wurde damals 
Paris beschossen. Wenn Deutschland zur Kü.ste des Kanals 
durchkam, dann war von Calais aus der Lebensmittelpunkt der 
englischen Weltmacht unmittelbar bedroht. Ludendorff erzäiilt 
ein Gespräch, dem er mit Recht historische Bedeutung zuschieibt'). 

Am 15. Juh 1918 hat Ludendofff zum Freiherm v. Lersner im 
deutschen i^uptquartier gesagt: ,,Wenn mir jetzt der Vctcstoß 
bei Reims gelingt, haben wir den Krieg gewonnen." Am selben 
15. Juli 1918 hat Marschall Foch zu dem französischen Diplomaten 
Loucheur gesagt: „Wenn den Deutschen der Vorstoß bei Reims 
gelingt, haben wir den Krieg verloren." Die beiden größten mili- 
tärischen Autoritäten der beiden kämpfenden Parteien sind sich 
also einig darüber, daß die Kriegsentscheidung beinahe am Gelingen 
eines Kcimpftages, am Gelingen einer einzigen kriegerischen 
Operation hing. Die Kämpfe vor Reims im Juli 1918 sind der Höhe- 
pimkt der deutschen Westoffensive. In drei großen Schlachten 
waren die Deutschen siegreich gewesen, sie hatten Gelände ge- 
wonnen, einen großen Teil des Geländes, das vorher durch die 
Zurfiddegung der Linien hatte ausgegeben werden müssen. Sie 
hatten Beute gemacht; sie hatten dem Gegner die schwersten Ver- 
luste beigebracht — ihre Erfolge waren groß, aber sie reichten 
eben doch nicht aus, um den Gegner militärisch ins Mark zu treffen. 
Reims wurde nicht getiommen. Die Seeküste wurde nicht erreicht. 

^) V. Hmdenburg, Aus meinem Leben, S. 118. 

V. Hindenburg, Aus meinem Leben, S. 300. 
') Ludendorff, Urkunden der Obeisten Heeresleituag, S. 498. 
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Zum zweiten Male stockte die deutsche Offensive an der Marne. 
Ein Augenzeuge, Kurt Hesse, erzählt, daß die Kampfe an der Marne, 
am 15. Juli, die schwerste Niederlage des Krieges darstellten« Ge- 
rade hier haben die Amerikaner mit größter Brutalität den Erfolg 
entschieden^)» Es bun der Umsdiwung. Die Entente ging ihrer- 
seits zur Offensive über, es kam der furchtbare 8. August. Luden- 
dorff schreibt darüber: ,4^er 8. August ist der schwarze Tag des 
deutschen Heeres in der Geschichte des Krieges. Schlimmeres 
erlebte ich nur noch in den Ereignissen, die vom 15. September 
ab sich an der bulgarischen Front abspielten und das Schicksal des 
Vitrbundes besiegelten." Schon vor diesem Tag war die Gesamt- 
lage Deutschlands sehr ernst geworden. Deutschland hatte es nicht 
erreicht, vor dem Eintreffen der entscheidenden amerikanischen Ver- 
stärkungen die Entente durch Siege friedenswillig zu machen. 
Jetzt kehrte sidi das Blatt um* Der Zusammenbrudi kündigte 
sich an. Der 8. August bewies Deutschlands Schwädie. Es war 
in einer Verteidigungsschiacht besiegt worden — das war schlimmer, 
ab wenn ein Angri£f scheiterte. Es war ein ganz grofier Erfolg der 
Gegenseite. Das beste, was jtkzX noch zu erhoffen war, war» daß 
die Armee in der Verteidigung einigermaßen aushalten würde. 
Neue KrSfte waren nicht mehr einsu'^etsen. Frankreich hatte das 
kraftstrotzende Amerika als Bundesgenossen — unsere Bundes- 
genossen wankten schon seit langem"'^). Unmittelbar nach dem 
8. August fanden Aussprachen zwischen den militärischen und poli- 
tischen Fülirern Deutschlands statt. Ludendorff erklärte, „daß es 
uns nicht mehr mäglidi sei, den Feind durch Angriff ürkdenswillig 
m machen. Durch Verteidigung allein wSre dies kaum su erreichen, 
wir müßten demnach die Beendigung des Kri^es auf diploma^ 
tischem Wege herbeiführen.*' 

Am 24. Juni hatte Staatssekre^ v. Kühlmann im Reichstag 
eine Rede gehalten, in der er gesagt hatte, der Krieg könne durch 
rein mih'tärische Enrscheidtjnj:^ kaum beendet werden, es seien dazu 
diplomatische Verhandlungen notwendig. Die Rede war im 
übrigen eine tapfere, durchaus im offensiven Geist gehaltene 
Behauptung des deutschen Standpunktes; Kühlmann hatte die 
einseitige Schuld Deutschlands am Kriege abgelehnt, hatte die 
Unversehrtheit des deutschen Reichsgebiets tmd seinen Ansprt^ 
auf koloniale Betätigung scharf betont» hatte von neuem es ver- 
weigert» in der belachen Frage als Vorleistung Erklärungen ab- 
zugeben» ohne daß die Gegner irgendwie festgel^ seien. Man 
kann also keineswegs sagen» daiß Kflhlmann in dieser Rede im ganzen 

Kurt Hesse^ Das Marne-Drama des 15. Juli 1918* Wahrheiten aus 
der Front, S. 17. 

*) V* Hindcabtwg^ Aus meincin Leben» S. ggi* 
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das erlösende Wort gesprochen hat; aber seine AtiSerung Ober die 
militärischen Dinge brach ihm den Hab. Nidits ist bezeichnender 
fiQr die deutschen Zustände von damals, als daß ein bürgerlicher 
Staatsmann jene Brkenntnis nicht äußern durfte, zu der sich die 
militärischen Führer wenige Wochen später in aller Form haben 
verstehen müssen. Der Wilsonschc Gcdnnke des Friedens ohne 
Sieger tind Besiefite bedeutete nach dem Sclieitern der deutschen 
Offensive im Westen noch die beste Möglichkeit. Aber die mili- 
tärischen Führer waren so enipfnidlicii und eifersüchtig auf ihre 
Autorität, daß sie auch nur den leisesten Zweifel an ihrer Sieger- 
stellung selbst in diesem Augenblick verübelten. Hindenburg sagte 
damals, die Wirkung der Kühlmannscfaen Rede auf die Armee 
sei niedecschmettemd. Sie war es nur deshalb, weil die Armee 
nicht gewohnt war» die volle Wahrheit von ihren mili^nschen 
Führern zu hören. Staatssekretär v* Kfihlmann mußte gehen; 
Graf Hertling bemähte steh vergebens, ihn zu halten. Mit ihm 
wurde ein Mann geopfert, an dessen Person sich die größten poli- 
tischen Erwartungen geknüpft hatten. Mnn hitte geglaubt, daß 
er es sein müsse, der nach "dotier ganzen Herkunft den Verständi- 
gungsfrieden mit England zustande bringen würde. Sein Name 
deckt aber den Gcwaltfrieden mit dem bolschewistischen Rußlarid! 
Kühlmann hatte alle Aussicht, eine große Figur in der deutschen 
Geschichte zu werden. Vielleicht hätte er sich als Reichskanzler 
besser durchsetzen können* So ist er aber an den nuHläniBcfaen 
Einflfissen vor der Zeit gescheitert und ab ein verbrauditer Mann 
im Dunkel verschwunden, gerade ehe die neue Zeit begann, in der 
er erst richtig hätte wirken können. Im Augenblick seines Sturzes 
fanden Besprechungen im Haag statt. Die dort befindlichen Eng- 
länder hatten den Wunsch geäußert, mit Kühlmann persönlich 
unverbindliche Besprechungen weiter zu pflegen. Nach Kühl- 
manns Entlassung wurde im Haag offiziell mitgeteilt, sein Weg- 
gang sei ledigh'ch aus innerpohtischen Gründen erfolgt, was freilich 
eine eigentümliche, echt Hertlingsche Beleuchtung des Hergangs 
war, die auswärtige Politik sollte m derselben Richtung fortgesetzt 
werden. Kfihlmann hat sich auch selbst bereit erjkUirt, nach dem 
Haag zu fahren, aber der Wunsch der Engländer verstummte« 
Bs scheint mir nicht ausgeschlossen, daß Kfihlmann in diesem 
Augenblick doch vielleicht etwas erreicht haben würde, da in Eng- 
land die Furcht, unter den übermächtigen amerikanischen Einfluß 
ZU kommen, als wichtiges Motiv wirkte^). 

Nach der Niederlage am 8. August waren sich die maßgebenden 
Stellen Deutschlands, wie wir gesehen haben, einig geworden, 

0 Rittmeister v. Hertltngi S, ii8, laa, ia5, ia8; Litdendocff, Mdne 
Kn^sennnerungeQ, S. saj. 
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daß der Kriegswille der Feinde durch kriegerische Handlungen 
flicht mehr zu brechen sei, daß durch eine strategische Defensive 
der Kriegswüle möglichst zu lähmen sei : die politische Konsequenz 
war, wie sie der Kaiser am 14. August formulierte^ die, daß ,,auf 
einen geeigncien Zeitpunkt geachtet werden müsse, wo wir uns 
mit dem Feind zu verständigen hätten". Nach der Auffassung des 
Reicliskanzlers war ein solcher Verständig uiigsaugenblick ge- 
kommen, sobald im Westen wieder Erfolge errungen wären. Hin- 
denburg sprach die Hoffnung aus, es werde gelingen, auf französi- 
sdicm Boden stehen zu bleiben. Bs war also ein Umschwung in 
der deutschen Auffassung eingetreten* Zum erstenmal fanden sich 
militärische und bOrgerlicfae Gesichtspunkte auf einer Basis, auf 
der Basis des Verständigungsfriedens. Zur Friedensvermittlung 
sollte nach dem Vorschlag des Kaisers die Königin der Nieder- 
lande aufgefordert werden*). Die gehofften militärischen Erfolge 
im Westen blieben aber leider aus. Es wurden weiter wesentliche 
Gebiete geräumt, der gan::e Gewinn der großen Offensive war nun 
preisgegeben, erhebliche Verluste an Menschen und Material 
waren erlitten, die nachdrängend tn Feinde errangen erhebliche 
Angriffserfolge. Aliein im Monat August kamen 335000 ameri- 
kanische Soldaten in Frankreich an. Die technische Überlegenheit 
des Gegners war niederscfamettemd. Die Siegfriedstellung mußte 
aufgegeben werden, die Ypem^Front wurde durchbrochen. In- 
dessen versuchte der neue Staatssekretär v. Hintze die geplante 
holländische Vermittlung herbeizuführen. Er besprach die Mög- 
lichkeit mit dem niederländischen Gesandten in Berlin und fand 
ihn bereitwillig. Da stellte sich aber schon Österreich ein mit 
dem Plan einer neuen Friedensnote. Unmittelbar nach der Nieder- 
lage des 8. August war Kaiser Karl im Großen Hauptquartier ge- 
wesen. Graf Burian entwickelte den Plan einer Note „An alle**. 
Die deutschen Stellen wideisprachen einstimmig. Der österreichi- 
sche Botschafter Prinz Hohenlohe regte seinerseits eine Vermittlung 
des Königs von Spanien an'). Vergebens versuchte der neue Staats- 
sekretär V. Hintze» die asterreichüscfaen Staatsmänner von ihrer 
Note abzubringen. MaBgebend für den österreichischen Friedens- 
schritt ist auch die Unterzeichnung der Zusatzverträge zum Frieden 
von Brest-Litowsk gewesen, die in Österreich scharf gemißbiUigt 
wurden* Die Note des Grafen Burian vom 14. September bedeutet 

Ludendorff, Urkunden der Obersten Hccresleituag, S. 499«. Proto- 
kolle des Kronrates vom 14. August 1918. 

') Auch in dieser schon sehr crrtstcn Lage wurde keine Gelegenheit 
benutzt, über Belgien befriedigende Erklärungen abzugeben, weder durch 
den Grafen Tocrring noch an den Schweizer Gesandten in Washington 
Sulzer, der damals eine inofffigieüe Anfiaige stellte. (Fiaakfurter Zritung« 
3. und 12. August 1919). 
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eine politische Abkehr von Deutschland. Osteneich htgum den 
zusammenbrechenden Bundesgenossen offen «u Verlanen und 
Versuche machen, sich nach Möglichkeit selbst zu retten. Die 
Note war an alle Kriegführenden, Freund und Feind, gerichtet 
und schlug eine vertrauliche und unverbindhche Aussprache an 
einem Ort des neutralen Auslands vor. Als Ziel war ein Vcrsfändi- 
gungsfriede proklamiert. Die Bunansche Note hat keinen positiven 
politischen Erfolg gehabt. Sic hat ledighch die deutsche Aussicht, 
durch neutrale Vermittlung zu einem Frieden zu gelangen, zerstört 
und die Meinungsverschiedenheiten zwischen Österreich-Ungam 
und Deutschland vor aller Welt kundgetan. 

In diese verworrene Situation schlug die Nachricht ein^ Bulgarien 
habe an die Entente das Ersuchen um Waffenstillstand tmd Ein- 
Idtui^ von Friedensverhandltmgen gerichtet. Der politische Zu- 
sammenbruch verband sich mit dem militärischen. Am Nachmittag 
des 28. September entwickelte General Ludendorff seinem Fcldmar- 
schall die Notwendigkeit, mit einem Friedens- und Waffenstillstands- 
angebot herauszukommen. Die Schilderung dieses Vorgangs, die von 
jedem der beiden großen Feldherrn gegeben worden ist, und die bei 
beiden m allen wesentlichen Punkten überemstinimt, ist vielleicht das 
Erschütterndste, was überhaupt über den Krieg und vom Kriege 
geschrieben worden ist. Man hatte den Gedanken des Sieges mit 
allen menschenmöglichen Mitteln verfolgt; jetzt mttßte eingesehen 
werden: der Krieg war nicht zu gewinnen» Was noch vor weni^ien 
Wochen als unmöglich gegolten hatte, wurde jem furchtbante 
Wirklichkeit. Es war keine Zeit mehr zu verlieren. Jeder|Tag 
konnte die Lage verschlechtern und die Schwäche Deutschlands 
noch deutlicher machen. Die Oberste Heeresleitung setzte alles 
daran, dnß der Schritt sofort erfolgte. Das Friedens- und Waffen- 
stillstandsangeboi bedeutet das Ende des Krieges, wie ihn ?;cine 
militärischen Führer bisher gedacht hatten. Jetzt plötzlich wollten 
sie den Vt istandigungsfrieden, den sie durch Jahre hindurch 
mit Wort und Tat erbittert bekämpft hatten. Einen entehrenden 
und demütigenden Frieden wollten sie selbstverständlich nicht. 
Dieser Versicherung bedarf es gar ntdit. Kein Deutsdier hat je 
einen solchen Frieden gewollt. Aber es war die Frage, ob jet^ 
noch Zeit war, den Versändigungsfrieden zu erreichen. Der 
außenpolitische und militärische Zusammenbruch verbindet sich 
mit dem innerpolitischen Zusammenbruch Deutschlands. Er wird 
uns später beschäftigen. 

General Ludendorff hat Deutschland, besonders im letzten 
Jahr, fnst unumschränkt beherrscht. Mnn kann sagen, daß er 
Deutschland gewesen ist, ein bestimmtes einseitiges und veraltetes 
Deutschland, aber doch ein Deutschland, das über dem anderen, 
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dem neuen Deutschland, schwer und fuiditbar, uberiuäditig 
lastete. In dem letzten Jahre war es so geworden, daß Ludendorff 
in allem angerufen wurde, was es tn der Heimat immer gab« Deutsch- 
land bewunderte ihn, Deutschland zitterte vor ihm* Er hat tat- 
sächlich fast zwei Jahre Wetter und Wind bei uns gemacht tmd 
beinahe gesiegt. Der Gedanke des Sieges war für die über^ 
wältigende Mehrheit des deutschen Volkes seit 1914 etwas durchaus 
Selbstverständliches gewesen. Man glaubte .in die Unüberwind- 
lichkeit der deutschen Armee, an die Einzigkeit und Unvergleich- 
lichkeit des preußischen Mihtärs^tems, das Deutschland seit 1866 
übernommen hatte. Jeder Kampf gegen die müitärisciie Autorität, 
ja nur der Zweifel an ihrer Unfehlbarkeit wurde dem zum Ver- 
hängnis, der ihn wagte. Das hatte Kühlmanns Sturz noch eben 
bewiesen. Der Kaiser und die Mehrsahl der Zfvilstellen ließ die 
Generäle arbeiten. Man dachte, so würde es am besten werden. 

Die militärische Niederlage Im Westen hat das deutsche Volk 
vollkommen überraschen und nach dieser seiner ganzen seelischen 
Einstellung fassungslos machen müssen. Die Mehrsahl der deut- 
schen Untertanen wußte gar m'cht, daß unsere allgemeine Kriegs- 
lage seit 1914 ernst war und jedes Jahr emster wurde. General 
V. Falkcnhayn bezeugt: Nichts bat wahrscheinlich mehr zu dem 
jämmerlichen Ausgang des Krieges beii];etragen, als der Umstand, 
daß diese Tatsache erst zu der Zeit, als nichts mehr zu retten war, 
der Masse des Volkes enthüllt wurde"^). In England hat man das 
nationale Sdbstgef&hl dadurch gestärkt, dafi man die Untersee- 
bootgefahr viel schwärzer malte, als sie in Wirklichkeit je gewesen 
ist^. Das deutsche Volk wurde von seinen Führern während des 
Weltkrieges so gering geachtet, daß man ihm die voUe Wahrheit 
verschwieg. Ludendorff schreibt: „Meinen Heeresberichten ist 
Unaufrichtigkeit vorgeworfen worden. Sic sind einwandfrei wahr 
gewesen und wurden so abgefaßt, wie es unser Gewissen gegenüber 
dem Heer, dem Volke daheim und unseren Verbündeten gebot**^). 
Es handelt sich aber gar nicht in erster Linie um die Heeresberichte. 
Kein Vernünftiger wird von einem kämpfenden Feldhcrrn ver- 
langen, daß er jeden Rückschlag der großen Öffentlichkeit bekaimt 
gibt, jede verlorene Kanone, jedes verlorene Luftschiff, jedes ver- 
lorene Unterseeboot aufzählt. Darauf kommt es gar nicht an. 
Das wichtigste Moment liegt gsmz wo anders. Es handelt sich um 
eine Stimmung. Das deutsche Volk ist von seinen militärischen 



') V. Falkenhayn, Die Oberste Heeresleitune: 1914 — 1916, S. 241. 

*) Vgl. den bereits oben angeführten Bericht des amerikanischen 
Admirab Suns. Stenogxaphisdier Bericht des Untcawidiiiflg» - Atiinrhiinm, 
S. 34z. 

*) Ltidendocff, Meine KriegBeritineruiiBen, S. 573* 
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Pfihrefn durch das beständige Reden vom Sieg als der einzig 
möglichen Lösung in eine falsche Stimmung gebracht worden* 

Es hat mehr erwartet und mehr erwarten müssen» als es erwarten 
durfte. Als die große Niederlage gekommen war, hat sie deshalb 
das deutsche Volk zunächst nicht begriffen. Nichts ist merkwürdiger 
als das krampfhafte Suchen nach den Gründen dieser Niederlage. 

Die Gründe wurden zunächst in Mißständen des inilir 'irischen 
Systems als solchen gesucht. Der Gegensatz zwischen Mannschaften 
und Offizieren, die schlechte Verpflegung, der junge Ersatz, die 
Abnahme der Maiinszucht — das alles soll die Niederlage mit 
verschuldet haben. Diese Momente haben Deutschland nicht ge- 
hindert^ RuBland, Serbien, Rumänien und Italien ^u besiegen* 
Wenn die nuEtSfischen Erfolge kamen, wurde die Stimmung in 
der Armee und im Lande immer ausgezeichnet. Damit sollen 
vorhandene MiBstände nicht in ihrer Bedeutung verringert werden. 
Aber das deutsche militärische S]^tem war als solches viel zu ge- 
schlossen und funktionierte viel zu gut^ als daß einzelne Reibungen 
es zum Zerbrechen hätten bringen können. Viel ernster ist die 
Frage, ob nicht die Armee geistig durch politische Einflüsse ins 
Wanken gebracht worden ist und infolgedessen als Kriegsmstrument 
versagte. Bekanntlich ist diese These von maßgebenden Personen 
aufgenommen worden, besonders, nachdem ein engiisciier Offizier, 
General Maurtee, der in liebenswürdiger Weise den deutschen 
Berufsgenossen das Bittere der militärischen Niederiage erleichtem 
wollte, das Wort vom DdchstoB geprägt hatte, der von der Heimat 
aus gegen den Rücken der deutschen Armee vorgenommen worden 
sei. Natürlich hat eine so^alistische und pazifistische Propaganda 
stattgefunden. Es ist selbstverständlich, daß im Laufe eines mehr- 
jäh n^en Krieges sich in allen beteiligten Völkern der Ekel vor dem 
Kriege entwickelt und die Hoffnung aufkommt, den Krieg überhaupt 
überwinden zu können. In allen Ländern haben sich diese 
Stimmungen gezeigt und haben von der Heimat auf die Front ein- 
gewirkt. Aber noch nie in der Geschichte ist allein durch Agitation 
eine Armee gelähmt oder eine staadiche Ordnung umgestürzt worden. 
Der Boden mußte durch allgemeine Umstände beieitet sein. Die 
Kriegsmüdigkeit der Soldaten ist ebenso eine ganz selbstverständliche 
Tatsache. Audi die Franzosen wollten nicht mehr angreifen, 
wenn die Maschinengewehre feuerten. Aber es ist doch eine 
durchaus willkürliche Behauptung, daß die Kriegsfähigkeit als solche 
bei uns so sehr ins Wanken gekommen sei, daß eine Niederlage 
unabwendbar wnr. Im Sommer 1918 würden doch noch überall 
große Erfolge errungen, t^erade im Zurückweichen. Sehr wichtig 
erscheint mir das Zeugnis des Generals v. Bernhardi^ der Tagebuch- 
aufzeichmmgen veröffentlicht hat und um seiner pohtischen Ein- 
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Stellung willen besonderes Gehör verdient'). Er hat mit Hinden- 
burg in Kreuznach am 24. und 25. Februar die gesamte militärische 
und politische Lage durchgesprochen. Hindenburg hat seine Hoff- 
nung geäußert, durch einen siegreichen Angriii bald eine entschei- 
dende Wendung herbeizuführen. Daß die sodalistische Propa- 
ganda, d, b. die Agitation des Spartakusbundes und der unab- 
hängigen aodaldemokrattschen Partei Deutschlands vorgeschritten 
sei, wurde nicht erwähnt. Bernhard! schreibt viehnehr: ,»Aufier^ 
lieh erkennbare Zeichen für das Umsichgreifen derartiger Ansichten 
waren wenigstens für den Soldaten nicht vorhanden. Sie haben 
sich er?^r später entwickelt, als das deutsche Volk erkennen mußte, 
daii aller Heldenmut nicht mehr an«;reichte, um einen entscheidenden 
Sieg zu erringen." Der alldeutsche Schriftsteller General v. Bern- 
hardi hat hier sehr richtig den wahren Zusammenhang der Dinge dar- 
gestellt. Das primäre Ereignis ist die deutsche Niederlage; aus 
dieser folgte die Verzweiflung darüber, daß der immer wieder 
versprodiene Sieg nicht errungen wurde, und erst aus der Ver- 
zweiflung entwickelte sich bei der großen Menge die sedische 
Bereitschaft gegenüber radikalen sozialistischen Anschauungen*). 

Erst als der Glaube an den Sieg geschwunden war, den die 
großen militärischen Führer selbst nicht mehr haben konnten, 
da entstand jener Haß gegen die Offiziere und alle militärischen 
Institutionen, jene Vernchnmg gegenüber all den Idealen, in 
deren Dienst man gezwungen worden war. Ludendorff hat den 
Glauben gehabt, die Stimmung in der Heimat und in der Armee 
müßte durch Propaganda in seinem Sinne beeinflußt werden. 
Große Abschnitte semer Erinnerungen und des von ihm heraus- 
gegebenen Urkundenbandes sind den Propagandaf-Problemen ge- 
widmet. Er setzte es durch, daß im Juli 1916 die militärische Stelle 
beim Auswärtigen Amt eingerichtet wurde; er gab Oberstleutnant 
Deutelmoser an das Auswärtige Amt als Nachfolger Hammanns, 
damit er ein Pressechef mit umlassenden Befugnissen im militä- 
rischen Sinn sein sollte« Im August 19 18 wurde endlich eine neue 
Zentralstelle für Pressepropagandadienst auf Ludendorffs Anregung 
geschaffen, dem die alte Zentralstelle für Auslandsdienst wegen 
ihrer vorsichtigen Haltung wenig gefallen hatte. Der Kampf 
zwischen militärischen und zivilen Stellen hat sich gerade in den 
Propagandafragen besonders deutlich gezeigt. Für die Truppen 
wurde dann bekanntlich noch der vaterländische Unterricht ein- 



') V. Bemhardi, Eine Weltreise igst — 12 und der Zusammenbruch 
Deutschlands, Eindrücke und Betrachttmgen aus dem Jahce X911 — X914, mit 
einem Nachwort aus dem Jahre 1919. 

') Über Einzelnes vgl. L. Bergsträßer, Geschkht» der polittschcn Par- 
teieii, S. xia, lao. 
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geführt. Ludendorff beschwert bicli bitter iii seinen Ermnerungen, 
daß er von den Behörden in seinen Bestrebungen nicht genug 
unterstatzt ^rorden w9re. So wird der Eindruck erwedct» als ob der 
Zusammenbruch Deutschlands wesentlidi eine Folge psychologischer 
Momente gewesen sei* Die schwere deutsche Niederlage soU so 
verständlich und die Verantwortung der deutschen Obersten Heeres- 
leitung soll so verringert werden. Im Dezember 1917 hatte aber 
gerade Ludendorff seihst von dem Geist der Heimat noch sehr viel 
gehnlten. In seinem Schreiben vom 8. Dezember 1917 an den 
Minister des Innern heißt es: „Die Gefahr von Generalstreiks 
oder größeren Unruhen besteht meines Erachtens gar nicht. Erstens 
wurde die Propaganda für derart gewaltsame Unternehmungen 
nicht den gefürchteten Erfolg haben; dazu ist der weitaus größte 
Teil des Volkes viel sni verstandig und patriotisch gesinnt"'). 

Die tatsächlichen Vorgänge sehen eben gan% anders aus ab die 
nachträgliche Frisur. Die beste Propaganda wäre der Sieg ge- 
wesen. Jeder bescheidene Augenbliciserfolg wurde ja von dem 
guten deutschen Volk, dem besten und geduldigsten der Welt, 
mit rührender Dankbarkeit aufgenommen. Aber: das Volk war 
ausgehungert und entnervt, durch einen Krieg ohne Ende, in dem 
alle üblen Eigenschaften sich austobten, niedergedrückt und de- 
moralisiert. Eine zwanzigfache Übermacht kämpfte gegen Deutsch- 
land. Die feindlichen Truppen waren besser genährt, besser aus- 
gerüstet, es wurden die techiusciien Hilfskräfte auf der Gegenseite 
in ganz anderem Umfang verwandt. Das beste Beispiel sind die 
Tanks. Im Jahre 19x6 fand Ludendorft^ daß bei uns die Zeit 
för den Tankbau noch nicht gekommen sei"). Er selbst etsählt, 
daS später, 1918, gut ausgebaute Stellungen an Widerstandskraft 
verloren durch die Tanks, die über die breitesten Hindernisse 
hinwegfuhren^). Der Tankschrecken hat seit dem Herbst 1917 
furchtbar gewirkt. Rechtzeitig ist unseren maßgebenden Stellen 
auch der Bau von Tanks vorgeschlagen worden. Man hat sich nicht 
darauf eingelassen. Es ging hier ganz ähnlich wie bei den Untersee- 
booten. Später haben die Rohstoffe gefehlt. Die moralische Wir- 
kung war hier ganz besonders stark, weil den Panzerwagen einfach 
nicht beizukommen war. Auch die Flugzeugtechnik, die Abhör- 
telegraphie, fib^iaupt das gesamte Nachrichtenwesen war auf der 
Gegenseite zum Teil besser organisiert^ zum Teil konnte es durch 
die reichlicheren Mittel viel stärker wirken. Je materialistischer 
und brutaler der Krieg wurde, desto unbarmherziger wirkte die 
feindliche Fülle gegenüber dem deutschen Mangel. Wenn der 

>) Ludendorff, Urkunden der Obersten Heeresleitung, S. 291. 
*) Ludendorff, Meine Kriegserinnerungen, S. 267. 
') Ludendorff, Meine Knegserinnertu^ien, S. 334. 

38a 



Digitized by Google 



PROPAGANDA^ DER GEIST DER HEIMAT 



Krieg durch Heroismus zu gewinnen gewesen ware^ hätten ihn die 
Deutschen gewonnen. Die Entscheidung kam aber durch die 
fJtsasit und durch die Wucht. Einen Krieg in solcher Lage ver« 
liefen, ist gewiß keine Schande. Wenn aber nachträglich der Ver- 
such unternommen wird, die Gesinnung des deutschen Volkes in 
Frage 2u stellen, imd gegen dieses Vdk, das so UnglauhKdies 
erlitten hat, den Vorvvrutf ZU erheben, es habe sich durch feindliche 
und einheimische Propaganda irre machen lassen und habe so die 
Niederlage seiner Armee verschuldet, so ist das nicht nur vom 
wissenschaftlichen Standpunkt aus ein Fehlurteil, sondern auch 
vom moralischen Standpunkt aus nicht achtbar. 

Ludendorff war am Ende des Krieges das alte Deutsch- 
land. Und das alte Deutschland wurde besiegt^). Rittmeister 
v. Hertling notierte sich im Winter 1917/18: „Es macht nur den 
Eindruck, dafi Ludendorff auf den Konflikt mit der Reichsleitung 
hintreibt, um nach dem Sturz des Kanzlers die Militärdiktatur 
einzuföhren"*). In seinen Erinnerungen versucht Ludendorfif zu 
beweisen, daß er sich politisch möglichst zurückgehalten habe. 
Schon Falkenhayn mußte sich aber mit der Politik befassen, denn 
Politik und Heeresverwalttmg waren ja so eng miteinander ver- 
knüpft, daß sie gar nicht getrennt werden konnten. Die Fragen 
gingen ständig ineinander über. Der Generalstabschef mußte 
Stellung nehmen; er vermied es natürlich, wenn er klug war, sich 
bei der Ausführung politischer Maßnahmen zu betätigen'). Ludcn- 
dorff war eme viel zu überrageude Persoiilidikeit, als daß er nicht 

gern das letzte Wort gesprochen hatte. Und besonders stark wurde 
seine Stellung, wenn er einem so altersschwachen Reichskanzler 
gegenübertrat, wie dem Grafen Hertling. Man kann sich keine 

größeren G^iensätze denken: der alte Gelehrte, der sein ganzes 
Leben lang vermittelt hatte, und der Mann des Befehls, der auch 
von der Weltgeschichte verlangte, daß sie sich ihm fügte. Mili- 
tärische Fachleute haben Ludendorff ah Strategen schnrf kriti- 
siert. Der Gedanke hat etwas Einleuchtendes, wenn man sagt; 
an Stelle der Vernichtungsoffensive 1918 hätte eine Ermattungs- 
strategie besser gedient, durch sie hätte Deutschland noch lange 
aufrecht erhalten werden können, wie Preußen im siebenjährigen 
Krieg durch Friedrich den Großen. Wir haben diese Frage hier 
nicht zu erörtern. Uns interessiert vielmehr die andere : was bedeutet 
Ludendorff als Politiker^ Und da muß gesagt werden, dafi alks, 

^) Ein erschütterndes Büd vom Zusammenbruch der Front unter den 
feindlichen Schlägen gibt der Gehdoibericht des Großen Generalstabs an 
das Militärkabinett vom 31. Oktober 1918. Über eine Lähmung der Truppe 
durch Propaganda enthalt er nichts. (Berliner Volkszeitung, 24. Dez. 1919). 

3 Rittme»ter v. Hertling, Ein Jahr in der Rddwfcanglei, S. 36/60. 

*) V. Falkenhayn, Die Ooeiste neereskitimg 1914— 19x6, S. 4. 
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was er an politischen UrLeilen ausgesprochen hat, widerspruchsvoll 
und instinktlos ist. Er schreibt: „Bit AbrOstungsgedaiiken eilten 
der Wdtordnung ebenso voraus^ wie der Gedanke des Vefständi- 
gungsfeiedens''« Und er selbst kat sich doch scUießlicfa unter dem 
Eindruck setner Niederlage für den Verständigungsftteden aus- 
sprechen müssen, die von ihni vertretene alte Weltordnung hat 
also zugestanden, daß die neue Weltordnung etwas Besseres und 
etwas Notwendiges bedeutete. Ludendcrff ist ein Gegner des 
Parlamentarismus und der Demokratie, aber der Grund für Deutsch- 
lands Niederlage ist nach ihm der Mangel an straffer nationaler 
Einheit, der für die großen Demokratien des Westens seJb.stver- 
stäiidlich war. Es lag also doch nicht am demokia tischen Ge- 
danken, daß Deutschland nicht einig genug war; es hat wohl mehr 
an den Kräften gelegen, die hier der Demokratie wideistrebten. 
Denn wie konnte erwartet werden, daß sich ein so fortgeschrittenes 
Volk wie das deutsche noch einmal unter einer anderen Parole 
zusammenfand Schon Hans Delbrück hat darauf hingewiesen, 
daß die von Ludendorff geäußerten Gedanken über die Vereinheit* 
lichung der Verfassung Deutschlands unter Wahrung der Stellung 
Preußens und der Bundesstnnten inhaltlos, d. h. unscharf und ohne 
Bedeutung sind^). Irgendein greifbares außenpolitisches Programm 
hatte Ludendorff nicht, als seine Niederlage entschieden war. 
Mit einer Niederlage hatte er eben nicht gerechnet. Er wollte ein- 
mal „das unverantwortliche Glücksspiel" des Krieges nicht fort- 
setzen — , und dann wollte er doch den Verzweiflungskampf weiter^ 
führen*). 

Ein ungenannter Soldat hat in einer Broschüre» die AuBsehen 
erregt hat, Ludendorff den ,,miUtart8chen Bethmann Hollweg" 
genannt^). Dieses Urteil wird beiden Männern nicht gerecht« 
Auch Napoleon ist besiegt worden. Einem Strategen von dem 

Range Ludendorffs ist der Lorbeer gewiß. Ein Staatsmann ist 
er nicht gewesen, und dns war Deutschlands Unglück. Einen 
Sieg hätte er immer zu emem Gewaltfrieden ausnutzen wollen, 
und der war nach Lage der Dinge unmöglich. Unter diesem" Mann 
wäre Deutschland auf alle Fälle unterlegen, auch wenn seine miÜ- 
tärischen Unternehmungen 191 8 geglückt wären. Er war ein 
enger Spezialist, ganz Arbeit, Herrschaft, Ehrgeiz. Nichts Vor* 

0 Preußische Jahrbücher, Mai 1920, S. 263. 

^) In drei Broschüren hat sich Ludeiidorff über die Katastrophe des 
letzten Jahres geäußert und seine Reditfertigung versudht; das SdieiCerfi der 
neutralen Friedensvermittlung; das Friedens- und Waffenstillstandsangebot; 
das Verschieben der Verantwortlichkeit. Seine Polemik gegen das amtUche 
Weißbuch darf als mißglückt angesehen werden* 

*) Der Feldherr Ludcndoiff, mtlitär-potitttch bettachtet von einem 
Soldaten, Berün-Ficbcena«, 1990. 
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nehmes ist an ihm, nichts Leichtes und Souveränes: er ist kein 
Aristokrat, sondern ein Pflichtmensch. Unter der napoleonischen 
Stirn hat er eine Sergeantenkinnlade. Wenn man an den großen 
Moltke denkt, dann sieht man, was diesem Manne gefehlt hat: 
die Büdting, das Freie, das Deutsche. Er stammt aus dem ost- 
deutschen Kolotiiallaiid; die schwedische Herfconft seiner matter- 
iichen Familie trOgt : Karl XII. war dämoniscfaer. Ludendoiff glaubt 
an Orden wie ein mittlererBeamter. Sein Sdbstgeföbl ist tmgsfaeuer, 
aber ohne Selbstkritik. Wie k ü h ii empfand Bisnm r c k gegenfiber den 
Hohcnzollern, beinahe als Gleicher gegenüber Gleichen. Luden- 
dorff braucht die Gnade des Monarchen. Der Tadel Wilhelnr^ TT. 
brini:;t ihm die bitterste Stunde seines Lebens, nis er den Abschied 
bekam. Und trotzdem ist er eitel genun;, den Sturz des Kaisers 
mit seinem Sturz kausal zu verknüpfen. Eine unvergleichliche 
Arbeitsmaschine, ein starker Geist, voll Leidenschaft, die immer 
sachlich ist, — selbst für seine Gegner reizvoll eben durch seine 
Kraft. Aucfa als Schriftsteller ist er wuchtig; freiHch ist seinen 
historochen Urteilen nicht zu vertrauen wer so Geschichte 
gemacht hat, der kann sie nicht schreiben. Von Bismarck und 
Napoleon gilt ja dasselbe. Man mti8 ihn mit den Größten ver- 
gleichen, aber man merkt dann, daß er nicht groß ist wie sie. 
Er ist groß und h?5chrnnkt. Deutschland war wert, in dieser 
Zeit einen anderen Führer zu haben. 

XVUl. Deutschlands Sturz und der 

Völkerbundgedanke 

Bei der Obersten Heeresleitung ist im Juli und August 19x8 

der Gedanke erwogen worden, ob man nicht gegen das widerspenstige 
Bulgarien und das sonderfriedenssüchtige Österreich Krieg führen 
müßte. Kaiser Wilhelm hoffte, Herzog von Kurland tmd Großfürst 
von Litauen zu werden, und seinem Schwager wurde noch im 
Oktober die finnische Königskrone angeboten. So haarscharf 
berühren sich Hybris und Zusammeiibruch. Am 28. September, 
dem Tage, an dem sich Hindenburg und Ludendorff über die Not- 
wendigkeit eines Friedensangebotes einig wurden, ließen sie dem 
Grafen Hertling mitteilen: die Oberste Heeresleitung sei zu der 
Ansicht gekommen, daß eine Umbildung der Regierung oder 
ein Ausbau auf breiterer Basis notwendig geworden sei. Die Oberste 
Heeresleitung hatte bis dahin aufs schäf&te Demokratie und Parla- 
mentarismus bekämpft. Jetzt versuchte sie die Lage auch durch 
diese Mittel zu retten. Der Parlamentarismus — das bedeutet die 
Regierungskrise. Man wußte, daß Graf Hertling diesen Schritt 
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nicht fflitmachen wollte und konnte. Die militärische Krise rief 
die politische hervor. Deutschlands Lage war mit einem Schlage 

ganz verworren. Die bislicrige Reichsleitung hatte nicht den Ein- 
druck gehabt, daß der Friedensschritt von heute auf morgen er- 
folgen müßte. Nun verlangten die mih'tärischen Führer Deutsch- 
lands den Friedensschritt und die po] irische Reform — alles auf 
einmal, Prinz Max von Baden sollte Reichskanzler werden, der 
Kaiser schwankte. Rittmeister Graf v. Hertling erzählt, wie Luden- 
dorff unangemeldet in das Zimmer trat, in dem der Kaiser und der 
alte Reichskanzler sich besprachen, und im Tone größter Erregung 
fragte : „Ist dk neue Regierung jetzt noch nicht gebiklet^' Der 
Kaiser erwiderte barsch: „Uk kann doch nicht zaubern.'* Darauf- 
hin sagte Ludendorff: ,,Die Regierung mufi aber sof<»t gebildet 
werden, denn das Friedensangebot muß noch heute heraus." Der 
Kaiser sagte : „Das hätten Sie mir vor vierzehn Tagen sagen sollen 1"^) 
Ludendorff bestreitet, daß er „gedrängt habe". Die neue Regierung 
des Prinzen Max von Baden wehrte sich auf das heftigste dagegen, 
ihre Tätigkeit sofort mit einem Friedensangebot zu beginnen. Sic 
wollte einen besseren Augenblick abwarten, mindestens aber eine 
Woche Frist haben, zum Zwecke der eigenen Konsolidation. Das 
Telegramm Hindenburgs vom i. Oktober an den Vizekanzler 
V. Payer beweist aber, daß die Oberste Heeresleitung als äufietsten 
Termin des Friedensangebots den Vormittag des 2. Oktober ansah. 
Sie hatte sich dann im Laufe weiterer telephonischer Verhandlungen 
mit dem 3. Oktober einverstanden erklärt. Die Fassung des Frie- 
densangebots stammt zudem im wesentlichen von Ludendoftf. 
Die überaus ernste, ja verzweifelte Lage war das Argument, durch 
das überhaupt bei den Parteien die so schnelle Bildung einer neuen 
Regierung durchgesetzt wurde'-). Wenn Ludendorff m einem 
Telephongespräche die Wendung gebrauchte, er wolle nicht drängeln, 
aber jeder Tag des Zögerns und der Untätigkeit könne verhängnis- 
voll werden, so zeigt da^ docii nur, daß die Obeiite Heeresleitung 
den Anschein vermeiden wollte, als greife sie in die Neubiklung 
der Regierung unmittelbar ein. Sadilich kann man sich keine 
verzweifeltere tmd dringenden denken, als die, die die Oberste 
Heeresleitung jetzt plötzlich schilderte. 

Wie war es gekommen, daß die itmerpolitische Situation sich 
gleichfalls so katastrophal gestaltetet Reichskanzler Graf Herding 
hatte bei der Übernahme seines Kanzleramtes bestimmte inner- 
politische Zusagen gemacht: Milderung des Belagerungszustandes 
und der Zensiu:, Einbrmgung eines Gesetzes über Arbeitskammern, 

0 Rittmeister v. Hertling, Ein Jahr in der Reichskanzlei, S. x8j. 

-) Ludendorff, Urkunden der Obersten Heeresleitung, S. 52af. Vor- 
geschichte des Waffenstillstandes, Amtliche Urkunden usw., 1919. 
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Vermehrung der Mandate der groBen Reicfastagswahlkreise» und 
schliefilicli die wichtigste und entscheidendste Versprechung — 

alsbaldige Embringtmg einer Vorlage über das allgemeine gleiche 
Wahlrecht in Preußen. Die preußische Wahlrechtsfrage hatte 
sich zu einem Problem erster Ordnung für Deutschlands Ge- 
schicke entwickelt. Bethmann Hollweg hatte, wie wir sahen, die 
priiKipicllc Entscheidung für das allgemeine gleiche Wahlrecht 
noch durchgesetzt — sein Nachfolger, der alte Zentrumsführer, 
der Bayer, der süddeutsche Katholik, sollte die Verwirklichung 
herbeifuiiren. Die Vorlage über die Reform des Dreiklassen- 
Wahlrechts und die Reform des Herrenhauses wurde im Jahre 1917 
an den preufiischen Landtag gebracht. Es knüpften sich endlose 
Verhandlungen daran. Nidit nur die Rechte» auch ein Teil des 
Zentrums und der Nationalliberalen blieb in der Opposition 
gegen das gleiche Wahlrecht. Es wurde in zweiter, dritter und 
vierter Lesung im Abgeordnetenhause abgelehnt. Die preußische 
Regierung erkKirte, unter keinen Umständen auf die Vorlage ver- 
zichten zu können; sie wollte sogar die Auflösung des Abgeordneten- 
hauses. Aber irgendein herzhafter Entschluß wurde nicht gefaßt. 
Das Herrenhaus, als die letzte Instanz, hat, als schon der Rücktritt 
Hertlings entschieden war, in einer Kommissionssitzung das 
Wahlrecht, mit einer Alterszusat::stimme von 40 Jahren ab, an- 
genommen. Es hat sich also verhältnismäßig noch einsichtiger 
gezeigt als das Abgeordnetenhaus. Die preuSische Wahlrechts- 
reform hat während des ganzen letzten Kriegsjahres als ein schwerer 
Druck auf dem deutschen öffentlichen Leben gelastet. Das einzige 
Mittel wäre die Oktroyierung gewesen. War doch die preußische 
Verfassung selbst seinerzeit oktroyiert worden ! Die Zeit war 
sicher reif für einen Entschluß dieser Art. Aber es hat die Einsicht 
dafür gefehlt, daß es eine Lebensfrage war, den hnksstehenden Par- 
teien das Agitationsinittel des Dreiklassenwahlrechts wegzunehmen. 

Ungünstig hat auch die Oberste Heeresleitung gewirkt mit 
ihrer unverhohlen antidemokratischen Gesinnung. Ludendorff war 
ja zu klug, zu der Frage vor der öffendidikeit maßgebend Stellung 
nehmen zu wollen; er hat aber bei den zahlreichen Gesprächen» 
die er auch mit Ministem über diese Frage f&hrte, keinen Hehl 
daraus gemacht, daß er das Ideal in einer Lösung der Wahlrechts^ 
frage auf berufsständischer Grundlage sähe. Bei seiner damaligen 
Autorität konnte dem allgemeinen gleichen Wahlrecht keine größere 
Schwierigkeit erwachsen*). Auch hat er einem seiner Mitarbeiter, 
Major von dem Bussche, gestattet, im Herrenhause die militärische 
Lage in einer Weise darzulegen, die vom allgemeinen gleichen 
Wahlrecht notwendig abschrecken mußte. In dem oben ange- 

') Ludendorff, Meine Kriegserümerungen, S. 356. 
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führten Schreiben vom 8. Dezember an den Minister des Innern 
heißt es außerdem sehr deutlich: „Ich bm der Ansicht, daß der 
Krieg uns wahrlich keinen Grund zur Demokratisierung und 
Parlamentarisierung gegeben hat; die Zustände in den demokratisch 
regierten femcUicfaen Ländern können uyos in keiner Weise zur 
Nachahmung reiben. Vielmehr halte ich eine Politik des Nacb- 
gebens gegenüber dem tZeitgetst* fOr attfierordentlicfa geföhrlich. 
Sie muß in ihren Konsequenzen zum Niedergang führen/' 

Der Gedanke der Neuorientierung, wie ihn Bethmann Hollweg 
geprägt und mannhaft gegenüber seinen eigenen Standesgenossen 
vertreten hat, hatte seit Jahren das deutsche Volk ergriffen als eine 
der größten Notwendigkeiten seiner Zukunft. Es ist bezeichnend, 
daß die Vertreter der reinen Machtpoütik gerade den Gedanken 
der Wahlrechtsreform auf das lebhafteste bekämpften. So ver- 
knüpfen äich die außenpolitischen Dinge mit den innerpoli tischen. 
Dietrich Schaefer, auch hier wieder maßgebend und von vielen 
als Autorität verehrt, warnte natürlich vor innerpolitischen Ent- 
wicklungen während des Krieges: die Hauptsadie sei die Er- 
haltung der „Macht'% innerpolitische Kämpfe könnten einen mit 
auswärtigen Feinden ringenden Staat nur lähmen'). Wie völlig 
hat auch hier wieder Dietrich Schaefer den Geist der Zeit verkannt! 
Besteht denn die Macht" nur in Kanonen und Land, und nicht 
viel mehr m dem Glauben eines Volkes an seinen Staat«' Hat 
nicht zum Beispiel Frankreich seine größten Staatsumwähungen 
zugleich mit auswärtigen Kriegen durchgemacht und gerade 
angesichts der Gefahr von außen alle Volkskräfte zum Leben 
erweckte* Eine Oktroyierung des allgemeinen gleichen Walüredits 
hätte als Akt des Vertrauens es wahrscfaeinlicfa der Sozial- 
demokratie, leicht gemacht, in verantwortliche Regierungsstellen 
im Reiche und in Preußen einzutreten. Nun war das Volk jahre- 
lang vertröstet worden» Die Gegensätze hatten sich immer mehr 
verschärft, die Erbitterung in den unteren Volksschichten war groß. 
Das Ausland hatte es so außerordentlich leicht, auf die preußische 
Rückstjndigkeit hinzuweisen, auf die Rückständigkeit eines Staates, 
dessen saubere Verwaltung und korrekte Beamtenschaft fiir die 
Mehrzahl der ausländischen Beurieiler ein beschämendes Vorbild 
liätte sein müssen. Aber es war nun in der Tat so geworden: 
der Scheinparlamentarismus der Regierung Hertling-Payer-Fried- 
berg verdedcte nur mfihsam den tiden Zwiespalt des deutschen 
Wesens. Immer mehr Süddeutsche wurden nach Berlin berufen; 
das Reich entwickelte sich nachgerade su einer sfiddeutschen 
Oppositionsanstalt gegen Preußen. Preußen wollte aber bleiben, 
was es war. Und nun wurde Preußen militärisch besiegt. 

Der Panther, Heft 5/6, Mai/Jttiii 1917. 
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Es handelt sich ja nicht um eine Reihe von verlorenen Schlachten 

im Jahre 1918, sondern um die Niederlage einer Staatsanschauting, 
einer Weltansicht. Der preußische Machtgedanke, der sich in Europa 
durchgekämpft hatte niis den kleinsten Anfängen, der das eigen- 
brötlerische und unpolitische Deutschland durchsetzt hatte mit 
seinem starken politischen Willen, dieser preußische Macht- 
gedanke, der nun auch den Weltkrieg hatte benutzen wollen zur 
Erweiterung seines Herrschaftsbereichs — der wurde auf den 
französischen Schlachtfeldern im Jahre 19 18 zerschlagen. Was 
war Preußen noch, wenn seine Armee besiegt wurdet Der Staat 
Bismarcks und der Staat Friedrichs des Großen zerschellte an 
einer zwanzigfachen Übermacht. Eine weltgmhichlJicfae Periode 
ging zu Ende. 

Wie alles bei uns im Weltkrieg zu spät kam, so auch das Kabinett 

def^ Prinzen Max von Baden. Er war schon als Reichskanzler 
genannt worden, als der Abg.mj^ des Herrn Michaelis unvermeidlich 
wurde. Wären damals er und Staatssekretär Solf an die Spitze der 
Regierung getreten, die den Gedanken des Verstand igungsfriedens 
in der auswärtigen Politik mit dem Gedanken der Demokratie 
in der inneren Politik verbanden, so wäre uns der Friede von 
Brest-Litowsk mit seinen verderblichen Nadiwirkungen, so wäre 
uns die ganze dilatorische Haltung in der Gcsamtfinedensfrage 
erspart worden. Deutschland hat ein Jahr verloren, eine nicht 
wiederzubringende Zeit. Nun sdlte im Moment des müitär&cfaen 
Zusammenbruchs alles zusammen kommen: der Parlamentarismus, 
die preußische Wahlrechtsreform, die Schaffung des selbständigen 
Bundesstaates Elsaß-Lothringen (37 Jahre nach dem Frieden von 
Frankfurt, fünf Wochen vor seinem Abfall und Übergang zu den 
Franzosen!), die Aufhebung der Zensur, die Änderung der Be- 
stimmungen über den Belagerungszustand. Außenpolitisch stellte 
sich die Regierung des Prinzen Max auf den Boden der Friedens- 
resolution und der Papstnoce; sie wollte Belgien wiederherstellen 
und fOr Entschädigung aufkommen^ die Pjriedensveitdige von 
Brest-Litowsk und Bukarest sollten kein Hindernis filr den all- 
gemeinen Friedensschluß bilden; sie sprach sich endlich für den 
Völkerbund aus, der den Völkern einen dauernden Frieden und 
freie wirtschaftliche Entfaltung sichern sollte. Das alte, vom 
preußischen Geist beherrschte Deutschland wnr nicht mehr. Die 
Gesamtheit des Regierungsprogramms des Pnnzen Max stellte ein 
neues Deutschland dar, nach dem sich Generationen von deutschen 
Patrioten gesehnt hatten. Es war eine Erfüllung der Forderungen 
der Besten aus den Jahren 1813 und 1848. An den ersten Reichs- 
ministeipfäsidenten der Frankfurter Päuilsktrche, den Fiitsten 
Leiningen, erinnert Ptmz Max ja auch persönlicfa stark. Die 
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Frage war nur, ob die Weitgeschichte dieser Regierung die Zeil 
und die Muße h'eß, ihr Progmmm durclizuführen. 

Die militärische Niederlage zwang, wie wir gesehen iiabeii, 
die neue Regierung sofort zu einem außenpolitischen Schritt von 
entscheidender Tragweite. Am 4. Oktober nachts wandte sich der 
Reichskanzler Prinz Max von Baden an den Pxäsidenten Wilson 
mit dem Ersuchen, die Herstellung des Friedens in die Hand zu 
nehmen und alle kriegführenden Staaten hiervon in Kenntnis zu 
setzen* In der Note hieß (die deutsche Regierung) nimmt 

das von dem Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 
in der Kongreßbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren 
Kundgebungen, namentlich vom 27. September, aufgestellte Pro- 
gramm als Grundlage für die Friedensverhandlungen an." Die 
Note schloß mit dem Ersuchen, den sofortigen Abschluß eines 
allgemeinen Waffenstillstandes zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft herbeizuführen. 

Die Rede Wibons vom 27. September 19x8 war als Ansprache 
fflr die vierte Freiheitsanleihe im Metropolitan Opera House in 
New York gehalten worden. Helfferich hebt inwnem Buch fiber 
den Weitkrieg nur einige, das alte Deutschland schwer verletzende 
Sätze heraus, während er den positiven Inhalt der Rede überhaupt 
nicht behandelt. Ich sehe darin einen der Beweise gegen I Itlfferichs 
historiographische Befähigung und Zuverlässigkeit überhaupt. 
Wilsons Rede spricht sich prinzipiell gegen künstliche Verein- 
barungen, Kompromisse oder Interessenausgleiche aus: das Inter- 
esse des Schwächsten und das des Stärksten soll gleich heilig sein. 
Das Ziel der neuen Politik ist unparteiische Gerechtigkeit, und 
diesem Ziel soll als ein unparteiisches Werkzei^ der Bund der 
Völker dienen. In der Rede vom 27. September wird der Völker- 
bund von Wilson zum ersten Male als Bürgschaft für den Frieden 
behandelt. Wir kommen darauf später zurück. Wilson ^t seine 
Gedanken dann in fünf Punkten zusammen. Der erste formuliert 
den Grundsatz der* Gerechtigkeit, das gleiche Recht für alle be- 
teiligten Völker nochmals scharf. Der zweite Punkt lehnt Sonder- 
abkommen zwischen Nationen und Nationengruppen ab, die sich 
nicht mit den Gesamtinteressen vertragen. Der dritte Punkt 
steigert diese Ideen dahm, daß innerhalb des Völkerbundes über- 
haupt keine Sondervereine, Sonderbündnisse, Sonderverträge statt- 
finden sollen. Der vierte Punkt schließt noch einmal boondere 
wirtschaftliche Kombinationen zu eigensüchtigen Zwecken, also 
Boykott oder Ausschließung, aus. Der fünfte Punkt sieht vor, 
daß alle internationalen Abmachungen und Verträge vollinhalthch 
der übrigen Welt mitgeteilt werden sollen. Wenn die Regierung 
des Prinzen Max besonders Bezug nahm auf diese Rede, so tat 
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sie das natürlich deshalb, weil sie sich ansah als ein Organ des 
neuen Deutschland, das mit den Grundsätzen der Gewalt und der 
Interessenpdttik nichts mehr zu tun haben wollte, das die Verträge 
von Brest-Litowsk und Bukarest, die Wilson ausdrücklich angrifiF, 
prinzipiell preisgab* Die Rdchst^sresolution von 19x7 hat den 
Weg zum Verständiguflgsfrieden 'gewiesen. Erst jetzt setzten sich 
auch die leitenden Stnntsmänner Deutschlandsohne jede Hemmung 
und Einschränkung für diesen Gedanken ein. Der Triumph der 
Gerechtigkeit und Billigkeit, den Wilson am Schluß seiner Rede 
als das Ziel des politischen Wollcns der Vereinigten Staaten und 
ihrer Verbündeten be::eichnete, der paßte durchaus zu den Prin- 
zipien, die die Männer der neuen deutschen Regierung seit Jahren 
verfolgt hatten und die sie ntmmehr zur praktisdben Durchführung 
bringen wollte. Einen Gewaltfrieden hinzunehmen war weder 
der Prinz Max noch irgendeiner seiner Mitarbeiter erbdtig. 

Es trat nun eine überraschende Wendung ein. Präsident 
Wilson ließ zunächst seinen Staatssekretär Lansing eine Vorfrage 
stellen: will Deutschland tatsächlich die Bedingungen des Prä- 
sidenten, also die 14 Punkte und die späteren Formuh"erungen, 
annehmen, so daß also Diskussionen nur über praktische Einzel- 
heiten stattfinden sollen Er erklärte ferner, daß, solange die Heere 
der Mittelmächte auf dem Boden der Verbündeten der Vereinigten 
Staaten stünden, kein Waffenstillstand möglich sei, daß also die 
Truppen sofort aus den besetzten Gebieten zurückgezogen werden 
sollten. Endlich ließ der Präsident die Frage aufwerfen, die dann 
nachher eine immer größere Wichtigkeit bekam: spricht der neue 
Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches, die bisher den 
Krieg geführt habend In der deutschen Antwort wurde die erste 
Frage bejaht. Die Ansprache des Präsidenten Wilson wird als 
Grundlage angenommen, Verständigung soll nur über die prak- 
tischen Einzelheiten erfolgen. Zur sofortigen Räumung der be- 
setzten Gebiete erklärte sich Deutschland bereit; die gegenwartige 
Regierung sei gestützt auf den Willen der Mehrheit des Reichstags; 
der Reichskanzler spricht im Namen der deutschen Regierung 
des deutschen Volk^. Auch diese Note vom 12. Oktober war 
wie die erste mit der voUen Zustimmung der Obersten Heeres- 
leitung erlassen. 

Die Antwort des Präsidenten Wilson vom 1 5 Oktober schlug 
wiederum einen schärferen und feindseligeren Ton an. Sie er- 
schwerte dadurch zunächst die ganzen Verhandlungen, daß sie 
die Durchführung der Räumung und die Bedingungen eines 
Waffenstillstandes abhängig machte von dem Urteil und dem 
Rate der mihtärischcn Führer Amerikas und seiner Verbündeten: 
nicht also der Präsident wollte selbst Maßgebendes über das erste 
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Eifordernis, den Waffenstfllstatid, sagen. Der Präsident ging 
sogar so weit, den WaiGfenstiUstand zu diaraktensieren als eine 
Regelung, die die gegenwirdge militärische Überlegenheit der 
vei3»0ndeten Armeen gegenüber Deutschland und seinen Ver- 
bündeten aufrecht erhalten und garantieren müßte. Am ver- 
letzendsten endlich war der Hinweis auf die „ungesetzlichen und 
unmenschlichen Praktiken", die Deutschland anwendete. Sic 
müßten erst beseitigt werden. Als solche Praktiken wurde der 
Unterseebootkrieg gegen Passagierschiffe und die Zerstörungen, 
Plündenmgen und Verwüstungen auf dem deutschen Rückzug 
in Fiaudem und Frankreich angesehen. Zum Schluß bezog sich 
der Präsident auf eine Stelle in seiner Mount Vemon-Rede vom 
4. Juli. Er hatte damals gesagt, daß jede miUtäriscfae Macht, die 
den Weltfrieden stören kfinnte, vernietet oder wenigstens bis zur 
tatsächlichen Ohnmacht herabgemindert werden müßte. Es heißt 
in der Note: „Und die Macht, welche bis jetzt das Schicksal der 
deutschen Nation bestimmt hat, ist eine von denjenigen, welche 
der Präsident in seiner Rede im Auge hat." Damit war deutU'ch 
auf die Person des deutschen Kaisers gezielt. Der Kaiser hatte 
durch die Reformen der Regierung des Prinzen Max die Stellung 
eines parlamentarischen Monarchen erhalten. PersÖnh'ch war er 
ja schon längere Zeit m den Hintergrund getreten, er wurde nun 
auf die Stellimg einer rein repräsentativen Gewalt beschf9nktf 
oder, um die Worte des Präsidenten Wilson «u gebrauchen, ,,zur 
tatsächlichen Ohnmacht herabgemindert'*« Bs war einer der 
folgenrekfasten Entschlfisse des Präsidenten, dafi er unter der 
Einwirkung der öffenthchen Meinung diese Neuregelung der 
deutschen Verhältnisse als nicht genügend ansehen wollte, sondern 
alles darauf anlegte, die Abdankung des Kaisers zu erreichen. 

Die Wirkung der Note Wilsons vom 14. Oktober in Deutschland 
war sehr groß. Das hatte man nicht erwartet: lebhaftester Wider- 
spruch regte sich, der nationale Stolz empörte sich gegen diesen Ein- 
griff in die inneren Angelegenheiten des Vaterlandes, nn Heer, 
besonders im Offizierkorps entwickelte sich ein leidenschafth'cher 
Wille, atif sddie Sprache nur mit den Wa£Cen zu antworten. Die 
Gesamtlage Deutschlands wurde dadurch immer krittscfaer. Gegen* 
über dem nationalen Selbstgefühl arbeitete auf der anderen Seite 
die sozialistische imd republikanische Agitation, stark befördert 
vom russischen Bolschewismus. Die Oberste Heeresleitung sah, 
was nun geworden war aus ihrem übereilten Drängen auf ein 
Waffenstillstands- und Friedensangebot. Sie wollte gern wieder 
zurück. Der Gedanke des Kampfes bis zum äußersten, der Ge- 
danke, das Eindringen der Feinde über die Landesgrenzen zu 
verhindern durch Anspannung der äußersten moralischen Wider- 
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standskraft, er wurde nun von der Obersten Heeresleitung auf- 
g^lriffien. Die Situation stellte sich der Obersten Heeresleitung 
jetzt plötzlich so dar: die militärische Macht steht noch aufrecht, 
aber die ^ti'mmiinc: des deutschen Volkes hält nicht durch. Staats- 
sekret ^r Solf liat sofort am i6. Oktober diesen Versuch der Obersten 
Heeresleitung, die Verantwortlichkeit von sich abzuwälzen, erkannt. 
In der großen Sitzung vom 17. Oktober 191 8 traten die Gegensätze 
aufs schärfste hervor. Ludendorff^ hatte am 9. Oktober gesagt, 
daß die Gefahr des Durchbruchs dauernd bestünde, daß im Monat 
70 000 Mann Truppenersatz fehlten, daß eme ^^I^ev^e en lossst^* 
mehr z e r s tör en wfirde, als man ertragen könne. Sein Mitarbeiter 
Oberst Heye von der Obersten Heeresleitung hatte entwidcelt, 
es sei möglich, daß die Armee bis zum Frühjahr durchhielte, es 
könne aber auch jeden Tag eine Wendung kommen. Auf die 
ausdrückliche Frage Dr. Solfs am 9. Oktober, ob er noch drei 
Monate die Front halten könnte, erv-'idertc Ludendorff t ..Nein". 
Jetzt am 17. Oktober bezeichnete Ludendorff die ganze Situation 
lediglich als eine Menschenfrage. Ein Durchbruch sei möglich, 
aber nicht wahrscheinlich; er fürchte ihn nicht. Wenn er regel- 
mäßig Nachschub, also im Monat loo 000 Mann bekommen 
hätte, wie ihm jetzt der Kriegsminister versprach, so wäre die 
Krise an der Westfront nicht eingetreten. Die Amerikaner dürften 
nicht überschätzt werden. Das Hauptgewicht legte LtidendorfiF 
auf die Auffrischung der Heimat: der Soldat mußte wissen, daß 
er deutsche Erde verteidige. Er sagte wörtlich: die Armee 

über die nächsten vier Wochen hinüber kommt und es in den 
Winter geht, sind wir fein heraus. Wenn es gelingt, die Stimmung 
während dieser vier Wochen zu. heben, würde das von außerordent- 
lichem militärischen Werte sem." Nach vier Wochen guter Stim- 
mung sei die Krise an der Westfront zu Ende, wenn man auch 
zurückgehen müsse. Auf ausdrückliches Befragen des Reichs- 
kanzlers mußte allerdings Ludendoiff dann zugeben, daß die 
deutsche Front Jeden Tag eingedrückt und geschla gen werden 
könnte. 

Das Mißtrauen gegenüber der Obersten Heeresleitung war 
jetzt mit Recht sehr groß. Die Männer, die jahrelang vom Sieg 
gesprochen hatten, hatten von heute atif morgen das Friedens- 
und Wnffenstillstandsan gebot erzwungen, weil sie plötzlich den 
Verstandigungsfrieden als das einzig mögliche Ziel erkannt hatten. 
Als nun der Verständigungsfrieden nicht so leicht zu haben war, 
als sich bei Wilson Schwierigkeiten und eine unerwartet feind- 
selige Stellungnahme zeigten, da wollte mit einem Male die Oberste 
Heeresleitung wieder weiter kämpfen. Sie nahm den jetzt sehr 
wohlfeilen Standpunkt des OfiGziers ein, der eine Festung zu ver- 
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teidigen hat. Man kann begreifen, daß ihre Vorschläge auf Skepsis 
stießen. Staatssekretär Solf erklärte in jener Satsning, vor einem 
Rätsel «u stehen. Er fragte: /»Was ist der wirkliche Gnind, daß 
jetct geht, was vorher für unmöglich erklart worden warf* Mit 
Recht stdlte der Reichskandtr Prinz Max die Frage, ob die Be- 
dingungen des Feindes nicht noch schlechter werden würden, 
wenn er sie erkämpft härte. Ludendorff behauptete, es keine 
schlechteren. Und als der Reichskanzler sagte, die Feinde brächen 
dann in Deutschland ein und verwüsteten das Land, wich er mit 
dem seilsamen Satz aus: „So weit sind wir noch nicht." Luden- 
dorffs Äußerungen waren also durchaus schwankend und wider- 
sprechend. Man kann es begreifen, daß verantwortliche Staats- 
manner auf Grund eines solchen Bildes nicht den Abbruch der 
Verhandlungen mit Wilson riskieren wollten. Die Gesamtlage 
verschlechterte sich zudem von Tag zu Tag. Die Türkei begann 
Sonderverhandlungcn, Österreich-Ungarn bereitete den gleichen 
Schritt vor. Beim Fortgang des Kampfes stand Deutschland vor 
der Möghchkeit, der feindlichen Übermacht vollkommen allein 
gegenüberzustehen. Der Rückzug der Truppen im Osten mußte 
den Einbruch der Bolschewisten zur Folge haben. Die Lage war 
in der Tat hoffnungslos geworden. Hindenburg empfahl in dem 
Telegramm der Obersten Heeresleitung vom 20. Oktober eventuell 
den Kampf bis zum letzten Mann um der Ehre halber. Die Reichs- 
regierung entschloß sidi aber zur Kapitulation. Ein Siebzig- 
miUionenvolk ist keine germanische Wagenburg, auch keine Panzer^ 
fregatte, die mit wehender Flagge untergeht. Preußen war besiegt; 
Deutschland mußte sehen, wie es weiter lebte. An den preußischen 
Geist glaubte es nicht mehr* Er hatte Deutschlands Größe mit- 
begründet. Seine Zeit war vorbei. In diesen Stunden vollzog sich 
eine Wendung deutscher Geschichte. 

In der deutschen Note vom 20. Oktober teilte die Reichs- 
regierung dem Präsidenten Wilson mit, daß die Unterseeboot- 
kommandanten Befehle erhalten hätten, durch die eine Torpe- 
dierung von Passagierscliitfen ausgeschlossen wurde. Gegen dieses 
Zugesändnis, also gegen die Preisgabe des Unterseebootkrieges; 
erhob die Oberste Heeresleitung ausdrücklichen Widerspruch 
und empfahl einen Zusatz» der aber zu spät eintraf und auch 
von dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes als unmöglich 
bezeichnet wurde. Im übrigen schlug die deutsche Note vor, 
neutrale Kommissionen einzusetzen, welche die angeblich un- 
gesetzlichen und unmenschlichen Handlungen der deutschen 
Truppen nachpriifen sollte. In der Waffenstillstandsfrage sprach 
sie ihr Vertrauen aus, daß vom Präsidenten keine Forderungen 
gutgeheißen würden, die mit der Ehre des deutschen Volkes und 
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mit der Anbahnung eines Friedens der Gerechtigkeit unvereinbar 
sein würden. In der schwierigsten Frage, in der Fraj^e der Ab- 
dankung des Kaisers, entwickelte die Note von neuem die Grund- 
sätze des jetzt eingeführten parlamentarischen Systems und die 
dementsprechend geplante Verfassungsänderung. 

Die Antwort des Präsidenten vom 23. Oktober 1918 gestaltete 
die Lage der deutschen Regierung nodi verzweiÜelter. In der 
WaffenstiUstandsfrs^ erklärte er 2war, jetzt mit seinen Ver- 
bündeten in Verhandlungen treten za wollen: der Waffenstillstand 
müßte aber eine Wiederaufnahme der Feindseligkeiten seitens 
Deutschlands unmöglich machen, d. h. der Waffenstillstand sollte 
zugleich den Charakter einer Kapitulation und eines Vorfriedens 
tragen. Der President teilte mit, daß er seine Korrespondenz 
mit der deutschen Regierung seinen Verbündeten mitgeteilt hnbe. 
Falls diese den Frieden „zu den angel)otenen Bedingungen und 
Grundsätzen herbeiführen" wollten, würden sie Waffenstillstands- 
bedingungen formulieren, durch die das Interesse der betreffenden 
Völker völlig gewahrt und „das unbeschränkte Recht der assozi- 
ierten Regierungen zur Sicherung der Einzelheiten des Friedens 
gewährleistet'* würde. Der Präsident verpflichtete sich also von 
neuem auf die von ihm selbst vorgetragenen Grundsätze; der Friede 
sollte nur noch Einzelheiten regeln — auch die Verbündeten waren 
auf die Grundsätze verpflichtet, falls sie jetzt den Waffenstillstand 
annahmen. Dieser Tatbestand ist für die Beurteilung des Ver- 
hältnisses des Friedensvertrages zu den Waffenstillstandsbedingungen 
von hoher Wichtigkeit. Zum Schluß seiner Note nahm Präsident 
Wilson aber wiederum die Kaiserfrage auf. Er verlangte „außer- 
ordentliche Sicherungen'. Trotz der vorgenommenen Ver- 
fassungsänderungen, schreibt er, liegt die entsdieidende Initiative 
noch immer bei denen, die bis jetzt die Herrscher in Deutschland 
waren. Die Völker der Welt könnten kein Vertrauen zu den 
Worten derjenigen hegen, die bis jetzt die deutsche Pölidk be- 
herrscht, die Regierung der Vereinigten Staaten könne nur mit 
den Vertretern des deutschen Volkes verhandeln, welche bessere 
Sicherheiten für eine wahre verfassungsmäßige Hnitnng bieten, 
als die bisherigen Beherrscher Deutschh^nds. Der Schlußabsatz 
sagte klar imd deutlich: wenn Deutschland seme militärischen 
Beherrscher und monarchischen Autokraten beibehält, dann kann 
es nicht über Friedensbedingungen verhandeln, sondern muß sich 
ergeben. Die Kaiserfrage bekam also jetzt eine neue Wendung. 
Es wurde die Hoffoung erweckt: wenn Kaiser Wilhelm abdankt, 
dann bekommt Deutschland bessere Bedingungen, dann braucht 
Deutschland nicht einfach zu kapitulieren, dann kann es verhandeln, 
d. h. 'dann wird es ab Ebenbfirtiger angesehen und vermag seine 
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Rechte zu wahren» Die Antwort der deutachen Reicfasregierung 
auf diese Note» die wiederum in einer tiefkränkenden Ein- 
mischung in deutsche innere Verhältnisse gipfelte, war kurz. 
Sie wies wiederum auf die tiefe Wandlung hin, die in Deutschland 
eine Volksrecierung geschaffen hätte, der auch die militärischen 
Gewalten unterstellt seien. In dem Schlußsatz nahm sie noch 
eimnal ausdrücklich Bezug auf die Kundgebung des Präsidenten, 
die einen Frieden der Gerechtigkeit gekennzeichnet habe. 

Die Frage: kann noch militärischer Widerstand geleistet 
werdend — hielt die deutsche Rdcfasregierung durch die groBe 
Sitzung des 17* Oktober noch nicht fttr erledigt. Staatssekretär 
Sdf hatte erfahren, daß die plötzlich von Ludendor£f v o i^ e tragene 
optimistische Auffassung nicht einmal in seiner unmittelbaren Um- 
gebung, im Großen Hauptquartier, geteilt wurde. Er schlug 
deshalb vor, die Armeeführer zu befragen, selbst auf die Gefahr 
des Rücktritts von Hindciiburg und Ludendorff. Die Befragung 
der Gcncrlile von Mudra und von Gollwitz erfolgte am 28. Ok- 
tober. General von Gallwitz entwickelte, daß der sclilechte Einfluß 
der Heirn.it sehr ungünstig auf die Armee einwirkte. Die Stim- 
mung müßte durch einen allgemeinen Appell an das Volk wieder 
gehoben werden. Wenn Deutschland den Winter über durch- 
hielte, dann würde es einen besseren Frieden bekommen. Ein 
völliger Umschwung durch eine Offensive mit Aussicht auf Sieg 
sei allerdings nicht mehr möglich. Gallwitz empfahl den Abbrudh 
der Verhandlungen mit Wilson luid die Organisation der Volks- 
erhebung. Nach der Auffassung des Generak von Mudra war 
aber die deutsche Kapitulation kaum vermeidhar, wenn Österreich 
abfiel, und £^er.ide d.is trat jetzt ein. Kaiser Karl entschloß sich zum 
WaffenstüistandbanL^ebot an Italien und zum Vorschlag emes 
Separatfriedens. Das deutsch-österreichische Bündnis war zer- 
brochen. General von Mudra gab ausdrücklich die deutsche Sache 
für diesen Fall verloren, während General von Gallwitz selbst 
dann noch weiter kämpfen wollte. Also auch diese mihdlriscfaen 
Autoritäten waren sich nicht einig. Ludendorff wurde am a6. Ok- 
tober verabschiedet; sein Nachfolger General Groener sprach sich 
in der Sitzung vom 5. November dahin aus, dafi der militärische 
Widerstand nur von kurzer Dauer noch sein könnte; daß eine Ver^ 
besserung der militärischen Lage nicht zu erwarten sei, daß im 
Gegenteil Rumänien, die Tschecho-SIowakei und andere Teile 
der in der Auflösung befindhchen Monarchie Österreich als neue 
Gegner in Betracht kämen. Eine Garantie für die Verteidigung der 
Reichsgrenzen oder für die militärische Behauptung der Maaslime 
auf bestimmte Zeit könnte er nicht übernehmen. Man wird also 
sagen müssen, daß ein Eingehen der Reichsregierung auf dk Vbr- 
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schlage Ludendorffs, ein Weiterkämpfen Deutschlands in dieser 
Lage ein sinnloser Verzweiflungsschritt gewesen wäre, der unser 

Unglück nur noch vergrößert hatte. 

Am 5. November teilte Präsident Wilson der deutschen Reichs- 
regierung die Bedingungen mit, unter denen die alliierten Regie- 
rungen sich zum Friedensschluß mit der deutschen Regierung 
bereit erklärten, auf Grund der 14 Punkte und der bpäteren An- 
sprachen des Pläsidenteii. Dk Rnfentemäcfate machten lediglich 
zwo. Einschränkungen» Die erste betraf die Freiheit der Meere. 
Sie sagten» dieser Begrt£f schlösse verschiedene Auslegungen ein 
und sie müßten sich deshalb über diesen Gegenstand volle Freiheit 
vorbehalten* Die zweite Einschränkung betraf die besetzten Ge- 
biete. Die Ententemächte erläuterten den Sinn der Wiederher- 
stellung dahin, daß Deutschland Ersatz leisten solle für allen durch 
semen Angriff zu Wasser und zu Lande und in der Luft der Zivil- 
bevölkerung der Alliierten 'und ihrem Eigentum zugefügten Schaden. 
Auf Grund dieser durch den Präsidenten der Vereinigten Staaten 
herbeigeführten Aussprache trat die deutsche Regierung in die 
WafiensttUstandsverhradlungen ein. 

Durch die Aufwerfung der Frage der Abdankung des Kaisers 
war m Deutschland eine unbeschreibliche Stimmung' hervorgerufen 
worden« Der Kampf um den Monarchen, der Deutschlands Ge- 
schicke nun doch ao lange und so wesentlich mitbestimmt hatte, 
entbrannte aufs neue. I>ie Tlironentsagung aus freien Stücken schien 
eine patriotische PfHcfat des Kaisers. Es war vielleicht das letzte 
Positive, was er noch für das deutsche Volk tun konnte. Die neue 
Regierung des Prinzen Max erstrebte den Rechtsfrieden; es bestand 
immer noch eine gewisse Aussicht, daß sie den Rechtsfrieden er- 
reichte. Wilson selbst hat zweifellos kein höheres Ziel gekannt, 
als die Durchführung seiner Programmpunkte. Die Entente- 
mächte aber wünschten den Friedensschluß unter sehr viel härteren 
Bedingtmgen, wie er ihren wiederholt auf ge^ teil len Kriegszielen 
entsprach. Am 5. November sdlten die Wahlen zum amerikanischen 
ReprSsentantenhatis stattfinden. Wilsons Partei, die Demokraten, 
hatten nur wenige Stimmen Mehrheit. Wenn Wilson die Thron- 
entsagung des deutschen Kaisers durchsetzte, dann war er in 
seiner Position ungeheuer gestärkt, dann hatte er die Aussicht, 
für seine Partei eine zweifellose Mehrheit zu gewinnen, dann war 
er womöglich in der Lage, trotz aller Widerstände die Durchführung 
seines Friedensprogramms zu ermöglichen. So verband sich also 
mit der Abdankungsfrage die Friedensfrage selbst. Kaiser Wilhelm 
hat aber den richtigen Augenblick zum freiwüligen Weggang nicht 
benutzt. Prinz Max und seine Regierung taten mit vollster Loyalität 
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alles, um die Dynastie und die monarchische Staatsform ssn 
retten^). 

Die Reichsregierung scheint mir zwei entscheidende Fehler 
bei ihrer Friedensaktion gemacht zu haben. War Wilson jetzt 
als Kriegsteilnehmer noch der gegebene Friedensvermitder^ Der 

Gedanke, an ihn heranzutreten, ist zuerst von Ludendorff aus- 
gegangen, noch als Herr von Hintze Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes war*). Die Regierung des Prinzen Max hat dann diesen 
Weg weiter verfolgt. Man könnte sich denken, daß eine neutrale 
Macht, der König von Spanien, oder die Königin der Niederlande, 
oder vielleicht eine Gemeinschaft von neutralen Mächten doch 
eine gröfiere Autorität dargestellt hätte. Durch ihre Mitarbeit 
wäre die Verpflichtung der Vereinigten Staaten und ihrer Ver- 
bündeten auf die 14 Punkte und die weiteren Kundgebungen des 
Präsidenten noch um eine Garantie vermehrt worden. Der zweite 
Fehler ist dann meines Erachtens im Laufe der Verhandlungen 
gemacht worden. Man hat es unterlassen, die 14 Punkte und 
weiteren Kundgebungen des Präsidenten durch ein ausführHches 
Friedensangebot zu erläutern. Man hätte sich freilich dadurch 
in die Gefahr gesetzt, des Versuches einer einseitigen Ausdeutung 
schuldig befunden zu werden. Aber die 14 Punkte und die weiteren 
Kundgebungen sind ja zum Teil so allgemein gefaßt gewesen, daß 
eine gewisse Unvorsidhtigkeit darin liegt, sich darauf zu verpflichten» 
ohne ausführliche Darlegung. Gewiß hat aber die einfache 
Annahme der 14 Punkte und weiteren Kundgebungen des Präsi- 
denten die Verhandlungen selbst zunächst erleichtert. 

Wir wissen schon, daß sich Prinz Max von Baden auf das 
heftigste gegen die von der Obersten Heeresleitung gewünschte 
Friedensaktion sträubte. Er hat die ausdrückliche Frage an sie 
gerichtet, ob sich die Oberste Heeresleitung bewußt sei, daß ,,die 
Einleitung einer Friedensaktion unter dem Druck der mihtärischen 
Zwangslage zum Verlust deutscher Kolonien und deutschen Ge- 
bietes, namcnüich Elsaß-Lothringens und rein polnischer Kreise 
der astlichen Provinzen, führen kann<" Die Oberste Heeres- 
leitung ist in ihrer Antwort auf der Forderung der sofortigen Ab- 
sendung des Friedensangebots bestehen geblieben. Nienuuid hat 
danach das Rechte das Endergebnis der Friedensaktion anzusehen 
als eine Schuld bürgerlicher Stellen. Die Oberste Heeresleitung 
hat ihren Mangel an pohtischem Instinkt nie mehr gezeigt, als in 

0 Erklärung des Prinzen Max vom 30. Juli 1919; Brief von Unter* 
Staatssekretär Wahnscfaaffe an den damaligen Ministerialdirektor Dr. Simons 
vom 2. August 191 9. 

') Ludendorff achlujs am 21, September» (Weißbuch Nr. 11), den nach 
der Schweiz gehenden Fürsten Hohcnlohe-Langenburg als Mitteismann für 
einen Friedensschritt bei Amerika vor. 
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der Fnedtttskigt, Sie drängte vor, urie der psychologische Augen- 
blick nicht da war, und sie wollte zurück, wie nur der Verzweif lungs* 
kämpf als Möglichkeit blieb. Einen Verständigungsfrieden in 
früheren Augenblicken des Krieges hatte die Maßlc^igkeit der 

Obersten Heeresleitung verhindert; es sollte sich zeigen, daß nicht 
einmal mehr die Kraft vorhanden war, jetzt den Verstnndigungs- 
frieden durchzusetzen. Das deutsche Volk und seine Führer 
hatten der Obersten Heeresleitung; jahrelang blind vertraut; das 
Vertrauen war jetzt vorbei und mußte vorbei sein. 

Der Krieg war verloren — die Lage von 2914 konnte auch eine 
andere Lösung finden. Wir kennen jetzt die verhängnisvollen 
militSriscfaen und politiscfaen Fehler» die während des Krieges 
gemacht worden sind. Unsere Anfangsthese scheint uns bewiesen. 

Die Geschichte der Waffenstillstandsverhandlungen und der 
deutschen Revolution habe ich hier nicht zu erzählen. Die mili- 
tärische Nicderlnr:e Deutschlands im Jahre 1918, die Notwendigkeit, 
zu kapitulieren und um Frieden zu bitten, ist das Ende der selb- 
ständigen auswärtigen Politik, wie sie seit Bismarcks Abgang ge- 
trieben worden ist. Ein Friede, der sich streng an die 14 Punkte 
und die übrigen Kundgebungen des Präsidenten Wilson gehalten 
hätte, wäre für Deutschland sehr schwer gewesen, auch ein solcher 
Friede hätte Deutschlands Stellung in der Welt g^nz neu geregelt 
und seine auswärtige Politik vor neue Aufgaben gestellt. Der 
Friedensvertrag, wie er wirklich zustande gekommen ist, hat die 
alte auswärtige Position Deutschlands zerschmettert und hat ihm 
keine neue geschaffen, die seinen geschichtlichen Überlieferungen 
und der Würde seines Volkes irgendwie entspräche. Die feierliche 
Verpfiiciitung des Präsidenten Wihnn und der Ententemächte auf 
die 14 Punkte und die übrigen Kundgebungen, wie sie lediglich 
unter zwei Vorbehalten erfolgt ist, wurde nicht eingehalten. In 
dem Notenwechsel zwischen der Regierung Deutschlands und der 
Regierung der Vereinigten Staaten war vorgesehen worden, daß 
nur noch die Einzelheiten des Friedens gesichert werden sollten. 
Der Friedensvertrag von Versailles hat aber, anstatt Einzelheiten 
zu regeln, einen prinzipiell neuen Standpunkt eingenommen. 

Wir wollen nun noch kurz betrachten , worin diese wesentlichen 
Abweichungen bestehen. Der erste Abschnitt der politischen Be- 
stimmungen über Europa im Friedensvertrag von Versailles betraf 
Belgien. Nach dem Punkt 7 der 14 Punkte sollte Belgien geräumt und 
wiederhergestellt werden, ohne jeden Versuch zur Beschränkung 
seiner Souveränität. Der Friedensvertrag teilt aber Belgien neu zu: das 
strittige Gebiet von Moresnet, das Gebiet von Preußisch-Moresnet 
und das gesamte Gebiet der Krei:je Eupeii und Malmedy, letzteres 
unter Vorbehalt einer nachträglichen Eintragung der Bevölkerung 
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in Abstimmungsiisren. Abschnitt 2 regelt die Stellung von Luxem- 
burg neu, legt Deutschland die Anerkennung senieü Ausscheidens 
aus dem Deutschen Zollverein auf und verpflichtet Deutschland, 
Luxemburg dieselben Wirtscfaaftsvorteile gewähren, wie den 
alliierten und assodierten Hauptmächten. Vit 14 Punkte und 
die spateren Kundgebungen des Präsidenten hatten von Luxemburg 
überhaupt nicht gesprochen. Der vierte Punkt der Ansprache 
Wilsons vom zz. Februar 1918 hatte, wie oben gezeigt, bestimmt, 
daß alle klar umschriebenen nationalen Ansprüche die weitgehendste 
Befriedigung finden sollen, ohne neue oder die Verewigung alter 
Elemente von Zwist und Gegnerschaft in das Ergebnis aufzu- 
nehmen. Besonders durch die Entscheidung über Eupen und 
Malmedy ist gerade das geschehen: ein neuer Streitgegenstand in 
Europa ist entstanden. Der vierte Abschnitt der politischen Be- 
stimmungen über Buropa im Friedensvertrag enthalt die Regelung 
der Verhältnisse des Saarbeckens* Punkt 8 der 14 Punkte hat 
lediglich von dem Unrecht von Z87Z gesprochen und von der 
Befreitmg und Wiederherstellung allen französischen Gebietes. 
Auch von dem Saarbecken ist weder in den 14 Punkten noch in 
den späteren Kundgebungen jemals die Rede. Im Abschnitt 5 
des dritten Teiles des Friedensvertrages hat Deutschland den 
Rücktritt Elsaß-Lothringens am 11. November 1918 in die fran- 
zösische Souveränität, d. h. seinen verräterischen Abfall an Frank- 
reich anerkannt. Der Hafen von Kehl ist aber durch Artikel 65 
wirtschaftlich von Deutschland abgelöst und unter franzosisdie 
Kontrolle gestellt worden« Dadtitdi ist in einem ganz wesent- 
lichen Punkt die französische Machtstellung in Elsafi-LiOthiingen, 
wie sie 1870 bestand^ erweitert worden. Die Grenzfestsetzungen,, 
die der Friedensvertrag gegenüber Polen und der Tschedio- 
Slowakei vornimmt, können als Ausfuhrungen des Punktes zo 
und 13 der 14 Punkte angesehen werden. Da aber der Punkt 3 
der Mount-Vernon-Rede ausdrücklich Gebiets- und Souveräniräts- 
fragen von der freien Annahme des betroffenen Volkes abhängig 
macht, da ferner der zweite Punkr der Ansprache vom 11. Februar 
die Verschacherung von Volkein und Provinzen ablehnt, so muß 
auch die Festsetzung der deutschen Grenzen gegenüber Polen und 
der Tschecho-Slowakei als eine willkürliche Umdeutung der 
Wüsonschen Grundsätze zum Schaden Deutschlands angesehen 
werden. Der ftinfte Punkt der Z4 Punkte hatte eme freiey weit" 
herzige und tmbedingt unparteiische Schlichtung aller kolonialen 
Ansprüche vorgesehen. Man kann nicht sagen, daß der durch 
Artikel 119 Deutschland auferlegte Verzicht auf alle seine Rechte 
und Ansprüche bezüglich seiner Kolonien zugunsten der haupt- 
sächlichen alliierten und assoziierten Mächte eine sinngemäße 
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Ausführung; dieses Punktes sei. Der Punkt 3 der 14 Punkte hatte 
die Herstellung gleiclier Handelsbedingungen und Beseitigung 
aller wirtschaftlichen Sciiranken bestimmt. Dazu paßt schlecht 
die systematische Ausrotttmg der deutschen Arbeit in Übersee, 
aller deutschen Besitztitel und Rechte in China, Siam, Liberia, 
Maiokko, Ägypten, Tfirkei, Scfaantung, Nach Punkt a der Mount 
Vemon-Rede sollten auch die wirtsehaftUcfaen Vereinbarungen auf 
der Grundlage einer freien Annahme durch das betioliene Volk 
ger^elt werden. Der vierte Ptmkt der Ansprache vom 27. Sep- 
tember verbietet die Anwendunj^ von wirtschaftlichem Boykott 
oder Ausschh'eßung. Man kann sagen, dnß die Vernichtung des 
überseeischen Deutschtums geradezu eine Verwirklichung der 
Grundsätze darstellt, die Wilson auf das ausdrücklichste verworfen 
hat, Punkt 4 der 14 Punkte hatte einen Austausch angemessener 
Bürgschaften dafür vorgesehen, daß die Rüstungen der Völker 
auf das niedrigste, mit der inneren Sicherheit zu vereinbarende 
Mafi herabgesetzt würden. Der fünfte Teil des Friedensvertra g es 
bestimmt die Höhe der deutschen Land-, See- und Luftstreit- 
kräfte in völlig einseitiger Weise, von freiem ^^Austausch" von 
angemessenen Bürgschaften über die Herabsetzung der Rüstungen 
der übrigen vertrai^schh'f ßenden Staaten ist nirgends die Rede. 
Vielmehr muß man sagen, daß das Gewicht dieser Rüstungen sich 
automatisch um das Maß vermehrt hat, um das die deutschen 
Rüstungen vermindert worden sind. 

Die Suaibestumnungen des 7. Teils des Friedensvertrages 
sind gleidifaUs durch keinen der Wüsonsdien Punkte vorgesehen 
worden« Im G^enteil: es muß gesagt werden, daß der Punkt ^ 
der Mount Vemon^Rede derartige Strafbesdmmungen ausschließt, 
da er Grundsätze der Ehre und Achttmg als gleich bindend für alle 
Völker setzt. Auch der Gedanke der Ansprache im Metropolitan 
Opera House, daß der Sieg Amerikas und seiner Verbündeten „groß 
und würdig" sei, verträgt sich nicht mit den Bestimmungen, die 
ledighch dem Geist der Rache entsprungen sind. Wilson hat 
als sein Programm aufgestellt, das Machtideal zu brechen, die 
Träger des Machtideals zu beseitigen oder zur Ohnmacht zu ver- 
urteilen. Das sind politische Gesichtspunkte, die einen allgemeinen 
großen gescfaicfatlichen Sinn haben konnten. Dieser Sinn wird 
aber vermischt, wenn der Sieg über die Träger des Machtgedankens 
ausgenutzt wird zu dem Versuche, sie persönlich in eiitem schein- 
baren Rechtsverfafaren zur Verantwortung zu ziehen. 

Der berühmte Artikel 231 des Friedensvertrages, der den 
Teil über die Wiedergutmachungen eröffnet, lautet: „Die alliierten 
imd assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt 
an, daß Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für alle 
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Verluste und Schäden verantwortlich sind, die die alliierten und 
assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des 
Krieges, der ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner 
Verbündeten aufgezwungen wurde, erlitten haben/' Durch diesen 
Artikel wird belcanntlicfa aus der ai^eblichen Tatsache der alleinigett 
Kriegsschuld Deutschlands die Verpflichtung ziu* Tragung samt- 
licher Kosten gefolgert; Deutschland wird außerdem haftbar ge- 
macht für die in den übrigen Friedensverträgen vorgesehenen 
Wiedergutmachungen, die seinen Verbündeten auferlegt worden 
sind. Diese Bestimmung widerspricht zunächst ganz allgemein 
dem Geist der Kundgebungen des Präsidenten Wilson. In seiner 
Ansprache vom 4. Dezember 1917 hat er gesagt: „Wir haben kein 
Unrecht gegen das DeuUsche Reich, keine Einmischung in seine 
inneren Angelegenheiten vor/' Und später: ,,Kein Mensch be- 
droht Dasein^ Unabhängigkeit oder friedliche Be^tigung des Deut- 
schen Reiches/' Wilsons ganze Tendenz ging dahin, einen Unter- 
schied zu machen zwischen den Beherrschern Deutschland«, die 
den Weltfrieden stören, und dem deutschen Volke, das sich von 
diesen seinen Beherrschern täuschen läßt. Wilson ist mit dem 
Anspruch aufgetreten, Deutschland aufzuklären, Deutschland von 
der Furcht zu befreien, es werde durch spine Nachbarn ungerecht 
angegriffen. Es ist in allen Kundgebungen des Präsidenten nur 
immer die Rede gewesen von Wiedergutmachungen des durch die 
Herrscher des deutschen Volkes begangenen Unrechts, also Schaden- 
ersatz für Belgien und Nordfrankreich. Wie wir oben gesehen haben, 
ist dieser Sinn der Wiedergutmachung nochmab ausdröddich fest- 
gestellt worden durch das Memorandum der alliierten Regierungen, 
das Wilsons Note vom 5* November der deutschen Reicfasregierung 
mitteilte, -auf daß er sich also ebenfalls mit verpflichtet hat. Die 
Wiedergutmachung ist, um es zu wiederholen, in diesem Memo- 
randum dahin definiert worden, daß Deutschland für alle Schäden 
Ersatz leisten soll, die durch seinen Angriff zu Wasser, zu Lande 
und in der Luft der Zivilbevölkerung der Alliierten 
und ihrem Eigentum zugefügt worden sind. Man sieht den un- 
geheueren Unterschied: in dem Präliminarfrieden, den die Ver- 
handlungen Wilsons mit DeuUschiand im Oktober und November 
19x8 darsteilen, ist aus dem Unrecht an Belgien und Nordfrankreicfa 
die Entschädigungspflicht fOr die Zivilbevölkerung gefolgert; im 
definitiven Frieden, im Friedensvertrag von Versailles, ist aus der 
angeblichen deutschen Alleinschuld am Kriege überhaupt die Ersatz- 
pflicht für sämtliche Kriegskosten gefolgert. Der Artikel 232 erkennt 
zwar an, daß Deutschland zu einer solchen Leistung nicht im- 
stande wäre und beschränkt die Ersatzpflicht Deutschlands auf 
die Schäden der Zivilbevölkerung. Die Anlage i zum Artikel 23a 
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geht aber überrnschenderweise prinzipiell über diese gezogene 
Grenze hinatis und verpflichtet Deutschland zur Zahlung aller 
Pensionen und gleichwertie^en Vers:ütLine:en, zum Ersatz der Kosten 
der Unterstützung dti Fainiiitii der Kriegsgefangenen, zum Ersatz 
der Zuwendungen an die Familien der Mobilisierten. Der Begriff 
»»Zivilbevölkerung" aus dem PiÜimiiiarfriedea ist also in völlig 
-willkürlicher und gewissenloser Weise im de&utiven Frieden 
erweitert worden* 

Zusammenfassend kann man sagen: Deutschland hat den 
Krieg verloren, aber Wilson hat den Frieden verloren. Mit dem 
Anspruch des Weltfricdensstifters ist der Präsident der Vereinigten 
Staaten jahrelang aufgetreten. Er hat seine ganze persönliche 
und sta.itsmännische Autorität, die ungeheuren Machtmittel des 
Landes, das ihn an seine Spitze gestellt hatte, dafür enigesetzt, 
daii der Friede ein Friede des Rechtes und der Gerechtigkeit 
würde. Der Friedensvertrag von Versailles ist kein Wiisonfriedcn 
geworden* Man kann ihn nicht einmal einen verschärften oder 
vergröberten Wilson£neden nennen. Es ist vielmehr ein Frieden 
Clemenceaus und Lloyd Georges» in einzelnen wenigen Punkten 
gemildert durch den amerikanischen EinfluB, so z» B. in der Frage 
des Saarbeckens. Der Friedensvertrag von Versailles, der Deuts^ 
land auferlegt worden ist, ist ein europäisches Erzeugnis* Er stammt 
4US einer alten, nicht aus der neuen Welt. 

Der einzige Abschnitt des Friedensvertrages, der dem Geist 
nach in die Zukunft weist, ist der erste, der den Volkerbundvertrag 
enthält. Vielleicht ist dies das verhängnisvollste Moment des 
Friedens von Versailles, daß er seinen Versuch, die internationale 
Rechtsordnung einer neuen Wdt zu begründen, verkoppelt hat 
mit Friedensbestimmungen, die dem Geist der imperialistischen 
Machtpolitik ents^irungen sind. 

Der Völkerbundgedanke hat eine sehr alte Gesdiicfate^), an 
der der deutsche Geist ruhmreich teilgenommen hat. Die Ver- 
suche, vor dem Kriege zu einer deutsch-englischen Verständ^nui^ 
zu gelangen, haben letzten Endes darauf hingezielt, jene inter- 
nationale Rechtsorganisation zu schaffen, die, zunächst mindestens 
für Europa, die kriegerische Auseinandersetzung ausgeschlossen 
hätte. Bethmann Hollweg und Lord Haidane waren sich dieser 
weittragenden Bedeutung ilirer Verhandlungen wohl bewußt. 
England ist es auch wieder gewesen, das zuerst unter den krieg- 
fuluenden Staaten durch den Mtmd seines leitenden Staatsmannes 
Lord Grey am 23* Oktober 1916 mit dem Gedanken der Gründung 
eines internationalen Bundes zur Bewahrung des Friedens hervor- 

') Vgl. mein Buch: „Greschichte des Völkerbundgedankens in Deutsch* 
land", Berlin igao, 
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trat^). Bethmann HoHweg hat darauf in seiner Reichstagsrede 
vom 9. November 1916 erwidert. Sie stellt die erste ainiJiche 
Erklärung der deutschen Regierung zum Völkerbundgedanken 
während des Krieges dar« Es heißt darin: «,Wenn bei und nach 
der Beendigung des Krii^ies seine entsetzlichen Verwüstungen an 
Gut und Blut der Welt erst zum vollen Bewußtsein konunen werden^ 
dann wird durch die ganze Menschheit ein Schrei nach friedlichen 
Abmachungen und Verständigungen gehen, die, soweit es irgend 
in Menschenmacht hegt, die Wiederkehr einer so ungeheuerlichen 
Katastrophe verhüten." Bethmann Hollweg hat dann gcsngt, 
es sei sein Eindruck, daß der Völkerbund, wie ihn sich Lord Grey 
vorstellte» einen ,,auf die speziellen englischen Wünsche zuge- 
schuitteneii Charakter habe". Er wies auf den Gegensatz zwisciien 
imperialistischer Gewaltpolitik und Völkerbundspolitik hin; in 
Worten^ die noch heute genau so gesprochen sein könnten» fordert 
er die Entente auf, sich ernstlich auf den Rechtsboden zu stellen: 
„Tut sie das nicht, dann bleiben auch die erhabenen Worte i&er 
Friedensbund und einträchtiges Zusammenleben der Völker- 
familie Schall und Rauch. Die erste Vorbedingung für eine Hnt* 
Wicklung der internationalen Beziehungen auf dem Wege des 
Schiedsgerichts und des friedlichen Ausgleichs entgegenstehender 
Gegensätze wäre, daß sich keine aggressiven Koalitioueu mehr bilden. 
Deutschland ist jederzeit bereit, einem Völkerbünde beizutreten, 
ja, sich an die Spitze eines Völkerbundes zu stellen, der Friedens- 
störer im Zaume hält." Diese deutsch-englische Aussprache über 
den Völkerbundgedanken ist nun von dem Präsidenten Wilson 
au^nommen worden. In seiner Friedensnote vom z8. De- 
zember 1916 hat er festgestellt» daB die f&hrenden Staatsmänner 
beider kriegführenden Parteien wesentlich dieselben Prinzipien 
vertreten haben: „Beide Parteien wünschen für die Zukunft das 
Recht und die Freiheiten schwacher Völker und kleiner Staaten 
ebenso gegen die Unterdrückung oder Vernichttmg gesichert zu, 
sehen, wie die Rechte und Freiheiten cier großen und mächtigen 
Staaten, die jetzt Krieg führen. Jeder wünscht sich neben allen 
anderen Nationen und Völkern in Zukunft gesichert zu sehen 
gegen eine Wiederholung von Kriegen wie der gegenwärtige, sowie 
gegen Angriffe und eigennützige Stfirungen jeder Art. Jeder glaubt, 
der Bildung weiterer gegnerischer Vereinigtmgen, die unter wach- 
sendem Argwohn ein tmsicheres Gleichgewicht der Mächte herbei- 
führen würde, mit Mißtrauen entgegensehen zu sollen. Aber 
jeder ist bereit, die Bildung einer Liga von Nationen in Erwägung^ 

^) Seine Gedanken sind in der 1918 erschienenen Broschüre „The League. 
of Nations" ausführlich entwickelt; deutsch unter dem Titel: „Greys SteUunc 
zum Völkerbund'', II. Flu^Khiüt der Deutschen Liga fOt V&lkerbund. 
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ZU ziehen, die Fheden und Gerechtigkeit in der ganzen Welt 

gewährleistet." 

Es war für die ^Entwickeiung der internationalen Rechts- 
organisation im gancen doch unheilvoll, daß sich der Präsident 
der Vereinigten Staaten so lebhaft auf den Völkerbundgedanken 
warf, ihn bei jeder Gelegenheit wieder vortrug und so gewisser- 
maBen seine Tragweite und Bedeutung abhängig machte von der 
Gdtitng^ die er selbst genoB. Wilson war seiner ganzen Natur 
nach der Rechtsidee verbunden : ein Doktrinär, aber ein «Heuchler" 
ebensowenig wie ein Professor der Frankfurter Paulskirdie, ein 
Gelehrter, ein Schriftsteller, der ein wundervolles Englisch schrieb 
und sich mit Selbstgefühl und Selbstgefälligkeit dieser Begabung 
am Schreibtisch, fern von der Welt, hingab — eine ethisch an- 
gelegte Pcrsönh'chkeit, die einseitig und starr an die Durchführung 
von Ideen glaubte und als wesentliche Mittel dazu nichts anderes 
fand als ihre ständige Wiederholung. Schon in seiner Ansprache 
an die amerikanische Friedensliga vom 27. Mai 19 16 finden sich 
die Grundzüge seiner völkerrechthchen und seiner weitpolitisdien 
AulEassung. Die Kultur schkn ihm, so sagte er, erst dann reif 
zu sein, erst dann dabei zu sein,, ihr Dasein zu rechtfertigen und 
dauerhaft zu werden, wenn die großen Staaten der Welt eine Art 
Übereinkommen darüber gvtro^n haben, was sie als Grundlinien 
für ihre gemeinsamen Interessen betrachten und wenn sie einen 
brauchbaren Weg zur gemeinschaftlichen Abfertigung von Stören- 
frieden gefunden haben. 

Der elementare politische Fthler, den nun Wilson gemacht 
hat, besteht darin, daß er, zuerst in seiner Ansprache vom 7.2. Ja- 
nuar 1917^ den Gedanken der internationalen Rechtsorj^ajusation 
als eine Bürgschaft des zukünftigen Friedens in Anspruch nahm. 
Es war vor dem Eintritt Amerikas in den Weltkrieg — in einem 
Augenblick, da Wilson glaubte und glauben durfte, sehr bald die 
Friedensvermittltmg erreicht zu haben« Das Selbstgefühl des Welt- 
friedenstifters, des Stifters des „Friedens ohne Sieg'' verleitete 
ihn dazu, einen Gesamtfriedensvertrag zu fordern, einen feier* 
liehen und förmlichen Anacfalufi auch der Vereinigten Staaten an 
das Friedensbündnis, einen organisierten Gemeinschaftsfrieden unter 
amerikanischer Vermittlunfr, ja, unter amerikanischer Fühmn«^. Es 
heißt in der Rede: ,,Die Verträge und Vereinbarungen, die ilin 
(den Krieg) beendigen, müssen Bestimmungen enthalten, durch 
die ein Friede geschaffen wird, der wert ist, verbürgt und gewahrt 
ZU werden, ein Friede, der die Zustimmung der ganzen Menschheit 
findet tmd nicht bloB den verschiedenen Interessen und unmittel- 
baren Zielen der im Kriege befindlichen Völker dient.*' Nichts 
hatte der deutschen Regierung mehr am Herzen gel^n, als Wilson 
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aus den unmittelbaren Friedensverhandlungen, die etwa im Winter 
1916/17 begonnen hätten, ausziisclialten tmd die neue internationale 
Rechtsordnung auf einem Völkei bundskongreß nach Friedensschluß 
zu begründen. Diese politisch einzig richtige Idee ist durch Wilson 
vereitelt worden. Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
zwischen Amerika und Deutschland eriolgie. Wilson sah ui der 
deutschen Regierung die Macht, die nicht nur die Vereinigten 
Staaten rücksichtslos und ohne Folgerichtigkeit, sondern ihn selbst 
persönlich mit Nichtachtung behandelte. Es ist sehr treffend 
gesagt worden, daß Wilson nach dem 31. Januar 1917 ein völlig 
smderer wurde. Die unversöhnliche Feindseligkeit, mit der Wilson 
von jetzt an das kaiserliche Deutschland verfolgte, kommt wohl 
wesentlich daher. Er glaubte das Recht zu haben, das Wort der 
Beherrscher des kaiserlichen Deutschland als eine Bürgschaft für 
irgend etwas ablehnen zu müssen. Der Völkerbundgedanke wurde 
so bei ihm eine Waffe gegen Deutschland, eine Waffe gegen das 
Land, das es auf das „Leben von Demokratie und Freüieit" ab- 
gesehen habe, wie es m der Ansprache an den Kongreß vom 4. De- 
zember 1917 hetfit. Der letzte Punkt der 14 Punkte der Rede vom 
8. Januar 19 18 betrifft den Völkerbundgedanken — eine allgemeine 
Vereinigtmg der Völker unter bestinunten Vertragsbedingungen» 
um großen wie kleinen Nationen gleichermaßen ihre politische 
Unabhängigkeit und die Unverletzlichkeit ihres Gebietes zu ge- 
währleisten. Gewiß versicherte Wilson, daß seine 14 Punkte, 
also auch dieser letzte, Deutschinnds Größe nicht schmälern sollten; 
es sollte Deutschland kein Unrecht geschehen, es sollte seinen 
glcichberechtigenden Platz unter den Völkern der Welt haben — 
aber keinen Herrscherplatz. Wenn es der Fehler des Präsidenten 
Wilson war, in seinen Kundgebungen eine zwar wohlklingende» 
aber wenig konkrete Sprache zu gebrauchen, so kann man ihm 
wenigstens dies nicht zum Vorwurf machen» daß er seine Absicht, 
für Deutschland einen Frieden der Gerechtigkeit her beizuföhren» 
irgendwie zweideutig geäußert hätte. Er lat dieses Ziel so oh 
wiederholt, daß gar kein Zweifel darüber bestehen kann. Vielleicht 
ist er sich selbst aber nicht klar darüber geworden^ wie ja Selbst- 
erkenntnis und Selbstkritik sicher seine schwächste Seite waren, 
daß sein Kampf gegen Deutschland, sein Kampf gegen die deutsche 
Autokratie sich immer mehr auswuchs zu emem Kampf gegen die 
deutschen Interessen überhaupt. Er war politisch zu unerfahren, 
um diese Unterschiede und Entwicklungen bei sich selbst wahr- 
zunehmen. Die Völkerbundsidee ibt von Wilson besonders ein- 
gehend in der Mount Vemon-Rede und in der Rede vom 27. Sep- 
tember behandelt worden* In der letzteren hat er die Grfindttng 
des Völkerbundes den wesentlichsten Teil des Friedensschlusses 
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genannt. Die Entwickclung, die wir angedeutet haben, ist damit 
bei ihm zum Absciiiuß gediehen. Als er nach Europa reiste, ist 
er als Prophet des Völkerbundes aufgetreten, empfangen und — 
kaltgestellt worden. Clemenoeatt und Uoyd George haben dem 
Präsidenten gern seinen Willen für den ersten Teil des Friedens- 
vertrages, den Vdlkerbundvertrag» gelassen, wenn die späteren Teile 
nur nach ihrem Geschmack ausfielen. 

Wesentlich glücklicher als Wilson ist der Papst in seiner 
Vertretung des Gedankens der internatioiialen Rechtsorganisation 
gewesen. Seine Note vom i. August 1917 fordert als Ausgangs- 
punkt, daß an die Stelle der materiellen Gewalt der Waffen die 
sittliche Macht des Rechts trete; daraus ließe sich ein gerechtes 
und gemeinsames Abkommen ableiten über die gleichzeitige und 
gleichmäßige Verminderung des Rüstungswesens. So könnte 
an Stelle der Heere das Schiedsgericht treten. Von diesen Re^ 
formen hoffte der Papst eine günsuge Erneuerung des Völker- 
verbandes; einen VoUccrbund fordert er nicht ausdrücklich. Es 
ist klar, daß für den Vatikan der Völkerbund ja schon aus sub- 
jektiven Gründen wegen der Frage seiner Teilnehmerschafc ein 
schwieriges Problem war; aber auch, ganz allgemein angesehen, 
schien sich für den Vatikan diese positive Gestaltung erst aus 
dem Friedenszustand als solchen ergeben zu können. 

In Deutschland ist der Gedanke der internationalen Rechts- 
organisation von einer kleinen Gruppe von fortgeschrittenen 
Geistern vor dem Kriege und wahrend des Krieges tapfer und un- 
erschrocken vertreten worden. In der Petition des Bundes ,,Neues 
Vaterland*' vom Anfang Juni 191 5 heißt es: „Ein wesentlicher Teil 
der künftigen Friedenssicherung ist gerade in der Weiterbfldimg 
des internationalen Rechts, zu dem sich nach der furchtbaren 
Efschfltterung dieses Krieges die Völker flüchten v erden, und in 
einem System internationaler Verträge zu suchen. Daß Deutsch- 
land dabei fördernd mitarbeitet, ist unsere Hoffnung. Es hat 
angesichts seiner Haltung auf den beiden Haager Konferenzen 
viel nachzuholen und wiederguTzumachen/* Die Militärbehörden 
haben den Verfechtern dieser Idee das Leben bitter schwer gemacht. 
Eine Reihe von Fällen sind bekannt geworden, die beweisen, daß 
es während des Krieges in Deutschland genügte, als „Paziffat" 
ZU gelten, um militärisch tmd bürgerlich mehr als schlecht be- 
handelt zu werden. In Österreich ist der Gedanke der inter- 
nationalen Rechtsorganisation früher durchgedrungen, auch in die 
wirklich leitenden Stellen, als in Deutschland. In setner Rede vom 
2* Oktober 19 17 hat Graf Csemin gefordert, daß Europa nach dem 
Kriege auf eine neue internationale Rechtsbasis gestellt werden 
müsse. Diese Rechtsbask müsse die Sicherheit bieten, daß es 
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keine Revanchekriege mehr geben könne, daß das schiedsgencht- 
h'che Verfahren und die internationale Weltabrüstung durchgeführt 
würden. Der Krieg, so sagte er, als Mittel der Politik muß be- 
kämpft werden. Er verlangte von jedem Staat, daß er etwas von 
seiner Selbständigkeit aufgebe, um den Weltfrieden zu sichern*). 

Graf Czernin bezeugt., daß er nach dieser seiner Rede in Berlin 
iiidit unfreiuidlich» aber mttleidig behandelt wurde^ wie jemand, 
der getsteskrank geworden ist. ,,Man vermied nach Möglidikeit 
dieses Thema, man behandelte mich schonend und berührte die 
Wahnvorstellungen lieber nicht."*) Dies gilt natOrlich in der Haupt- 
sache von den Kreisen der Obersten Heeresleitung und den politischen 
Persönlichkeiten, die siöh nach ihnen richteten. Seit jener Rede 
Bcthminn HolKvegs vom November 1916 sind die völkerbunds- 
freundiichen Bcsirebungen von den deutschen Mehrheitsparteien 
mit warmer Sympathie unterstützt worden. Die Friedensresoiution 
vom Juli 1917 sprach von der dauernden Versöhnung der Völker 
als dem Ziele, das durch den Frieden zu erreichen sei: „Der Reichs- 
tag wird die Schaffung internationaler Rechtsorganisationen tat- 
kiiftig fördern." In seiner Rede vom 24. Januar 1918 begrüßte Graf 
Hertling den Völkerbundgedanken lebhaft und erklärte» daß 
Deutschland gern nach der Regelung aller schwebenden Fragen 
die Grundlage eines gerechten Völkerbundes näher prüfen wolle. 
In den ersten Monaten des Jahres 1918, also in einer militärisch 
durchaus günstigen Lage, begannen die Vorarbeiten zur Gründung 
einer Zentrale für Völkerbundsnrbeit in Deutschland. Sie ist als 
„Deutsche Liga für Völkerbund" im Dezember 19 18 ins Leben 
getreten. Die Fassung des Friedensvertrages hat es ihr freilich 
schwer gemacht, den Gedanken der internationalen Rechtsorgani- 
sation in Deutschland zu verbreiten. Aber man darf wohl sagen, 
daß dieser Gedanke ein ^ hdier und zu notwendiger ist, als daß 
er durch die schwache Politik des Präsidenten Wilson entwertet 
werden könnte. Die Völkerbundsatzung des Friedensvertrages 
von Versailles hat eine Menge schwerwiegender materieller und 
formaler Fehler. Ihre Entwicklungsbedürftigkeit ist unbestritten. 
Die Zukunft muß zeigen, ob der Pariser Völkerbund lediglich ein 
Instrument zur Durchführung eines unmöglichen und betrüge- 
rischen Friedens ist, oder ob er dem ewigen Gedanken des Rechts 
und der Gerechtigkeit doch noch so viel praktische Wirksamkeit 
wird abgewinnen können, daß Deutschland im Völkerbund der 
Zukunft leben kann. Mag der Völkerbund von Versailles an seiner 
eigenen Unproduktivität zugrunde gehen: der Gedanke der inter- 
nationalen Rechtsorganisation bleibt^ was er ist. Er wird sich 

^) Czeniin, Im Weltkrieg, S. asSf. 
*) Gscniiii, Im Weltkrieg, S. 350. 
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dann neue Daseinsformen schaffen. Deutschlands Zukunft ist 
jedenfalls allein mit der Zukunft dieses Gedankens verb Linden. 

• Was Parlamentarismus und allgemeines Wahlrecht mnerpolitisch 
bedeuten, das bedeutet der Völkerbundgedanke außenpohtisch. 
Darm bestand ja gerade die große Verblendung der rechtsstehenden 
Parteien in Deutschland, daß sie glaubten, ein modernes Volk 
könnte außenpolitisch und, innenpolitisch prinzipiell Sonderwege 
gehen. Es gibt keinen schwereren histoiisclien Irrtum. Seit dun 
Untergang der antiken Welt ist das werdende europäische Staaten- 
system cfaarakterisKrt durch politische Daseinsformen, die im 
wesentlidien gleichartig sind. Feudalität, Absolutismus, Parla- 
mentarismus gehören der gesamten europäischen Kulturwelt an, 
sie haben sich überall prinzipiell durchgesetzt. Und ebenso sind ^ 
die großen außenpolitischen Prinzipien allgemein-eyropäischer / 
Natur. Auf den Gedanken der europäischen Hegemonie, der 
von den deutschen Kaisern, von den französischen Kön gen und 
zuletzt von Napoleon I. vertreten worden ist, ist der Gedanke des 
europäischen Gleichgewichts gefo^, der die kleineren Mächte 
aufkommen Utß, der von England im Interesse seiner überseeischen 
Machtstellung auf das lebhafteste befäidert worden ist» der aber 
ta einem friedlichen Zusammenleben in Europa deshalb nicht 
fuhren konnte» weil er jene Politik der Bündnisse heraufbeschwor, die 
eine der wesentlichsten Ursachen des Weltkrieges geworden ist. 
Wenn der Feudahtät außenpolitisch der Gedanke der Weltherr- 
schaft, wenn dem Absolutismus außenpolitisch der Gedanke des 
Mäch tegieichge wich ts entsprach, so ist die notwendige außen- 
politische Ergänzung des Parlamentarismus der Gedanke: der 
internationalen Rechtsorganisation. Dieser Gedanke ist so zwangs- 
läufig, daß heute sein etwaiges zeitweiliges Versagen nur als ein 
£Qr das Gesamtergebnis unerheblicher gescfaichtlkher Zwischen- 
fall betrachtet werden muß* 

Deutschland hat durch den Weltkrieg das Schicksal Spaniens 
und Schwedens erfahren müssen. Auch diese Mächte sind von 
einer hohen Weltstellung heruntergestürzt worden. Sie haben 
trotzdem weitergelebt und nehmen eine geachtete und würdige 
Stellung in der Familie der Nationen ein. Das Reich Karls V. ist 
freilich nie wieder hergestellt worden, und kein schwedischer 
König durfte es wagen, den Weg zn beschreiten, den Gustav Adolf 
und Karl X. eingeschlagen iiabea und den Karl XII. bis zur Selbst- 
vemichtung verfolgt hat. In vier großen Sphären des inter- 
nationalen Lebens hat sich, wie wir sahen, das Deutsche Reich 
nach Bismarcfcs Abgang zu he&di^ vecsudit. Nichts ist davon 
heute mehr Übrig* Die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
ihm den Gewal^eden mit aufgezwungen, die Kolonien sind ver- 
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loren, die Arbeit im Orient und Ostasien ist vernichtet. Deutschland 
hat keine Verbündeten mehr. Es ist ganz auf sich selbst gestellt. 

Aber es ist noch viel mehr verloren. Friedrich der Große 
hinterheß bei seinem Tode ein Preußen, das heute nicht mehr so 
vorhanden ist. Wai> 1813 eibtrebi und 1870 errungen worden ist, 
ist zerschlagen. Deutschland ist zurückgeworfea auf einen po- 
Httsdien und wurtsdhafdicbeti Stand, mit dem es fiberhaupt keine 
direkte Tradition mehr verbindet* Es muß sich im e^entlichsten 
Sinne des Wortes erst wieder selbst erkennen. Die Revolution von 
T918 hat für diese Verluste keinen Ersatz geschaffen. Sie war eine 
Revolution der Verzweiflung, eine Art innerpolitischer Unter- 
haltung, weil außenpolitisch alles vorbei war. Deutschland hat 
kein Tnlent für Revolutionen, Die Revolution von 1848 war ein 
Anfang oh le Ende; die Revolution von 1918 war em Ende ohne 
Anfang. Sie beide zusammen ergeben noch keine revolutionäre 
Bewegung von der schöpferischen und völkerstählenden Kraft, 
wie sie die englische Revolution des 17. und die französische Revo- 
lution des z8. Jahrhunderts gehabt haben. Deutschland muß in 
Zukunft ätißerlich eine kleinbürgerliche kontinentale Existenz 
f&hren. Es ist vom Weltmeer abgesdmitten und von allem Großen» 
was in der Welt geschieht* Die heutige Generation sieht in diesem 
Frieden ztmächst noch etwas Positives, weü er kein Krieg mehr ist. 
Sie wird allmählich begreifen, was dieser Friede bedeutet. Die 
Weite des Lebens ist dem neuen Deutschland versagt. Es bleibt 
ihm nur die Tiefe übrig. Der Verständigungsfriede war während 
des Krieges das Ziel der besten und einsichtigsten deutschen 
Politiker. Dem Gewaltfrieden von Versailles muß politisch der 
Gedanke des Verständigungsfriedens immer wieder entgegen- 
gehalten werden, als die Mögh'chkeit, die allein Europa und der 
Welt eine ruhige Zukunft sichert. Es kann und muß ein andetes 
Mittel der Revision gefunden werden als der YSlkerkrieg* Ein 
neuer Valkervertrj^ empfiehlt sich nicht; der Weg der Sonder- 
verträge zmschtn den Einzelinteressenten muß beschritten werden. 
Neue Fragen tauchen auf, gegenüber denen die Kämpfe um na- 
tionale Grenzen vielleicht geringfügig erscheinen. Wenn die 
großen Gehirnmenschen, für die das demokratische Europa der 
Arbeitsstoff werden wird, sich wirklich mit ihren Schöpfungen 
durchsetzen, dann besteht die Aussicht, daß der Krieg als Mittel 
des internationdlen Verkehrs abstirbt. Nicht der Humanitäts- 
gedanke, nicht die Idee des Mitleids wird aliein den Krieg töten. 
Er würde ja sonst schon lange nicht mehr da sein. Nur neue Ziele, 
die männliche Kraft und männlichen Betätigungsdrang ergreifen^ 
Ziele der Arbeit« Ziele der Erschließung von Kräften, Entdecktmgen 
und Effindungen können den Krieg verdrängen. 
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Diejenigen, die 1918 im Herbst haben weiterkämpfen wollen 
und dir* dnnn im Sommer iQio den Frieden von Verf^ailles nicht 
hal)cn unterschreiben mögen, pflegen von der verlorenen Ehre 
Deutschlands zu reden. Vielleicht ist es nicht möglich, sich einen 
noch schlimmeren Zusammenbruch zu denken. Die Geschichte 
bietet wenigstens kein Beispiel. Aber nehmen wir einen noch 
schlimmeren Zusammenbruch an: die Ehre eines Vcdkes ist von 
seinem Kriegsglfidc und dem politischen Gesdudc seiner Staats- 
männer nicht abhängig. Was Deutschland erlebt hat» das hat 
es als Gesamtnation erlebt und vielleicht erleben müssen. In diesen 
Erlebnissen als soldien liegt ein unverlierbarer Wert und eine 
Bürgschaft für eine geachtete, für eine kraftvolle Fortentwickclung. 
Auch heute noch gilt das Wort Theodor Körner<>, daß Deutschland 
wohl fallen, aber nicht sinken könne. Die Überzeugung hiervon 
vermag allein den tiefen Schmerz des Vaterlandsfreundes zu hndem. 
Deutschland ist seiner Zukunft auf alle Fälle gewiß. 
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